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Editorial: Ökologie in der Krise 


Mit der Finanz- und Wirtschaftskrise ge- 
raten auch ökologische Probleme wieder 
verstärkt in die Diskussion. Allerdings 
bleibt bis jetzt noch unklar, ob die Krise 
eher dazu führen wird, die Bearbeitung 
ökologischer Probleme zu verschieben, 
oder ob die diversen Konjunkturpro- 
gramme einen „Grünen Kapitalismus“ 
befördern können. Dementsprechend 
ging es in den bislang geführten Debat- 
ten vor allem darum, ob nicht „mehr“ 
und „effizientere“ Klimapolitik notwen- 
dig wäre. Gleichzeitig wird befürchtet, 
dass der nächste UN-Klimagipfel im De- 
zember in Kopenhagen keinerlei prak- 
tisch relevante Ergebenisse liefern wird. 

Solche Ökologiedebatten sind zu einem 
guten Teil technokratisch eng geführt 
und weitgehend unkritisch gegenüber 
den gesellschaftlichen Bedingungen jener 
Produktionsweise, die unter ökologischen 
Gesichtspunkten kritisiert wird. Dasselbe 
gt auch für die meisten der vorgeschla- 
genen oder schon teilweise umgesetzten 
Maßnahmen. So wird im Rahmen des 
Emissionshandels versucht, das Problem 
des CO2-Ausstoßes rein marktwirtschaft- 
lich zu lösen (vgl. dazu den Beitrag von 
Achim Brunnengräber). Die Debatte 
konzentriert sich dann auch wenig über- 
raschend auf die rein marktwirtschaftli- 
chen Mängel dieses Ansatzes, dass z.B. in 
Deutschland die „Verschmutzungsrechte“ 
zunächst kostenlos zugeteilt wurden, den 
Kunden aber als Kosten in Rechnung ge- 
stellt werden konnten etc. Die Grundlage 
des ganzen Konzeptes, dass ökologische 
Probleme im Medium derselben kapita- 
listischen Konkurrenz gelöst werden sol- 


len, die maßgeblich zur Existenz des 
Problems beigetragen hat, bleibt nicht 
nur praktisch, sondern auch in der theo- 
retischen Diskussion weitgehend außen 
vor. Damit wird ganz selbstverständlich 
der Standpunkt des „ideellen Gesamtka- 
pitalisten“ eingenommen, der ermittelt, 
welche Einschränkungen der Verwer- 
tungsmöglichkeiten hingenommen wer- 
den müssen, damit die Kapitalverwertung 
langfristig möglich bleibt. 

Ahnlich verhält es sich bei dem in letzter 
Zeit vermehrt diskutierten „Biosprit“. 
Mit der Benzingewinnung aus „nach- 
wachsenden Rohstoffen“ soll auf die zur 
Neige gehenden Ölressourcen reagiert 
werden. Es wird also versucht, sich einer- 
seits vom fossilistischen Energieregime 
zu verabschieden, aber ansonsten mög- 
lichst nichts zu ändern. Dass der Biosprit 
irgendwann einmal für den energiefres- 
senden Individualverkehr ausreichen 
könnte, ist nicht absehbar (darauf hat 
Hartwig Berger bereits in PROKLA 136, 
September 2004 hingewiesen). Dort, wo 
jene nachwachsenden Rohstoffe aber 
massenhaft angepflanzt werden, führt 
dies zu erheblichen ökologischen und 
sozialen Problemen, wie Oliver Pye in 
seinem Artikel aufzeigt. Biosprit ist nicht 
nur eine Beruhigungspille, es ist zugleich 
eine für viele Menschen außerordentlich 
schädliche Pille. 

Absurd, aber deswegen nicht unbedingt 
wirkungslos, mutet der Versuch der CDU 
an, Atomenergie als „Öko-Energie“ an- 
zupreisen. Zwar wird dieses Argument 
inzwischen nicht mehr offensiv benutzt, 
an einer Verlängerung der Laufzeiten der 
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bestehenden Atomkraftwerke wird aber 
nach wie vor festgehalten. Ob tatsächlich 
eine umfassende Renaissance der Atom- 
energie bevorsteht, wird in dem Artikel 
von Lutz Mez und Mycle Schneider un- 
tersucht, die zu einem eher negativen Er- 
gebnis kommen: aufgrund fehlender 
sachlicher wie auch personeller Voraus- 
setzungen ist zumindest kurzfristig ein 
neues Bauprogramm für Kernkraftwerke 
nicht zu befürchten. Doch bleibt die zu 
erwartende Laufzeitverlängerung beste- 
hender Anlagen schon schlimm genug. 
Technokratisch beschränkt bleiben auch 
die verschiedenen sozialdemokratisch- 
grünen Konzepte eines „Grünen Kapita- 
lismus“. Es wird eine ökologische Mo- 
dernisierung des Kapitalismus gefordert, 
die die repressive Seite des Kapitalismus 
ignoriert und die von den kapitalisti- 
schen Metropolen beförderte „imperiale 
Lebensweise“ nicht im mindesten in Fra- 
ge stellt: Das „Grüne“, mit dem der Ka- 
pitalismus ergänzt werden soll, wird nicht 
zuletzt damit begründet, Wettbewerbs- 
vorteile in der internationalen Konkur- 
renz zu erzielen (vgl. dazu den Einspruch 
von Ulrich Brand). 

Sollen sich die ökologischen Debatten 
nicht auf den Versuch reduzieren, sich 
als der bessere „ideelle Gesamtkapitalist“ 
ın Szene zu setzen, muss die Kritik etwas 
tiefer ansetzen. Christine Bauhardt weist 
in ihrem Beitrag darauf hin, dass in den 
gängigen Konzepten „nachhaltiger Res- 
sourcenpolitik“ Geschlechterverhältnisse 
ausgeblendet bleiben. Dies stellt kein 
bloß akademisches Manko dar, sondern 
wirkt sich auch ganz praktisch aus, in- 
dem bestehende Ungleichheiten durch 
Projekte, die eigentlich dem „Empower- 
ment“ armer Bevölkerungsschichten die- 
nen sollen, die ungleichen Geschlechter- 
verhältnisse noch verstärken. 

Nicht nur Geschlechterverhältnisse auch 
Arbeitsverhältnisse werden in den ökolo- 
gischen Diskursen häufig ausgeblendet. 
Ökologisch schädliche Produktionspro- 
zesse sind aber zugleich kapitalistisch be- 
stimmte Arbeitsprozesse und damit in- 
nerbetriebliche  Herrschaftsverhältnisse. 


Frieder Otto Wolf, Pia Paust-Lassen und 
Gerd Peter blicken auf das sozialdemo- 
kratische Programm „Humanisierung der 
Arbeit“ zurück und fragen, was sich dar- 
aus für eine heutige Verbindung von po- 
litischer Ökologie und einer „Arbeitspo- 
litik von unten“ lernen lässt. 

Die selbstverständliche Rede von „Öko- 
logie“ und „Natur“ verdeckt eine ganze 
Reihe grundsätzlicher konzeptioneller 
Probleme. Dass Natur ein leerer Signifi- 
kant ist, der immer wieder erneut mit 
Bedeutung gefüllt werden muss, wird von 
Erik Swyngedouw herausgestellt. Die 
scheinbar gegebene Natur mit ihren 
Gleichgewichten, entpuppt sich vielmehr 
als eine sozial bestimmte Konstruktion. 
Indem dieser konstruktive Charakter aber 
ausgeblendet wird, werden ökologische 
Probleme zu reinen Sachproblemen, die 
anscheinend nur von Sachgesetzen be- 
stimmt sind und damit einem politi- 
schen Diskurs (in welcher Natur wollen 
wir auf welche Weise leben?) entzogen 
werden. 

Solche konzeptionellen Probleme ziehen 
sich auch durch verschiedene ökomarxis- 
tische Ansätze, die von Kristina Dietz 
und Markus Wissen kritisch untersucht 
werden. Zwar ist bei diesen Ansätzen 
durchaus ein Bewusstsein davon vorhan- 
den, dass wir es nicht einfach mit Natur 
zu tun haben, sondern mit „gesellschaft- 
lichen Naturverhältnissen“ doch liegt der 
Fokus der Betrachtung dabei normaler- 
weise auf strukturellen Widersprüchen, 
die vom Kapitalismus produziert werden. 
Inwiefern die gesellschaftlichen Natur- 
verhältnisse tatsächlich Resultat sozialer 
Auseinandersetzungen sind, bleibt dage- 
gen unterbelichtet. 


won 


Außerhalb des Heftschwerpunkts unter- 
sucht Ellen David Friedman die Entwick- 
lung der US-amerikanischen und der 
chinesischen Gewerkschaften in den letz- 
ten Jahrzehnten und stellt - trotz erheb- 
licher Unterschiede - auch eine Reihe 
von Parallelen fest. Mit der immer weiter 
zunehmenden Weltmarktintegration 
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Chinas, kommt der Art und Weise wie tung für zukünftige soziale Auseinander- 
sich die chinesischen Gewerkschaften setzungen zu - nicht nur in China, son- 
weiterentwickeln eine erhebliche Bedeu- dern auch weltweit. 


PROKLA 157 Der Blutige Ernst: Krise und Politik (Dezember 2009) 


Was hierzulande als konjunktureller Abschwung und in den USA als Immobilienkrise 
begann, ist dabei sich zu einer Weltwirtschaftskrise- zu entwickeln, deren ganzes Aus- 
maß noch immer nicht abzuschätzen ist. Tiefgreifende Krisen sind üblicherweise Pha- 
sen, in denen sich die jeweilige historische Gestalt der kapitalistischen Produktionswei- 
se verändert. Bislang war es vor allem die staatliche Politik, die durch die Krise eine 
Aufwertung erfahren hat. Galt innerhalb des neoliberalen Diskurses, der in den letzten 
Jahren vorherrschte, die staatliche Politik gleichermaßen als unfähig (da der Markt al- 
les besser könne) und ohnmächtig (angesichts der Globalisierung bliebe den National- 
staaten sowieso keine Eingriffsmöglichkeiten mehr), so wird nun von allen Seiten nach 
dem Staat als Retter gerufen. Wird sich dadurch das Verhältnis von Politik und Öko- 
nomie nachhaltig verändern? Werden wir erneut einen „regulierten“ Kapitalismus erle- 
ben? Und wem nützt er? Welche Klassen(fraktionen) werden zu den Gewinnern bzw. 
den Verlierern der Krise gehören? Die Kosten der Krisenbewältigung werden gewaltig 
sein, aber wer wird sie zu tragen haben? Die Krise hat auch eine internationale Dimen- 
sion, sie wird die relative Stärke der großen kapitalistischen Ökonomien verändern, 
auch hier wird es Gewinner und Verlierer geben. Welche weltwirtschaftlichen, aber 
auch weltpolitischen Verschiebungen, welche Konfliktlinien zeichnen sich ab? 


PROKLA 158: Postkoloniale Studien als 
Kritische Sozialwissenschaft (März 2010) 


Postkoloniale Studien haben sich in den letzten dreißig Jahren als transdisziplinäres 
und globales Wissensfeld etabliert, das - zunächst vor allem in der anglo- 
amerikanischen Literatur- und Kulturwissenschaft angesiedelt - zunehmend auch die 
Sozialwissenschaften der verschiedenen Kontinente erfasst. Es werden die Nachwirkun- 
gen des Kolonialismus sowohl im ‚globalen Süden‘ als auch im ‚globalen Norden‘ un- 
tersucht. Entsprechend betrachtet postkoloniale Forschung die ‚westliche Moderne‘ 
und ‚Zivilisation‘ als Ergebnis kolonialer Kontakte und Konfrontationen, betont die 
(neo)koloniale Gewalt, die militärisch, ökonomisch, politisch und diskursiv im Namen 
von Aufklärung, Fortschritt, Entwicklung etc. ausgeübt wurde und wird, und weist 
zugleich den prekären wie auch umkämpften Charakter (neo)kolonialer Konstellatio- 
nen nach. In unserem Heft sollen sowohl das kritische Potential dieses Ansatzes als 
auch einige blinde Flecken und unreflektierte Ansprüche der bisherigen Theoriebil- 
dung angegangen werden. Die Ausgabe erfolgt in Kooperation mit der Zeitschrift Pe- 
tipherie, die für 2010 ebenfalls einen Heftschwerpunkt zu postkolonialer Forschung 
plant. Während die Peripherie sich primär mit dem Themenkomplex ‚Entwicklung‘ 
und Entwicklungspolitik befassen wird, beabsichtigt die PROKLA an postkoloniale In- 
terventionen anzuknüpfen, wie sie vor allem in der transnationalen Demokratisierungs- 
und Migrationsforschung, den Internationalen Beziehungen, aber auch der metropoli- 
tanen und globalen Geschichtsschreibung statt gefunden haben. 


Kristina Dietz, Markus Wissen 


Kapitalismus und „natürliche Grenzen” 
Eine kritische Diskussion ökomarxistischer Zugänge 
zur ökologischen Krise! 


Angesichts der sich immer deutlicher abzeichnenden Folgen des Klimawandels 
scheint die Rede von den „Belastungs“- oder „Tragfähigkeitsgrenzen“ der Erde 
aktueller denn je zu sein. Bekannt geworden ist die Grenzen-Metapher vor al- 
lem durch die Studie des Club of Rome von 1972 (Meadows et al. 1972). Sie 
trägt den Titel „Die Grenzen des Wachstums“ und fordert den Verzicht auf 
ein weiteres Wachstum der Weltbevölkerung sowie des globalen Material- und 
Energieverbrauchs als Voraussetzung für ein Überleben sicherndes „globales 
Gleichgewicht“. Heute stehen die Treibhausgas-Emissionen im Vordergrund 
von Grenzen-Debatten. Diese - so die Botschaft einschlägiger Studien und 
Szenarien (Stern 2006, IPCC 2007) - müssen in den kommenden Jahren dras- 
tisch reduziert werden, um den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur 
auf höchstens zwei Grad Celsius zu begrenzen und damit den Klimawandel 
beherrschbar zu halten. Gefordert sei ein selektives Wachstum von „Zu- 
kunftsmärkten“, die der Nachhaltigkeit und der Lebensqualität dienen. Dage- 
gen solle schrumpfen, „was die Übernutzung von Ressourcen und Senken so- 
wie die Risikoverlagerung begünstigt oder den sozialen Zusammenhalt beschä- 
digt“ (Wuppertal Institut 2008: 113). 

Zwischen der Debatte der 1970er Jahre und den aktuellen Diskussionen gibt 
es einen wichtigen Unterschied. Damals galt das Bevölkerungswachstum in eı- 
nem malthusianischen? Sinne als jene Bedrohung, die die Erde an ıhre „natür- 


1 Die Idee zu diesem Beitrag geht auf einen gemeinsamen Vortrag zurück, den wır anlässlich des 
BUKO Seminars: „Wie grün soll die Linke sein? Herrschende Naturverhältnisse und emanzipatori- 
sche Alternativen“ im Februar 2008 in Meuchefitz (Wendland) gehalten haben. Für wichtige Kom- 
mentare einer früheren Fassung des Beitrags danken wir Ulrich Brand und Achım Brunnengräber. 

2 Der Ökonom Thomas Robert Malthus (1766-1834) identifizierte in seinem 1798 erschiene- 
nen Buch Essay on the Principle of Population dıe „Überbevölkerung“ als zentrales gesell- 
schaftliches Problem. Sie resultiere daraus, dass die Bevölkerungszahl exponentiell, die Nah- 
rungsmittelproduktion aber nur linear steige. Malthus sah hierin eine Gesetzmäfßigkeit, er 
hatte also keinen Begriff von unterschiedlichen Produktionsweisen bzw. Gesellschaftsforma- 
tionen. Die Beschreibungen der ökologischen Krise im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts 
folgten oft malthusianischen Argumentationsmustern, insofern sie einen sozial - d.h. durch 
Klassen-, Geschlechter- oder rassistische Unterdrückungsverhältnisse - nicht weiter vermittelten 
Zusammenhang zwischen menschlichen Aktivitäten und Umweltproblemen unterstellten. 
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lichen Grenzen“ führt (Ehrlich 1968, Hardin 1968). Die Umwelt wurde begrif- 
fen als „eine endliche Quelle grundsätzlich unveränderlicher und wesentlicher 
Elemente, die dem menschlichen Handeln absolute Grenzen setzen“ (Robbins 
2004: 8). Die gesellschaftlichen Verhältnisse, die sich in die Natur einschrei- 
ben, wurden dadurch naturalisiert und konzeptionell zum Verschwinden ge- 
bracht. Heute dagegen werden „natürliche Grenzen“ meist als sozial vermittelt 
konzeptualisiert (obgleich ım Kontext der Klimawandelfolgen in Ländern des 
Südens dıe Frage des Bevölkerungswachstums nach wie vor als ein zentrales 
„Belastungs“-Problem benannt wird). Dies dürfte auch ein Verdienst ökomar- 
xistischer Arbeiten sein, die die malthusianischen Prämissen älterer Deutungen 
der ökologischen Krise schon früh kritisiert und den sozialen Charakter dieser 
Krise sowie den politischen Charakter der Krisendefinitionen deutlich ge- 
macht haben. Die Grenzen der Belastbarkeit von Natur sind demnach durch 
die kapitalistische Produktionsweise vermittelt. Dieses Begriffsverständnis 
knüpft an Marx’ und Engels’ „doppelte Strategie gegen Malthus“ an: „das 
Bestreiten von natürlich gesetzten Grenzen, aber das Anerkennen von histo- 
risch veränderlichen sozial gesetzten Grenzen“ (Benton 1989: 60; vgl 
O’Connor 1998: Kap. 6). 
Okomarzistische Zugänge zur ökologischen Krise, und hierin vor allem das 
Konzept der „Grenze“, stehen im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen 
Ziel ist es, ihre Potenziale und Restriktionen sowohl theoretisch als auch Er 
pirisch, d.h. in Bezug auf ihren Erklärungswert für aktuelle ökologische Kri- 
senphänomene, auszuloten. Unsere These ist, dass das Grenzen-Konzept, wie 
es im Okomarxismus Verwendung findet, weiter spezifiziert und stärker mit 
anderen, sich ebenfalls auf Marx berufenden Zugängen zur ökologischen Krise 
verbunden werden muss. Konkret gilt es, den unterschiedlichen Formen einer 
politischen Bearbeitung der ökologischen Krise, mittels derer kapitalistische 
Gesellschaftsformationen ihre Grenzen hinausschieben können, mehr Beach- 
tung zu schenken. Ferner sollten neben den globalen und systemischen Be- 
drohungen, die vor allem in der Zukunft ihre Wirkung entfalten, auch die lo- 
kalen Konflikte, in denen sich die ökologische Krise bereits heute auf vielfälti- 
ge Art und Weise artikuliert, stärker in Rechnung gestellt werden. 

Im folgenden Abschnitt rekonstruieren wir die ideen- und zeitgeschichtlichen 
Hintergründe sowie zentrale Aussagen und wichtige Einsichten des Ökomar- 
xismus. Auf einer allgemeinen Ebene zeichnet sich letzterer dadurch aus, dass 
er zum einen die Aussagen von Marx über ökologische Fragen rekonstruiert 
Marx also als einen Kritiker der ökologischen Konsequenzen des Kapitaliertuns 
liest (Castree 2000: 18), und zum anderen die ökologische Destruktivität des 
Kapitalismus mit den zentralen Kategorien der (ökonomischen) Schriften von 
Marx begreift. Unter diese allgemeine Definition fallen viele Beiträge, von de- 
nen wir hier nur eine Auswahl behandeln können. Wir konzentrieren uns auf 
solche Arbeiten, in denen der Begriff der Grenze eine zentrale Rolle spielt, in 
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denen also anknüpfend an Marx und über diesen hinausgehend ein Konzept 
der Krise und Grenze der kapitalistischen Produktionsweise entwickelt wird, 
das auf deren ökologischer Destruktivität beruht. Im Vordergrund stehen die 
Arbeiten von James O’Connor, Elmar Altvater und Ted Benton.’ Im zweiten 
Abschnitt problematisieren wir das Grenzen-Konzept, indem wir die Verschie- 
denheit kapitalistischer Naturverhältnisse und ökologischer Krisenphänomene 
herausarbeiten. Zu diesem Zweck verbinden wir zentrale Einsichten des Öko- 
marxismus mit solchen des Konzepts der gesellschaftlichen Naturverhältnisse 
sowie der critical political ecology und illustrieren unsere Ausführungen mit 


aktuellen empirischen Beispielen. 


1. Der ökomarxistische Begriff von den natürlichen Grenzen 


Ökologische Fragen fanden in der marxistischen Tradition lange Zeit nur we- 
nig Beachtung. Benton (1989) und Lipietz (1998) haben hierfür verschiedene 
Ursachen benannt. Wie gesehen war die ökologische Debatte zu Beginn des 
letzten Drittels des 20. Jahrhunderts von malthusianischen Sichtweisen ge 
prägt. Gemäß Benton (1989: 52) hat dies dazu geführt, dass ökologische Poli- 
tik von ihren sozialistischen Kritikern mit einem „natural limits’ conserva- 
tism“ gleichgesetzt und zurückgewiesen wurde. Dazu kam, dass Umweltprob- 
leme von der aufkommenden Ökologiebewegung vorrangig als Menschheits- 
fragen verstanden wurden, wodurch ihr Klassencharakter im Dunklen blieb. 
Wenn sich letzterer zeigte, dann geschah dies nicht zuletzt derart, dass es sich 
bei den ProtagonistInnen des Umweltschutzes oft um Angehörige der Mittel- 
klasse handelte, deren Interesse an einer sauberen Umwelt nicht selten mit 
dem gewerkschaftlichen Interesse an der Schaffung und Sicherung von Ar- 
beitsplätzen - unabhängig von deren ökologischen Implikationen - kollidierte. 
Ökologischen Fragen wurde deshalb von der traditionellen Linken in der 
„Hierarchie der Bedürfnisse“ eher ein niedriger Stellenwert eingeräumt (vel. 
ebd.: 52).* Aber auch das Werk von Marx selbst, vor allem das Kapital, ıst 


3 Unser Fokus auf dem Grenzen-Konzept begründet, dass wichtige AutorInnen, die sich ebenfalls 
aus einer marxistischen Perspektive mit Natur und ökologischer Krise beschäftigt haben, hier 
entweder nicht oder nur am Rande behandelt bzw. zur Kritik der behandelten Ökomarxisten 
herangezogen werden. Das gilt etwa für Alfred Schmidt (1971) und seine Rekonstruktion des 
Marsschen Naturbegriffs, für David Harvey (1996) und seine Arbeit über die Produktion von 
Natur und sozial-räumlicher Ungleichheit oder für Alain Lipietz, der sich mit dem Verhältnis 
von Arbeiter- und Ökologiebewegung befasst und sich dabei explizit von den hier behandelten 
Ökomarzisten abgegrenzt hat (Lipietz 1998). Eine umfassendere Diskussion des Ökomarxismus, 
die neben den hier behandelten auch weitere von Marx inspirierte Arbeiten zu Natur und öko- 
logischer Krise berücksichtigt, findet sich in zwei wichtigen Beiträgen von Castree (2000, 2002). 

4  Lipietz (1998) hat allerdings darauf verwiesen, dass es neben wichtigen Unterschieden eine „Fa- 
milienähnlichkeit“ zwischen sozialistischer und ökologischer Politik gebe, die u.a. in dem Stre- 
ben nach „großen Veränderungen“ liegt. Dazu kommt, dass ökologische Fragen von Beginn an 
auch als Klassenfragen begriffen wurden, nämlich dann, wenn es um Gesundheit am Arbeits- 
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Benton und Lipietz zufolge aus einer ökologischen Perspektive problematisch. 
In ıhm geht es um den Doppelcharakter der Arbeit, der darin besteht, dass die 
kapitalistische Produktion gleichzeitig Arbeits- und Verwertungsprozess, abs- 
trakte, Wert schaffende Arbeit und konkrete, Natur transformierende und 
Gebrauchswert schaffende Arbeit, ist. Beide Prozesse sind nicht voneinander 
zu trennen. Es ist jedoch die abstrakte, Wert schaffende Arbeit, in der die Dy- 
namik der Kapitalakkumulation gründet und die deshalb den zentralen Ge- 
genstand des Marxschen Kapital darstellt. Dem Prozess der konkreten Arbeit 
hat Marx dagegen weniger Beachtung geschenkt. Vor allem, so die Kritik von 
Benton, hat er die natürlichen Bedingungen und Grenzen des Arbeitsprozesses 
gegenüber seinem schöpferischen, diese Grenzen transzendierenden und des- 
halb emanzipatorischen Potenzial vernachlässigt. Das Interesse von Marx galt 
der Herrschaft von Menschen über Menschen, weniger aber der Herrschaft 
der Menschen über die Natur. Letztere, so die Marx-Interpretation von Ben- 
ton und Lipietz, war eher ein Medium der Emanzipation: Durch die Trans- 
formation von Natur im Arbeitsprozess befreie sich die Menschheit von na- 
türlichen Zwängen und unterwerfe die Natur ihrer Kontrolle. Damit schaffe 
sie gleichzeitig die Voraussetzungen für die Überwindung herrschaftsförmiger 
Produktionsverhältnisse, mithin der Herrschaft von Menschen über Men- 
schen. Benton sieht hierin grundsätzliche Defizite und Grenzen im Konzept 
des Arbeitsprozesses bei Marx und Engels. „Each of these limits and defects 
contributes to an overall exaggeration of the potential transformative power of 
such labour-processes, at the expense of any full recognition of their contin- 
ued dependence upon and limitation by other non-productive labour- 
processes, by relatively or absolutely non-manipulable contextual conditions 

and by naturally mediated unintended consequences“ (Benton 1989: 74). 
Diese Einschätzung blieb in der ökomarxistischen Debatte nicht unwiderspro- 
chen. Foster etwa hat Marx gegen seine ökologischen und ökomarsistischen 
Kritikerlnnen mit dem Hinweis verteidigt, dass Marx, beeinflusst vor allem 
von Justus von Liebig und seinen Erkenntnissen über die chemische Zusam- 
mensetzung des Bodens, im Kapital die Unterbrechung des Bodennährstoff 
kreislaufs als ernsthaftes Problem thematisiert habe: Mit der Intensivierung der 
agrarischen Produktion im Zuge des Aufkommens der industriellen Landwirt- 
schaft werden dem Boden im großen Ausmaß Nährstoffe entzogen, aber - we- 
gen der forcierten Trennung von Stadt und Land und damit der Orte der Er- 
zeugung von den Orten des Verbrauchs - nicht wieder zugeführt.’ Die Repro- 


platz ging oder wenn die sozial unterschiedliche Vulnerabilität gegenüber ökologischen Bedro- 
hungen offenkundig war. Das erleichterte den Dialog zwischen traditioneller Linker und ökolo- 
gischen Bewegungen, auf den Benton (1989. 52) hinweist und den er sich zu stärken bemüht 

5 Siehe dazu den Abschnitt über „Große Industrie und Agrikultur“ des Kapitels Mischineiie 
und große Industrie“ im ersten Band des Kapital: „Mit dem stets wachsenden Üsassch der 
städtischen Bevölkerung, die sie in großen Zentren zusammenhäuft, häuft die kapitalistische 


duktion der Bodenfruchtbarkeit wird dadurch erschwert, die Böden werden 
ausgelaugt. „For Marx, this was part of the natural course of capitalist devel- 
opment“ (Foster 2000: 156). Als Konsequenz daraus habe Marx, so Fosters 
Schlussfolgerung, nicht nur die kapitalistische Landwirtschaft kritisiert, son- 
dern auch ein Konzept von ökologischer Nachhaltigkeit entwickelt (ebd.: 
164). Diese Verteidigung vernachlässigt jedoch einen aus der Perspektive ande- 
rer ökomarxistischer Autoren entscheidenden Punkt. Zwar hat sich Marx zwei- 
fellos mit den destruktiven Auswirkungen der kapitalistischen Produktionswer- 
se auf die menschliche und nicht-menschliche Natur beschäftigt (siehe dazu 
ausführlich Jacobs 1997); ebenso hat er thematisiert, dass schlechte Ernten zu 
ökonomischen Krisen führen können. Allerdings hat er, darauf weist 
O’Connor (1988) hin, keinen Begriff der spezifischen Krise der kapitalisti- 
schen Produktionsweise ausgearbeitet, die letztere durch ihre ökologische De- 
struktivität selbst heraufbeschwört. 

Marx ging es mithin primär um die ökologischen Folgen kapitalistischen 
Wirtschaftens, weniger aber um die systemischen Grenzen, die diese Folgen 
der kapitalistischen Produktionsweise setzen. Statt in den (externen) natürli- 
chen Bedingungen verortet er die systemischen Grenzen des Kapitalismus in 
seiner immanenten, im Verhältnis von Produktivkraftentwicklung und Produk- 
tionsverhältnissen wurzelnden Widersprüchlichkeit. Insofern hat Marx zwar 
einen Begriff der ökologischen Krise entwickelt. Was ihm aber fehlt bzw. was 
nur in Ansätzen bei ihm vorkommt,° ist eine ökologische Theorie der Krise 
der kapitalistischen Produktionsweise. 

Die Herausforderung, die sich dem Marxismus vor diesem Hintergrund und 
angesichts der Verschärfung der ökologischen Krise ab dem letzten Drittel des 
20. Jahrhunderts stellte, bestand somit darin, einen nicht-malthusianischen 
Begriff von den natürlichen Bedingungen und Grenzen der kapitalistischen 
Produktionsweise zu entwickeln. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist der 
bereits erwähnte programmatische Aufsatz O’Connors über „Capitalism, Na- 
ture, Socialism“ von 1988, der auch den Beginn des gleichnamigen Zeitschrif- 
tenprojekts markiert. Darin untersucht O’Connor die dem Kapital innewoh- 


Produktion einerseits die geschichtliche Bewegungskraft der Gesellschaft, stört sie andrerseits 
den Stoffwechsel zwischen Mensch und Erde, d.h. die Rückkehr der vom Menschen in der 
Form von Nahrungs- und Kleidungsmitteln vernutzten Bodenbestandteile zum Boden, also die 
ewige Naturbedingung dauernder Bodenfruchtbarkeit“ (MEW 23: 528). Insofern trifft auch die 
Auffassung von Czeskleba-Dupont und Tjaden (2008: 843) nicht zu, Marx klammere „die Re- 
produktion der Bevölkerung und des Naturhaushalts eines Gebiets [...] aus dem theoretischen 
Modell kapitalistischer Ökonomie aus“ (zur Kritik dieser Auffassung siehe auch Haug 2008). 

6 Siehe etwa die folgende Bemerkung, mit der der schon zitierte Abschnitt über „Große In- 
dustrie und Agrıikultur“ im ersten Band des Kapital endet: „Die kapitalistische Produktion 
entwickelt (..) nur die Technik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozes- 
ses, indem sie zugleich die Springquelien alles Reichtums untergräbt: die Erde und den Ar- 
beiter“ (MEW 23: 529 £.). 
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nende Tendenz, die Bedingungen kapitalistischer Produktion beständig zu un- 
tergraben, so dass diese nicht mehr in ausreichender Qualität und Quantität 
bzw. nur noch zu steigenden Kosten zur Verfügung stehen. Bei diesen Bedin- 
gungen handelt es sich um Arbeitskraft, natürliche Bedingungen (fruchtbare 
Böden, schiffbare Wasserläufe, Bodenschätze etc.) und die von Marx so ge- 
nannten „allgemeinen Produktionsbedingungen“ (Marx 1974: 422 ft), vor al- 
lem Transport- und Kommunikationsinfrastrukturen (siehe ausführlich 
O’Connor 1998: Kap. 7). Gemeinsam ist ihnen O’Connor zufolge, dass sie 
auf eine Weise produziert und reproduziert werden, die „typischerweise“ nicht 
unmittelbar durch das Wertgesetz bestimmt ist (ebd.: 145 ff.) dass sie aber 
durch eine vom Wertgesetz bestimmte Ökonomie beeinträchtigt oder zerstört 
werden, womit diese sich selbst die Grundlage entzieht. Hatte sich marxisti- 
sche Krisentheorie bis dahin primär mit der „Überproduktion“ von Kapital 
und Waren beschäftigt, so nimmt O’Connor die - so seine Terminologie - 
„Unterproduktion“ der Produktionsbedingungen in den Blick. In dieser Un- 
terproduktion sieht er die „second contradiction“ der kapitalistischen Produk- 
tionsweise begründet: den Widerspruch zwischen Produktivkräften und Pro- 
duktionsverhältnissen einerseits und den Produktionsbedingungen andererseits 
(im Unterschied zur „first contradiction“, dem Widerspruch zwischen Produk- 
tivkräften und Produktionsverhältnissen). „An ecological Marxist account of 
capitalism as a crisis-ridden system focuses on the way that the combined 
power of capitalist production relations and productive forces self-destruct by 
ımpairing or destroying rather than reproducing their own conditions (‚condi- 
tions’ defined in terms of both their social and material dimensions)“ 
(O’Connor 1988: 25). Entsprechend definiert O’Connor die „Grenzen des 
Wachstums“ als gesellschaftliche Kategorie: „'Limits to growth’ thus do not 
appear, in the first instance, as absolute shortages of laborpower, raw materi- 
als, clean water and air, and urban space, and the like, but as high-cost labor- 
power, resources, and infrastructure and space“ (O’Connor 1998: 243). 

Zur gleichen Zeit wie O’Connor entwickeln Elmar Altvater und Ted Benton 
(unabhängig voneinander) einen marxistischen Begriff der ökologischen Krise 
der sich von dem O’Connors in einem wichtigen Punkt unterscheidet. Dat 
sehen auch sie die Grenzen des Kapitalismus in dessen Tendenz, die Bedin- 
gungen seiner eigenen Faistenz zu untergraben. Jedoch gehen sie über die von 


7 „Typischerweise“ wäre hier zu betonen. Denn die allgemeinen Produktionsbedingungen 
können, darauf hat schon Marx hingewiesen, durchaus auch privat hergestellt werden, näm- 
lich dann, wenn „der Kapitalist den Weg verwerten, (...) seinen Wert durch Austausch reali- 
sieren kann (Marx 1974: 424). Marx bezeichnet dies als die „höchste Entwicklung des Kapi- 
tals : Sie ist dann erreicht, „wenn die allgemeinen Bedingungen des gesellschaftlichen Pro- 
duktionsprozesses nicht aus dem Abzug der gesellschaftlichen Revenu hergestellt werden 
den Staatssteuern (...), sondern aus dem Kapital als Kapital“ (ebd.: 431) ; 
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Polanyi® inspirierte dualistische Sichtweise O’Connors insofern hinaus, als sie 
die Bedrohung der externen Produktionsbedingungen mit der ımmanenten 
sozial-ökologischen Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Produktionspro- 
zesses erklären. Ihr Ausgangspunkt ist die Marxsche Überlegung, dass die ka- 
pitalistische Produktion zugleich Arbeitsprozess und Verwertungsprozess ist, 
wobei beide Prozesse in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Der 
Zweck kapitalistischer Produktion besteht bekanntlich nicht in der Herstel- 
lung von Gebrauchswerten, sondern in der Produktion und Realisierung von 
Mehrwert. Die Gebrauchswerte von Waren sind für das Kapital nur insofern 
interessant, als Waren ein bestimmtes Bedürfnis befriedigen müssen, damit sie 
nachgefragt werden und der in ihnen vergegenständlichte Mehrwert realisiert 
werden kann. Aus diesem Grund steht die kapitalistische Produktionsweise in 
einem höchst widersprüchlichen Verhältnis zu den besonderen Qualitäten von 
Natur: Sie transformiert Natur in einem Ausmaß und mit einem Entwick- 
lungsgrad der Produktivkräfte wie keine andere Produktionsweise vor ihr, ist 
mithin unter stofflichen Gesichtspunkten hochgradig abhängig von Natur und 
macht sich deren besondere Qualitäten zunutze, um immer neue Bedürfnisse 
zu kreieren sowie Produkte und Technologien zu ihrer Befriedigung zu entwi- 
ckeln. Gleichzeitig, und insofern sie dem Wertgesetz folgt, abstrahiert sie von 
diesen Abhängigkeiten, ist also gleichgültig gegenüber den raum-zeitlichen Be- 
sonderheiten von Natur. Mithin untergräbt die kapitalistische Produktion als 
Verwertungsprozess genau jene sozial-ökologischen Voraussetzungen, auf die 
sie als Arbeitsprozess angewiesen ist (vgl. Altvater 1987: 100 ff.). 

Benton setzt hier insofern einen anderen Akzent als Altvater, als er nicht nur - 
mit Marx - die ökologische Blindheit der kapitalistischen Produktion als Ver- 
wertungsprozess betont, sondern - in kritischer Abgrenzung von Marx - die 
destruktiven Tendenzen der Natur transformierenden Arbeit selbst hervorhebt. 
Der Fokus seiner Kritik liegt auf der „transformativen intentionalen Struktur“ 
des Arbeitsprozesses, in der Marx ja gerade auch ein emanzipatorisches Mo- 
ment gesehen hat, weil die Natur durch ihre Transformation mittels Arbeit der 
menschlichen Kontrolle unterworfen werde. Benton sieht in dieser Vorstellung 
die Gefahr, von den nicht-beeinflussbaren Kontextbedingungen und nicht- 
intendierten Folgen des Arbeitsprozesses zu abstrahieren (und stellt der trans- 
formatıven deshalb eine an „ökologischer Selbstregulierung“ orientierte inten- 
tionale Struktur gegenüber). Die transformative intentionale Struktur des Ar- 
beitsprozesses selbst ist es, die dessen - letztlich selbstzerstörerische - Indiffe- 
renz gegenüber seinen materiellen Bedingungen und Grenzen begründet, wäh- 


8 Karl Polanyı hat in seinem erstmals 1944 veröffentlichten Buch „The Great Transformation“ 
dargelegt, wie sich das „Wirtschaftssystem“, das in vorkapitalistischen Gesellschaftsformatio- 
nen in das „Gesellschaftssystem“ integriert war, im Kapitalismus aus seinem gesellschaftli- 
chen Kontext entbettet und dabei Gefahr läuft, seine eigenen sozialen und natürlichen Exis- 
tenzbedingungen zu zerstören (Polanyi 1995). 
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rend dagegen die von Altvater als Problemkern identifizierte Tatsache, dass der 
kapitalistische Arbeitsprozess gleichzeitig Verwertungsprozess ist, diese Indiffe- 
renz lediglich „intensiviert“ (Benton 1989: 83). 

Altvaters spezifischer Beitrag in den 1980er und 1990er Jahren besteht u.a. 
darin, dass er die ökologische Destruktivität des kapitalistischen Produktions- 
prozesses in der Begrifflichkeit der Thermodynamik fasst.’ Demnach stellt 
sich das Verhältnis zwischen Verwertungs- und Arbeitsprozess als Widerspruch 
zwischen der Zirkularität bzw. Reversibilität des Kapitalkreislaufs einerseits 
und der Irreversibilität von Stoff- und Energietransformationen andererseits 
dar. Dieser Widerspruch ist so lange bearbeitbar, wie kapitalistische Gesell- 
schaftsformationen über ein Außen verfügen, aus dem Stoffe und Energie zu- 
geführt werden können und welches als Senke für Emissionen genutzt werden 
kann. Diese Voraussetzung ist insofern nicht mehr gegeben, als „mit der Ein- 
beziehung nahezu aller Regionen des Globus in das Verwertungsfeld des mo- 
dernen Kapitalismus die Energietankstellen und Müllhalden nicht mehr einer 
‚anderen Welt’ angehören, sondern Teil der ‚Einen Welt’ geworden sind“ (Alt- 
vater 1991: 262). Dem ließe sich - darauf weist Altvater selbst hin - entgegen- 
halten, dass die Erde auch dann ein thermodynamisch offenes System bleibt, 
wenn sie sich zu einem ökonomisch geschlossenen System entwickelt hat. 
Denn sie wird von der Sonne mit Energie versorgt und führt Wärme und da- 
mit Entropie ins All ab. Allerdings gilt dies nur noch eingeschränkt in Zeiten 
des Klimawandels, der ja gerade dadurch verursacht wird, dass die Konzentra- 
tion von Treibhausgasen in der Atmosphäre die Abstrahlung von Wärme ins 
All behindert. Diesem Zusammenhang widmet sich Altvater in einer jüngeren 
Arbeit (Altvater 2005) und knüpft dabei an eine Überlegung Braudels an, der- 
zufolge ein „äußerer Stoß“ - im Verein mit den internen Widersprüchen des 
finanzgetriebenen Akkumulationsregimes - den Zusammenbruch des „Kapita- 
lismus, wie wir ihn kennen“, herbeiführen werde. Dieser äußere Stoß wird ver- 
ursacht durch die Erschöpfung der fossilen Ressourcen, vor allem des Erdöls, 
und die Überlastung der natürlichen Senken (Klimawandel), welche die Ver- 


9 Diese Betonung der destruktiven Dimensionen des Arbeitsprozesses hat insofern ihre Be- 
rechtigung, als sie davor bewahrt, die zunehmende Kontrolle von Natur als Medium gesell- 
schaftlicher Emanzipation zu begreifen, der der Kapitalismus den Weg bahnt und die durch 
die Überwindung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse abgeschlossen wird. Das Prob- 
lem liegt gleichwohl darin, dass es der hier zugrunde gelegte allgemeine Begriff von Arbeits- 
prozess in letzter Konsequenz verunmöglicht, die spezifisch kapitalistischen Ursachen öko- 
logischer Probleme zu identifizieren. Dazu kommt, dass die Unterscheidung zwischen „trans- 
formativen“ und „Öökoregulatorischen“ Arbeitsprozessen letztlich unklar bleibt. Zur Kritik an 
Benton siehe auch Grundmann (1991). 

10 Wichtig ist für Altvater vor allem der zweite Hauptsatz der Thermodynamik, demzufolge 
durch Prozesse der Stoff und Energietransformation die Entropie (das Raumvolumen von 


Energie) gesteigert wird, mit der Folge einer irreversibel abnehmenden Qualität und damit 
Nutzbarkeit von Energie. 


Verbrennung von Öl, Gas und Kohle bewirkt. Fossile Energieträger sind der 
kapitalistischen Produktionsweise „höchst angemessen“ (ebd.: 85). Denn erst 
ihr Einsatz ermöglicht die Produktivitätssteigerungen, die Abstraktion von 
Raum und Zeit!! sowie die Mobilität und Flexibilität, wie sie für den Kapita- 
lismus wesentlich sind (ebd.: 78 ff). Gegenüber seinen früheren Arbeiten 
nimmt Altvater hier eine Akzentverschiebung vor, die ihn näher an die Pola- 
nyische Perspektive O’Connors heranführt: Die Auseinandersetzung mit der 
immanenten sozial-ökologischen Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Pro- 
duktionsprozesses rückt gegenüber der Denkfigur eines Dualismus zwischen der 
kapitalistischen Ökonomie und ihrer natürlichen Umwelt in den Hintergrund. 
Der Kapitalismus stößt „nicht wegen der inneren Widersprüche und Krisen, 
sondern vor allem wegen der äußeren Grenzen der Natur an Schranken“ (Altva- 
ter 2005: 219; ähnlich bereits Altvater/Mahnkopf 1996: Kap. 2.2 und 14). 

Ein Kerngedanke des Ökomarxismus, der sich an dieser Stelle zusammenfas- 
send festhalten lässt, ist, dass die kapitalistische Produktionsweise aus sich 
selbst heraus - das scheint sich in Zeiten von peak oil’” und Klimawandel 
deutlich abzuzeichnen - nicht in der Lage ist, die Reproduktionsnotwendig- 
keiten von Mensch und Natur als Grenzen ihrer eigenen Entfaltung anzuer- 
kennen. Eben deshalb stößt sie tendenziell an die Grenzen ihrer eigenen Exis- 
tenz. Die Aufhebung und Missachtung natürlicher Grenzen, die in der Früh- 
und Hochzeit des Kapitalismus wesentlich zur Entfesselung der Produktivkräf 
te beitrug, führt den Kapitalismus ab einem bestimmten Punkt an seine sys- 
temischen Grenzen. 


2. Natürliche Grenzen und postfordistische Naturverhältnisse 


Der Ökomarxismus hat die Diskussion über die Grenzen des Wachstums und 
der Belastbarkeit der Erde auf ein hohes theoretisches Niveau gehoben und 
wesentlich zur Überwindung ihrer ursprünglich malthusianischen Grundan- 
nahmen beigetragen. Hierin liegt sein unzweifelhaftes Verdienst. Allerdings 
bleiben bestimmte Fragen offen, die auch mit einem nicht-malthusianischen 
Gebrauch des Grenzen-Konzepts allein nicht beantwortet werden können, de- 
ren Beantwortung es vielmehr erfordert, dieses Konzept noch stärker zu prob- 
lematisieren und dabei zu spezifizieren und um andere Konzepte zu erweitern. 


11 Fossile Ressourcen lassen sich über weite Strecken transportieren, müssen also nicht am Ort 
ihrer Extraktion eingesetzt werden. Sie sind unabhängig vom Strahlenfluss der Sonne und 
ermöglichen die räumliche Konzentration ökonomischer Aktivitäten. Ferner sind sie leicht 
speicherbar, können also zu jeder beliebigen Zeit genutzt werden. R 

12 Peak oil beschreibt den Höhepunkt der globalen Erdölförderung. Vor diesem Höhepunkt 
übertrifft das Volumen der jährlich neu entdeckten, noch nicht geförderten Erdölreserven 
die jährliche Förderung. Nach peak oı! dreht sich dieses Verhältnis um: Der jährliche Zu- 
wachs an neuen Erdölreserven ist geringer als die jährliche Erdölförderung (vgl. Altvater 


2005: 151 fl.). 
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Dies tun wir im Folgenden mittels eines „Dialogs“ zwischen dem Ökomarxismus 
und anderen kritischen Zugängen zur ökologischen Krise, vor allem dem Kon- 
zept gesellschaftlicher Naturverhältnisse und der critical political ecology. 


2.1. Die Verschiedenheit kapitalistischer Naturverhältnisse 


Ein erstes Problem ergibt sich daraus, dass die ökomarxistische Argumentation 
sich epistemologisch primär auf einer systemischen bzw. strukturtheoretischen 
Ebene bewegt. Es geht ihr darum, die ökologische Destruktivität aufzuzeigen, 
die in den Strukturprinzipien der kapitalistischen Produktionsweise gründet. 
Diese Herangehensweise ermöglicht, wie im zweiten Abschnitt gesehen, wich- 
tige Einsichten. Sie thematisiert allerdings nur unzureichend, wie die kapitalis- 
tischen Strukturprinzipien ihre Wirkung konkret entfalten und wie sie modifi- 
ziert oder auch gebrochen werden. Das hat zur Folge, dass räumliche und zeit- 
liche Unterschiede und Veränderungen der kapitalistischen Naturverhältnisse 
kaum eine Rolle spielen. 

In den jüngeren Arbeiten von Altvater liegt der Analysefokus auf dem fossi- 
listischen Energieregime, das den Kapitalismus „zu den Höchstleistungen der 
vergangenen mehr als zwei Jahrhunderte“ aufgeputscht hat (Altvater 2005: 85); 
von diesem ausgehend analysiert er die ökologischen Widersprüche des Kapi- 
talismus. Neuere Entwicklungen wie die zunehmende Inwertsetzung geneti- 
scher Ressourcen, wie sie etwa von Haug (2001) mit dem Begriff des „Biokapi- 
talismus“ oder von Brand und Görg (2003) mit dem Konzept der „postfor- 
distischen Naturverhältnisse“ beschrieben werden (siehe auch Brand et al. 
2008), werden dabei jedoch kaum thematisiert. Sie zu berücksichtigen ist aber 
insofern wichtig, als sie neben der Destruktivität kapitalistischer Naturverhält- 
nisse auch auf deren Transformations- und Anpassungsfähigkeit verweisen. Bei 
aller - von Altvater zu Recht betonten - Kontinuität sind die kapitalistischen 
Naturverhältnisse eben auch von Brüchen gekennzeichnet, in denen sich an- 
dere Formen der Naturaneignung andeuten. So werden mit der Entwicklung 
der Biotechnologien neue, genetische Ressourcen konstituiert, die für relevante 
Kapitalgruppen wie die Saatgut- und Pharmaindustrie von großer Bedeutung 
sind. Diese Ressourcen unterscheiden sich von den fossilen dadurch, dass ihre 
Nutzung nicht mit ihrer materiellen Transformation und damit ihrer Zerstö- 
tung einhergeht, sondern gerade ihren Schutz voraussetzt, weil das Verwer- 
tungsinteresse nicht ihren stofflichen oder energetischen Eigenschaften, son- 
dern den Informationen gilt, die ihr Erbgut enthält. „Schutz der Natur, so lie- 
ße sich die Transformation umschreiben, findet nicht mehr im Kontrast zu 
Formen ihrer kapitalistischen Nutzung statt, sondern als ein inhärentes Ele- 
ment ihrer Inwertsetzung“ (Görg 2003a: 286). 

Es gibt mithin verschiedene kapitalistische Naturverhältnisse, in denen sich 
die ökologische Destruktivität des Kapitalismus unterschiedlich stark artiku- 


liert. Diese Verschiedenheit nimmt nicht nur die Form einer zeitlichen Abfol- 
ge, sondern auch einer Koexistenz bzw. Konkurrenz an. So kann die fordisti- 
sche Form der Rohstoffaneignung und -verwertung eine Bedrohung für die 
postfordistische sein: Wenn Regenwald großflächig abgeholzt wird, um das 
Holz industriell zu verwerten, um sich die fossilen oder mineralischen Roh- 
stoffe anzueignen, die sich in seinem Boden befinden, oder um neue Flächen 
für den Anbau von Agrartreibstoffen zu erschließen, dann geht damit eben je- 
ne biologische Vielfalt verloren, an der Saatgut- oder Pharma-Unternehmen in- 
teressiert sind. Umgekehrt kann die Unterschutzstellung bestimmter Territo- 
rien zum Zweck ihrer biotechnologischen Verwertung den Interessen von Öl- 
oder Gaskonzernen zuwiderlaufen. Hierbei handelt es sich um Interessenge- 
gensätze zwischen verschiedenen Kapitalfraktionen. Sie können sich in Kon- 
flikten manifestieren, deren Verlauf und institutionelle Regulierung viel über 
die raum-zeitlich spezifische Gestaltung kapitalistischer Naturverhältnisse und 
damit auch über die Fähigkeit des Kapitalismus aussagen, seine ökologischen 
Widersprüche zu bearbeiten. 

Auch im Hinblick auf die Entwicklung des Energieregimes müssten u.E. weite- 
re Optionen in Betracht gezogen werden. Altvater geht davon aus, dass zwi- 
schen dem Kapitalismus, wie wir ihn kennen, und den fossilen Energieträgern 
ein systematischer Zusammenhang besteht. Konkret spricht er von einer „tri- 
nitarische(n) Kongruenz von kapitalistischen Formen, fossilen Energieträgern 
und europäischer Rationalität“ (Altvater 2005: 72). Das bedeutet im Umkehr- 
schluss, dass mit der Erschöpfung der fossilen Energieträger, wie sie sich ange- 
sichts von peak oil andeutet, auch der uns bekannte Kapitalismus an seine 
Grenzen gerät. Denn mit solarer Flussenergie ist es „heute und möglicherweise 
in aller Zukunft unmöglich, das Tempo der kapitalistischen Akkumulation [...] 
zu halten“ (ebd.: 81). Die Alternativen, die sich angesichts dessen ergeben, 
sind ein „Imperium der Barbarei“ (ebd.: 21) und eine auf solidarischer Öko- 
nomie und erneuerbaren Energien beruhende Gesellschaftsordnung. Was bei 
dieser Analyse zu wenig in Betracht bezogen wird, ist z.B. die Möglichkeit cı- 
nes green capitalism, in dessen Rahmen zumindest in bestimmten Teilen der 
Welt die ökologische ebenso wie die Energie- und Wirtschaftskrise hegemonial 
bearbeitet würden." In diese Richtung weist etwa die Wüstenstrom-Initiative 
„Desertec“, die die Errichtung eines solarthermischen Großkraftwerks in der 
Sahara vorsieht (Balsmeyer 2009). Ein solches Projekt würde ım Erfolgsfall die 
von Altvater den fossilen Energien zugeschriebenen und für den Kapitalismus 
wesentlichen Leistungen (wie die Ermöglichung einer orts- und zeıtunabhängı- 
gen Energieversorgung) auf erneuerbarer Basis erbringen. Der systemische Zu- 
sammenhang zwischen kapitalistischen Formen und fossilen Energieträgern 


13 Zu diesem und anderen möglichen Entwicklungswegen in der Krise siehe Institut für Gesell- 
schaftsanalyse der Rosa Luxemburg Stiftung (2009). 
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würde dadurch in einem wichtigen Bereich, der Elektrizitätsversorgung, auf- 
gebrochen; Altvaters Annahme, dass sich auf erneuerbarer Basis keine Groß- 
kraftwerke betreiben ließen, dass die Versorgung mit erneuerbaren Energien al- 
so vorrangig dezentrale Versorgungssysteme erfordere (Altvater 2005: 87), wäre 
dann zumindest für diesen Bereich nicht haltbar. 

Auf der systemischen bzw. strukturtheoretischen Ebene, auf der sich die öko- 
marxistische Diskussion überwiegend bewegt, lässt sich die Verschiedenheit 
kapitalistischer Naturverhältnisse nicht angemessen fassen. Auch eine Ergän- 
zung dieser Betrachtungsweise durch eine Analyse sozialer Gegenbewegungen 
gegen die kapitalistischen Strukturzwänge, wie sie Altvater und O’Connor 
vornehmen, reicht hierzu nicht aus.‘ Das heißt nicht, dass diese Untersu- 
chungsebenen nicht wichtig wären. Im Gegenteil, auf ihnen lassen sich grund- 
legende Widersprüche, soziale Formen und emanzipatorische Potenziale zu ih- 
rer Überwindung identifizieren. Um die Chancen progressiver Alternativen a- 
ber konkret einzuschätzen und die vielfältigen Ausprägungen der strukturellen 
Widersprüche sichtbar zu machen, bedarf es weıterer, intermediärer Katego- 
rien, die zwischen der Struktur- und der Akteursebene vermitteln. Dazu gehö- 
ren etwa hegemonie- und staatstheoretische Konzepte sowie die von der Regu- 
lationstheorie entwickelten Konzepte der institutionellen Form und der Regu- 
lationsweise (vgl. Brand/Görg 2003: Kap. 1). Die Verschiedenheit kapitalısti- 
scher Entwicklungsmodelle und Naturverhältnisse, die sich mit diesen Katego- 
rien fassen lässt, macht sowohl eine Bearbeitung als auch eine Verschärfung 
der ökologischen Widersprüchlichkeit des Kapitalismus denkbar, worauf Li- 
pietz (1998: 68) in einer Auseinandersetzung mit O’Connor hinweist. 

Bei Altvater selbst finden sich durchaus Hinweise auf die Fähigkeit des Kapita- 
lismus, seine inhärenten Widersprüche zu bearbeiten, etwa dort, wo er unter 
Bezugnahme auf das Foucaultsche Gouvernementalitätskonzept die Verinner- 
lichung neoliberaler Prinzipien durch die Subalternen untersucht (Altvater 
2005: 188 ff.) oder mit Gramsci auf die stabilisierenden Potenziale zivilgesell- 
schaftlicher Institutionen verweist (ebd.: 218 £.). Allerdings sieht er die Wir- 
kungsweise solcher Mechanismen auf soziale Herrschaftsverhältnisse und öko- 
nomische Krisen beschränkt, eine entsprechende Regulation der gesellschaftli- 
chen Naturverhältnisse hält er für unwahrscheinlicher: „Gegenüber gesell- 
schaftlichen Konflikten und gegenüber ökonomischen Krisentendenzen kön- 
nen Gesellschaft und Politik, wie Gramsci ausführt, stabilisierende Abwehrme- 
chanismen entwickeln. Gegenüber den Grenzen der Natur auf der Seite der 


14 Auch in diesen beiden Betrachtungsebenen - der strukturellen Ebene und der Ebene der 
Gegenbewegungen - zeigt sich der Einfluss Polanyis, genauer seiner Figur der „Doppelbewe- 
gung“, des Wirkens zweier gegensätzlicher Organisationsprinzipien: des Prinzips des „Wirt- 
schaftsliberalismus, das auf die Schaffung eines selbstregulierenden Marktes abzielte,“ und 
des Prinzips des „Schutzes der Gesellschaft, das auf die Erhaltung des Menschen und der 
Natur sowie der Produktivkräfte abzielte“ (Polanyi 1995: 185). 
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Ressourcen (vor allem Peakoil) und der Senken (Klimakollaps) ist dies un- 
gleich schwieriger und vielleicht sogar (ich drücke mich vorsichtig aus) hoff- 
nungslos. Die geforderte Veränderung des gesellschaftlichen Naturverhältnisses 
ist so radikal, dass die tradierten Reproduktionsformen des Kapitalismus, wie 
wir ıhn kennen, und mit ihm die Hegemonie des Bürgertums in Frage gestellt 
sind“ (ebd.: 219). 

Auf der Grundlage einer kategorischen Gegenüberstellung der Regulation ge- 
sellschaftlicher Verhältnisse und der Regulation der Naturverhältnisse ist es 
naheliegend, die ökologische Krise in Begriffen der „Barbarei“ (ebd.: 84) oder 
- positiv - der solidarischen Ökonomie zu denken. Aus der Perspektive des 
Konzepts „postfordistische Naturverhältnisse“ stellt sich dies anders dar. Die 
von Altvater zurecht konstatierte zunehmende Gewaltförmigkeit des Kapita- 
lismus, wie sie aus den bereits stattfindenden oder noch zu erwartenden (mili- 
tärıschen) Konflikten um die zur Neige gehenden fossilen Ressourcen resul- 
tiert, korrespondiert in großen Teilen der Welt - Altvater weist selbst darauf 
hin - mit der Hegemonie fossilistischer Konsummuster (motorisierter Indivi- 
dualverkehr, Billigflüge, Fleischkonsum). Das wirft die Frage auf, ob wir es 
vielleicht weniger mit einem „Imperium der Barbarei“ als mit einer „fragmen- 
tierten Hegemonie“ (Brand 2004) zu tun haben. Wie diese genau funktioniert, 
d.h. von welchen gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen sie getragen wird und 
über welche Institutionen sie sich reproduziert, wird im Rahmen des Konzepts 
der gesellschaftlichen (postfordistischen) Naturverhältnisse untersucht. Aus 
dieser Perspektive geraten ferner Entwicklungen in den Blick, die eine weitere 
Zunahme der Gewaltförmigkeit nicht als unausweichlich erscheinen lassen, 
ohne dass die Herrschaftsförmigkeit kapitalistischer Naturverhältnisse dadurch 
aufgehoben würde. Dazu gehören die in jüngerer Zeit intensivierten Bemü- 
hungen, Erdöl durch Agrartreibstoffe teilweise zu ersetzen. Sofern sie im Sinne 
der treibenden Kräfte erfolgreich sind, könnten sıe nicht nur die Abhängigkeit 
der industrialisierten und sich industrialisierenden Länder vom Erdöl reduzie- 
ren, sondern auch neuen bi- und multilateralen Allianzen zwischen Produzen- 
ten- und Konsumentenländern Vorschub leisten. Politisch-institutionell könnte 
eine solche Konstellation durch ein intensiviertes Management der ökologi- 
schen Krise im Rahmen multilateraler Abkommen abgesichert werden. Die 
Grenzen des Kapitalismus, auch in seiner fossilistischen Form, erwiesen sich in 
diesem Fall als flexibler, als das Konzept peak oıl und die Vorstellung der 
Bruchlinie, die es transportiert, nahe legen. Sie ließen sich von dominanten 
Akteuren durchaus verschieben, um ein sozial und räumlich exklusives, 
gleichzeitig aber wichtige Akteure des Südens einschließendes „Weiter so“ zu 
ermöglichen. Dass dies aus einer emanzipatorischen Perspektive alles andere 


15 Zur Kritik der dualistischen Vorstellung von Natur und Gesellschaft, die hier deutlich wird, 
siehe Castree (2002: 124 ff). 
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als wünschenswert ist, steht außer Frage. Gerade die intensivierte Agrartreib- 
stoff-Produktion ıst sozial und ökologisch desaströs (siehe McMichael 2008 
sowie Pye in diesem Heft). Aber gerade deshalb wäre es wichtig, solche und 
andere denkbare Entwicklungen stärker in Betracht zu ziehen, ihre treibenden 
Kräfte, Akteurskonstellationen und institutionellen Bearbeitungsformen sowie 
ihre Widersprüchlichkeit zu untersuchen und die konkreten Bedingungen und 
Ansatzpunkte emanzipatorischer Alternativen zu identifizieren. 


2.2. Die Vielfältigkeit der ökologischen Krise 


Ein zweites Feld, wo uns eine Problematisierung des Grenzen-Konzepts und 
eine Ergänzung der ökomarxistischen Perspektive um andere kritische Zugän- 
ge zur ökologischen Krise notwendig erscheinen, ist das Verhältnis von Mate- 
rialität und Produktion von Natur. Dieses ist u.E. am systematischsten im 
Konzept der gesellschaftlichen Naturverhältnisse ausgearbeitet worden, das 
sich dabei auf die Kritische Theorie, aber auch auf den Marxschen Begriff 
vom Doppelcharakter der Arbeit stützt (siehe v.a. Görg 2003a, 2009; einfüh- 
rend Köhler/Wissen 2009). Natur ıst symbolisch wie materiell sozial produ- 
ziert.‘ Das, was sich uns heute als „Natur“ darstellt, ist in weiten Teilen von 
Menschen gestaltet worden, etwa durch Flussbegradigungen, das Trockenlegen 
von Sümpfen oder das Roden bzw. Anlegen von Wäldern. Selbst die tropi- 
schen Regenwälder und die vielen scheinbar menschenleeren Landschaften 
Nordamerikas haben eine menschliche Geschichte, d.h. sie sind Jahrhunderte 
lang von indigenen Gemeinschaften bewirtschaftet worden (Hecht 1998). Nur 
analytisch von diesen materiellen Formen der Produktion zu trennen ist die 
symbolische Produktion von Natur. Diese bedeutet, dass Natur erst vermittelt 
über bestimmte (sprachliche) Repräsentationen eine gesellschaftliche Bedeu- 
tung erhält. Das zeigt sich etwa an der Rede von „natürlichen Ressourcen“, 
Holz, Wasser, Erze, Erdöl, Steinkohle oder die Gene von Pflanzen und Tieren 
sind nicht „an sich“ natürliche Ressourcen, sondern nur ın Bezug auf histo- 
risch-spezifische gesellschaftliche Bedürfnisse, die von einer Vielzahl von Fak- 
toren geprägt werden (Entwicklung der Produktivkräfte, vorherrschende Pro- 
duktionsweise, Geschlechterverhältnisse etc.). Ihre symbolische Produktion als 
Ressourcen geht Hand in Hand mit ihrer materiellen Nutzung. Allerdings ist 
Natur nicht beliebig materiell produzierbar. Vielmehr verfügt sie über eine Ei- 


16 Auf die Probleme des Begriffs der „Produktion von Natur“ können wir hier nicht im Detail 
eingehen. Er geht nicht auf das Konzept der gesellschaftlichen Naturverhältnisse zurück (wo 
auch von „Konstruktion“ die Rede ist), sondern auf die wichtige Arbeit von Neil Smith 
(1984). De facto beinhaltet er dort die Gefahr, jegliche Vorstellung von der Materialität von 
Natur zu verabschieden (siehe auch die Kritik von Wallis 2008). Wir verwenden das Konzept 
hier allerdings in einem schwächeren Sinne als Smith: Es geht uns darum, den sozialen Ge- 
halt von Natur zu betonen, ohne damit deren Materialität zu leugnen. Zu einer ausführli- 
cheren Diskussion siehe Wissen (2008), vgl. auch Swyngedouw in diesem Heft. 
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genständigkeit bzw. eine eigene - wenn auch in der Regel gesellschaftlich über- 
formte - Materialität, die sich in der Erfahrung äußert, „dass man von den 
ökologischen Bedingungen sozialer Reproduktion nicht beliebig abstrahieren 
kann“ (Görg 2003b: 124), ohne Krisen hervorzurufen. Görg nennt dies im An- 
schluss an Adorno die „Nichtidentität von Natur“. 

Auf einer allgemeinen Ebene sowie mit unterschiedlichen Begründungen und 
Gewichtungen finden sich ähnliche Überlegungen auch in anderen kritischen 
Zugängen zum Verhältnis von Gesellschaft und Natur. Allerdings gibt es zwi- 
schen diesen Zugängen wichtige Unterschiede hinsichtlich der Frage, was Pro- 
duktion und Materialität genau bedeuten und wie ihr Verhältnis zueinander 
begriffen werden kann. Im Ökomarxismus findet die Materialität von Natur in 
Begriffen wie Produktionsbedingungen (O’Connor) oder Kontextbedingungen 
(Benton) sowie in der Verwendung thermodynamischer Konzepte (Altvater) 
Berücksichtigung. Vor allem äußert sie sich als Grenze, an die die kapitalistı- 
sche Produktion gerät, weil sie als Verwertungs- bzw. „transformativer“ Ar- 
beitsprozess die besonderen Qualitäten von Natur missachtet und dadurch ei- 
ne Reihe von nicht-intendierten Wirkungen zeitigt, die ihre eigenen Reproduk- 
tionsbedingungen untergraben. Dieses Verständnis von Materialität korres- 
pondiert mit einem bestimmten Begriff der Produktion von Natur: Indem er 
der Natur seine Verwertungs- bzw. Transformationslogik oktroyiert, produziert 
der Kapitalismus Natur negativ, d.h. in Gestalt von Umweltzerstörungen; in 
letzter Konsequenz produziert er sie als seine eigene Schranke. Was in der öko- 
marxistischen Perspektive auf die Produktion von Natur dagegen weniger be- 
rücksichtigt wird, ist, dass der Kapitalismus Natur auch auf eine Weise produ- 
ziert, die nicht unmittelbar und auch nicht notwendigerweise auf die große 
Krise zusteuert, die aber trotzdem herrschaftsförmig ist und sich immer wieder 
an der Materialität von Natur bricht. Dies zeigt sich etwa in der Privatisierung 
und Liberalisierung der Wasserversorgung oder der durch eine Stärkung priva- 
ter Rechte an geistigem Eigentum abgesicherten Kommodifizierung von bio- 
logischer Vielfalt. Beides kann für Menschen existenzbedrohend bzw. existenz- 
erschwerend sein, sei es, weil ihnen, wıe im Fall der Wasserprivatisierung, der 
Zugang zum wichtigsten Lebensmittel indirekt verwehrt wird, sei es, weil ih- 
nen, wie im Fall der Stärkung exklusiver Rechte an genetischen Ressourcen, 
die Verfügungsmöglichkeiten z.B. über Saatgut entzogen werden. Beide Er- 
scheinungsformen kapitalistischer Produktion von Natur sind aber auch wi- 
dersprüchlich. Zum einen entzünden sich an ihnen soziale Konflikte, zum an- 
deren kann sich Natur gegen solche Formen der Inwertsetzung „sperren“ bzw. 
können diese nicht-intendierte Folgen hervorrufen. So kann die Kommodifi- 
zierung der biologischen Vielfalt etwa den Saatguttausch verunmöglichen und 
damit solchen nicht-kapitalistischen sozialen Praktiken die Existenzgrundlage 
entziehen, die die zu kommodifizierende Vielfalt erst hervorgebracht haben. 
Die Privatisierung und Liberalisierung der Trinkwasserversorgung kann daran 
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scheitern, dass Wasser sich nicht ohne weiteres über große Entfernungen und 
in jede Richtung transportieren lässt und dass man Wasser unterschiedlicher 
Herkunft und Zusammensetzung nicht ohne weiteres mischen kann, ohne 
dass es dabei zu Qualitätsverlusten kommt. 

Ökomarzistische Autoren bestreiten solche Phänomene der alltäglichen kapi- 
talistischen Produktion von Natur (die überdies eng verbunden ist mit unglei- 
chen Geschlechter- und rassistischen Unterdrückungsverhältnissen) und ihrer 
Widersprüchlichkeit nicht. Allerdings bedingt der ökomarxistische Fokus auf 
den systemischen Grenzen, an die, der Kapitalismus aufgrund seiner eigenen 
ökologischen Destruktivität gerät, dass die alltäglichen und konkreteren For- 
men der Naturproduktion, der ökologischen Krise und der damit einher ge- 
henden Konflikte bei ihnen nicht im Zentrum stehen. Daran wird deutlich, 
dass das Grenzen-Konzept nicht ausreicht, um die ökologische Krise in einem 
umfassenden Sinn zu begreifen. Es bedarf vielmehr der Ergänzung durch Kon- 
zepte wie das der gesellschaftlichen Naturverhältnisse oder die critical political 
ecology (Bryant/Bailey 1997, Peet/Watts 2004, Robbins 2004). Beide nehmen 
stärker als der Ökomarxismus die Verschränkung von sozialen und ökologi- 
schen Fragen in den Blick: Wo das Grenzen-Konzept eine prinzipielle Ver- 
schiedenheit zwischen sozialer Herrschaft und Naturbeherrschung suggeriert - 
soziale und ökonomische Krisen sind im Rahmen des vorherrschenden Typs 
von Kapitalismus bearbeitbar, bei ökologischen ist das fraglich - fragen sie 
danach, wie sich soziale Macht- und Herrschaftsverhältnisse gerade über be- 
stimmte Formen der Naturbeherrschung herstellen und reproduzieren. Macht 
gründet mithin in der Chance, die eigenen Interaktionen mit der Umwelt so- 
wie die Interaktionen anderer mit der Umwelt zu kontrollieren (Bryant/Bailey 
1997. 39). Ergänzend zu den systemischen Grenzen gesellschaftlicher Natur- 
verhältnisse gerät so ihr demokratischer Gehalt (Swyngedouw 2004: 24) in den 
Blick, die ökologische Krise wird als Verteilungsfrage begreifbar.'” Damit wird 
die globale Bedrohung durch den Klimawandel nicht geleugnet. Jedoch wird 
sie verstärkt unter der Frage untersucht, welche soziale Ungleichheiten der 
Klimawandel und die Formen seiner politischen Bearbeitung hervorrufen, fes- 
tigen oder verschärfen. 


3. Schlussfolgerungen 


Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus diesen Ausführungen für das 
Konzept der „natürlichen Grenzen“? Wie gesehen hat der Okomarxismus ge- 
genüber naturalistischen Ansätzen deutlich gemacht, dass natürliche Grenzen 


17 „Verteilung“ wird hier nicht in Abgrenzung zu „Produktion“ gebraucht. Ökologie als Vertei- 
lungsfrage zu begreifen bedeutet, die nach Klasse, Geschlecht, Hautfarbe etc. unterschiedli- 
che Verteilung der Verantwortung für Umweltprobleme und der Vulnerabilität gegenüber 
ihnen hervorzuheben. 
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als sozial vermittelte, genauer: als kapitalistisch produzierte begriffen werden 
müssen. Er hat eine ökologische Krisentheorie kapitalistischer Gesellschafts- 
formationen entwickelt, die auf dem Grundgedanken beruht, dass letztere, in- 
dem sie von ihren natürlichen Bedingungen abstrahieren, potenziell 
selbstzerstörerisch sind. Bei der Ausformulierung und theoretischen Begrün- 
dung dieses Gedankens gibt es Unterschiede zwischen den diskutierten Auto- 
ren sowie innerhalb des Werks einzelner Autoren: Während O’Connor und 
der „späte“ Altvater mit Polanyı (und Braudel) davon ausgehen, dass der Kapi- 
talismus nicht wegen seiner immanenten Widersprüche, sondern wegen „der 
äußeren Grenzen der Natur“ an Schranken stößt, haben der „frühe“ Altvater 
und Benton in Anknüpfung an Marx argumentiert, dass es gerade die imma- 
nenten Widersprüche des Kapitalismus sind, die diesen an seine Schranken 
führen. Das eine Mal wird das Verhältnis von Gesellschaft und Natur eher du- 
alistisch, das andere Mal dialektisch gefasst. 

Bei der Diskussion der Potenziale und Probleme des ökomarxistischen Gren- 
zen-Konzepts sowie beim Versuch, dieses mit Einsichten der critical political 
ecology und des Konzepts der gesellschaftlichen Naturverhältnisse zu verbin- 
den, sind zwei Punkte deutlich geworden: Erstens bedarf das Grenzen-Konzept 
einer weiteren Spezifizierung. In der Weise, wie es im Ökomarxismus ge- 
braucht wird, zeigt es zwar auf einer systemischen Ebene die ökologischen 
Widersprüche des Kapitalismus auf. Wie diese aber kleingearbeitet und regu- 
liert werden können, so dass ein breiteres Spektrum an Alternativen zum Ka- 
pitalismus und innerhalb desselben sichtbar wird, thematisiert der Ökomar- 
xismus weniger. Anders das Konzept der gesellschaftlichen Naturverhältnisse: 
Anknüpfend an die Regulationstheorie verweist es auf die Verschiedenheit ka- 
pitalistischer Naturverhältnisse und betont neben der ökologischen Destruktivi- 
tät auch die Transformationsfähigkeit kapitalistischer Gesellschaften, die es die- 
sen ermöglicht, ihre Grenzen selbstadaptıv hinauszuschieben. Grenzen müssen 
also nicht nur als sozial vermittelt, sondern auch als relational begriffen werden. 
Sie stellen nicht notwendigerweise eindeutige Bruchlinien dar. Eher handelt es 
sich „um Korridore der Elastizität, innerhalb derer Ökosysteme in der Lage sind, 
Störungen zu verarbeiten. Grenzen sind deshalb dynamisch und nicht mit Sr 
cherheit bestimmbar - aber trotzdem real“ (Wuppertal Institut 2008: 117). 
Zweitens bedarf es einer Ergänzung des Grenzen-Konzepts, die stärker als die- 
ses die Verschränkung von gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnissen und 
herrschaftsförmigen Naturverhältnissen in den Blick nimmt. Das ist kein Plä- 
doyer für eine anthropozentrische Perspektive, die den Eigenwert und die Ma- 
terialität von Natur missachten und einen einfachen Kausalzusammenhang 
zwischen der Beseitigung sozialer Herrschaft und der Aufhebung von Natur- 
beherrschung unterstellen würde. Vielmehr geht es darum, neben der „negati- 
ven“ Produktion von Natur als Grenze kapitalistischer Gesellschaftsformatio- 
nen die vielfältigen, nicht notwendigerweise an diese Grenze führenden, dabei 
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aber trotzdem herrschaftsförmigen Prozesse der Produktion von Natur sowie 
die Krisen und Konflikte, die sich an ihnen entzünden, stärker in den Blick zu 
nehmen. Dabei spielt - und dies ist ein wichtiger Berührungspunkt zwischen 
(frühen) ökomarzistischen Arbeiten und dem Konzept der gesellschaftlichen Na- 
turverhältnisse - das Marxsche Konzept vom Doppelcharakter der Arbeit eine 
zentrale Rolle, da sich mit ihm die Indifferenz des Kapitalismus gegenüber den 
besonderen Qualitäten von Natur begreifen lässt. In dieser umfassenden Perspek- 
tive auf die ökologische Krise sehen wir den Sinn einer Verbindung verschiede- 
ner kritischer Ansätze, wie wir sie in diesem Beitrag versucht haben. Sie soll es 
ermöglichen, ein genaueres Bild aktueller und künftiger Entwicklungen zu zeich- 
nen und Ansatzpunkte emanzipatorischer Alternativen zu identifizieren. 
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.. Immer Ärger mit der Natur: 
„Okologie als neues Opium für’s Volk”' 


„Let's start by stating that after ‘the rights of man’, the rise of the ‘the rights of 
Nature’ is a contemporary form of the opium for the people. It is an only slightly 
camouflaged religion: the millenartan terror, concern for everything save the 
properly political destiny of peoples, new instruments for control of everyday life, 
the obsession with hygiene, the fear of death and catastrophes .... It is a gigantic 
operation in the depoliticization of subjects“ (Badiou 2008: 139). 


1. Die Natur existiert nicht! 


Vor etlichen Jahren hat Raymond Williams einmal bemerkt, dass „Natur der 
vielleicht komplexeste Begriff überhaupt ist“, aufgeladen mit allen möglichen 
Geschichten, Geografien, Bedeutungen, Fantasien, Träumen und Wunschvor- 
stellungen (Williams 1988: 221). Er betonte aber auch, dass „Natur“ eine der 
sozial und politisch wirkungsvollsten Metaphern darstellt (Williams 1980). Im 
Zuge der aktuellen ökologischen Krise hat dieser Begriff in den öffentlichen 
Debatten um Politik und Wirtschaft nochmals an Gewicht gewonnen. 
„Natur“ ist in der Tat schwer einzugrenzen. Ist Natur die physische Welt um 
uns herum und in uns, also Bäume, Flüsse, Berge, HIV, Elefanten, Öl, Dia- 
manten, Neutronen? Schließt der Begriff Dinge ein wie Rosen in einem bota- 
nischen Garten, frisch gepressten Orangensaft, Adventure Island in Disneyland 
(eines der weltweit artenreichsten Ökosysteme), einen Wolkenkratzer des 
Architekten Richard Rogers, Abwasser, genetisch manipulierte Tomaten und 
Hamburger? Oder sollten wir bei Natur eher an Dynamiken denken, an Bezie- 
hungen und an Prozesse wie Klimawandel, meteorologische Veränderungen, 
das Aussterben von Arten, Bodenerosion, Wasserknappheit, Nahrungsketten, 
Plattentektonik, Atomenergie, schwarze Löcher und Supernovae? 

In seinem jüngst veröffentlichten Buch mit dem provokativen Titel Ökologie 
ohne Natur beschreibt Timothy Morton Natur als „einen transzendentalen 
Begriff ın materiellem Gewand, der am Ende einer potentiell unendlichen Serie 
anderer Begriffe steht, die in ihm zusammenfallen“ (Morton 2007: 14). Er 
unterscheidet zwischen mindestens drei Bedeutungen von Natur. Erstens 


1 Der Untertitel dieses Aufsatzes stammt von Slavoj Zizek (2008a); siehe auch Badiou (2008). 
PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 156, 39. Jg., 2009, Nr. 3, 371-389 
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Natur im Sinne eines flottierenden Signifikanten, der erst durch eine Reihe 
unterschiedlicher Begriffe konkretisiert wird, die alle im Namen „Natur“ zu- 
sammenfallen: Olivenbaum, Papageienfisch, SARS-Virus, Liebe, Reproduktion, 
die Alpen, Mineralwasser, Begehren, Profite, CO,, Geld, Wettbewerb, etc. 
Solche Listen vermitteln einen vagen Sinngehalt, sind dabei aber notwendiger- 
weise mehrdeutig und erweisen sich als kaum geeignet, um den Inhalt eines 
Begriffs dauerhaft und konsistent zu fixieren. Natur bleibt eine unklare 
Metapher, deren Bedeutung sich nur durch die Referenz auf andere, einfachere 
Begriffe konkretisieren lässt. 

Zweitens verfügt Natur über die „Kraft des Gesetzes, (sie ist) eine Norm, an 
der Abweichungen gemessen werden“ (Morton 2007: 14). Auf diese Art der 
Anrufung von Natur wird beispielsweise zurückgegriffen, um Heterosexualität 
zu normalisieren und transsexuelle Identitäten als abweichend und unnatürlich 
zu charakterisieren, oder um zwischenmenschlichen Wettbewerb als etwas 
Natürliches und Altruismus als ein „Kulturprodukt“ zu charakterisieren (oder 
anders herum). Die normative Macht des Naturbegriffs wird als ein trans- 
zendentales und universelles organisatorisches Prinzip in Anschlag gebracht. 
Dieses liegt scheinbar außerhalb der menschlichen und nicht-menschlichen 
Sphäre, doch seinem performativen Effekt kann man sich nicht entziehen. 
Natur ist dem zu Folge etwas Gegebenes, ein solides (ontologisches) Funda- 
ment, von dem aus wir handeln, und das eine Grundlage für ethische und 
normative Entscheidungen in ökologischen, sozialen, kulturellen, politischen 
und ökonomischen Fragen darstellt. Man denke nur daran, wie häufig 
nachhaltige Planungspolitiken derzeit über das transzendentale Bild einer aus 
dem Gleichgewicht geratenen Natur legitimiert werden. 

Drittens transportiert der Naturbegriff eine Vielzahl von Sehnsüchten und 
Fantasien wie zum Beispiel die Vorstellung von der nachhaltigen Natur, den 
Wunsch nach einem Liebesakt bei Sonnenuntergang an einem warmen Strand 
oder die Angst davor, dass sich die Natur an uns rächt, wenn wir nicht 
aufhören, CO,in die Atmosphäre zu pumpen. Natur steht hier für andere, oft 
unterdrückte oder unsichtbare Wünsche oder Begehren. Die Tatsache, dass es 
eigentlich kein Fundament gibt, auf das sich unsere Subjektivität gründen 
könnte, wird dadurch verschleiert (Zizek 1999b). Es handelt sich um eine 
Prozedur, bei der wir unsere libidinösen Begehren und Ängste in „das Andere“ 
- hier: in die Natur - hineinverlegen; eine Verlagerung der Kluft, die den 
verleugneten „harten“ Kern des Seins von der symbolischen Welt trennt, in 
der wir hausen. Es ist diese Art der Phantasie, die hinter der Forderung steht 
die wahre (ursprüngliche und angeblich verloren gegangene) menschliche 
Harmonie wieder zu gewinnen, indem das ökologische Gleichgewicht der Welt 
wieder hergestellt wird. Hier wird Natur als eine „externe“ Instanz angerufen, 
die ein wirklich glückliches und harmonisches Leben verspricht - wenn man 
sich nur angemessen um sie kümmert (siehe Stavrakakis 1997). 
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Der Gebrauch des Naturbegriffs ist immer ein Versuch, die instabile Bedeu- 
tung des Begriffs zu fixieren. Zugleich bezieht er sich auf ein fetischisiertes 
„Anderes“, das unsere tiefsten Ängste und Begehren reflektiert oder in denen 
diese zumindest einen Ausdruck finden. In dieser Funktion wird das Natur- 
konzept zu einer Ideologie par excellence. Das heißt, es hindert Menschen am 
kritischen Nachdenken, es leugnet die ihm eigenen begrifflichen Unzuläng- 
lichkeiten und ignoriert die eigene Bedeutungsvielfalt, Inkonsistenz und 
Inkohärenz (Morton 2007: 24). Jeder Versuch, Natur mit Bedeutung zu füllen 
und zu kolonisieren, ıst Bestandteil hegemonialer Bewegungen, die inhärent 
politisch sind, aber nicht als solche anerkannt werden (Laclau/Mouffe 2001; 
Stavrakakis 2000). Selbstverständlich ist es systematischer Bestandteil fast aller 
öffentlichen Debatten, politischen Dokumente und Planungen, in denen es 
um Natur und Umwelt geht, den Naturbegriff mit spezifischen Bedeutungen 
zu füllen. Der leere Kern von Natur wird dabei geleugnet und der Begriff 
gleichzeitig kolonisiert, mit bestimmten Bedeutungen gefüllt und diese an- 
schließend homogenisiert und verallgemeinert. Genau dies ist eine Geste der 
Entpolitisierung par excellence. Denn Natur wird dabei als etwas behandelt, 
das sıch außerhalb des Politischen befindet, d.h. außerhalb des Feldes öffent- 
licher Debatten, Einsprüche und Meinungsverschiedenheiten. 

Morton schlägt daher vor, „Ökologie ohne Natur zu denken“ und sich kom- 
plett von dem Naturkonzept zu trennen. Dabei handelt es sich keinesfalls um 
eine dumme oder alberne Geste, die sich „dem Realen“ aller derjenigen Dinge, 
Gefühle und Prozesse verweigert, die mit Natur assoziiert werden, und die ich 
oben aufgelistet habe. Ganz im Gegenteil: Es geht darum, das inhärent Unein- 
deutige und die Bedeutungsvielfalt anzuerkennen, die all den real existierenden 
Dinge, Emotionen und Prozesse innewohnen. Slavoj Zizek argumentiert ähn- 
lich, wenn er feststellt, dass „Natur nicht existiert!“ (Zizek 2002). Aus einer 
Lacanschen Perspektive besteht er auf der Differenz „zwischen der Reihe 
einfacher Signifikanten einerseits und dem zentralen Element andererseits, 
welches leer und unbestimmt bleiben muss, um der Reihe als organisierendes 
Prinzip zu Grunde liegen zu können“ (Zizek 2000: 52). Natur konstituiert 
genau dieses zentrale (und unbestimmte) Element, dessen Bedeutung sich nur 
durch andere und einfachere Signifikanten konkretisieren lässt. Obwohl jeder 
einzelne Sıgnifikant in gewissem Maße vage bleibt (d.h. sein Verhältnis zum 
Referenzbegriff ıst nicht eindeutig definiert), ist es doch einfacher, sich z. B. 
etwas unter dem Wort „Katze“ vorzustellen, als unter dem Begriff „Natur“. 
Für Zizek ist jeder Versuch, einen sinnlosen Begriff inhaltlich zu füllen, eine 
entschieden politische Geste. Wird der politische Charakter einer solchen Geste 
nicht anerkannt, und wird versucht, die Bedeutungen, die dem Naturbegriff 
zugeschrieben werden, als allgemeingültig durchzusetzen, führt dies laut Zizek 
zu perversen Formen der Entpolitisierung: Natur wird politisch zum 
Schweigen gebracht und sozial neutralisiert (Swyngedouw 2007a). 
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Aus einer ganz anderen Perspektive schlägt auch Bruno Latour vor, das 
Konzept von Natur fallen zu lassen. Für Latour gibt es weder Natur an sich 
oder für sich, noch so etwas wie Gesellschaft oder Kultur (Latour 1993). Für 
ihn bestehen die Dinge, mit denen die Welt angefüllt ist (Menschen und nicht- 
Menschen) aus sich kontinuierlich multiplizierenden Natur-Kultur-Hybriden. 
Mit Michel Serres und anderen argumentiert Latour, dass diese sozio-natürlı- 
chen „unordentlichen“ Dinge aus sich vermehrenden Sets netzwerkförmiger 
sozio-natürlicher Verquickungen bestehen, die als Quasi-Objekte definiert 
werden können. Sie befinden sich ‚zwischen den Polen Natur und Kultur; sie 
sind beides und keines zugleich und sind doch sozio-ökologisch signifikant 
und politisch performativ (Latour 2005). Sie bilden die Sozio-Naturen, die das 
alltägliche Leben und die alltäglichen Dinge definieren und bestimmen (Swyn- 
gedouw 1996). Man denke z.B. an Treibhausgase, an das Klon-Schaf Dolly, an 
einen Staudamm, eine Flasche Milch, Wassernetzwerke oder elektromagne- 
tische Wellen. Sie alle sind zugleich sozial/kulturell und natürlich/physisch. 
Ihre Kohärenz, d.h. ihr relativer räumlicher und zeitlicher Bestand, basiert auf 
konstruierten Netzwerken menschlicher und nicht-menschlicher Beziehungen 
(Swyngedouw 2006). Auch diese Perspektive verwehrt sich gegen den Natur- 
begriff. Statt dessen orientiert sie sich an der unendlichen Heterogenität netz- 
werkartiger Prozeduren der Montage, Demontage und Remontage. Dieser 
Perspektivwechsel erlaubt es, Dinge, Körper, Naturen und Kulturen und relativ 
stabile Quasi-Objekte in den Blickwinkel der Analyse zu rücken (Castree 2003; 
Braun 2006). Die Welt ist radikal heterogen und die menschlichen und nicht- 
menschlichen Verquickungen (z.B. eine Kuh, ein Computer, das Parlament, 
Bewässerungssysteme, Transportnetze), die sie in ihrer Gesamtheit kon- 
stituieren, gerinnen zu relationalen Verquickungen, die wiederum von „höchst 
unterschiedlichem zeitlichen und räumlichen Ausmaß sein können - manchmal 
sehr langlebig und machmal von scheinbar stark begrenztem Ausmaß“ (Hen- 
derson 2009: 284). Diese Latoursche Geste versucht Natur zu repolitisieren 
und Quasi-Objekte in den öffentlichen Raum der politischen Verhandlung und 
Auseinandersetzung zurückzuholen. Auch für Latour bleibt vom Naturkon- 
zept daher nichts übrig (Latour 2004). 

Obwohl diese theoretischen Überlegungen das Naturkonzept zurückweisen, 
besteht kein Zweifel daran, dass viele Umwelten auf unserem Planeten mit 
ernsthaften ökologischen Problemen konfrontiert sind. Angesichts der unüber- 
sehbaren gegenwärtigen Gefahr eines möglichen ökologischen Kollaps suchen 
Wissenschaftler, Politiker und Aktivisten verzweifelt nach Lösungen für die 
Probleme und rufen zum sofortigen Handeln auf. Für diejenigen, die sich mit 
den aktuellen Umweltproblemen auseinandersetzen, mögen linguistische Kunst- 
stücke wie oben entwickelt bestenfalls esoterisch klingen und schlimmstenfalls 
unsinnig und kontraproduktiv. Sie scheinen von den üblichen Verdächtigen in 
den kritischen Soizalwissenschaften zu kommen, und stellen eine Gedanken- 
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spielerei dar, die zwar sexy sein mag, aber politisch leer bleibt und wenig zur 
Handlungsfähigkeit beiträgt. Interessanterweise vetreten einige „harte“ (Natur-) 
Wissenschafter durchaus ähnliche Positionen, wenn auch mit einer leicht 
anderen Terminologie und aus einem anderen Blickwinkel. Als exemplarisch 
dafür können die Arbeiten von Levins und Lewontin gelten (Levins/Lewontin 
1985; Lewontin/Levins 2007). Die beiden Biologen und Ökologen an der 
Harvard Universität kommen zu überraschend ähnlichen Schlussfolgerungen. 
Auch sie stimmen zu, dass Wissenschaftler den Naturbegriff mit einem 
besonderen Set an universalisierten Bedeutungen gefüllt haben, durch die be- 
stimmte ideologische Prinzipien aktiviert werden. So wird ein „wissenschaftli- 
ches“ Verständnis von Natur befördert und der Naturbegriff letztlich entpoliti- 
siert. Während wissenschaftliche Naturdiskurse des 18. und 19. Jahrhunderts 
von Begriffen wie Wandel, Revolution und Transformation geradezu verzau- 
bert waren, entwarf die Biologie im 20. Jahrhundert laut Levins and Lewontin 
eine Naturvorstellung, die sich vor allem auf einen stabilen Gleichgewichtszu- 
stand reduzierte, was sie folgendermaßen zusammenfassen: 

„Wir sind am Ende der Naturgeschichte angekommen. Nach einem holprigen Start ist die Welt 
in einen ruhigen Trott verfallen. Beständigkeit, Harmonie, die einfachen Gesetze des Lebens, die 
die universellen Merkmale lebender Organismen bestimmen, die eigene Reproduktion und die 
absolute Dominanz einer einzigen Art von Molekülen, die DNA, sind die hegemonialen 
Themen der modernen Biologie“ (Lewontin/Levins 2007: 13-14). 

Natürlich leugnet auch die moderne Biologie nicht die radikalen Transforma- 
tionen, die unsere lebendige Umwelt verändern. Doch wird der unvorhergese- 
hene Wandel entweder als ein Effekt von „Externalitäten“ interpretiert, d.h. als 
das Ergebnis unverantwortlicher Interventionen der Menschen in den ruhigen 
Fluss/Evolution einer mechanischen Natur. Oder er wird - wie in der Chaos- 
theorie - als katastrophale Turbulenz gedeutet, die sich nach einem Initial- 
moment zu unendlich komplexen und unvorstellbar variantenreichen Kon- 
figurationen entwickelt. Während im ersten Fall argumentiert wird, dass die 
der Natur immanenten und stabilisierenden Kräfte durch externes mensch- 
liches Handeln aus dem Gleichgewicht gebracht wurden, reduziert letztere 
Sichtweise die komplexen Launen der Umwelt zu einer Art von Dynamik, die 
den einfachen und ursprünglichen Naturbedingungen selbst eigen ist und zu 
unvorhersehbaren Resultaten führt. Aus Sicht beider Perspektiven wird abge- 
stritten, dass die biologische Welt inhärent relational konstituiert ıst, dass sie 
aus kontingenten, historisch produzierten und unendlich variablen Formen 
besteht, deren Bestandteile - seien sie nun menschlich oder nicht-menschlich, 
organisch oder anorganisch - intrinsisch mit den Elementen verwoben sind, 
die das große Ganze ausmachen. Levins und Lewontin wenden sıch daher 
explizit gegen einen simplizistischen, reduzierenden, teleologischen und letzt- 
lich homogenisierenden Blick auf die Natur. Auch sie bestehen darauf, dass 
die Natur im Singular nicht existiert, dass es keinen transhistorischen und/oder 
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transgeografıschen Naturzustand der Dinge und der Beziehungen zwischen 
ihnen gibt. Die Beziehungen wandeln sich, die Individuen und ihre Umwelt 
sind Ko-produzenten in einer Ko-evolution, die in historisch kontingenter und 
lokal spezifischer Weise abläuft. Folgt man Levins und Lewontin, so kann 
keine universalisierende oder grundlegende Aussage darüber gemacht werden, 
was Natur ist, was sie sein oder wohin sie sich entwickeln soll. 

Auch der Evolutionsbiologe Stephen Jay Gould teilt diese Position. Er sah 
Evolution nicht als graduellen Prozess, sondern als einen, der zufällig und unge- 
richtet ist und immer wieder unterbrochen wird, manchmal katastrophisch und 
revolutionär verläuft, vor allem aber gänzlich kontingent ist (Gould 1980). In der 
Natur gibt es keine Sicherheit - Natur ist unvorhersehbar, erratisch und blind. In 
der Natur gibt es keine Garantie, die ein Fundament für das Politische oder 
Soziale bilden könnte, an der wir unsere Träume, Hoffnungen oder Erwartungen 
ausrichten könnten. Um es geradeheraus zu sagen: Die CO,-Emissionen zu 
senken (oder auch nicht), wird Einfluss auf das globale Klima haben und die 
sozio-ökologischen Strukturen verändern (und das macht sowohl 
wissenschaftliche Erklärungen als auch ethische Überlegungen notwendig). Doch 
ein solcher Prozess, selbst wenn er erfolgreich wäre, würde für sich genommen 
noch nicht die „gute“ Gesellschaft in einer „guten“ Umwelt hervorbringen. 
Sowohl die kritisch kulturwissenschaftlichen Perspektiven als auch die evolu- 
tionstheoretischen Ansätze, die sich gegen die Vorstellung eines natürlichen 
Fundaments richten, führen zu Aussagen darüber, wie man Natur denken, sie 
konzeptualisieren und/oder politisieren soll. Diesen konzeptionellen Fragen 
möchte ich im Folgenden weiter nachgehen. Die aktuellen sozio-ökologischen 
Entwicklungen wie zunehmender Ressourcenverbrauch, Klimawandel und Um- 
weltzerstörung stellen uns vor Herausforderungen, die - wenn sie unbeant- 
wortet bleiben - möglicherweise zu einem frühen Ende der Zivilisation, wie 
wir sie kennen, führen werden. Vor diesem Hintergrund ist es eine dringende 
Aufgabe, sich kritisch mit dem Naturbegriff auseinanderzusetzen, wie er von 
den Sozialwissenschaften und in politischen und verwaltungstechnischen 
Diskursen und Praxen derzeit geprägt und verbreitet wird. 


2. Der „leere Kern” der Natur - multiple Naturen 


Jeder Versuch, die Bedeutung des Naturbegriffs zu fixieren, erweist sich im 
besten Fall als aussichtslos und im schlechtesten Fall als politisch problema- 
tisch. Der Inhalt dieses Begriffs ist schlüpfrig wie ein Aal. Dass dem Naturbeg- 
riff keine klare Bedeutung zukommt, ist ein grundlegendes Merkmal der spä- 
ten Moderne, insbesondere weil die Anzahl von Sıgnifikanten, durch die der 
Naturbegriff mit Sinn und Bedeutung gefüllt wird, mit der gesellschaftlichen 
Ausdifferenzierung stetig zugenommen hat. Die Ausdehnung und Vermehrung 
der Naturnarrative soll hier kurz skizziert werden. 
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In vormodernen Zeiten wurde der Naturbegriff durch eine göttliche Ordnung 
mit Bedeutung gefüllt. Natur war das Werk Gottes - Natur und Gott waren 
praktisch vertauschbare Begriffe. Natur erhielt Sinn aus ihrer Beziehung zu ei- 
ner Ordnung der Welt, die als göttlich gegeben und jenseits der Sphäre der 
Sterblichen verstanden wurde. Mit dem Einsetzen der Aufklärung und der frü- 
hen Moderne wurde Natur zunehmend durch den Bezug auf Wissenschaft, 
Rationalität, Wahrheit und Mechanik bestimmt. Es entstand eine „neue 
Wahrheit“ der Natur: die einer singulären Natur, welche nach mechanischen 
Prinzipien funktioniert. Durch die korrekte Anwendung von Technologie und 
Rationalität (also durch die angemessene wissenschaftliche Methode) konnten 
die gesetzesartigen Naturvorgänge entschlüsselt und anschließend im Dienste 
der Menschen manipuliert werden. Natur besaß eine eigene Logik, eine Teleo- 
logie, einen Verhaltensmodus, der in sich geschlossen war und eigenen Prinzi- 
pien folgte. Diese Logik benötigte weder Gott noch Mensch. Diese Auffassung 
von Natur setzte sich schnell als ein Anspruch auf „Wahrheit und Erkenntnis“ 
durch, der im Gegensatz zu allen „abergläubischen“ Übrigbleibseln heidni- 
schen oder auch christlichen Ursprungs stand. Aus dieser Perspektive wurde 
Natur auch als etwas von der sozialen und kulturellen Welt menschlicher In- 
teraktionen Unterschiedenes und Separates konstruiert (Smith 2008b). 

Doch der „wissenschaftliche“ Naturbegriff begann sich ab dem 19. Jahrhun- 
dert massiv zu verändern. Bedingt durch die zunehmend erfolgreiche Entwick- 
lung der Naturwissenschaften und ihrer Anwendung in allen Lebensbereichen, 
verfestigte sich die Verschränkung von Natur, Wissenschaft und Rationalität. 
Darüber hinaus wurde der Naturbegriff jedoch um zahlreiche andere Bedeu- 
tungsketten erweitern. Man denke zum Beispiel an den romantischen Natur- 
begriff im 19. Jahrhundert. Zu einer Zeit als einerseits die Grenzen der Natur 
(im Sinne einer externalisierten und enthumanisierten Natur in der Tradition 
der Aufklärung) durch die sich schnell ausdehnende kapitalistische Produktion 
und Konsumtion kontinuierlich zurückgedrängt wurden, andererseits die ko- 
lonial-imperiale Ausbeutung zur Eroberung „neuer“ Länder mit ihren „unzivi- 
lisierten“ Menschen wie den amerikanischen Ureinwohnern und den versklav- 
ten und kolonisierten Afrikanern führte, wurde die Vorstellung von Natur mit 
ungezähmter Wildnis, (verloren gegangener) Ursprünglichkeit, moralischer 
Überlegenheit (gegen den moralischen Verfall der „zivilisierten“ Welt), dem 
utopischen und idyllischen Arkadien und mit erhabener Schönheit assoziiert. 
Auch die ökologischen Krisen der Städte im späten 19. Jahrhunderts eröffne- 
ten neue reale und symbolische Räume für den Naturbegriff. Die Signifikan- 
ten, die im Kontext der sich schnell urbanisierenden Gesellschaften entstan- 
den, bezogen sich unter anderem auf die schlechten sanitären Lebensbedin- 
gungen, die Ausbreitung bakterieller Erkrankungen und die Kluft, die durch 
die Trennung von Stadt und Land produziert wurde. Von nun an wurde Na- 
tur auch als etwas Gefährliches und Bedrohliches angeschen. In ihren urbanen 
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Manifestationen war Natur zwar menschengemacht, aber angsteinflößend 
(Kaika 2005; Gandy 2005). 

Der Modernisierungsprozess des 19. und 20. Jahrhunderts brachte also eine 
Kakophonie an mit Natur assoziierten Listen von Vorstellungen hervor, von 
denen keine die Launen, Eigenarten und heterogenen Vorgänge der unter- 
schiedlichen und sich wandelnden Formen der Natur erschöpfend beschrieb. 
Vielmehr vermehrten sich diese Formen noch, da sich die Anzahl der sozio- 
natürlichen Dinge, die „Hybride“ zwischen Mensch und Natur - die Bruno 
Latour Quasi-Objekte (Latour 1993) und Donna Haraway Cyborgs (Haraway 
1991) nennt -, mit der zunehmenden Verzahnung menschlicher und nicht- 
menschlicher Prozesse vervielfachten (zum Beispiel mit der Atomenergie, der 
Herstellung von Transuranen, Genmanipulationen, technisch-natürlichen Kon- 
struktionen wie Wassersystemen, Stromleitungen und Megastädten). In den 
vergangenen Jahren, insbesondere als ein Ergebnis des wachsenden globalen 
Umweltbewusstseins, ist uns die Unzulänglichkeit unserer symbolischen Rep- 
räsentationen der Natur bewusst geworden. Ist „das Reale der Natur“ doch 
mit einer Vielzahl ökologischer Bedrohungen (Klimawandel, neue Krankhei- 
ten, der Verlust der Biodiversität, Ressourcenverknappung, Verschmutzung) in 
unser tradiertes Naturverständnis eingebrochen und hat dieses gründlich 
durcheinander gebracht. Damit wurde wieder einmal eine Transformation der 
Signifikanten-Ketten erzwungen, die den Naturbegriff mit Inhalt füllen sollen 
und die zugleich die Unmöglichkeit sichtbar machen, das Reale der Naturen 
vollständig zu erfassen (Zizek 2008b). Das Arsenal an Naturbedeutungen wur- 
de ausgedehnt, transformiert und wiedererfunden: Von Ökologen, Umwelt- 
modernisten, Postmaterialisten, einer Vielzahl unterschiedlicher Umweltbewe- 
gungen, durch neue Erkenntnisse der immer noch erfolgreichen und sich aus- 
dehnenden Naturwissenschaften (die nach dem perversen „Erfolg“ des Atom- 
zeitalters allerdings etwas empfänglicher für ethische Fragen sind) und sogar 
durch die (neuen) politischen und wirtschaftlichen Eliten. 

Die Naturen, die wır wahrnehmen und mit denen wir arbeiten, sind also not- 
wendigerweise radıkal imaginiert, konstruiert und symbolisch aufgeladen. Um 
es ganz deutlich zu sagen: Es gibt da draußen keine Natur, die wir im Namen 
der Natur selbst oder einer allgemeinen Menschheit erhalten müssen. Natur 
bildet keine Basıs und kein Fundament, das „an sich“ einer Rettung bedarf 
oder diese fordert. Die Debatten und die Kontroversen um die Natur und was 
man mit ihr machen soll, signalisieren vielmehr, dass wir derzeit nicht dazu ın 
der Lage sind, uns in direkte politische und soziale Auseinandersetzungen 
darüber zu begeben, wie die sozio-ökologischen Koordinaten unseres Alltags- 
lebens, die Produktion neuer sozio-natürlicher Konfigurationen und die Orga- 
nisation des gesellschaftlichen Stoffwechsels (gewöhnlich wird diese als Kapita- 
lismus bezeichnet), in der wır leben, reorganisiert werden sollen. Im nächsten 
Abschnitt wird diese konzeptionelle und theoretische Analyse am Beispiel des 
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Nachhaltigkeitsbegriffs verdeutlicht. Stellt dieser doch die globale und hege- 
moniale Metapher dar, mit der das ökologische Dilemma ausgedrückt wird, ın 
dem wir uns derzeit befinden. 


3. Der Traum von der Nachhaltigkeit 


Es herrscht mittlerweile breiter Konsens darüber, dass die Erde in einer ökolo- 
gischen Krise steckt, die das menschliche und nicht-menschliche Leben in 
nicht allzu ferner Zukunft substantiell gefährden könnte, wenn nicht bald 
gehandelt wird und wir nicht endlich einen ernsthaften Versuch unternehmen, 
die Natur wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Unabhängig davon, was ein- 
zelne Individuen und Gruppen unter Natur verstehen, sind sich alle über die 
Ernsthaftigkeit der Umweltprobleme und über die Gefährdung des sozio- 
ökologischen Gleichgewichts einig. BP hat sich in „Beyond Petroleum“ um- 
benannt, um sein ökologisches Engagement öffentlich zu vermitteln und auch 
Shell arbeitet an seinem ökologischen Profil, Öko-Aktivisten verschiedenster 
politischer und ideologischer Couleur organisieren Kampagnen und direkte 
Aktionen, um den Planeten zu retten, New Age Postmaterialisten lamentieren 
über die unumkehrbare Zerstörung der ökologischen Schätze, bedeutende 
Wissenschaftler melden sich öffentlich zu Wort, um vor der möglichen ökolo- 
gischen Katastrophe zu warnen, Politiker übertrumpfen sich gegenseitig bei 
dem Versuch, sich ihr Umweltbewusstsein auf die Fahne zu schreiben und 
zahlreiche Initiativen und praktische Strategien werden unter dem Label 
„Nachhaltigkeit“ auf allen politischen Ebenen diskutiert, verabschiedet und 
implementiert. Al Gore's Dokumentarfilm An Inconvenient Truth wurde gar 
mit dem Nobelpreis ausgezeichnet - das wohl eindrucksvollste Beispiel, wie 
ökologische Fragen derzeit auf eine globale Ebene gehoben werden. Während 
es sicherlich keine Übereinstimmung darüber gibt, was Natur eigentlich ist 
und wie wir uns zu ihr verhalten sollen, gibt es einen buchstäblich unange- 
fochtenen Konsens darüber, dass wir stärker „nachhaltig“ handeln müssen, 
wenn wir die nahende Katastrophe verhindern wollen. 

In diesem konsensualen Setting werden Umweltprobleme als universell 
bedrohlich für das Überleben der Menschheit dargestellt. Sie künden vom 
vorzeitigen Ende der Zivilisation wie wir sie kennen, und werden, wie Mike 
Davis es treffend formulierte, von einer „Ökologie der Angst“ getragen (Davis 
1998). Die diskursive Matrix, die die Bedeutung der Umweltprobleme gesell- 
schaftlich vermittelt, beruht auf einer ständigen Anrufung von Angst und Ge- 
fahr. Es wird ein Bild von der ökologische Auslöschung gezeichnet oder zu- 
mindest von der nahenden massiven Verschlechterung der sozio-ökologischen 
Lebensbedingungen für viele Menschen. „Angst“ ist der zentrale Knoten, der 
die aktuellen Umweltnarrative zusammenhält und die Sorge um „Nachhaltig- 
keit“ beständig nähıt. 
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Die „Ökologie der Angst“ wiederum beruht auf einem spezifischen Set an 
phantasmagorischen Vorstellungen (Katz 1995): auf der apokalyptischen Ima- 
gination von einer Welt ohne Wasser oder zumindest einer endemischen Was- 
serknappheit, von verheerenden Stürmen deren Intensität durch den Klima- 
wandel noch vergrößert wird, von verbrannter Erde als Folge der durch die 
Klimaerwärmung verursachten Veränderungen von globalen Niederschlägen, 
Hitzewellen und Überflutungen, von abschmelzenden Eisbergen und Polkap- 
pen, von verschwindenden oder vom Aussterben bedrohten Arten und einem 
alarmierenden Verlust von Biodiversität, von verfallenen Brachflächen, die uns 
an Tschernobyl erinnern, von der Bedrohung durch Peak Oil und das Zu- 
rückwerfen unserer Zivilisation ins Steinzeitalter (wenn sich keine Strategien 
und Technologien finden, um auf die Verknappung der fossilen Brennstoffe 
angemessen zu reagieren), von sich ausbreitende Seuchen wie SARS, der Vo- 
gelgrippe, Ebola und HIV, etc. Die Vorstellung einer derart aus dem Gleich- 
gewicht und außer Kontrolle geratenen, destabilisierten und bedrohlichen Na- 
tur wird durch die Bilder von einer Gesellschaft ergänzt, die fortfährt Abfall 
aufzuhäufen, CO: in die Atmosphäre zu pumpen, die grünen Lungen der Erde 
abzuholzen, etc. Neil Smith bezeichnet dies treffend als „nature-washing“, wo- 
bei die sozio-ökologischen Ursachen der Probleme zwar anerkannt, die „sozial 
veränderte Natur aber zu einer neuen Superdeterminante unseres sozialen 
Schicksals wird“ (Smith 2008a: 245). Die ökologische Zwickmühle mahlt mit 
Weltuntergangsängsten, die sich auf eine apokalyptische Rhetorik und auf eine 
Serie performativer Gesten stützt, die das Gefühl einer überwältigenden, irrsin- 
nigen Gefahr vermittelt. Eine Gefahr, die unser Alltagsleben und unsere Rou- 
tinen völlig zu unterminieren droht, und die an den Fundamenten all unserer 
Selbstverständlichkeiten rüttelt.? 

Diese Naturbeschreibung stützt ein vor allem auf Ängsten beruhendes post- 
politisches Arrangement, in dessen Zentrum die Sorge um den Status quo 
steht (Swyngedouw 2007a). Alain Badiou spricht deswegen davon, dass Öko- 
logie zum neuen Opium für das Volk geworden ist. Sie ersetzt die Religion als 
Achse, um die herum sich die Ängste vor der sozialen Desintegration artiku- 
lieren (und von der, wenn die Warnungen beachtet werden, auch die Erlösung 
erwartet wird). Solche Ökologien der Angst verdecken - und nähren - letztlich 
eine konservative Position. In wolkiger Rhetorik wird von der Notwendigkeit 


2  Weltuntergangsfantasien gibt es selbstverständlich schon seit langer Zeit. Sie waren stets ein inte- 
graler Bestandteil des Christentums und später die Kehrseite der schnellen technologischen 
Modernisierung und der damit verbundenen Vorstellungen vom Tag des Jüngsten Gerichts. 
Doch wie z.B. Martin Jay feststellt, enthielten traditionelle Versionen der Apokalypse immer 
auch die Hoffnung auf Erlösung, auf ein „zweites Leben“, das Versprechen auf einen „Neuan- 
fang“, während die auf Umweltzerstörung beruhenden Weltuntergangsszenarien „alle Hoffnung 
auf Wiedergeburt oder Wiedererneuerung hinter sich lassen (...) zu Gunsten einer unstillbaren 
Faszination davon, sich kurz vor einem Ende zu befinden, das niemals eintritt“ (Jay 1994: 33). 
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eines radikalen Wandels gesprochen, um die immanente Katastrophe zu ver- 
hindern. Tatsächlich geht es vor allem um technische, soziale, management- 
mäßige, physische und andere Maßnahmen, die sicherstellen sollen, dass alles 
so bleibt wie es ist, und sich nichts wirklich verändert. Ist dies nicht die eı- 
gentliche „message“ von An Inconvenient Truth oder des Intergovernmental 
Panel on Climate Change (IPCC) der Vereinten Nationen, ın dem es um die 
menschlichen Folgen des globalen Klimawandels geht? Beide Narrative drän- 
gen auf unterschiedliche Art und Weise (das eine populistisch, das andere 
„wissenschaftlich“) auf einen radikalen Wandel des technisch-organisatorischen 
Managements der sozio-ökologischen Umwelt, um sicher zu stellen, dass die 
Welt sich nicht grundlegend ändert (Zizek 2008a). In diesem Sinne stellt Fre- 
deric Jameson fest, dass „es leichter ist, sich das Ende der Welt vorzustellen, 
als das Ende des Kapitalismus“ (Jameson 2003: 76). 

Der Wunsch, die Umwelt wieder ins Gleichgewicht zu bringen, bringt Akteure 
mit sehr verschiedenen und oftmals sogar antagonistischen kulturellen, wirt- 
schaftlichen, politischen und sozialen Positionen, Interessen und Inspirationen 
zusammen. Der gemeinsame Nenner ist eine abstrakte Menschheit. An Incon- 
venient Truth wird auf seltsame Art und Weise zu einer sehr convenient truth 
- zumindest für diejenigen, die glauben, dass die Zivilisation wie wir sie ken- 
nen (ich spreche lieber von Kapitalismus) erhalten bleiben und vor potentiel- 
lem Unglück und revolutionärem Wandel bewahrt werden muss. Der Film 
fordert innovative Umwelttechnologien, öko-freundliche Managementprinzi- 
pien und nachhaltige Organisationsformen (solange man dem Prinzip der Pro- 
fitmaximierung folgt, ist gerade der Kapitalismus darın überaus erfolgreich, 
siehe Buck 2007), so dass die existierende sozio-ökologische Ordnung sich ge- 
rade nicht radikal ändern muss. Man bedenke zum Beispiel, dass der steigende 
CO,-Gehalt in der Atmosphäre, die Bedrohung durch Peak Oil und die wach- 
sende Nachfrage nach Energie und anderen Ressourcen derzeit zu den wich- 
tigsten Sorgen großer Konzerne gehören. Zu recht sehen Firmen wie BP, Shell, 
IBM und andere mit Schrecken, dass das Modell der grenzenlosen Kapitalak- 
kumulation, auf dem ihr Erfolg im 20. Jahrhundert beruhte, in Zukunft mit 
ökologischen Einschränkungen, wenn nicht gar Grenzen konfrontiert werden 
könnte. Die Universität von Manchester hat jüngst ein Sustainable Consump- 
tion Institute gegründet. Finanziert wurde es mit 20 Millionen Pfund von der 
weltweit operierenden Supermarktkette TESCO. Dies ist nur eines von vielen 
Beispielen dafür, dass führende Konzerne nach technisch-administrativen Ar- 
rangements suchen, die es den Konsumenten ermöglichen, sich aus der öko- 
logischen Patsche freizukaufen. Gelingt es, neue technisch-administrative Be- 
ziehungen und Apparate auszuhandeln (wie z.B. die Agenda 21, das Kyoto- 
Protokoll, Recyclingprozeduren, ökofreundliche Hard- und Softwaretechnolo- 
gien, Biodiversitätsmanagement), so kann die sozio-ökologische Ordnung, wie 
wir sıe kennen, vor dem ökologischen Weltuntergang gerettet werden. Es ist 
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schon fast ironisch, wie im Kontext der Auseinandersetzungen um den Klt- 
mawandel, Lösungen wie energieeffiziente Technologien und der Ersatz fossi- 
ler Brennstoffe in Kombination mit marktkonformen Politik (wie dem Kyoto- 
Protokoll oder den unterschiedlichen Vorschlägen zum Emissionshandel) ga- 
rantieren sollen, dass die bestehende sozio-ökologische Ordnung noch für 
lange Zeit erhalten bleibt. 

Der Signifikant, der im Zentrum dieses post-politischen Verständnisses von 
Natur steht, ist „Nachhaltigkeit“ (Gibbs/Krueger 2007). Mehr noch als der 
schlüpfrige und unbestimmte Naturbegriff, stellt „Nachhaltigkeit“ einen leeren 
Signifikanten par excellence dar. Er bezieht sich auf alles und nichts zur glei- 
chen Zeit. Seine Qualitäten lassen sich nur konkretisieren, indem man ıhn um 
weitere Metaphern ergänzt. Daher auch die ausufernde Schöpfung von Begrif- 
fen wie nachhaltige Städte, nachhaltiges Planen, nachhaltige Entwicklung, nach- 
haltige Forstwirtschaft, nachhaltiger Transport, nachhaltige Regionen, nachhal- 
tiger Ertrag, nachhaltiger Verlust, nachhaltige Ernte, nachhaltige Ressourcen- 
nutzung, nachhaltige Wohnungspolitik, nachhaltiges Wachstum, nachhaltige 
Politik, etc. Schon allein die Geste der Nachhaltigkeit scheint zu garantieren, 
dass Natur und Umwelt ernst genommen werden, dass sich „die da oben“ um 
unsere Sorgen und unsere Zukunft kümmern. 

Eine imaginäre „gute“ und „nachhaltige“ Natur blendet jedoch die politisch 
brisante Frage, nach der Art von sozio-ökologischen Arrangements, die wir 
produzieren wollen, systematisch aus. Andererseits gilt es, die radikale und un- 
vorhersehbare Kontingenz von Natur anzuerkennen. Hier findet sich der deut- 
lichste Ausdruck einer Fantasie im Lacanschen Sinne: Während es unmöglich 
ist zu bestimmen, was Nachhaltigkeit genau sein soll (außer in ganz allgemei- 
nen Zügen), wird die Sinn- und Bedeutungslosigkeit dieses Begriffs mehr und 
mehr von Fantasien, Geschichten und Imaginationen gefüllt. Diese überbrü- 
cken die konstitutive Kluft zwischen der Unbestimmtheit der Naturen auf der 
einen Seite (und den damit verbundenen Ängsten vor der Rückkehr des Rea- 
len der Natur in Gestalt ökologischer Katastrophen wie Dürren, Hurrikanen, 
Überflutungen, etc.) und dem stets frustrierten Begehren nach einem harmoni- 
schen und ausgeglichenen sozio-ökologischen Leben auf der anderen Seite. 
Die Abwesenheit eines natürlichen Fundaments des Sozialen wird dabei ge- 
leugnet. „Nachhaltigkeit“ - oder genauer gesagt: die Eckpunkte, um die herum 
das Konzept konstruiert ist - ist das Ding, an dem sich die Leidenschaften der 
Politiker und Aktivisten entfachen. Gleichzeitig steht es für das geleugnete Re- 
ale, den unterdrückten Kern, die Anerkennung dessen, dass die Welt tatsäch- 
lich vor einem Problem steht und sich drastisch und dramatisch ändern muss, 
dass es also revolutionärer (eine Metapher, die gebannt und zensiert wird) 
Handlungen bedarf. In diesem phantasmagorischen Raum verschwindet die 
eigentlich politische Dimension und wird von einer konsensual hergestellten 
Deutung ersetzt, die im Namen der Menschheit, der sozialen Integration, der 
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Erde und aller ihrer menschlichen und nicht-menschlichen Einwohner an al- 
len Orten nach einer technisch-managementmäßiigen Antwort auf die Krise 
ruft. 

Eine wichtige Rolle spielt dabei die Expertise einer angeblich neutralen natur- 
wissenschaftlichen Wissensaristokratie. Diese Experten sind jedoch unmittel- 
bar in die Politikberatung eingebunden und als Expertenmanager integraler 
Bestandteil von Think Tanks und Politikforen. Hier ist eine komplett heuchle- 
rische Wissenschaft am Werk, die die „Fakten“ nahtlos und ohne großen poli- 
tischen Disput in „öffentliche Interessen“ übersetzt. Es handelt sich um eine 
Art Kurzschlussprozess, in dem „Fakten“ und „Werte“ vermischt werden, 
manchmal ausgetauscht und ohne angemessene öffentliche politische Ver- 
handlung bearbeitet werden (Latour 2004). Die normativen Werte (wie das + 
dealisierte Klima, zu dem wir zurückkehren sollen) werden dann im Nachhal- 
tigkeitsdiskurs universalisiert. Dieser Diskurs wendet sich an „die Menschen“ 
(wie auch an nicht-Menschen) in ihrer Gesamtheit. Obwohl soztalräumliche 
Differenzen und Ungleichheiten anerkannt werden, gilt die Umweltbedrohung 
als ein globales Phänomen, das alles und jeden betrifft (Swyngedouw 2007a). 
„Nachhaltigkeit“ identifiziert kein privilegiertes Subjekt (wie das Proletariat bei 
Marx, Frauen bei den Feministinnen, oder „die kreative Klasse“ im Wettbe- 
werbskapitalismus). Im Mittelpunkt stehen stattdessen die gemeinsamen Le- 
bensbedingungen und das geteilte Dilemma, die Notwendigkeit für weltweites 
Handeln, Zusammenarbeit und Kooperation. Soziale Spannungen oder gesell- 
schaftlich generierte Konflikte kommen im Nachhaltigkeitsdiskurs dagegen 
nicht vor; es handelt sich um eine populistische Geste, die die antagonistische 
Heterogenität „der Menschheit“ leugnet. Stattdessen wird „der Feind“ externa- 
lisiert und objektiviert. Ein zentrales Bild in diesem Diskurs ist das des Ein- 
dringlings, oder öfter noch das einer Gruppe von Eindringlingen, die das Sys- 
tem korrumpiert haben. Der leere Signifikant „Nachhaltigkeit“ benötigt spezi- 
fische materielle Anker, an denen eine Liste von Bedeutungen ansetzen und 
ein mehr oder weniger stabiles Narrativ konstruieren kann. Diese Ankerpunkte 
beziehen sich ausnahmslos auf mehr oder weniger fetischisierte Objekte wie 
CO; für „Klimawandel“, Genpool für „Biodiversität“, H,O für „Dürren“ oder 
„Überflutungen“ (obwohl jedes dieser Dinge selbst vieldeutig und in seinen 
Praxen multipel ist). Der „Feind“ ist externalisiert, unbestimmt, mehrdeutig, 
sozial entleert, homogenisiert, nichtssagend, und letztlich fetischisiert. Man 
denke zum Beispiel daran, wie die Kyoto-Verhandlungen CO, und den Klı- 
mawandel zu einem Problem von Marktversagen gemacht haben, welches da- 
durch behoben werden sollen, dass Marktinstitutionen dort eingeführt werden, 
wo es bislang keine gab (Liverman 2009; Bumpus und Liverman 2008). Um- 
weltprobleme erscheinen dann nicht als das Resultat des gesellschaftlichen Sys- 
tems oder als verheerende Prozesse, die in dieses System selbst eingeschrieben 
sind, sondern als pathologische Auswucherung. Das ist auch der Grund, wes- 
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wegen die Lösung des Problems in der Beschäftigung mit dem „Pathologi- 
schen Phänomen“ gesucht, und dass eben diese Lösung (vorgeblich) vom Sys- 
tem selbst generiert wird. 

Die Forderungen nach Nachhaltigkeit richten sich an die Eliten - und dabei 
handelt es sich um Forderungen, die vollständig innerhalb des Rahmens des 
Möglichen verbleiben. Es ist eine Politik des Möglichen innerhalb des Rah- 
mens einer vorgegebenen Situation. „Nachhaltigkeit“ wird auf eine Praxis der 
„good governance“ reduziert. Die Architektur eines derart inhärent populisti- 
schen Projekts nımmt die Form partizipativer stakeholder-governance an. Jen- 
seits des Staatlichen operiert diese unter dem Dach einer unhinterfragten libe- 
ral-kapitalistischen Ordnung und beruht auf Formen des Selbstmanagements, 
der Selbstorganisation und der selbstdisziplinierenden Kontrolle (Dean 1999; 
Lemke 1999, Swyngedouw 2005, 20095). Es mangelt ihr an Visionen oder 
auch nur an den Begriffen für ein angemessenes politisches Handlungsfeld 
(Badiou 2005). Stattdessen wird Politik durch vage Konzepte ersetzt wie nach- 
haltige communities, nachhaltige Wälder, nachhaltige Städte, grüne Städte o- 
der Oko-Städte. 

Zusammenfassend können wir festhalten, dass post-politische „Nachhaltigkeits- 
politiken“ auf den folgenden Fundamenten beruhen: Erstens gelten die sozia- 
len und ökologischen Probleme, die vom Kapitalismus verursacht werden, als 
externe Nebeneffekte; sie sind kein inhärenter und integraler Bestandteil libera- 
ler Politik und kapitalistischer Ökonomien. Zweitens entsteht hier eine strikt 
populistische Politik, die eine imaginierte „Menschheit“, „Natur“ oder „Um- 
welt“ auf ein universelles Niveau hebt, anstatt Raum dafür zu schaffen, die 
Forderungen partikularer sozio-Naturen, Umwelten oder sozialer Gruppen o- 
der Klassen überhaupt erst zu universalisieren. Drittens werden die Nebenef- 
fekte als global, universell und gefährlich charakterisiert: Sie erscheinen als to- 
tale Bedrohung. Viertens wird der Feind - oder das problematische Objekt - 
beständig externalisiert und entmaterialisiert. Der „Feind“ bleibt stets vage, 
vieldeutig, unbenannt und ungezählt und letztlich sinnentleert. Fünftens kann 
das jeweilige Objekt durch eine konsensuale dialogische Politik innerhalb der 
gegebenen sozio-ökologischen Ordnung, zu der es angeblich keine reale Alter- 
native gibt, gemanaged werden. Damit werden alle Forderungen entpolitisiert 
und die Politik letztlich naturalisiert (Swyngedouw 2009a). 


4. Die Natur politisieren 


Für Slavoj Zizek, Chantal Mouffe (Mouffe 2005) und andere (siehe Swynge- 
douw 2007b, 2009a) stellen konsensual etablierte Themen wie „Nachhaltig- 
keit“, die entlang einer Ökologie der Angst konstruiert sind, einen Ausdruck 
der gegenwärtigen post-politischen, post-demokratischen und biopolitisch ge- 
prägten gesellschaftlichen Konstellation dar. Post-Politik meint in diesem Zu- 
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sammenhang eine Politik, in der ideologische Auseinandersetzungen und poli- 

tischer Dissens durch technisch-managementmäßige Planung, durch Experten- 

und Verwaltungshandeln ersetzt werden, „wobei das primäre Ziel in der Regu- 

lation von Sicherheit und Wohlfahrt des menschlichen Lebens besteht“ (Zizek 

1999b). Solche post-politischen Arrangements signalisieren eine entpolitisierte 

öffentliche Sphäre (im Sinne eines Verschwindens der demokratischen antago- 

nistischen Auseinandersetzungen über den Inhalt und die Richtung des sozio- 

ökologischen Lebens), wobei Expertise, Interessenmediation und Verwaltung 

an die Stelle von Politik treten (Marquand 2004; Swyngedouw 2009d). Dieses 

entpolitisierte konsensuale Arrangement wird von post-demokratischen gover- 

nance-Institutionen wie dem Kyoto-Protokoll, der Europäischen Union und 

Formen von public-private partnership, die die politischen Regierungsinstitu- 

tionen zunehmend ersetzen, organisiert (Crouch 2004). 

Die konzeptionellen Probleme, die oben diskutiert wurden, sind für die Aus- 

einandersetzung um und das Verständnis von post-politischen gesellschaftli- 
chen Bedingungen, sowie für eine Analyse des fatalen Entpolitisierungsprozes- 
ses, der durch die Dominanz leerer Signifikanten wie Natur oder Nachhaltig- 
keit angezeigt wird, von zentraler Bedeutung. Die oben formulierte Forderung, 

den Naturbegriff aufzugeben, stellt keinesfalls darauf ab, das Reale der Naturen 
- also die verschiedenen, multiplen, kontingenten und oft unvorhersehbaren 
sozio-Öökologischen Beziehungen, deren Bestandteil wir sind - zu ignorieren. 
Stattdessen geht es darum, die Art und Weise zu hinterfragen, wie sich Um- 
weltpolitik, verschiedene Strategien und Interventionen heute über bestimmte 
Vorstellungen von Natur und Nachhaltigkeit legitimieren. Indem diese Form 
der Legitimation die Räume antagonistischer Diskussion schließt, verhindert 
sie eine angemessene politische Auseinandersetzung und leugnet die sozialen 
und politischen Spaltungen, die für eine kapitalistische Gesellschaft konstitutiv 
sind. Im Gegensatz dazu drängt die oben entwickelte Analyse darauf, die au- 
ßerordentliche Vielfalt der Naturen zu akzeptieren. Sie zwingt uns, eine politi- 
sche Entscheidung darüber zu treffen, in was für einer Natur wir leben wollen. 
Sıe lädt dazu ein, in das Unbekannte einzutauchen und das Unerwartete zu er- 
warten. Sie fordert uns auf zu akzeptieren, dass unser Wissen nicht erschöpfend 
ist. Und, was vielleicht am wichtigsten ist, sie führt uns das gewaltsame Moment 
vor Augen, das allen Interventionen in unsere Umwelt eingeschrieben ist. 

Wie alle Interventionen stellen auch sozio-ökologische Interventionen einen 
gewaltförmigen Akt dar, sie zerstören zumindest einen Teil der herrschenden 
Ordnung, um etwas Neues und Anderes zu errichten. Man stelle sich zum 
Beispiel den außerordentlichen Effekt vor, den die Eliminierung von HIV auf 
die Nachhaltigkeit des Lebens hätte. (Oder sollten wir den Virus im Namen 
der Biodiversität erhalten?) Genau so wie private Entscheidungen - etwa der 
Kauf eines Autos - einen gewalthaltigen Eingriff in die sozio-ökologische Ord- 
nung darstellen, oder unternehmerische Entscheidungen - man denke an das 
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das Recycling von Computern in den Slums von Mumbai - sind auch politi- 
sche Interventionen irreversible gewalthaltige Akte, die die sozio-Öökologischen 
Bezichungen neu ordnen. Ein solcher Eingriff konstituiert immer einen politı- 
schen Akt, einen Akt der nur politisch zu legitimieren ist, und nicht - wie oft 
üblich - durch den Verweis auf eine imaginierte Natur oder eine vorgestellte 
Nachhaltigkeit. Ein politischer Akt ist ein Akt, der die sozio-Ökologischen Koor- 
dinaten und Muster neu ordnet und der ungleiche sozio-ökologische Beziehun- 
gen umformt, oft mit unvorhergesehenen und unvorherschbaren Konsequenzen. 
Solche Interventionen signalisieren ein totalitäres Moment, eine temporäre 
Suspension des Demokratischen im Sinne einer angenommenen Gleichheit al- 
ler. Diese Dialektik zwischen dem Demokratischen als etwas politisch Gege- 
benem und dem totalitären Moment einer sozio-ökologischen Intervention als 
einer Außerkraftsetzung des Demokratischen gilt es radikal anzuerkennen. 
Während pluralistische, demokratische und auf der Annahme der Gleichheit 
basierende Politik auf Differenz insistiert, auf Meinungsunterschieden, auf ra- 
dikaler Offenheit und der Erforschung vieler möglicher Zukünfte, ist die kon- 
krete räumlich-ökologische Intervention notwendigerweise ein Akt der Schlie- 
ung, der definitiven Entscheidung, eine singuläre Intervention und daher ein 
Akt des Ausschlusses (Swyngedouw 2009c). 

Abschließend lässt sich feststellen, dass Natur und Nachhaltigkeit zwar nicht 
außerhalb begrifflicher Ketten existieren, die Bedeutungen und Inhalte für die- 
se beiden Begriffe anbieten, dass es aber selbstverständlich alle möglichen ma- 
teriellen Umwelten und Verquickungen sozio-natürlicher Beziehungen gibt. 
Umwelten sind historisch-spezifische Ergebnisse von sozio-physischen Prozes- 
sen (Heynen/Kaika/Swyngedouw 2005). Alle sozialräumlichen Prozesse wer- 
den ausnahmslos durch die Zirkulation und den Stoffwechsel sozialer, kultu- 
teller, physischer, chemischer oder biologischer Prozesse geprägt, aber diese 
Prozesse sind kontingent, oft unvorhersagbar, unglaublich vielfältig und ris- 
kant. Diese Stoffwechselprozesse produzieren sowohl befähigende als auch 
verhindernde sozio-ökologische Bedingungen (Swyngedouw 2006). In der Tat 
verkörpern die produzierten Milieus oft widersprüchliche Tendenzen. Auf 
Stoffwechselprozessen beruhende Veränderungen sind niemals sozial oder öko- 
logisch neutral. Die unzähligen Beispiele von Ökologien, die auf ungleichen 
Eigentumsverhältnissen beruhen, auf der Kommodifizierung aller möglichen 
Naturen, der Verarmung des sozio-ökologischen Lebens unter dem neolibera- 
len Banner von Ware und Geld und der perversen Exklusionsdynamiken der 
ungleichen öko-geographischen Entwicklung auf allen Maßstabsebenen, legen 
nahe, dass die Produktion sozio-ökologischer Umwelten, in denen wir leben, 
ein zutiefst konflikthafter und damit politischer Prozess ist, der von allen 
möglichen Geometrien der Macht geformt ist. Die Produktion sozio- 
ökologischer Umwelten impliziert fundamental politische Fragen und muss 
dem entsprechend auch in politischen Begriffen diskutiert werden. Es gilt zu 


fragen, wer von den Veränderungen des Stoffwechsels eigentlich profitiert und 
wer dabei mit welchen Interessen agiert, wer welche Vorteile erringt und wem 
daraus Nachteile erwachsen. Die Stoffwechselflüsse produzieren inkludierende 
und exkludierende Ökologien, und zwar sowohl auf lokaler Ebene, als auch 
bezogen auf größere ungleiche sozio-ökologische Dynamiken, durch die diese 
Stoffwechselprozesse aufrechterhalten werden. Die Demokratisierung von 
Umwelten wird somit zur Frage nach der Demokratisierung des sozio- 
ökologischen Konstruktionsprozesses, der Entwicklung von Strategien, durch 
die eine gleichere Verteilung sozialer Macht erzielt und eın stärker inklusiver 
Modus der Naturproduktion (also der Produktion der zirkulierenden Stoff 
wechselprozesse) erreicht werden kann. Dies erfordert substantielle Demokra- 
tie und öffentliche Räume (als Räume der Artikulation von antagonistischen 
Auseinandersetzungen) wiederzugewinnen, die das Fundament und die Bedin- 
gung für die Herstellung egalitärer sozio-Öökologischer Umwelten und die Ent- 
wicklung von realisierbaren Visionen egalitär-libertärer Zukünfte bilden. Mit 
anderen Worten: egalitäre Ökologien erfordern das Unmögliche und die Reali- 


sierung des Unwahrscheinlichen. 
Übersetzung aus dem Englischen von Henrik Lebuhn 
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Achim Brunnengräber 


Prima Klima mit dem Markt? 
Der Handel mit dem Recht, die Luft zu verschmutzen' 


Die Wirtschafts- und Finanzmarktkrise setzt das kapitalistische Weltwirt- 
schaftssystem unter Regulierungsdruck. Seine Funktionsfähigkeit soll wieder- 
hergestellt, stabilisiert und nachhaltig gestaltet, sprich: wieder auf Wachstums- 
kurs gebracht werden. Doch die angepriesenen Strategien bleiben Stückwerk 
und zeigen noch in der Krise ihre Grenzen. Denn in erster Linie geht es um 
die Re-Vitalisierung des Banken- und Handelssektors, erst in zweiter Linie um 
partielle Korrekturen wie das Schließen von Steueroasen und überhaupt nicht 
um global-ökologische Belange. Der Rückfall der einstigen Klimakanzlerin An- 
gela Merkel zur Auto- und Industriekanzlerin & la Schröder verweist nur ex- 
emplarisch darauf, dass der Klimaschutz schnell wieder ins Hintertreffen gera- 
ten kann. Zwar wird von Umweltverbänden, grünen Parteiflügeln, von enga- 
gierten WissenschaftlerInnen oder von internationalen Umwelt- und Entwick- 
lungsorganisationen regelmäßig dazu aufgerufen, die Klimarahmenkonvention 
und das Kyoto-Protokoll nicht zu vergessen. Aber auch das ist symptomatisch: 
Die Krise führt nicht zur grundsätzlichen Kritik oder gar Infragestellung der 
marktwirtschaftlichen Instrumente, sondern genau zum Gegenteil: zum verbis- 
senen Festhalten daran, trotz aller Unzulänglichkeiten, sonst droht die Sprach- 
losigkeit. Umso erforderlicher sind eine kritische Auseinandersetzung und eine 
Wirkanalyse der Implementierung der Klimaschutzinstrumente wie insgesamt 
eine Kritik der politischen Ökonomie des Klimawandels.? 

Das Kyoto-Protokoll stellt ein politisches Regelwerk zur ökonomischen Regu- 
lierung einer kapitalistischen Krisenerscheinung dar, die schon lange vor der 
Finanzmarktkrise, spätestens mit der Klimakonferenz 1988 in Toronto und 
der UN-Konferenz für Umwelt- und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro nati- 
onal wie international thematisiert wurde. Bei der 3. Klima-Konferenz 1997 in 
Kyoto wurde schließlich der Pfad festgelegt, dem die Krisenregulierung folgen 
soll. Ökologische Notwendigkeiten wie die Reduzierung des Verbrauchs fossi- 


1 Für hilfreiche Kommentare zu diesem Beitrag danke ich Bernd Brouns, Thomas Sablowski 
und Markus Wissen. 

2 Vel. ausführlich zu dieser These mein Buch „Die politische Ökonomie des Klimawandels“, 
München 2009: oekom (im Erscheinen). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 156, 39. ]Jg., 2009, Nr. 3, 407-424 
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ler Energieträger, der Ausbau erneuerbarer Energien und neue Mobilitätskon- 
zepte oder Lebensstilfragen wurden auf internationaler Ebene weitgehend aus- 
geklammert.” Die Gestaltung dieser Politikbereiche sollte den Nationalstaaten 
überlassen bleiben. International setzten sich machtvolle Interessen aus Politik 
und Wirtschaft durch, die neoliberalen Politikvorstellungen entsprachen und 
vor allem von machtvollen Akteuren der fossilen Energiewirtschaft vertreten 
wurden. Deren ökonomischer Rationalität folgend zielte die internationale 
Rahmensetzung vor allem auf die Förderung marktwirtschaftlicher Instrumen- 
te. Diese stehen aber weder den Wachstumszielen noch der Wettbewerbsfähig- 
keit entgegen. Dementsprechend werden es die Mechanismen des Kyoto- 
Protokolls auch nicht zulassen, so vermutete früh schon Enrique Leff, „die 
Emissionen stärker zu senken, als es der Rhythmus des Wirtschaftswachstums 
erlaubt“ (Leff 2002: 102). Steigende CO,-Emissionen (vgl. Ziesing 2008) ver- 
deutlichen heute mehr denn je, dass ein anspruchsvoller Klimaschutz unzurei- 
chend bleibt, wenn nicht zugleich die Reduzierung der Verbrennung fossiler 
Energieträger gelingt. 

Das Kyoto-Protokoll war dennoch der Einstieg in ein neoliberales Bewirtschaf- 
tungsregime, das international neue und umfassende Geschäftsmöglichkeiten 
eröffnete. Mit anderen Worten: Die Marktstrategien, mit denen die Privatwirt- 
schaft heute auf den Klimawandel reagiert, reichen weit über das eigentliche 
internationale Vertragswerk hinaus. Zumindest in bestimmten Sektoren wan- 
delte sıch der anfängliche Krisendiskurs („Der Klimawandel verursacht Milli- 
ardenverluste“) in einen Diskurs über wirtschaftliche Chancen („Der Klima- 
wandel dynamisiert die Märkte“). In der „zerstörerischen Kreativität“ des Kapi- 
tals löst sich die sozial-ökologische Krise - oder Systemkrise - des Kapitalis- 
mus nicht nur im allgemeinen Glauben an die Beherrschbarkeit des Problems 
auf. Mit einem Green New Deal oder einer „Global Green Recovery“ (Eden- 
hofer/Stern 2009, vgl. auch Friedman 2008) sollen Millionen von Arbeitsplät- 
zen geschaffen, das globale Wirtschaftssystem wieder belebt und das Klima 
zugleich geschützt werden. Enorme Innovationspotenziale werden in einem 
grünen Kapitalismus vermutet, wenn nur die staatlichen Steuerungsimpulse 
entsprechend gesetzt werden. Mit der Klimakrise gegen den Wirtschaftsab- 


3 Zur Förderung der erneuerbaren Energien wurde erst mit der Gründung der International 
Renewable Energy Agency (IRENA) Anfang 2009 eine internationale Plattform geschaffen 
(www.irena.org). Der klimapolitischen Logik, dass diese Förderung im Rahmen von Kyoto 
hätte erfolgen müssen, widersprachen vor allem staatliche wie privatwirtschaftliche Akteure 
aus den fossilistischen Energiesektoren. Auffallend auch, dass vom Intergovernmental Panel 
on Climate Change (IPCC), dem zwischenstaatlichen Beratungsgremium der Klimapolitik, 
bisher noch kein Sondergutachten (Special Report) zu den erneuerbaren Energien vorgelegt 
wurde. 2005 erschien dafür im Zuge der aufkommenden Debatte rasch ein Gutachten zu 
Carbon Dioxide Capture and Storage (CCS), zur Abspaltung und Speicherung von CO3 
unter der Erde (www.ipcc.ch). 
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schwung, lautet national wie international die Devise.‘ Nicht die Krise des 
Neoliberalismus drückt sich im Klimawandel aus (zum Verhältnis von Natur 
und Neoliberalismus vgl. Brand 2009), sondern im Gegenteil: das Vertrauen in 
den Markt. Die Krise belebt den Markt und der Neoliberalismus wird gefes- 
tigt. Dem Klima und den vom Klimawandel betroffenen Menschen nützt die 
bisherige Regulierung aber wenig, 

Um diese These zu begründen, kritisiere ich im Folgenden in zwei Schritten 
die Inwertsetzung der Atmosphäre durch Verschmutzungsrechte im Rahmen 
des Emissionshandels und durch den Clean Development Mechanism 
(CDM)! Im ‚dritten Schritt wird aus einer Nord-Süd-Perspektive dargelegt, 
welche entwicklungspolitischen Maßnahmen bisher ergriffen wurden und wel- 
che Herausforderungen hier noch zu bewältigen sind. Dieser Exkurs soll ver- 
deutlichen, wie unzulänglich die eigentlichen gesellschaftlichen Herausforde- 
rungen, die mit dem Klimawandel verbunden sind, durch das Regelwerk der 
internationalen Klimapolitik bisher behandelt werden. Viertens lege ich dar, 
inwiefern der Klimawandel als Triebkraft für ein günstiges und profitables In- 
vestitionsklima wirkt. Schließlich wird der Konstituierungsprozess der interna- 
tionalen Klima-Governance dargestellt, der die Bearbeitung des Klimawandels 
losgelöst von den anderen Institutionen der Weltwirtschaft ermöglicht. Im 
letzten Schritt fasse ich noch einmal zusammen, warum ein Klima- 
Neoliberalismus entstanden ist, der nicht dazu in der Lage ist, die gesellschaft- 
liche Transformation zu einer nachhaltigen Energiewirtschaft zu befördern. 


1. Die Inwertsetzung der Natur: der Emissionshandel 


Die Herausbildung eines Marktes für handelbare CO,-Emissionen wird als we- 
sentlicher Schritt zur Lösung der globalen Klimakrise angesehen. Durch ihre 
Handelbarkeit sollen die CO,-Zertifikate dort zur Reduktion der klimaschädli- 
chen Emissionen beitragen, wo es am preisgünstigsten ist. Unternehmen, die 
hohe CO,-Vermeidungskosten haben, sind eher an einem Zukauf an Zertifika- 
ten interessiert, während Unternehmen mit geringen Vermeidungskosten ihre 
Reduktionsziele erfüllen und nicht genutzte Zertifikate am Markt verkaufen 
können. Der Emissionshandel - so die Theorie - kann aber nur dann zur Um- 


4 Klimaschutz wird nicht zur Lähmung der Weltwirtschaft führen, sondern auf Grund der In- 
novationen im Technologiebereich zu einer „zweiten industriellen Revolution“, so etwa 


Hans-Joachim Schellnhuber, Professor und Direktor am Potsdam Institut für Klimafolgen- 
forschung (PIK) (Frankfurter Rundschau, 8. November 2005). 


5 Auf die Darstellung eines weiteren Kyoto-Instruments, Joint Implementation (JI), wird an 


dieser Stelle verzichtet, obgleich es ein weiteres und erhebliches Schlupfloch im Handelssys- 
tem bildet. JI folgt einer ähnlichen Logik wie der CDM, ermöglicht aber den Industrielän- 
dern die Umsetzung von Projekten nicht in den Entwicklungs- sondern in den Transforma- 
tionsländern. Auch auf diese Weise können zusätzliche Emissionsrechte für heimische 
Schadstoffproduzenten erworben werden. 
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setzung der Klimaschutzziele beitragen, wenn die Menge an Zertifikaten (cap) 
begrenzt ist bzw. im Zeitverlauf weiter reduziert wird. Zu unterscheiden ist 
dabei der Emissionshandel zwischen Ländern, wie ihn das Kyoto-Protokoll 
vorsieht, und zwischen Unternehmen, wie er im europäischen Emissionshan- 
delssystem praktiziert wird. 

Der Emissionshandel folgt einer ökonomischen Rationalität, die international, 
national und regional auf grundsätzliche und breite Akzeptanz stößt. Am Bei- 
spiel des europäischen Emissionshandelssystems, das im Jahr 2005 eingeführt 
wurde, soll dagegen gezeigt werden, dass der Emissionshandel nicht funktio- 
niert (zu grundsätzlichen Schwierigkeiten des Emissionshandels vgl. auch ver- 
schiedene Beiträge in Schüle 2008 und in Altvater/Brunnengräber 2008). Es 
sind keineswegs nur „Kinderkrankheiten“ (so Umweltminister Sigmar Gabriel 
im Vorwort zu Schüle 2008), sondern grundsätzliche Fallstricke, die gegen den 
Emissionshandel sprechen. Die Erfahrungen mit dem Instrument in Deutsch- 
land als auch innerhalb der Europäischen Union legen diesen Schluss jeden- 
falls nahe. 

EU-weit benötigen rund 9.400 Stromproduzenten und Industrieanlagen, dar- 
unter auch Aluminıumschmelzen und Zementwerke, für jede emittierte Tonne 
CO; eın Zertifikat. Obwohl die Verschmutzungsrechte in der ersten Handels- 
periode kostenlos ausgegeben wurden, schlugen die Stromkonzerne die theore- 
tisch dafür anfallenden Kosten auf den Strompreis auf (sog. windfall profits). 
Nach Angaben des Bundesumweltministerrums haben die Konzerne auf diese 
Weise 2005 leistungslos Gewinne zwischen sechs und acht Mrd. Euro zu Las- 
ten der Stromverbraucher erzielt (Tagesspiegel, 16. Mai 2006, vgl. auch WWF 
2006).‘ Das Volumen der kostenlos verteilten Zertifikate sollte in der ersten 
Handelsperiode (2005-2007) in etwa den realen Emissionen bezogen auf die 
Basisjpahre 2000-2002 entsprechen. Da die Emissionsrechte von den 25 Mit- 
gliedsländern der EU mit rund 1829 Mio. Tonnen jedoch großzügig ausgege- 
ben wurden, wurde der reale Bedarf der Industrie im Jahr 2005 um 44 Millio- 
nen Tonnen überschritten.’ Noch vor Bekanntgabe der offiziellen EU-Zahlen 
kollabierten ım Mai 2006 erwartungsgemäß die Preise von COz-Zertifikaten. 
Sie fielen von 30 Euro je Tonne auf unter 10 Euro. „Ein peinlicher Erfolg für 
die Umwelt“ (taz, 16. Mai 2006). Die Financıal Times zitierte Analysten, die 


6 Deutschland hat, so Joachim Schleich vom Fraunhofer Institut, „die Chance vertan, mit 
dem Klimaschutzinstrument des Emissionshandels die Wirtschaft auf einen langfristigen 
klimaverträglichen Pfad zu lenken“ (Frankfurter Rundschau vom 24. Juni 2006, vgl. auch die 
Studie von Greenpeace (Greenpeace 2006). 

7 In Deutschland wurde noch Anfang 2004 um jede Tonne CO: gestritten. Während Bundes- 
wirtschaftsminister Clement (SPD) 505 Mio. Tonnen forderte, wollte Bundesumweltminister 
Trittin der Industrie nur 488 Mio. Tonnen zugestehen. Der Kompromiss von 495 Mio. 
Tonnen wurde 2005 real um 21 Mio. Tonnen unterschritten. Nur 474 Mio. Tonnen wurden 
emittiert. Druck auf die Industrie, ihre Emissionen zu verringern, entstand daher in der ers- 
ten Handelsperiode nicht. 
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einen Fall des Preises für Zertifikate „fast auf null“ für möglich hielten (Finan- 
cial Times, 12. Mai 2006). Genau dies geschah dann ein paar Monate später, 
als die Überausstattung der Unternehmen mit CO>-Zertifikaten für alle offen- 
sichtlich wurde (für eine Auswertung der 1. Handelsperiode vgl. DEHSt 2009). 
Bis zum Ende der ersten Handelsperiode im Dezember 2007 bewegten sich 
die Preise für ein COz-Zertifikat bei wenigen Cent. 

In der zweiten Handelsphase (2008-2012) wurde die Menge der zugeteilten 
COz-Zertifikate auf Druck der EU-Kommission etwas stärker begrenzt. Nun 
führen jedoch die Wirtschaftskrise und die damit einhergehende Minderung 
des COz-Ausstoßes vieler Unternehmen zu einer geringeren Nachfrage nach 
COz-Zertifikaten und damit zu einem Absinken der Preise. Zwischen 2008 
und 2009 fielen die Zertifikate, die die KFW-Bankengruppe im Auftrag der 
deutschen Bundesregierung verkaufen konnte, um 60%. Sie waren 2009 an 
der Leipziger Energiebörse EEX nach einem rasanten Kursverfall zeitweise 
schon für unter 8 Euro zu haben (www.eex.com). Der Emissionshandel kann 
nur dann wirken, wenn erstens die Zertifikate knapp sind und deshalb zwei- 
tens von der Industrie ein hoher Preis für die Zertifikate zu zahlen ist. Sind sie 
im Überfluss zu haben und folglich billig, entfällt jeglicher Druck zur Reduk- 
tion der Emissionen, der Steuerungseffekt des Instrumentes bleibt gering (zur 
Zwischenbilanz des deutschen Emissionshandels vgl. Brouns/Witt 2008). 

Die Zertifikatepreise sind höchst volatil, erheblich von konjunkturellen Ent- 
wicklungen oder von Spekulationen abhängig. Bei der bisherigen Preisentwick- 
lung „verpuffen“ die erhofften Lenkungseffekte (Hollain 2009). Und es ist 
kaum anzunehmen, dass in Krisenzeiten mit hohen Zertifikatepreisen zu rech- 
nen ist, wenn der Verbrauch fossiler Energien und damit der Bedarf an Zertifi- 
katen krisenbedingt einbrechen. Es ist sogar fraglich, inwiefern die Zertifikate 
auf den Handelsplätzen überhaupt noch die realen Emissionen abbilden oder 
nicht eher zum Spekulationsobjekt degenerieren, dessen materielle bzw. phy- 
sisch-chemische Wirkung auf die Atmosphäre ausgeblendet bleibt. Aus dem 
Klimaschutzinstrument wird „eine Angelegenheit von Renditejägern“, die nach 
Gewinnen aus Finanzspekulationen streben und gar kein Interesse am Klima- 
schutz haben (Altvater 2008: 154). 

Ein weiteres Problem ergab sich durch die Regelung des grandfathering. Fossi- 
le Kraftwerke erhielten CO,-Lizenzen auf Grund ihres tatsächlichen Ausstoßes 
und nicht entsprechend der technisch möglichen Effizienzstandards (bench- 
markıng). Veraltete Kohlekraftwerke können weiter betrieben werden. So er- 
klärt sich u.a. auch, warum in Deutschland rund 30 neue Kohlekraftwerke in 
Bau oder im Planungsprozess sind. Problematisch ist auch, dass das Recht auf 
Handel dazu führen kann, dass es nur bilanztechnisch, nicht aber in absoluten 


8 Seit 2008 werden etwa 9 Prozent der CO7-Zertifikate durch die Bundesregierung über die 
KFW kostenpflichtig an die Unternehmen vergeben. 
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Zahlen zu einer Reduktion der Emissionen kommt. Die formulierten Klima- 
schutzziele können auch erreicht werden, indem man Verschmutzungsrechte 
hinzukauft und so den Reduktionsverpflichtungen formell entspricht, während 
real die Emissionen in einem Land oder in einem Unternehmen gleich bleiben 
oder sogar noch ansteigen (zu den Möglichkeiten ım Rahmen des Clean De- 
velopment Mechanism siehe unten). 

Kritisch ist hier die Beteiligung der mittel- und osteuropäischen Transformati- 
onsländer am Handel mit Emissionsrechten zwischen Ländern einzuschätzen. 
Die Transformationsländer erhoffen sich daraus finanzielle Vorteile. Denn 
1997 wurde in Kyoto vereinbart, dass etwa Russland und die Ukraine ihre E- 
missionen bis 2012 gegenüber 1990 lediglich stabilisieren müssen. Andere 
Länder mussten zwar ebenfalls reduzieren, lagen aber bereits 1997 bedingt 
durch den Zusammenbruch der osteuropäischen Industrien weit unterhalb der 
vereinbarten Reduktionspflicht. Bei einigen Ländern waren die Emissionen um 
30 bis 50 Prozent gegenüber 1990 zurückgegangen. Selbst wenn etwa Russland 
keine weiteren Reduktionsmaßnahmen ergreift, werden seine Emissionen ım 
Jahr 2020 voraussichtlich 20 Prozent unter dem Niveau von 1990 liegen. Die 
mittel- und osteuropäischen Transformationsländer können also in großem 
Umfang (für sie überschüssige) Emissionsrechte auf dem Markt anbieten, die 
keiner realen Emissionsreduktion entsprechen. Weil andere Unternehmen oder 
Staaten sich durch diese Zertifikate von ihren Reduktionsverpflichtungen frei- 
kaufen können, spricht man auch von einem hot air-Problem. „It is one of 
the paradoxes of the Kyoto Protocol on climate change that companies in 
Russia and other Eastern European countries, which are among the world’s 
largest producers of greenhouse gases, are poised to earn hundreds of millions 
of dollars through trading their rights to release carbon dioxide into the air” 
(Kramer 2006).'° Das hot air-Problem könnte sich noch verschärfen, wenn sich 
auch die Entwicklungs- und Schwellenländer an einem globalen Emissions- 
handel beteiligen. Weil ihnen aus Gründen der Gerechtigkeit eine nachholen- 
de Entwicklung und damit Wachstum und steigende Emissionen zugestanden 
wurden, so die Befürchtung, könnten ihnen auch unrealistisch hohe Emisst- 
onskapazitäten zugeteilt werden. Zur hot air käme dann der Handel mit tropi- 
cal aır hinzu." 


9 Erste Ost-West-Transfers von heißer Luft wurden zwischen Spanien und Ungarn vereinbart, 
die Regierung in Madrid steht darüber hinaus mit Polen, der Ukraine, der Tschechischen 
Republik, Lettland, Litauen sowie Estland in Verhandlung. 

10 Russland wurden später noch Senken-Potenziale zugesprochen (Russian forest air), die das 
Land wiederum auf den Handel mit hot air hinzuaddieren kann. Um diese Forderung 
durchzusetzen, hatte Russland einen starken Trumpf in der Tasche. Nachdem die USA ihren 
Ausstieg aus dem Kyoto-Prozess verkündet hatten, war eine Ratifikation Russlands für das 
Inkrafttreten des Protokolls zwingend. 

11 Vgl. dazu auch http//www.germanwatch.org/no/bpcop5.htm#z-et_hotair (Download am 21.07.09). 
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Angesichts dieser problematischen Dimensionen des Emissionshandels ist es 
erstaunlich, auf welch breite Zustimmung er stößt und welche Hoffnungen 
darauf beruhen; ungeachtet der realen Entwicklung der Emissionen. Eine Sen- 
kung der absoluten Emissionen in den Industrieländern, die auf dem Kyoto- 
Protokoll beruht, erscheint kaum realistisch, weil die Zertifikate günstig zu 
haben sind. „Insgesamt werden voraussichtlich die meisten EU-Staaten ihre 
Kyoto-Ziele nicht durch inländische Reduktionen sondern durch den Zukauf 
von Zertifikaten erfüllen“ (Sterk/Arens 2008: 37, 47). Auch die erneuerbaren 
Energien werden durch den Emissionshandel nicht gefördert. Beide Instru- 
mente müssen vielmehr als „zwei getrennte Stränge der Energie- und Klimapo- 
litik“ angesehen werden (Fischedick 2008: 103). Dass der Handel mit COz- 
Zertifikaten in seiner bisherigen Ausgestaltung einen „Strukturwandel der E- 
nergiewirtschaft hin zu emissionsärmeren Strukturen eher gehemmt als geför- 
dert hat“, muss selbst der Bundesverband Emissionshandel und Klimaschutz 
eingestehen (www.bvek.de). Polit-ökonomische Strukturzwänge, Interessen und 
Herrschaftsverhältnisse verhindern eine anti-fossilistische Transformation. Der 
Emissionshandel wirkt dagegen eher im Sinne einer kreativen Kohlenstoff- 
buchführung, die business as usual erlaubt. Vielleicht erklärt sich dadurch die 
„beispiellose Kritiklosigkeit gegenüber den fundamentalen Fehlern des Emissi- 
onshandels“, von der Valentin Hollain spricht (Hollain 2009: 25). 

Mit der politisch eingeleiteten Vergabe von Verschmutzungsrechten werden 
die schädlichen Treibhausgase in das System kapitalistischer Vergesellschaftung 
integriert, indem ihnen ein Preis zugewiesen wird. In den Auseinandersetzun- 
gen zwischen den staatlichen und wirtschaftlichen Interessen wurde auf diese 
Weise eine Regulierung entwickelt (Fisahn 2008), die der fossil angetriebenen 
kapitalistischen Produktionsweise nicht grundsätzlich entgegenwirkt. In der 
Festschreibung innovativer Klimaschutzinstrumente zeigt sich zugleich die ka- 
pitalistische Policy-Konvergenz der internationalen Klimapolitik, Sie wird 
eingepasst in das hegemoniale Weltbild. „The market fix for global warmıng 
could not have become so dominant if it came out of nowhere. Part of its 
success is owed to the fact that it is part of a larger, more longstanding his- 
torical wave of neoliberalism” (Hallström et al. 2006 : 54). Klimaschutz wird 
abhängig von undurchsichtigen Finanzmarktprozessen, die sich gerade als be- 
sonders krisenhaft erwiesen haben. 


2. Flexibilität durch Schlupflöcher: der Clean Development Mechanism 


Mit dem Clean Development Mechanism (CDM) wird den Regierungen und 
Unternehmen der Industrieländer eine Möglichkeit eröffnet, ihre Redukti- 
onsverpflichtungen nicht im nationalen Rahmen zu erfüllen, sondern durch 
„emissionsmindernde“ Projekte in Entwicklungs- und Schwellenländern. Der 
CDM bietet die Möglichkeit, CO>-Reduktionen in den Süden zu „exportie- 
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ren“ - bei gleich bleibenden Emissionen im Norden oder gar zusätzlichem 
Ausstoß, je nachdem wie viel zusätzliche CERs (Certified Emissions Reducti- 
ons) „produziert“ und in das nationale Regelwerk eingespeist werden.’ In Fra- 
ge kommen etwa die Hilfe beim Bau von Kraftwerken und Windkraftanlagen 
oder Wiederaufforstungsprojekte. Die auf diese Weise eingesparten bzw. im 
Falle der Aufforstungsprojekte gebundenen Emissionen können auf das Konto 
des investierenden Landes oder eines Unternehmens als Gutschrift verbucht 
und von den internationalen Reduktionspflichten abgezogen werden. Begrün- 
det wird dies damit, dass es für die globale Emissionsbilanz irrelevant sei, in 
welchem Land Treibhausgase emittiert und wo diese Emissionen wieder einge- 
spart (also reduziert) werden. Klimaschutz soll auf diese Weise kostengünstig 
und damit effizient und vor allem Gewinn bringend ermöglicht werden. 

Die Wachstumsdynamiken im Markt für CDM-Projekte sind beachtlich. Im 
Juni 2006 waren 190 Projekte registriert, 860 waren in der Vorphase. Anfang 
2009 waren es schon über 1.400 registrierte Projekte bzw. 4.600 Projekte, die 
sich in der Vorphase befanden (tagesaktuelle Zahlen unter http;//cdm.unfccc.int 
und http://www.cdmpipeline.org). Die teilweise hohen Erwartungen an CDM- 
Projekte wurden aber enttäuscht. Damit Investitionen in treibhausgasmin- 
dernde Maßnahmen als CDM-Projekte durchgeführt werden können, müssen 
diese neben dem Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung das Kriterium der ad- 
ditionality (Zusätzlichkeit) erfüllen. Dieses Kriterium besagt, dass die Vorha- 
ben, die als CDM-Projekte gelten, in den jeweiligen Ländern der Umsetzung 
tatsächlich Reduktionen zusätzlich zu bestehenden Maßnahmen einbringen 
müssen. Mit anderen Worten: Maßnahmen, die auch ohne CDM durchge- 
führt worden wären (z.B. der ohnehin geplante Bau eines Wasserkraftwerkes), 
dürfen im Rahmen der Kyoto-Vereinbarungen nicht offiziell geltend gemacht 
werden. Ein besonderes Ziel des CDM liegt außerdem darin, die „Gastländer“ 
(host countries) über einen entsprechenden Technologietransfer auf dem Weg 
zu einer nachhaltigen (sauberen) Entwicklung zu unterstützen. 

Die bisherige Bilanz des CDM zeigt, dass vor allem die Möglichkeit verbessert 
wird, die Emissionen rechnerisch in den Industrieländern bzw. in Unterneh- 
men nicht unbedingt senken zu müssen (Sterk/Arens 2008). Der eigentliche 
Nutzen des Instrumentes besteht darin, dıe Kosten von Klimaschutzmaßnah- 
men zu senken, in dem sie dort umgesetzt werden, wo die Realisierungskosten 
am niedrigsten ausfallen und möglicherweise noch profitable Gewinne abwer- 
fen (Witt/Moritz 2008). Bei einem hohen Anteil der registrierten CDM- 
Projekte besteht vor allem Kritik hinsichtlich ıhrer Zusätzlichkeit sowie ihres 
Beitrags zur nachhaltigen Entwicklung. So zeigt eine Arbeit des Öko-Instituts, 


12 So können deutsche Unternehmen in der zweiten Emissionshandelsphase jährlich 90 Milli 
onen Tonnen COs>-Zertifikate aus Entwicklungsländern „importieren“ und müssen diese 
Menge dementsprechend nicht in Deutschland reduzieren. 


dass 40 Prozent der bis Sommer 2007 registrierten CDM-Projekte das Kriteri- 
um der Zusätzlichkeit nicht nachweisen konnten (Schneider 2007). Auf die- 
sem Weg gelangen „faule Zertifikate“ in die EU, was global betrachtet einen 
Mehrausstoß von CO>-Emissionen zur Folge hat. 

Darüber hinaus wird Kritik vor allem an Projekten wie solchen zur Vermei- 
dung bzw. Entsorgung von teilhalogenierten Kohlenwasserstoffen (HFCs), 
Lachgas (N,O) und Methan (CH,) in China, Indien und Brasilien formuliert. 
Fast zwei Drittel der handelbaren Zertifikate werden mit diesen so genannten 
end-of-pipe Technologien generiert. Die Gase, die bei der Herstellung von 
Kühlmitteln anfallen, haben ein hohes „Global Warming“-Potential und sind 
somit extreme Klima-Killer. Methan erzeugt die 21-fache, HFCs sogar die 
11700-fache Wirkung von CO;. Durch die Verbrennung dieses Gases lassen 
sich große Mengen an Emissionszertifikaten schnell und kostengünstig gene- 
rieren, Erneuerbare Energien oder Energieeffizienz- und Verkehrsprojekte hin- 
gegen werden vernachlässigt. 
Vorwiegend große und industrielle Projekte werden mit dem CDM adressiert; 
während kleinere Projekte auf Grund hoher Transaktionskosten kaum durch- 
geführt werden. Über 90% der CERs kommen aus Indien, China, Süd-Korea 
und Brasilien. Vor allem in den Least Developed Countries (LDCs) fehlen da- 
gegen meist auch die institutionellen Voraussetzungen zur Teilnahme an CDM- 
Projekten. Die Menschen in den ländlichen Regionen Afrikas, Lateinamerikas 
und Asiens erreicht nur ein geringer Anteil von den CDM-Investitionen der 
Industrieländer. Die nachhaltige Transformation von Energiesystemen oder die 
Reduzierung der weltweiten „Energiearmut“ durch den Ausbau dezentraler er- 
neuerbarer Versorgungssysteme bleibt beim CDM bisher ein Ziel auf dem Pa- 
pier. So richten die marktbasıerten Mechanismen ihr Augenmerk dort hin, wo 
die sichersten und kostengünstigsten Investitionen getätigt werden können. 
Vernachlässigt werden dagegen teurere Vorhaben zum Klimaschutz, bei denen 
hohe Investitionen in nachhaltige Technologien getätigt werden müssten 
(CDMWatch 2004, vgl. zu den Umsetzungsdefiziten auch Sterk/Arens 2008). 

Weil auch der „Kohlenstoffmarkt“ unter deutscher Beteiligung „lahmte“, 
gründete das Bundesumweltministerium 2007 die CDM/JI-Initiative. Im Mit- 
telpunkt dieser Initiative stehen die großen Schwellen- und Entwicklungslän- 
der wie China, Indien, Brasilien und Mexiko sowie die JI-Partnerländer Russ- 
land und die Ukraine. Die Initiative „setzt auf eine robuste Entwicklung der 
Kohlenstoffmärkte“, muss aber auch konstatieren, dass die aktuelle Krisen- 
stimmung mit niedrigen Zertifikatspreisen, dem Warten auf die post-2012- 
Beschlüsse und dem rezessionsbedingten Rückgang der Nachfrage nach Zerti- 
fikaten verbunden ist. Diesen „marktbehindernden Faktoren“ will die 
CDM/J-Initiative entgegenwirken (JIKO Info 2/09, www.jiko-bmu.de). Vor al- 
lem der Sprachgebrauch ist hier auffallend: Er zielt nicht auf die Reduktion 
der Emissionen, sondern auf die Dynamisierung der Geschäfte im Treibhaus. 
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3. Peanuts für Anpassungsmaßnahmen 


Vor allem in den ärmsten der Entwicklungsländer, aber auch in den Schwel- 
lenländern wären Klimaschutz- und Anpassungsbemühungen und die entspre- 
chende finanzielle Unterstützung durch die Industrieländer dringend erforder- 
lich (UNEP 2007). Die Industrieländer sollen für die „neuen und zusätzli- 
chen“ Kosten aufkommen, die den Entwicklungsländern durch Anpassungs- 
mafßnahmen entstehen (Art. 4.3 und 4.4 der UNFCCC, United Nations 
1992). Ernsthafte Anstrengungen in diese Richtung werden aber bisher kaum 
unternommen. Drei globale Klimafinanzfonds wurden eingerichtet, die Mittel 
fließen aber nur spärlich: (1) Der so genannte Special Climate Change Fund 
(SCCF) hat das Ziel, Maßnahmen im Energie- oder Verkehrssektor zu fördern 
und damit zur allgemeinen sozioökonomischen Entwicklung eines Landes 
beizutragen. Bis März 2008 wurden dem Fonds ca. 90 Mio. US-Dollar durch 
freiwillige Beitragszahlungen zugesichert (GEF 2008). (2) Der Least Developed 
Country Fund (LDCF) stellt Finanzmittel für die Erarbeitung von nationalen 
Plänen zur Anpassung an den Klimawandel (NAPAs) sowie für die Umsetzung 
der prioritären Anpassungsmaßnahmen zur Verfügung und dient ausschließ- 
lich den LDCs. Insgesamt flossen bis März 2008 170 Mio. US- Dollar freiwil- 
lig in den Fonds. (3) Der Adaptation Fund (AF), dessen Ziel es ist, konkrete 
Anpassungsmaßnahmen und -projekte zu fördern. Die Einnahmen dieses 
Fonds ergeben sich aus einer verpflichtenden 2%-Abgabe auf jede Emissions- 
einheit (CER), die aus CDM-Projekten generiert wird. Die ersten zu vergebe- 
nen Mittel aus diesem Fonds werden nicht vor 2010 erwartet. 

Vor dem Hintergrund der Finanzmarktkrise und den hier bewegten Milliarden 
für Konjunkturpakete und Rettungsschirme fällt insbesondere die geringe und 
weitgehend auf Freiwilligkeit basierende Mittelausstattung dieser Fonds auf. 
Hinzu kommt, dass innerhalb der Fonds insbesondere solche Maßnahmen als 
förderungswürdig gelten, die den Industrieländern neue Absatzmöglichkeiten 
für heimische Technologien eröffnen. Gleichzeitig ist außerhalb des institutio- 
nellen Rahmens des Kyoto-Abkommens ein regelrechter Wettbewerb um die 
besten Finanzfonds ausgebrochen. 14 neue Finanzierungsinitiativen, acht bi- 
und sechs multilaterale Fonds, wurden unter der Initiative einiger Industrie- 
länder, der G8 und vor allem der Weltbank eingeführt. Ihr Volumen soll sich 
auf etwa 15 Mrd. US-Dollar belaufen. Es ist noch weitgehend offen, woher 
diese Mittel im Einzelnen kommen sollen. 

Fraglich ist auch, wie die Mittel eingesetzt werden. Von den Folgen des Kli- 
mawandels sind die Länder und Bevölkerungsgruppen im Süden besonders be- 
troffen, die aus sozio-ökonomischer Perspektive bereits jetzt als besonders arm 
gelten. Veränderte Niederschlagsmuster, Überflutungen, Dürren und der An- 
stieg des Meeresspiegels stellen bereits heute reale Bedrohungen für die Men- 
schen in der Subsahelzone, den pazifischen Inselstaaten und Küstenregionen 
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des Südens dar. Die Folgen des Klimawandels werden hier bestehende lokale 
Konflikte um Zugangsrechte zu unverzichtbaren natürlichen Ressourcen wie 
Wasser oder landwirtschaftliche Nutzfläche potenzieren oder neu entfachen 
(Unmüßig/Cramer 2008, WBGU 2007). Entwicklungspolitische Studien gehen 
deshalb von einer „massiven Bedrohung“ der gesellschaftlichen Entwicklung 
sowie der Unterminierung armutspolitischer Zielsetzungen aus (UNDP 2007). 
Die bisherigen Instrumente zur Anpassung sowie zur Anpassungsfinanzierung 
werden der Komplexität von sozio-ökonomischer Verwundbarkeit bisher nicht 
gerecht, vielmehr besteht die Befürchtung, dass andere Interessen als die der 
besonders schwachen Bevölkerungsgruppen die Gestaltung der gegenwärtigen 
Finanzfonds und Programme leiten. Eine Befürchtung, die sich durch den 
Ausschluss lokaler Akteure in der Erarbeitungsphase nationaler Anpassungs- 
strategien ebenso bestätigt wie durch die Tatsache ökonomischer und techno- 
logischer Prioritätensetzungen (Dietz/Scholz 2008). 


4. Heißes Investitionsklima 


In den Industrieländern ist der Klimawandel hingegen längst von großer öko- 
nomischer Bedeutung - und zwar unabhängig davon, ob Recovery-Programme 
oder ein Green New Deal sich durchsetzen. Zunächst sorgt das internationale 
Regelwerk selbst durch seine Unübersichtlichkeit, problematische Kon- 
textsteuerung und durch seine Schlupflöcher für einen boomenden Markt der 
ungeahnten Möglichkeiten. Consultingfirmen werden mit dem Ziel gegründet, 
die Industrie beim Umgang mit dem Emissionshandel zu beraten, Banken und 
Brokerhäuser richten eigene Gremien ein, um den Handel zu managen. An 
den Börsen werden Anlageformen entwickelt, die das klimaschutzgerechte 
Verhalten von Firmen berücksichtigen. Unternehmen entwickeln Programme, 
die es erlauben, dass etwa Emissionen, die bei Urlaubsreisen anfallen, durch 
Zahlungen einer Gebühr kompensiert werden. Auch der Kauf von Emissions- 
zertifikaten für Privatpersonen wird von Initiativen wie MyClimate oder cli- 
matepartner bereits realisiert (www.myclimate.org, www.climatepartner.com). 
Prüffirmen zertifizieren den Kohlendioxid-Ausstoß einer Firma und beraten 
über Einsparungsmöglichkeiten. Internationale Agenturen vermitteln Klima- 
schutzprojekte in Entwicklungsländern und Internetfirmen preisen emissions- 
freie Kommunikationsplattformen an. Nicht zu vergessen sind die Expertisen 
vor allem aus dem Bereich der Wirtschaftswissenschaften, die diese Prozesse 
flankieren und Grundlagen und Argumentationshilfen dafür liefern.” 

Bei Rückversicherern wie der Münchner Rück oder der Swiss Re stand der 
Klimawandel schon seit den 1970er Jahren auf der Agenda des administrativen 
wie politischen Unternehmensgeschäftes. Sie waren und sind von den steigen- 


13 „Zum Geschäft mit der Erwärmung“ vgl. Der Spiegel, 32/2005 und beispielhaft im Internet 
„Das Portal zum Emissionshandel und Klimaschutz“, www.co2-handel.de. 
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den Kosten betroffen, die durch Naturkatastrophen hervorgerufen werden. An- 
fangs lag das Augenmerk der Rückversicherer vor allem im Bereich der zu er- 
warteten Schäden bereits versicherter Objekte oder Leistungen. Auch der Wert 
von Investitionen in Unternehmen, der durch klimatische Veränderungen be- 
einflusst werden könnte, sollte rechtzeitig erkannt werden. Es ging im Wesent- 
lichen um die Risikoeinschätzung. Die durch den Klimawandel zu erwarten- 
den Kosten (das Änderungsrisiko) wurden ermittelt und in den Prognosen ü- 
ber die Schadensentwicklungen berücksichtigt. Die Rückversicherer gehörten 
folglich auch zu den wenigen priyatwirtschaftlichen Branchen, die von Beginn 
der internationalen Klimapolitik an weit reichende Reduktionen der Treib- 
hausgase und Schutzmaßnahmen einforderten und die internationale Klima- 
politik mit eigenen Studien aktiv unterstützten. Im Laufe der Jahre kamen je 
doch stärker die Marktchancen in den Blick, die sich auf Grund des Gefah- 
renpotenzials Klimawandel ergeben. In Reaktion auf die möglichen Klimafol- 
gen bietet die Versicherungsbranche heute umfangreiche Policen an, von der 
Versicherung des Eigenheims gegen Orkane oder Sturmfluten bis zur Versiche- 
rung ganzer Tourismusregionen, denen Einnahmeausfälle durch Umweltverän- 
derungen drohen, etwa wenn die Korallenriffe ausbleichen. 
Das Carbon Disclosure Project (CDP) verlangt im Rahmen seines Climate 
Leadership Index von den größten Firmen der Welt die Offenlegung ihres 
Umgangs mit klimaschädlichen Emissionen. Hintergrund ist die fehlende 
Markttransparenz in Bezug auf klimarelevante Unternehmensaktivitäten bzw. 
die Kluft zwischen einem wachsenden Problembewusstsein und fehlendem un- 
ternehmerischen Handeln (vgl. ausführlich www.cdproject.net). Nur wenige 
Unternehmen führen Programme zur Emissionsminderung durch (Busch et al 
2008: 155). Klimaschutz wird durch solche Initiativen aber dennoch relevant 
für die Performance von Unternehmen, die Akzeptanz von ökologischen In- 
vestmentfonds und anderer Anlageformen steigt. Großbanken, Versicherungen 
und bestimmte Industriezweige, die sich vor allem den erneuerbaren Energien 
zuwenden, betonen ebenso wie Anlageberater, Portfoliomanager oder Ratinga- 
genturen, dass ein betriebliches Umdenken in Richtung Klimaverträglichkeit 
und Nachhaltigkeit erforderlich ist. Mittlerweile bindet nicht mehr nur die 
Versicherungsbranche den Klimawandel in die Entwicklung von Marktstrate- 
gien ein. „Durch entsprechende Bepreisungsmechanismen und Auswahlent- 
scheidungen kann die Rendite-Risiko-Relation von eigenen und fremden Port- 
folios optimiert werden“ (Busch et al. 2008: 154). NGOs, die sich in ihrem 
Engagement eng an der offiziellen Agenda der Klimapolitik ausrichten, begrü- 
ßen diesen Trend und sehen darin die späten Erfolge ihrer jahrelangen gesell- 
schaftlichen Aufklärungs- und Mobilisierungskampagnen. Der Klimawandel 
wird ökonomieverträglich und zur Chance für innovatives unternehmerisches 
Verhalten - und symbolisch wie diskursiv wichtiger Bestandteil eines Green 
New Deal. Ein neues Terrain gesellschaftlicher Auseinandersetzungen entsteht. 
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Die Verharrungskräfte in den konventionellen Branchen der fossilen Ökono- 
mie bleiben zugleich jedoch wirkungsmächtig. 


5. Klimapolitischer Konstitutionalismus 


Die öffentliche Thematisierung des Klimawandels durch die Wissenschaft = 
gleichzeitiger Skandalisierung der kapitalistischen Verursacherstrukturen durc 
Umweltverbände und NGOs führte zu nationalen wie internationalen Antwor- 
ten, die aufgrund der Machtverhältnisse, wie sich schnell herausstellte, nur se- 
lektiv sein konnten. Auf Verbote und Steuern oder den Abbau von klima- 
schädlichen Subventionen wurde auf internationaler Ebene verzichtet. Die 
dominanten Akteure aus Regierungen und der Privatwirtschaft, begleitet in 
konfliktiver Kooperation von NGOs, setzten in der globalen Klima- 
Governance ökonomische Instrumente durch, die an Politikkonzepte der 2 
beralisierung, Deregulierung und Privatisierung anschlussfähig sind. Die u - 
lembearbeitung wurde durch staatliche bzw. internationale Politik dem Markt 
überantwortet, wobei die staatliche Nachjustierung der Instrumente freilich 
fester Bestandteil einer umfassenden Klima-Governance bleiben wird. Die nn 
rechtlichung in den internationalen Umweltbeziehungen qua Völkerrecht ste i 
also nicht im Widerspruch zum freien Spiel der Kräfte, sondern ist - wie auc 
in anderen Bereichen der internationalen Politik - eine notwendige Bedingung 
dafür, dass Marktmechanismen überhaupt global entfaltet und wirksam wer- 
ee Rechte an CO,-Emissionen gewährleisten, . sie 
eine spezifische Steuerungsleistung, mittels derer sie die Rahmenbe nn 
für eine relative Selbstregulierung der wirtschaftlichen Akteure (über Mär kte) 
setzen; sie ziehen sich dadurch nicht grundsätzlich aus der Verantwortung. Sie 
geben weiterhin die Richtung vor, in die sich die Marktsteuerung entwickeln 
soll, um später in erster Linie die Überwachung und Kontrolle ı 
nalisierten Figentumsrechte zu sichern und so ganz im Sinne der privaten Un- 
ternehmen und der marktwirtschaftlichen Konkurrenz die Transaktionskosten 
zu senken. Im „globalen Konstitutionalismus“ (Gill 2000) ist die en 
internationale Absicherung in diesem Fall von „Luftverschmutzungsrechten 
Voraussetzung dafür, dass neue Märkte geschaffen werden. i 
Dadurch entstehen für Unternehmen erst Planungssicherheiten und neue all- 
gemein gültige Wettbewerbskriterien, die sich auf ihre ee 
gen, Investitions- und Innovationsstrategien, Standorte und Techno IR 
auswirken. Die internationalen Rechte bekommen Vorrang vor nationalen 


14 Das Wort „Luftverschmutzungsrechte“ wurde zum Unwort des Jahres 2004, nicht a nn: es 
nach Meinung der Jury ein „ökologisches Unding“ sei, sondern es trage vielmehr azu ir 
Treibhausgasemissionen für unbedenklich zu halten, nur weil ihr Handel rechtlich geregelt 


wird (vgl. www.unwortdesjahres.org). 
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Rechten, wobei die Verrechtlichung nicht top down erfolgt, sondern in einem 
komplexen Mehrebenenprozess, in dem sich subnationale, nationale und in- 
ternationale Interessen artikulieren. Das hat freilich auch demokratische Im- 
plikationen. Regierungshandeln internationalisiert sich und kann sich von der 
Legislative und damit der demokratischen Kontrolle emanzipieren (Beisheim/ 
Brunnengräber 2008). Regierungen können in den internationalen Verhand- 
lungen auch solche Rechte absichern, die im nationalstaatlichen Rahmen auf 
Grund anderer Interessenkonstellationen nicht durchsetzbar wären. Doch die- 
ser Prozess verläuft höchst ungleich: Wirtschaftlich schwache Staaten sind 
kaum in der Lage, ihre Interessen auf internationaler Ebene durchzusetzen. Sie 
sind dazu gezwungen, sich an die Machtverhältnisse im internationalen Sys- 
tem anzupassen. 

Die Bewertung der natürlichen Umwelt in monetären Größen ist die Voraus- 
setzung für diese Prozesse. Natur wird in die gängigen ökonomischen Modelle 
und Theorien wie in die zugrunde liegenden rationalen Denkmuster der vor- 
herrschenden gesellschaftlichen Naturverhältnisse integriert. Die Natur in der 
Form, wie wir sie wahrnehmen, ist also nicht an sich vorhanden, sondern un- 
terliegt einer bestimmten sozial-ökonomischen Deutung, die auch für die Kli- 
mapolitik prägend ist: Nicht ethische Fragen oder Fragen nach den Lebensbe- 
dingungen zukünftiger Generationen bestimmen - vor allem in der OECD- 
Welt - den dominierenden Klimadiskurs, sondern die Frage nach den Kosten 
des Klimawandels und den wirtschaftlichen Chancen, die sich für Unterneh- 
men, den Staat oder die Gesellschaft aus dem Klimawandel ergeben. „Ohne 
klimaschutzpolitische Maßnahmen“, so Claudia Kemfert vom Deutschen In- 
stitut für Wirtschaftspolitik, „ist im Jahre 2100 mit globalen Klimaschäden 
von bis zu 20 Bill. US-Dollar zu rechnen“ (Kemfert 2005: 1, vgl auch Kemfert 
2008).” Nicholas Stern, ehemaliger Chefökonom der Weltbank, prognostiziert, 
dass ein weiterer Anstieg der Treibhausgase bis zum Jahr 2050 zu einem Ein- 
bruch des globalen Bruttosozialprodukts um bis zu 20 Prozent führen wird 
(Stern 2006). Die Hinweise von WirtschaftsforscherInnen auf die hohen Kos- 


15 Daraus wird das rechtzeitige Vorgehen gegen die Klimaerwärmung abgeleitet. „Je früher mit 
der Klimaschutzpolitik begonnen wird, desto weniger Klimaschäden werden in späteren 
Jahrzehnten auftreten. Die Kosten aktiver Klimaschutzpolitik, mit der heute begonnen wird, 
würden global etwa 430 Mrd. US-Dollar im Jahre 2050 und ca. 3 Bill. US-Dollar im Jahre 
2100 betragen. Eine Klimaschutzpolitik, die erst im Jahre 2025 einsetzt, würde Mehrkosten 
von bis zu 50 Mrd. US-Dollar im Jahre 2050 und 340 Mrd. US-Dollar im Jahre 2100 bedeu- 
ten“ (Kemfert 2005: 1). 

16 Diese allgemeinen Schadensberechnungen werden gerne um konkrete Beispiele ergänzt. Der 
ehemalige Direktor des Umweltprogramms der UN, Klaus Töpfer, ist der Auffassung, dass 
die wirtschaftlichen Folgen allein des Korallensterbens so immens seien, dass Regierungen es 
sich gar nicht leisten dürften, das Klima weiterhin zu belasten. Auf 500.000 Euro pro Quad- 
tatkilometer schätzen UNEP-ExpertInnen den volkswirtschaflichen Wert eines Riffs 
(www.unep.org). 


ten des Klimawandels sollen auch einen warnenden, Problembemusstsein er- 
zeugenden Zweck erfüllen. Solche Bewertungen (und der damit verbundene 
Diskurs) verfolgen aber in erster Linie die Absicht, Umweltprobleme in wirt- 
schaftswissenschaftliche Konzepte und Modelle einzupassen. Im Stern-Report 
heißt es dementsprechend auch, dass Klimaschutz eine Pro-Wachstums- 
strategie ist (ebd.). 
Gleichzeitig wird mit den Kyoto-Instrumenten die Separierung der internatio- 
nalen Klimapolitik von anderen internationalen Vertragswerken und Organisa- 
tionen vollzogen. In ihrer strategischen Selektivität zeigt sich die Besonderheit 
der Klıma-Governance. Weil das Kyoto-Protokoll nur einen engen marktwirt- 
schaftlichen Korridor der Problembearbeitung vorgibt, gerät die Klimapolitik 
mit den anderen internationalen Regelwerken kaum in Widerspruch. Die auf 
Wachstum und den freien Handel mit Gütern und Dienstleistungen abzielen- 
den Verträge, die im Rahmen der Welthandelsorganisation WTO abgeschlos- 
sen werden, oder die Förderung fossilistischer Energiestrukturen durch die 
Weltbank werden von den Kyoto-Zielen gar nicht berührt. Die institutionelle 
Trennung zwischen internationaler Klimapolitik, Welthandelspolitik und Ent- 
wicklungspolitik bzw. die diskursive Trennung von globalem Klimaproblem 
und fossiler Energieversorgungs(un)sicherheit sorgen dafür, dass die Wider- 
sprüche zwischen den Regelwerken kaum thematisiert und deren Sprengkraft 
entschärft werden (Altvater 2008). Weil aber die Widersprüche zwischen 
Wachstumszielen und hohem Ressourcenverbrauch auf der einen und den er- 
forderlichen COz-Reduktionen auf der anderen Seite nicht aufgehoben, son- 
dern nur vorübergehend politisch eingehegt werden, bleibt die Klima- 
Governance ein fragiles Gebilde (Brunnengräber 2007). 


6. Fazit: Multiple Krisen? 


Die zerstörerischen Produktionsweisen sowie die ressourcenintensiven Kon- 
sumstile und Mobilitätsbedürfnisse - vor allem in den Industrieländern, zu- 
nehmend aber auch in den Entwicklungs- und Schwellenländern - werden ver- 
teidigt. Neoliberale Politik wäre nicht erfolgreich, könnte sie nicht die ökolo- 
gische Herausforderung durch den Klimawandel in neue Marktchancen und 
flankierende Politikmaßnahmen transformieren. Hierin liegt die innovative 
und lösungsorientierte Macht der Märkte. Die im Kyoto-Protokoll vereinbar- 
ten flexiblen Mechanismen verfolgen primär weder das Wachstum hemmende 
noch energiepolitische oder entwicklungspolitische Ziele. Ein Umsteuern in 
Richtung erneuerbare Energien und dezentrale Energiestrukturen wird nicht 
eingeleitet. Im Vordergrund stehen die gesellschaftlichen Nutzung und Inwert- 
setzung der Natur sowie das enorme Innovationspotenzial für Wirtschaft und 
Gesellschaft, das unter dem Label Klimaschutz erschlossen wird. Die marktin- 
tegrative Regulierung der Klima-Governance ist das Resultat von staatlichen 
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Interessen, eines ausgeprägten Lobbyismus und von spezifischen wirtschaftli- 
chen Interessen, die zur Stabilisierung des neoliberalen Modells beitragen und 
zugleich zunehmend den Klimaschutz als Mittel nutzen, um Profite auf neu 
geschaffenen (Finanz-)Märkten zu erzielen. Es kann daher auch kaum von ei- 
nem schwachen Staat gesprochen werden, dem die Möglichkeiten zur Regulie- 
rung im Prozess der Globalisierung abhanden gekommen sind. Vielmehr bil- 
det die schwache staatliche Regulierung, wie sie für den Emissionshandel und 
für CDM hier dargestellt wurde, den Schleier, hinter dem sich eine Stärkung 
der Okonomisierung der Natur unter neoliberalen Vorzeichen vollzieht. Markt 
und Staaten sind keine getrennten Sphären, sondern zeigen in Krisenzeiten 
mehr denn je ihre strukturellen Interdependenzen. 

Das Leitbild eines klimaschützenden Marktes ist auch theoretisch problema- 
tisch. Märkte bilden ein Tauschforum, das keine umwelt- oder sozialpoliti- 
schen Ziele umsetzen kann. Wie die Tarifauseinandersetzungen immer wieder 
zeigen, muss die konkrete Ausgestaltung der Tarifabschlüsse erst ın sozialen 
Kämpfen erstritten werden. Es bleibt die Frage, welche Akteure mit welchen 
politischen Mitteln anspruchsvolleren Klimaschutz durchsetzen können. Die 
restriktiven Modellannahmen wie die vollständige Transparenz (Informatio- 
nen), der freie Marktzugang oder die Homogenität der Güter, wie sie in der 
Neoklassık angenommen werden, haben - wie gezeigt wurde - nıchts mit dem 
politökonomischen Projekt des Emissionshandels gemein. Er funktioniert 
nicht wie ein „Wochenmarkt’, wie die Modellannahmen suggerieren“ (Ptak 
2008: 47), sondern er ist Teil der neoliberalen Globalisierung, die - auch oder 
gerade in Krisenzeiten - davon geprägt ıst, dass Regierungen ihre nationalen 
Standorte fit machen wollen für die internationale Konkurrenz. 

Das wirft die Frage auf, ob die internationale Klimapolitik überhaupt der richtige 
Ort ıst, um dem Klimawandel zu begegnen. Zwölf Jahre nach Unterzeichnung 
des Kyoto-Abkommens (1997) und 17 Jahre nach Unterzeichnung der Klima- 
rahmenkonvention (1992) sollte jedenfalls deutlich geworden sein, dass die ın- 
ternationalen Mafßnahmen langwierig und auch nicht zielführend sind. In Zeiten 
der Finanz- und Wirtschaftskrise und eines Wirtschaftsabschwungs sind niedrige 
Energiepreise, der Erhalt von Arbeitsplätzen und nationale Wettbewerbsfähigkeit 
- und zwar in den Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländern - wichtiger als 
die Reduktion von produktions- und konsumbedingten Emissionen. Die weite- 
ren Verhandlungen und zu erwartenden Ergebnisse der nächsten Klimakonferen- 
zen werden diesem ökonomischen Primat kaum zuwiderlaufen. 

Die Konzepte eines Green New Deal greifen zwar die Kritik an den bisherigen 
klimapolitischen Maßnahmen auf und fordern die Beseitigung ihrer „Kinder- 
krankheiten“, sie bleiben aber unpräzise in der zukünftigen Ausgestaltung die- 
ser Instrumente. Eine Antwort auf den steigenden und zerstörerischen Res- 
sourcenverbrauch ist noch nicht gefunden. Das Projekt der Nachhaltigkeit, 
wie es 1992 in Rio de Janeiro gefeiert wurde, ist gescheitert (Park et al. 2008). 


Technische Lösungsansätze, Versicherungspolicen, infrastrukturelle Anpas- 
sungsmaßnahmen fügen sich problemlos in die Wachstums- und Effizienzziele 
des Marktes ein, wo doch genau diese Logik Grundlage für die zerstörende 
ökologische Wirkungskraft der Industrialisierung seit ihrem Bestehen war. 
Stützungs- und Konjunkturpakete zur Aufrechterhaltung bestehender Struktu- 
ren versehen mit kosmetischen Korrekturen sind allemal durchsetzungsfähiger 
als grundsätzliche Systemtransformationen, die das ökologisch nicht nachhal- 
tige und sozial ungerechte Wachstumsparadigma in Frage stellen. 
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Lutz Mez, Mycle Schneider 


Renaissance der Atomkraft? Vermutlich nicht! 


Die internationale Atomlobby versucht schon seit vielen Jahren eine Renais- 
sance der Atomkraft herbeizureden. Dabei sprechen die Fakten eine völlig an- 
dere Sprache. Wegen fehlender Fertigungskapazitäten, hoher Investitionskos- 
ten, dem dramatischen Mangel an qualifiziertem Personal und der Skepsis des 
Finanzierungssektors kann es auf absehbare Zeit keinen Bauboom bei neuen 
Atomanlagen geben. Und zum Retter vor dem drohenden Klimawandel taugt 
die Atomtechnik auch nicht. 


Eine weltweite Renaissance? 


Am 9. Oktober 1981 titelte die New York Times: „Der Präsident präsentiert 
Pläne für die Renaissance der Atomenergie“. Die Regierung, heißt es dort, ha- 
be offiziell konkrete Schritte angekündigt, die sie unternehmen werde, um die 
kommerzielle Atomkraft wiederzubeleben. Der Präsident hieß damals Ronald 
Reagan. Zum damaligen Zeitpunkt waren allein in den USA noch fast fünfzig 
Reaktoren im Bau, soviel wie heute weltweit. Tatsächlich ist aber seit 1973 ın 
den USA kein Atomkraftwerk mehr bestellt worden, dessen Bau nicht hinter- 
her wieder aufgegeben worden wäre. In den USA ist lediglich ein Trend zur 
Verlängerung der Betriebsgenehmigungen von Atomkraftwerken zu beobach- 
ten, der jedoch im Zusammenhang mit der Diskussion über hohe ın den Sand 
gesetzte Investitionen der Betreiber dieser Anlagen gesehen werden muss. In 
den USA wäre es zu einem Ausstieg aus der Atomenergie durch die Kräfte des 
Marktes gekommen, wäre nicht der Weiterbetrieb der Anlagen durch umfang- 
reiche Stützprogramme garantiert worden. Bis zu 100 Mrd. US-Dollar für In- 
vestitionsruinen wären auf die Stromkunden abgewälzt worden. Die Verlänge- 
rung von Betriebsgenehmigungen war für die Betreiber der Weg, um aus dieser 
Klemme herauszukommen. Bis heute wurden die Betriebslizenzen von 54 a- 
merikanischen Atomkraftwerken verlängert. Die Laufzeiten sind für diese An- 
lagen von 40 auf maximal 60 Jahre erweitert worden. Die Lizenzverlängerung 
ist allerdings eine Formalität, die keine Garantie für die tatsächliche Laufzeit 
bietet. 

Es gibt wenig Anzeichen für ein Comeback der Kernenergie. Wenn schon die 
realen Entwicklungen und Trends die These von der Atomrenaissance nicht 
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reiche Stützprogramme garantiert worden. Bis zu 100 Mrd. US-Dollar für In- 
vestitionsruinen wären auf die Stromkunden abgewälzt worden. Die Verlänge- 
rung von Betriebsgenehmigungen war für die Betreiber der Weg, um aus dieser 
Klemme herauszukommen. Bis heute wurden die Betriebslizenzen von 54 a- 
merikanischen Atomkraftwerken verlängert. Die Laufzeiten sind für diese An- 
lagen von 40 auf maximal 60 Jahre erweitert worden. Die Lizenzverlängerung 
ist allerdings eine Formalität, die keine Garantie für die tatsächliche Laufzeit 
bietet. 

Es gibt wenig Anzeichen für ein Comeback der Kernenergie. Wenn schon die 
realen Entwicklungen und Trends die These von der Atomrenaissance nicht 
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belegen, werden Energieprognosen der IEA als Kronzeuge herangezogen: „An- 
gesichts der wachsenden Weltbevölkerung, des Nachholbedarfs in Entwick- 
lungsländern und der Notwendigkeit des Klimaschutzes kommt die Behörde 
(..) zu dem Schluss, dass die nukleare Kapazität nach ‚mittlerer Schätzung‘ bis 
2030 weltweit um das Zweieinhalbfache anwachsen dürfte - und bis 2050 um 
das Vierfache“ (Randow 2004). 

Im Zeitraum von 1989 bis 2009 ist dıe Anzahl der Reaktoren jedoch weltweit 
nur von 423 auf 435 gestiegen, also um nicht einmal einen Reaktor pro Jahr. 
2008 wurde weltweit zum ersten Mal seit Beginn der kommerziellen Atom- 
kraftnutzung 1956 überhaupt kein neues Atomkraftwerk ans Netz geschaltet. 
Zudem werden neun Meiler weniger betrieben als noch 2002, als die Zahl den 
historischen Höchststand von 444 Einheiten erreichte. Dass die installierte 
Kapazität zunächst weiter gestiegen ist, liegt vor allem daran, dass die neuen 
Blöcke größer sind als die abgeschalteten Anlagen und dass bei bestehenden 
Anlagen durch technische Maßnahmen, z.B. durch den Austausch von 
Dampferzeugern und den Einbau verbesserter Turbinen, die Leistung erhöht 
wurde. 

Ende Juli 2009 waren 435 Atomreaktoren mit einer Gesamtleistung von etwa 
370.000 MW und einem durchschnittlichen Betriebsalter von 25 Jahren im 
Betrieb. Die Reaktoren stehen in 31 Ländern, aber zwei Drittel der weltweiten 
Atomstromproduktion erfolgt in nur sechs Ländern, darunter die drei Atom- 
waffenstaaten USA, Frankreich und Russland, neben Japan, Deutschland und 
Südkorea. 

Ende Juli 2009 sind ferner 50 Blöcke offiziell im Bau und weitere fünf langfris- 
tig abgeschaltet. Die genauere Betrachtung der Bauprojekte zeigt, dass 13 da- 
von schon über 20 Jahre und zwei weitere (in Taiwan) seit zehn Jahren als „im 
Bau“ in der Statistik stehen. Rekordhalter ist die amerikanische Baustelle 
Watts Bar-2. Ursprünglich vor über 35 Jahren in Bau gegangen, soll der Reak- 
tor bis 2012 für 2,5 Milliarden Dollar fertig gestellt werden. China allein stellt 
mit 14 Einheiten mehr als ein Viertel der weltweiten Bauprojekte. 

Die World Nuclear Association zählte im Juni 2009 weitere 131 Reaktoren in 
der Kategorie „in Planung“. Die Internationale Atomenergie Organisation 
(IAEA) verhandelt nach eigenen Angaben mit 50 bis 60 Staaten über den Bau 
von Atomkraftwerken (Simonitsch 2009). Allerdings lehrt die reale Entwick- 
lung der Atomtechnik, dass Reaktoren „in Planung“ keineswegs automatisch 
in die Kategorie „im Bau“ wechseln. Die große Mehrheit der Staaten kommt 
ohne Atomenergie aus. Von den 192 Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen 
betreiben 161 keine Atomkraftwerke. Und die meisten der potenziellen „New- 
comer“-Länder haben weder die nötigen erfahrenen Fachkräfte, eine etablierte 
Atomaufsicht, ein minimales Regelwerk, noch das nötige Stromnetz, um große 
Atomkraftwerke betreiben zu können. So hat keines der nordafrikanischen 
Länder, die vom französischen Präsidenten mit Atomangeboten überschüttet 
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Atomkraftwerke weltweit (Stand: Juli 2009) 
Land In Betrieb Im Bau Stillgelegt 
Anzahl | LeistungMW | Anzahl |} Leistung MW | Anzahl | Leistung MW 
Argentinien 2 935 1 692 0 0 
Armenien 1 376 0 0 1 376 
Belgien 7 5824 0 0 1 10 
Brasilien 2 | 1766 0 0 0 0 
Bulgarien 2 1906 2 1906 4 1632 
China 11 sa | 14 13120 0 0 
Deutschland 17 20470 0 0 19 5879 
Finnland 4 2696 1 1600 0 0 
Frankreich 58 63130 er 1600 11 3798 
Indien 17 3782 6 2910 0 0 
[Tran 0 0 1 915 0 0 
Italien 0 0 0 0 4 1423 
Japan 53 | 45957 2] 2191 | 6 1864 
Kanada 18 12577 0 0 7 3008 
Kasachstan 0 0 0 0 1 52 
Litauen ı 1185 0 0 1 1185 
Mexiko 2 1300 0 0 0 0 
Niederlande 1 482 0 0 1 55 
Pakistan 2 425 1 300 0 0 
Rumänien 2 1300 0 0 0 0 
Russland 3l 21743 9 6894 5 786 
Schweden 10 8958 0 0 3 1225 
Schweiz 5 3238 0 0 0 0 
Slowakei 4 1711 2 810 3 909 
[Slowenien 1 666 0 0 0, 0 
Spanien 8 7450 0 0 2 621 
Südafrika 3.1. 1800 0| 0 0 0 
Südkorea 20 17647 5 | 5180 0 0 
‚ Taiwan 6 f 4904 2 2600 0 0 
ee 6 3634 0 0 0 0 
[Utesine 15 13107 1900 4 3515 
Ungarn 4 L 1859 | 0 0 0 
USA 104 100582 1165 28 9764 
ee 19 10097 0 0 26 3324 
Summe 435 36990 50 43383 127 39426 


* 5 Reaktoren mit 2.776 MW Leistung sind langfristig abgeschaltet. 
Quelle: IJAEA, PRIS Database, MSC. 
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wurden, eine installierte Kraftwerksleistung von mehr als 6.500 MW. Auch die 
IAEO ‘geht von einer Blockgröße aus, die maximal 10% der gesamten instal- 
lierten Stromproduktionskapazität repräsentiert. Die meisten der „interessier- 
ten“ potenziellen Anwärter auf Atomtechnologie sind weit von dieser Mini- 
malbedingung entfernt. Länder, die über ein im Prinzip ausreichendes Strom- 
netz verfügen, haben andere Barrieren für die Einführung der Atomkraft: pas- 
sive oder kritische Regierungen (Australien, Norwegen, Malaysia, Thailand), 
opponierende öffentliche Meinungen (Italien, Türkei), internationale Non- 
Proliferation Bedenken (Ägypten, Israel), wesentliche wirtschaftliche Probleme 
(Polen), ungeeignete Umwelteigenschaften wie Vulkane und Erdbeben (Indo- 
nesien) oder das Fehlen aller nötigen Infrastrukturen (Venezuela). Viele Länder 
müssten mehrere Hürden auf einmal überwinden (Schneider et al. 2009). 

Bei diesen Fakten von einer „weltweiten Renaissance“ zu sprechen ist schon 
sehr mutig, denn besonders die langen Planungs- und Bauzeiten verursachen 
enorme Kosten, die kaum eine Bank der Welt finanziert, es sei denn, das Fi- 
nanzrisiko wird vom Staat übernommen. Die Credit Rating Firma Moody’s 
hat in einer Analyse möglicher Neubauprojekte in den USA festgehalten: 


„Moody’s glaubt nicht, dass die Branche bis 2015 - ein Datum, das von den meisten der Unter- 
nehmen genannt wird, die zur Zeit ihre nuklearen Ambitionen unterstreichen - mehr als ein o- 
der zwei neue Atomkraftwerke ans Netz bringt. Die Komplexität der Genehmigungsverfahren, 
wie auch die Ausführungsrisiken, die mit solchen Bauprojekten zusammenhängen, sollten nicht 
unterschätzt werden“ (Moody’s 2007). 

Ein vom Fortune Magazine im April 2009 organisiertes Brainstorming mit 
Top-Industriekapitänen (Fortune 2009) kam zu dem Ergebnis, dass mit höchs- 
tens drei neuen Atomkraftwerken in den USA in den nächsten zehn Jahren zu 
rechnen sei. 

Ferner deutet auch die Stilllegung von 127 Reaktoren mit einer durchschnittli- 
chen Betriebszeit von 22 Jahren in eine völlig andere Richtung (vgl. die Tabel- 
le oben). Allein im Jahr 2006 wurden insgesamt acht Reaktoren stillgelegt, alle 
in Europa; aber nur zwei wurden in Betrieb genommen und der Bau von 
sechs Blöcken wurde begonnen. 

Bei einer angenommenen Betriebszeit von 40 Jahren werden bis zum Jahr 
2015 insgesamt 95 Reaktoren und bis zum Jahr 2025 weitere 192 AKW vom 
Netz gehen. Rechnet man mit der Inbetriebnahme aller im Bau befindlichen 
Anlagen, so müssten bis 2015 noch 45 und bis 2025 insgesamt zusätzlich 
rund 240 Reaktorblöcke mit einer Gesamtkapazität von über 200.000 MW 
geplant, gebaut und in Betrieb genommen werden, um die Abschaltungen 
auszugleichen. Da die so genannte Leadtime - die Zeit zwischen Bauplanung 
bzw. -entscheidung und kommerzieller Inbetriebnahme - für ein AKW inzwı- 
schen über 10 Jahre beträgt, kann die heute vorhandene Leistung und die An- 
zahl der betriebenen Kraftwerke wohl kaum beibehalten werden. 
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Zwei AKW-Neubauten in Westeuropa 


Die IAEO zählt in Westeuropa lediglich zwei Reaktorblöcke als im Bau be- 
findlich: einen in Finnland und seit Dezember 2007 auch einen in Frankreich. 
Der Baubeginn des so genannten Europäischen Druckwasserreaktors (EPR) 
mit 1.600 MW im finnischen Olkiluoto war am 12.8.2005. Der Reaktor ist das 
Demonstrationskraftwerk für diesen Typ schlechthin, der angeblich 60 Jahre 
lang betrieben werden kann - mindestens 20 Jahre länger als andere Leistungs- 
reaktoren. Der Block Olkiluoto-3 wurde von Framatome ANP (heute AREVA 
NP) und Siemens im Jahr 2003 für einen Festpreis von 3,2 Mrd. Euro an ein 
Konsortium unter der Leitung der finnischen TVO verkauft. 

Finanziert wird der Festpreis aus verschiedenen Quellen (Europäische Kom- 
mission 2006). Frankreich stellte einen Exportkredit in Höhe von 570 Mio. 
Euro zur Verfügung und übernahm die Bürgschaft für das Projekt. Von den 
Anteilseignern der TVO kommen 800 Mio. Euro. Das sind sechs Unterneh- 
men, darunter der finnische Energiekonzern Fortum und die internationalen 
Holzkonzerne UPM Kymmene und Stora Enso. TVO hat für den Reaktor ei- 
ne Kapitalerhöhung vorgenommen, die 80 Prozent (= 640 Mio. Euro) des 
TVO-Anteils abdeckt. Durch ein Aktionärsdarlehen werden weitere 160 Mio. 
Euro zur Verfügung gestellt. TVO wird den Strom aus Olkiluoto-3 nur für sei- 
ne Aktionäre produzieren, die diesen dann zum Selbstkostenpreis entspre- 
chend ihrem Anteil an TVO erhalten sollen. Gegenüber der Presse wurde als 
Gestehungspreis 25 Euro/MWh genannt. Eine Gewinnmarge ist für TVO 
nicht vorgesehen. Allerdings wollen 60 Kommunen und Großunternehmen 
ebenfalls Strom aus dem Reaktor beziehen, sie müssen jedoch den Marktpreis 
zahlen, der an der Strombörse bestimmt wird und weit höher liegt als der Ge- 
stehungspreis. Das hat bereits zu erheblichen Verstimmungen geführt. 

Den Hauptteil der Finanzierung trägt jedoch ein internationales Bankenkon- 
sortium, angeführt von der Bayerischen Landesbank, das TVO eine Kreditfazi- 
lität in Höhe von 1,6 Mrd. Euro zu einem Zinssatz von 2,6 Prozent einge- 
räumt hat. Das ist deutlich weniger als der durchschnittliche Zinssatz für Bau- 
kredite an industrielle Bauherren, stellt aber nach Ansicht der EU-Kommission 
keine staatliche Beihilfe dar, weil an der Kreditvergabe die Privatbanken BNP 
Paribas, Svenska Handelsbanken, JP Morgan und Nordea beteiligt sind. Au- 
ßerdem hat AB Svensk Exportkredit ein Darlehen in Höhe von 350 Mio. Eu- 
ro gewährt, das die EU-Kommission ebenfalls nicht als staatliche Beihilfe an- 
sieht. Insgesamt kann die Finanzierungskonstruktion keineswegs als „markt- 
wirtschaftlich“ bezeichnet werden. 

Geplant war, dass Olkiluoto-3 im Jahr 2009 den kommerziellen Betrieb auf- 
nehmen sollte. Allerdings musste der Lieferant AREVA NP (Anteil AREVA 
66%, Siemens 34%) seit August 2005 bereits sieben Mal Verzögerungen be- 
kanntgeben, so dass nach dem aktuellen Stand frühestens im Jahr 2012 mit 
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der kommerziellen Inbetriebnahme zu rechnen ist. Zahlreiche Qualitätskon- 
trollprobleme plagen das Projekt. Im Sommer 2009 waren nach Angaben von 
AREVA erst zwei Drittel der Arbeiten abgeschlossen. Alle Komponenten für 
den nuklearen Teil seien produziert worden. Der Reaktordruckbehälter wird 
von Japan Steel Works geliefert. Japan Steel Works betreibt die einzige Anlage 
weltweit, die Schmiederinge von der Größe des EPR-Druckbehälters herstellt. 
Die projektierten Kosten stiegen mittlerweile auf 5 Mrd. Euro. Angesichts eu- 
ropäischer Wettbewerbsregeln ist es eine spannende Frage, wer die Mehrkosten 
übernimmt. Theoretisch müssten diese von AREVA und Siemens übernom- 
men werden. Da die AREVA mehrheitlich dem französischen Staat gehört, 
wird vermutlich vor allem der französische Steuerzahler zur Kasse gebeten. 
Siemens kündigte zum Jahreswechsel 2008/09 überraschend den Rückzug aus 
AREVA NP an und will in Zukunft zusammen mit dem staatlichen russischen 
Atomunternehmen Rosatom Atomkraftwerke bauen. 

Bauherr TVO hat die AREVA NP inzwischen vor ein internationales Schieds- 
gericht gebracht und fordert eine Entschädigung von 2,4 Mrd. Euro vor allem 
für den Ausfall von Stromlieferungen. AREVA NP hat ihrerseits die TVO auf 
über eine Mrd. Euro verklagt, weil TVO angeblich für einen Teil der Verzöge- 
rungen verantwortlich ist. 

Die verspätete Inbetriebnahme des EPR kann aber auch den finnischen Steu- 
erzahlern teuer zu stehen kommen, denn Finnlands Regierung hat auf Olkilu- 
oto-3 gesetzt, um den Verpflichtungen aus dem Kyoto-Protokoll nachzukom- 
men. Der Anteil der Atomkraft an der Stromerzeugung in Finnland sollte ab 
2009 von 26% auf 37% steigen. Im Rahmen der EU-Lastenteilung zur Erfül- 
lung der Treibhausgasreduktionen hat sich Finnland für die erste Verpflich- 
tungsperiode 2008-2012 zu einer Stabilisierung der Treibhausgas-Emissionen 
verpflichtet. Die verspätete Inbetriebnahme könnte dazu führen, dass Finnland 
für 300 Mio. Euro Emissionszertifikate kaufen muss (Waldherr 2006). 

Auch das zweite EPR-Bauprojekt in Frankreich hat bereits in der kurzen Zeit 
seit dem offiziellen Baubeginn eine beachtliche Reihe von Pannen und Män- 
geln vorzuweisen. Die Baukosten für den EPR Flamanville-3 wurden von An- 
fang an etwa 10% höher als in Finnland veranschlagt. Der offizielle Baubeginn 
war am 3. Dezember 2007. Nach Plan soll der Block ın 54 Monaten fertig 
sein - also im Juni 2012. Die geschätzten Baukosten wurden bereits nach ei- 
nem Jahr um 20% nach oben revidiert. Flamanville-3, obwohl „zu Hause“ ge- 
baut, soll nun etwa 4 Mrd. Euro kosten. Die explizite Aussage der AREVA- 
Chefin Anne Lauvergeon, die Baustelle hinke bereits ein Jahr hinter der Pla- 
nung her, wurde von Electricit€ de France (EDF) dementiert. AREVA und 
EDF konkurrieren um die erste Inbetriebnahme eines EPR. Olkıluoto-3 ist das 
erste Projekt, das unter Leitung von AREVA realisiert wird. Alle anderen fran- 
zösischen Inlands- und Auslandsprojekte wurden unter Leitung von EDF um- 
gesetzt. Die EDF-Chefs sahen das finnische Projekt deshalb von Anfang an als 
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eine Art Ausbrecherinitiative. Aus diesem Grund hält sich auch der Erfah- 
rungstransfer von Olkiluoto nach Flamanville in Grenzen. Das Flamanville-3 
Projekt zeigt ganz ähnliche Qualitätskontrollprobleme (Betonplatte, Liner des 
Sicherheitsbehälters etc.) in der Realisierung wie das Projekt in Finnland. 
Wenn die beiden EPR-Projekte als Schaustücke für diesen neuen Reaktortyp 
dienen sollen, dürfen derartige Pannen in Zukunft nicht passieren. Schließlich 
müssen die Kosten stichhaltig sowie deren Finanzierung für weitere Planungen 
belastbar sein, ansonsten bleiben diese Reaktoren ım besten Fall Demonstrati- 
onskraftwerke. 


Der Atomkonsens in Deutschland 


Am 27. April 2002 trat in Deutschland das Gesetz zum Ausstieg aus der 
Atomenergienutzung in Kraft. Damit wurde ein zentrales umweltpolitisches 
Projekt der rot-grünen Bundesregierung realisiert. Das neue Atomgesetz mit 
dem genauen Titel „Gesetz zur geordneten Beendigung der Kernenergienut- 
zung zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität“ änderte das Atomgesetz 
von 1959 grundlegend: Statt der Förderung der Kernenergie ist nunmehr ihre 
geordnete Beendigung Zweck des Gesetzes. Für die zu diesem Zeitpunkt in 
Deutschland noch betriebenen 19 Atomkraftwerke wurde damit festgelegt, 
dass nach der Erzeugung der für jede Anlage vereinbarten Reststrommenge die 
Betriebsgenehmigung der Anlage erlischt. Die ab dem 1. Januar 2000 noch 
produzierbaren Strommengen (netto) - insgesamt 2.623,3 TWh - sind in einer 
Anlage zum Atomgesetz enthalten. Sie waren in der Vereinbarung zwischen 
der Bundesregierung und den Betreibern von Atomkraftwerken vom 11. Juni 
2001 festgelegt worden und ergeben für jede Anlage eine Betriebszeit von un- 
gefähr 32 Jahren. Ende 2008 betrug die verbleibende Reststrommenge noch 
1.241,4 TWh (netto). Im Rahmen der Energiekonsensgespräche wurden die 
verschiedenen finanziellen Probleme des Atomausstiegs stark verkürzt disku- 
tiert. Mit einer Regellaufzeit von 32 Jahren pro Reaktor hat die Bundesregie- 
rung den Ausstieg mit der Industrie formal „entschädigungsfrei“ vereinbart 
und es ist durchaus als Erfolg zu werten, dass die Steuerzahler keine Entschä- 
digung in Milliardenhöhe an die Betreiber - wie in Schweden - zahlen müs- 
sen. Dafür werden die Stromkunden zur Kasse gebeten und, im Vergleich zu 
kurzfristiger Abschaltung, die Diffusion technischer Innovationen im Kraft- 
werksbereich verzögert oder gar verhindert. Die Vereinbarung setzt ferner kei- 
ne Anreize für eine Beschleunigung des Atomausstiegs. Solange die Rückstel- 
lungen für die nukleare Entsorgung in der Verfügungsgewalt der AKW- 
Betreiber verbleiben, wırd das materielle Interesse der Stromwirtschaft an der 
Nutzung der Atomkraft und einer Verschiebung der Entsorgung fortbestehen. 
E.ON, RWE und EnBW konnten Dank ihrer gefüllten „Kriegskassen“ Diversi- 
fizierung und Beteiligungen an anderen Energieunternehmen finanzieren. Die 
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Liberalisierung des Strommarktes hatte in den ersten fünf Jahren zu einer dras- 
tischen Senkung der Erträge aus dem Stromverkauf geführt, und die Strom- 
wirtschaft hat den Abbau der Überkapazitäten bei den Erzeugungsanlagen 
eingeleitet. Allen RWE und E.ON haben von der in Deutschland installierten 
Kraftwerksleistung inzwischen knapp 10 Prozent stillgelegt. 

In der Hoffnung auf atomfreundlichere zukünftige parlamentarische Verhält- 
nisse haben die Betreiber wiederholt versucht Restmengen von neueren auf äl- 
tere Reaktoren zu übertragen. Dies wurde ıhnen zunächst von der Aufsichts- 
behörde und schließlich auch gerichtlich untersagt. 

Zwischen CDU/CSU und SPD bestehen hinsichtlich der Nutzung der Kern- 
energie zur Stromerzeugung unterschiedliche Auffassungen. Vertreter von 
CDU und CSU hatten bereits während des Wahlkampfes Laufzeitverlängerun- 
gen für die Atomkraftwerke gefordert, während das SPD-geführte, für die A- 
tomkraftwerke zuständige Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsıcherheit (BMU) auf der Abschaltung der Anlagen entsprechend der 
gesetzlichen Regelung besteht. Die Große Koalition bekennt sich zwar zur na- 
tionalen Verantwortung für die sichere Endlagerung radioaktiver Abfälle, aber 
das angestrebte Ziel, in dieser Legislaturperiode zu einer Lösung zu kommen, 
wird mit Sicherheit nicht erreicht werden. 

Es mehren sich Vorschläge, die AKW länger laufen zu lassen und damit den 
Übergang auf erneuerbare Energien zu erleichtern. RWE hat beispielsweise im 
Herbst 2008 angeboten, bei Laufzeitverlängerungen der AKW mehr in erneu- 
erbare Energien zu investieren. Damit würde aber die Vorherrschaft der gro- 
ßen Kraftwerksblöcke verlängert und der Ausbau von dezentralen, umweltver- 
träglicheren kleinen Kraftwerkseinheiten, die sich wesentlich besser mit erneu- 
erbaren Energien kombinieren lassen, behindert werden. Die Hausspitze des 
BMU weist in ihren Stellungnahmen folglich darauf hin, dass nur ein schneller 
Ausstieg aus der Atomenergie den Innovationsdruck auf die Energiewirtschaft 
aufrecht erhält. 


Der angebliche Ausstieg aus dem Atomausstieg in Schweden 


Schweden ist weltweit das Land, das die höchste spezifische Atomstromerzeu- 
gung hat. Pro Einwohner wurden 2006 insgesamt 7.300 kWh Elektrizität ın 
Atomkraftwerken produziert. Frankreich kommt dagegen nur auf 7.000 kWh 
je Einwohner, Deutschland lag 2006 bei 1.700 kWh je Einwohner. 

Schweden hatte bereits 1980 in einem Referendum beschlossen, im Jahr 2010 
die Stromerzeugung aus Kernkraftwerken einzustellen. Wenn auch die Umset- 
zung dieses Ziels schon seit vielen Jahren ins Stocken geraten ist - lediglich 
zwei von zwölf Reaktoren sind bisher stillgelegt worden - war insbesondere in 
Deutschland die Aufmerksamkeit groß, als die schwedische Regierung im Feb- 
ruar 2009 ankündigte, das Atomausstiegsgesetz zurückziehen zu wollen. Der 
Neubau von Reaktoren sollte wieder erlaubt werden. Die internationale Presse 
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stürzte sich auf diese Passage des schwedischen Klimaprogramms und wertete 
sie als ein erstes Zeichen des bevorstehenden Atomstrombooms. Kaum ir- 
gendwo wurde berichtet, dass die Verabschiedung des Programms einer Geset- 
zesinitiative bedarf, die dem schwedischen Parlament bisher nicht einmal als 
Entwurf vorgelegt wurde. 

Hohe Auflagen wurden von der Regierung genannt: Atommeiler sollen erst 
nach Schließung alter Reaktoren und nur an bestehenden Standorten gebaut 
werden dürfen. Der Neubau darf weder direkt noch indirekt subventioniert, 
die Zahl von jetzt zehn Atomreaktoren nicht erhöht werden. Außerdem müs- 
sen die potenziellen Investoren zeigen, dass neue Stromkapazitäten wirklich 
gebraucht werden. 

Die Regierungsinitiative stellt einen komplizierten Kompromiss dar, der das 
Spektrum der Koalitionsparteien von atomfreundlich bis atomkritisch reflek- 
tiert. Die anderen energiepolitischen Zielvorgaben des Entwurfes blieben in- 
ternational weitgehend unbeachtet: Der Anteil Erneuerbarer Energien soll bıs 
2020 ın Schweden auf 50% steigen, im Verkehrssektor auf zehn%. Die Ener- 
gieeffizienz soll um 20% zulegen. Der Ausstoß der Treibhausgase soll um 40% 
sinken. Bis zu diesem Zeitpunkt soll auch der Öl-Anteil auf null gebracht 
werden. 

Im Jahr 2005 betrug der CO>-Ausstoss in Schweden 51 Mio. Tonnen bzw. 5,6 
t/Einwohner. Schweden kann - wie Großbritannien und Deutschland - sein 
Treibhausgas-Reduktionsziel der EU-15-Staaten für die erste Verpflichtungspe- 
riode nach dem Kyoto-Protokoll erreichen. 

Der Atomausstieg erfolgte bisher äußerst schleppend. Bis auf die Abschaltung 
der beiden AKW-Blöcke in Barsebäck, die in Sichtweite Kopenhagens am Öre- 
sund liefen, ist jedoch nichts passiert. Und es erfolgte langsam ein Meinungs- 
umschwung in Sachen Atomkraft ın der Bevölkerung. Das gilt auch für die 
Parteien, am wenigsten allerdings für die Grünen. 

Seit der Wahl regiert die Allianz mit 178 Abgeordneten - einer sehr knappen 
Mehrheit. Die Opposition von Sozialdemokraten, Linkspartei und Umwelt- 
partei hat 171 Sitze. In den Umfragen verlor die Regierung ständig an Boden. 
Eine Niederlage bei der nächsten Wahl scheint programmiert. Politikwissen- 
schaftler und Teile der Medien empfehlen außerdem neben der Gesetzesände- 
rung eine neue Volksabstimmung über die zukünftige Atompolitik. 

Ein blocküberschreitendes, überparteiliches Übereinkommen zur Klima- und 
Energiepolitik zwischen Regierung und Opposition scheiterte bereits nach we- 
nigen Verhandlungsrunden und führte dazu, dass sich die Opposition in kur- 
zer Zeit auf eın eigenes Klimakonzept einigte: Die Ziele beim Ausbau erneu- 
erbarer Energien sind noch höher und die Kernkraft soll im Rahmen des Mög- 
lichen abgewickelt werden. 

Schließlich nahm die Regierung davon Abstand, dem Reichstag kurzfristig eı- 
nen Vorschlag zur Abschaffung des Abwicklungsgesetzes vorzulegen. Stattdes- 
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sen wurde eine Untersuchung in Auftrag gegeben, um Vorschläge für eine sol- 
che neue Gesetzgebung vorzulegen. 


Ein Comeback der Atomkraft in Großbritannien? 


Die Phantasie der europäischen Stromkonzerne wird insbesondere durch Pläne 
in Großbritannien beflügelt. Dort hat die Regierung Ende 2007 eine Kehrt- 
wende in der Energiepolitik angekündigt und will zehn neue AKW genehmi- 
gen. Die konservative Opposition unterstützt diese Linie. Die Liberalen sind 
jedoch dagegen. Im Frühjahr 2010 soll eine Liste von Standorten veröffent- 
licht werden, auf denen bis 2025 neue Kraftwerke stehen sollen, darunter 
Standorte nahe der Wiederaufarbeitungsanlage Sellafield. 

E.ON und RWE haben Anfang 2009 ein Gemeinschaftsunternehmen für den 
Bau und Betrieb von Atomkraftwerken in Großbritannien gegründet, das im 
April den Zuschlag für zwei Standorte erhielt: ein 178 Hektar großes Grund- 
stück neben dem Reaktor Wylfa im Norden von Wales, der 2010 vom Netz 
gehen soll, und 48 Hektar neben dem Kernkraftwerk Oldbury westlich von 
Birmingham, das ebenfalls 2010 außer Betrieb gehen soll. In der Nachbar- 
schaft dieser beiden Grundstücke hatten sie sich schon im Vorfeld zusätzliches 
Land für Verwaltungsgebäude und Anschlüsse an das Stromnetz gesichert. Al- 
lein für die Grundstücke müssen sie mehr als 250 Mio. Euro bezahlen. An der 
Entscheidung hängen aber noch Investitionen, die mindestens 20 Mrd. Furo 
betragen dürften. 

Den dritten Standort hat sich für knapp 180 Mio. Euro die französische EDF 
gesichert, die bereits 2008 British Energy, den Betreiber von acht AKW in 
Großbritannien, für rund 13 Mrd. Euro übernommen hatte. Ein weiteres Kon- 
sortium - aus dem französischen Konzern GDF Suez, der spanischen Iberdro- 
la und Scottish & Southern - war kurz vor Ende der Auktion ausgestiegen. 
Hohe Renditen aus dem Betrieb von AKW sind jedoch wegen der hohen 
Baukosten eine Wette auf künftig hohe Strompreise. Die Baukosten für neue 
AKW werden derzeit auf über 5.000 Euro pro installiertes kW, also 5 Mrd. 
Euro pro 1.000 MW geschätzt. Und E.ON und RWE wollen in Großbritan- 
nien bis zu 6.000 Megawatt errichten. Hinzu kommt ein langer Vorlauf. Für 
Planung und Genehmigung wird optimistisch mit zwei bis drei Jahren und 
fünf Jahren Bauzeit gerechnet, denn Großbritannien hat zugesagt, die Geneh- 
migung schnell voranzutreiben. Dennoch wird die Leadtime auch ın Großbri- 
tannien nicht unter zehn Jahren liegen. 

Ferner versuchen die ausländischen Stromkonzerne die Alternativen wie 
Windenergie in Großbritannien möglichst zu verhindern oder gar zurückzu- 
fahren: EDF bedrängt die britische Regierung in einer Kampagne, ihre Aus- 
bauziele für erneuerbare Energien zu vermindern, da diese die Entwicklung beı 
der Atomenergie behindern würden. Und RWE plant den Abbau der ältesten 
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und erfolgreichsten Windfarm in Haverigg, Cumbria, um dort stattdessen ein 
AKW zu bauen. 

Auch in England wird es keine neuen Atomkraftwerke geben, wenn es keine 
staatlichen Subventionen gibt, das haben die deutschen und französischen po- 
tenziellen Investoren klar gemacht. Die britische Regierung hatte indes ver- 
kündet, Neubauprojekte nicht subventionieren zu wollen. Wie dieser Wider- 
spruch gelöst werden soll, bleibt offen. 


Atomprogramme der Schwellenländer 


Die drei großen Schwellenländer Indien, China und Brasilien haben ihre 
Atomprogramme bereits vor Jahrzehnten beschlossen, aber nur ansatzweise 
realisiert, so dass der Anteil der Kernkraftwerke an der Stromerzeugung und 
der Energieversorgung insgesamt minimal ist. Das größte Neubau-Programm 
hat die VR China, das derzeit elf AKW betreibt, die 2% der Stromerzeugung 
ausmachen, 14 weitere sind im Bau. Offiziell hat China in den vergangenen 
Jahren der Entwicklung der Kernkraft mit dem Ziel Vorrang eingeräumt, seine 
nukleare Stromkapazität von etwa 8.500 MW im Jahr 2009 auf 40.000 MW 
im Jahr 2020 zu erhöhen (Li 2007). Selbst wenn große Fortschritte bei der 
Verkürzung der Bauzeit gemacht würden, müsste mit dem Bau aller Anlagen 
spätestens 2015 begonnen werden, damit sie 2020 am Netz sind. Um diese 
ehrgeizige Zielvorgabe zu erfüllen, müsste die Baufrequenz verdreifacht wer- 
den. Da ein Teil der chinesischen Reaktoren, die sich gegenwärtig in der Pla- 
nungsphase befinden, auf Technologien basieren, die bisher nicht Stand der 
Technik sind, erscheint dies höchst unwahrscheinlich. 

Indien betreibt 17 kleinere Reaktoren, die 2% der Stromerzeugung decken. 
Weitere sechs Reaktoren sind im Bau. 1985 waren bereits sechs AKW im Be- 
trieb und der Fünfzehnjahresplan sah für das Jahr 2000 eine installierte AKW- 
Leistung von 10.000 MW vor. Bis Ende Juni 2009 sind lediglich elf weitere 
Blöcke und insgesamt 3.782 MW Atomkraft im Betrieb. Selbst wenn die Bau- 
projekte alle in den nächsten Jahren abgeschlossen würden, wäre die installier- 
te Leistung mit 6.692 MW noch weit hinter der Planung für 2000. 

Im dritten großen Schwellenland Brasilien sind zwei Reaktoren im Betrieb, die 
3% der Stromerzeugung ausmachen, ein weiterer Reaktor ist geplant. Das bra- 
silianische Atomprogramm begann 1971 mit dem Bau von Angra 1. Aber 
nach der ersten Ölkrise zogen die USA die Lieferungszusage für angereichertes 
Uran für den Westinghouse Reaktor zurück. 1975 schloss Brasilien mit der 
Bundesrepublik Deutschland ein Jahrhundertabkommen, wonach nicht nur 
acht 1.300 MW-Reaktoren sondern auch Anlagen für die gesamte Brennstoff- 
kette geliefert werden sollten. Baubeginn von Angra 2 war 1976, der Reaktor 
ging aber erst Anfang 2001 in den kommerziellen Betrieb. Es blieb der einzige 
Block, der aus dem deutsch-brasilianischen Atomvertrag realisiert wurde. Nach 
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dem ursprünglichen Plan sollten bis 1990 acht Blöcke im Betrieb sein, im Jahr 
2000 wollte Brasilien gar 50 AKW und einen geschlossenen Brennstoffkreislauf 
betreiben. Im Jahr 2008 sind lediglich zwei Blöcke in Betrieb und es ist nicht 
einmal sicher, ob ein dritter Block in Angra dos Reis fertiggestellt wird. 


Die Probleme der Atomindustrie 


Das Niveau, wie es in den 1980er Jahren bei den Investitionen und Bauvorha- 
ben der Atomwirtschaft existierte, ist 30 Jahre später nicht mehr vorhanden. 
Atomwirtschaft und öffentliche Energieversorgung stehen vor großen Heraus- 
forderungen in einem sich dramatisch verändernden industriellen Umfeld. 
Heute muss die Branche parallel zu Neubauprojekten mit Kosten für Abfall- 
entsorgung und Stilllegung fertig werden, die weit über frühere Schätzungen 
hinausgehen. Die aktuelle Wirtschaftskrise hat außerdem zu einer weitreichen- 
den Kapitalvernichtung geführt, von der insbesondere auch die Rücklagen für 
Abriss und Atommüllentsorgung betroffen sind. Die Presseagentur AP hat im 
Juni 2009 errechnet, dass die geschätzten Kosten für den Abriss der 104 ame- 
rikanischen Reaktoren seit 2007 um 4,6 Mrd. Dollar gestiegen seien, während 
die Rücklagen um etwa 4,4 Mrd. Dollar gesunken seien (Common Dreams 
2009). Ein paar Tage später hat die amerikanische Aufsichtsbehörde NRC die 
Betreiber von 18 Atomkraftwerken aufgefordert, zu erklären, wie sie die ge- 
schrumpften Rücklagen aufzufüllen gedenken (NRC 2009). 

Die Atomwirtschaft muss in dieser schwierigen Lage außerdem den Wettbe- 
werb mit einem rundum modernisierten Gas- und Kohlesektor und neuen 
Wettbewerbern im Sektor der erneuerbaren Energiequellen bestehen (Lovins 
2005). Insbesondere muss die Branche dem schnellen Kompetenzverlust und 
fehlenden Produktionsanlagen entgegentreten. 

An dieser Situation wird sich kurz- und mittelfristig kaum etwas ändern. Ein 
weltweiter Bauboom von neuen Atomkraftwerken ist auf Grund mangelnder 
Fertigungskapazitäten und schwindender Fachkräfte ausgeschlossen. Darüber 
hinaus unterliegen die Fertigungsanlagen einem Wettbewerb zwischen Neubau 
und Nachrüstung. Austauschdampferzeuger für Kraftwerke, deren Betrieb ver- 
längert werden soll, werden natürlich in denselben Anlagen hergestellt wıe jene 
für Neubauten. Derartige Großindustrieanlagen lassen sich nicht von heute 
auf morgen aus dem Boden stampfen. Vor allem aber fehlt es an Fachperso- 
nal, um alte wie neue Anlagen zu betreiben. 

In den USA können 40% der gegenwärtig in Kernkraftwerken Beschäftigten in 
den nächsten fünf Jahren in den Ruhestand treten. In Frankreich ist die Lage 
ähnlich dramatisch. Etwa 40% der im staatlichen Stromunternehmen EdF für 
Reaktorbetrieb und Wartung zuständigen Fachkräfte werden bis 2015 in Pen- 
sıon gehen. 

Neue Fertigungsanlagen und Kraftwerke müssten außerdem von neuem Personal 
betrieben werden. Industrie und Betreiber schaffen es jedoch kaum, auch nur die 
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Altersabgänge zu ersetzen. Fs fehlt eine ganze Generation von Ingenieuren, A- 
tomphysikern und Strahlenschutzexperten. Parallel müssen stillgelegte Anlagen 
abgerissen und verantwortliche Konzepte für den Umgang mit Atommüll ge- 
schaffen werden. Und selbstverständlich müssen die gesamten Abläufe von gut 
geschultem Personal genehmigt, kontrolliert und überwacht werden. Der Chef 
der deutschen Gesellschaft für Reaktorsicherheit erklärt hierzu: 

„Erste Studien zeigen, dass Mängel in der Beibehaltung von Wissen auf State-of-the-art-Niveau 
und die nachfolgende Verschlechterung von Ausbildung und Training des Betriebspersonals den 
sicheren Betrieb von Atomanlagen gefährden können. Außerdem sind Kenntnisdefizite bei Be- 
hörden und Expertenorganisationen auf Grund von fehlenden qualifizierten Nachfolgern für 
pensionierte Experten identifiziert worden. Das stellt eine unmittelbare Bedrohung für die quali- 
fizierte Überwachung von Atomkraftwerken und deshalb auch ihres sicheren Betriebs dar“ (Hahn 
2004). 

1980 gab es an US-amerikanischen Hochschulen rund 65 Studiengänge auf 
dem Gebiet der Kerntechnik. Im Jahre 2008 waren es nur noch 31. Die ge- 
samte öffentliche Versorgungswirtschaft macht vor den Türen der Universitä- 
ten Jagd auf Studenten, noch bevor sie ihren Hochschulabschluss in der Ta- 
sche haben. Die Firma Westinghouse sucht weltweit nach neuen Fachkräften. 
Und in Deutschland wird die Zahl der Universitäten, an denen Kerntechnik 
gelehrt wird, von noch 17 ım Jahr 2000 bis 2010 auf lediglich zehn zurückge- 
hen. Bei den Fachhochschulen von elf auf drei (Kompetenzverbund Kern- 
technik 2003). Während 1993 noch 46 Studenten ihr Diplom erhielten, 
schlossen zwischen 1997 und Ende 2002 nur zwei Studenten ihr Studium der 
Kerntechnik ab (Hahn 2004). Verschiedene Initiativen (Industriestipendien, 
Kompetenzverbund etc.) haben zwar die Anzahl der Studenten in Atomtech- 
nikbereichen in den letzten Jahren wieder etwas erhöht, doch stammen viele 
der Bewerber aus Drittländern, was kaum die nationale Problematik löst und 
die Frage der Weiterverbreitung von nuklearem Know-how stellt. 

Genauso problematisch wie die Entwicklung bei der Ausbildung des Betriebs- 
personals sind auch die Produktionsengpässe. Die Fertigung von Reaktor- 
druckbehältern kann sich durch die begrenzte Verfügbarkeit an großen, für 
kerntechnische Anlagen geeigneten Ring-Schmiedestücke verzögern. Gegenwär- 
tig kann nur ein einziges Unternehmen in der Welt, die Japan Steel Works, 
Großkomponenten für Reaktordruckbehälter von der Größe des Europäischen 
Druckwasserreaktors schmieden. Nicht nur der Druckbehälter, sondern auch 
die Dampferzeuger der Neubauten in Finnland und Frankreich kommen aus 
Japan. In den USA gibt es überhaupt keine Fertigungsanlage für Großkompo- 
nenten mehr und die einzige Anlage in Europa, AREVAs Schmiede im franzö- 
sischen Creusot, kann nur Komponenten von begrenzter Größe in begrenzter 
Zahl herstellen. Wichtige Anlagenteile - Reaktordruckbehälter, Dampferzeuger 
und Wasserabscheider-Zwischenüberhitzer - für den Einsatz in Anlagen der 
dritten Generation in den USA werden von US-amerikanischen Unternehmen 
nicht hergestellt. 
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Klimaschutz durch Atomkraftwerke? 


Die Behauptung, Kernkraftwerke stoßen keine Treibhausgase aus, ist lediglich 
eine Halbwahrheit, denn bei systemischer Betrachtungsweise sind Atomkraft- 
werke keineswegs CO7--freie Produktionsanlagen. Sie emittieren bereits heute 
bis zu einem Drittel soviel Treibhausgase wie moderne Gaskraftwerke. Die 
produktionsbedingten CO>-Emissionen der Atomenergie betragen - je nach- 
dem, wo der Rohstoff Uran gefördert und angereichert wird - bis zu über 150 
Gramm COzeg' pro Kilowattstunde. Das Darmstädter Öko-Institut hat für ein 
typisches AKW in Deutschland - einschließlich der Emissionen durch den 
Bau der Anlage - mit angereichertem Uran aus einem Mıx von Lieferländern 
eine spezifische Emission von 32 Gramm CO, pro Kılowattstunde ermittelt.’ 
Multipliziert man diesen Emissionsfaktor mit der Stromerzeugung in den 
deutschen AKW, so haben diese im Jahr 2008 den Ausstoß von insgesamt 
4,8 Mio. t CO; verursacht. In den kommenden Dekaden würden die indirek- 
ten Emissionen aber kräftig ansteigen, wenn die Erze mit hohen Urankonzent- 
rationen erschöpft wären und wesentlich mehr fossile Energie für den Uran- 
abbau aufgewendet werden müsste. Dann hätten AKW beim CO7-Ausstoß ge- 
genüber modernen Gaskraftwerken, besonders wenn sıe Kraft-Wärme gekop- 
pelt sind, keinen Vorteil, geschweige denn gegenüber vielen erneuerbaren E- 
nergien und der Alternative statt des Neubaus von Kraftwerken die Energieef- 
fızienz in Produktion und Verbrauch zu erhöhen. Unabhängig von zahlrei- 
chen anderen Vorteilen (kleinere Einheiten, geringe Vorlaufzeiten, weniger ka- 
pitalintensiv, risikoärmer, nachhaltig) sind z.B. Kraft-Wärme gekoppelte Bio- 
massekraftwerke weitaus klimafreundlicher als Atomkraftwerke. 
Atomkraftwerke tragen auch durch die Freisetzung radıoaktiver Isotope wie 
Trittum oder Kohlenstoff 14 zum Klimawandel bei. Und das radioaktive Edel- 
gas Krypton 85, ein Produkt der Kernspaltung, ionisiert die Luft unter allen 
radioaktiven Stoffen am intensivsten. Krypton 85 entsteht im Atomkraftwerk 
und wird bei der Wiederaufarbeitung massiv freigesetzt. Die Konzentration 
von Krypton 85 in der Erdatmosphäre hat in den letzten Jahren durch die 
Atomspaltung stark zugenommen und erreicht heute einen Höchststand. Ob- 
wohl Krypton 85 möglicherweise klimawirksam ist (Kollert & Donderer 1994), 
spielen diese Emissionen bei den internationalen Klimaschutzverhandlungen 
bisher keine Rolle. 

Im Übrigen war die These, dass Atomkraft benötigt werde, um den Klima- 
schutz voranzutreiben, bereits in der Enquete-Kommission des 14. Deutschen 
Bundestages „Nachhaltige Energieversorgung“ ın der Minderheit. Es lässt sich 
vielmehr die Gegenthese begründen, dass die zügige Abschaltung der Atoman- 


1 Man drückt den Treibhauseffekt einer Mischung der sechs wesentlichen Treibhausgase in 
CO; Äquivalenten (CO2eg) aus. 
2 Dies entspricht etwa den Werten für Windenergie. 
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lagen erforderlich ist, um auf die Betreiber und Kraftwerksindustrie mehr In- 
novationsdruck in Richtung auf die Entwicklung nachhaltiger und sozialver- 
träglicher Energietechnologien und vor allem der Anwendung intelligenter E- 
nergiedienstleistungen auszuüben. 


Fazit 


Da kurz- und mittelfristig nicht mit einer Wiederbelebung der Atomwirtschaft 
zu rechnen ist, beruhen die Hoffnungen der Befürworter dieser Technik auf 
einer völlig neuen Generation kerntechnischer Anlagen, den Reaktoren der so- 
genannten 4. Generation. Diese Reaktoren könnten deutlich kleiner sein (100 
MW bis 200 MW), geringere Anlageninvestitionen erfordern, aufgrund wesent- 
lich kürzerer Bauzeiten eine flexiblere Lösung darstellen und mit einem gerin- 
geren Risiko verbunden sein, da sie weniger radioaktives Material beinhalten 
und passive Sicherheitssysteme, die keine aktive Intervention nötig machen, 
aufweisen sollen. 

Die Strategie der Atomwirtschaft ist einfach zu durchschauen. Bis Reaktoren 
der 4. Generation, die es bis heute noch nicht einmal auf dem Papier gibt, als 
Demonstrationsobjekte zur Verfügung stehen, versucht die Atomwirtschaft, 
die Laufzeiten der vorhandenen Anlagen so weit wie möglich zu verlängern 
und tut alles in ihren Kräften Stehende, um den Mythos einer strahlenden 
nuklearen Zukunft aufrechtzuerhalten. Ein Großteil des von der Nuklearlobby 
verbreiteten Optimismus zur Renaissance der Atomenergie ist reine Rhetorik. 
Um eın nachhaltiges Energiesystem zu erreichen, muss der Neubau von 
Großkraftwerken verhindert werden. Sie müssen schlicht weggespart werden, 
denn sie führen nicht nur zu hohen Treibhausgasemissionen (Kohle) oder un- 
vertretbaren Sicherheitsrisiken (Atom), sondern sehr rasch auch zu strukturel- 
len Überkapazitäten. Und wer erst einmal in Kraftwerksleistung investiert hat, 
der möchte auch so viele kWh wie möglich verkaufen. Es gibt aber heute kein 
einziges glaubwürdiges Energieszenario mehr, das in eine nachhaltige Zukunft 
führt, ohne den Verbrauch radikal zu senken. Es geht zunächst nicht einmal 
um Einsparung, sondern um die intelligente Bereitstellung von Energiedienst- 
leistungen wie Wärme/Kälte, Licht, Mobilität, Kommunikation und Motor- 
kraft. Solange die Produktion einer kWh zu niedrigeren Kosten oder gar zum 
Nulltarif vermieden werden kann, führt jede Investition in Atomkraft zu zu- 
sätzlichen Treibhausgasemissionen und zusätzlichem Risiko. 
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Oliver Pye 


Biospritbankrott: Europäische Klimapolitik, 
Palmöl und kapitalistische Naturverhältnisse 
in Südostasien 


Ob in Obamas „Green New Deal“ oder in der europäischen Klimapolitik: „Bio- 
sprit“ ist eine wesentliche Komponente in den Bestrebungen, den Kapitalismus 
ökologisch zu modernisieren und so vor der Krise zu retten. Auch wenn europä- 
ische Befürworter eines Green New Deals Agrotreibstoffe kritisch sehen, passen 
sie konzeptionell wunderbar zum „grünen Kapitalismus“: Investitionen in grüne 
Technologien gekoppelt mit der Beibehaltung der bestehenden kapitalistischen 
gesellschaftlichen Strukturen samt der ökonomischen Konzentration in den fos- 
silen Industriesektoren. Obwohl die Subventionen und gesetzlich festgelegten 
Quoten streng genommen nicht wirklich in den sonst auf Emissionshandel f- 
xierten Glauben an die klimapolitisch wunderwirksamen Kräfte des freien Mark- 
tes passen, so tun dies Agrotreibstoffe dafür umso mehr in dem von Public- 
Private-Partnerships und Stakeholderinitiativen geprägten Zeitgeist. Gerade die 
Öl- und Autoindustrie sind begeisterte Anhänger von „Biosprit“ und entwickeln 
ehrgeizige Ziele für diese „regenerativen Energien“ im Transportbereich. Mit In- 
vestitionen in ein paar Biodieselfabriken wird man plötzlich vom Teil des Prob- 
lems zum Vorreiter einer grünen, neuen Welt. 

Auch ım Süden werden Agrotreibstoffe als neue Hoffnung aufgegriffen. In 
Malaysia und Indonesien entwickelt sich die Palmölindustrie zu einem Multi- 
Milliarden Sektor, der ın beiden Ländern die Einnahmen aus den Erdölexpor- 
ten längst überholt hat. Palmöl kann zu Agrodiesel verarbeitet werden, und 
der potenzielle Markt für Agrotreibstoffe treibt eine ungeheure Expansion von 
Plantagen ın Malaysia, Indonesien, aber auch in Afrika und Südamerika voran. 
Als nachwachsender Rohstoff wird Palmöl auch hier als grüne Technologie 
und als erfolgreiche Entwicklungsstrategie propagiert. 

Dieser Beitrag skizziert die europäischen und malaysischen Interessen hinter der 
Agrotreibstoffagenda, um dann die Auswirkungen des Palmölbooms näher zu 
analysieren. Im Gegensatz zur Vorstellung, eine ökologische Wende könnte 
durch die technologische Modernisierung bestehender Strukturen erreicht wer- 
den, wird argumentiert, dass für die Produktion von Agrotreibstoften kapitalıstı- 
sche, „gesellschaftliche Naturverhältnisse* (Görg 1999) ın einer Art ur 
sprünglicher Akkumulation erst durchgesetzt werden müssen. Anstatt zur Lösung 
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der Krise und zur „nachhaltigen Entwicklung“ beizutragen, verschärft die Agro- 
treibstöffagenda dadurch die multiple ökologische, ökonomische und soziale 
Krise des Kapitalismus. Der Beitrag schließt mit einer Betrachtung verschiedener 
Widerständigkeiten, die durch die Widersprüche dieses Prozesses entstehen. 


Die Agrotreibstoffagenda 


Die Propagierung einer ökologischen Modernisierung bei gleichzeitiger Beibe- 
haltung der bestehenden Machtkonzentrationen und Strukturen einer fossilen 
Industriegesellschaft ist bei der Agrotreibstoffagenda besonders eklatant. Die 
im April in Kraft getretene Renewable Energy Directive (RED) (EU 2009) 
schreibt einen Anteil von 10% „Erneuerbaren“ ım Transportsektor bis 2020 vor. 
Diese Vorgabe wird so als Beitrag zum Erreichen des 20/20/20 Ziels (20% 
weniger Emissionen, 20% erneuerbare Energien, bis 2020) dargestellt. Um der 
massıven öffentlichen Kritik, die v.a. wegen Palmöldiesel aufgekommen ist, zu 
begegnen, sollen diese Vorgaben nicht nur durch Agrotreibstoffe, sondern 
auch mit Solar- oder Windenergie (Elektroautos, Wasserstoffautos) und Bio- 
diesel der zweiten Generation! erreicht werden. Zudem wird eine Reihe von 
„Nachhaltigkeitskriterien“ aufgelistet (Art. 17), die sicherstellen sollen, dass die 
verwendeten Agrotreibstoffe keine negativen ökologischen Folgen haben. 
Schon ein kurzer Blick auf die eigenen Transportszenarien der Europäischen 
Union zeigt aber den absoluten Bankrott dieser vermeintlich klimafreundli- 
chen Direktive. Die Generaldirektion für Transport und Energie (DG TREN 
2003: 118-122) geht von einer Verdopplung des gesamten Transportvolumens 
bis 2030 im Vergleich zu 1990 aus (von 4.685 Giga Personenkilometer auf 
8.546 Gpkm), wobei der Hauptanstieg durch Privatautos, Lastwagen und Flug- 
zeuge zustande kommen wird. Bis 2030 wird nach dieser Prognose der Anteil 
an öffentlichen Verkehrsmitteln und der Bahn sinken, die Kohlendi- 
oxidemissionen insgesamt um Millionen von Tonnen pro Jahr ansteigen. Die- 
ser Gesamtprognose wird nicht problematisiert, sondern mit RED klimapoli- 
tisch kompensiert. Ein Anteil von 10% „Erneuerbaren“, auch wenn sie tat- 
sächlich Emissionen einsparen würden (worauf noch einzugehen sein wird), 
dienen in einem solchen Szenario nur dazu, das Überleben einer verfehlten 
fossilen Verkehrspolitik zu verlängern. 

Allein die Anbauflächen, die für das 10%-Ziel notwendig wären (Berger 2004), 
zeigen, dass Agrotreibstoffe keinen ersten Schritt in andere Mobilitätsmodelle 
darstellen, sondern die Halbwertszeit des herrschenden verlängern soll. Dies 
wird umso deutlicher, wenn man einen Blick auf die Akteure hinter der 
Agrotreibstoffagenda wirft, die auf eine von der EU eingerichtete Kommission 


1  Agrtotreibstoffe der zweiten Generation werden über die Vergasung von Cellulose gewonnen. 
Statt Nahrungsmittel wie Sojabohnen, Palmöl oder Zuckerrohr kann man dadurch Holz o- 
der Stroh als Rohstoff verwenden. 
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zurückgeht: das Biofuels Research Advisory Council (BIOCRAF). BIOCRAF 
repräsentierte die „wichtigsten europäischen Biotreibstoff-Stakeholder”, d.h. 
die Land- und Forstwirtschaft, die Ernährungsindustrie, die Biotreibstoffin- 
dustrie und die Öl- und Autoindustrie. So waren drei Automobilkonzerne 
(Peugot, Volkswagen, Volvo) und drei Ölkonzerne (Neste Oil, Shell and Total) 
Mitglieder der Kommission (CEO 2007). BIOCRAF traf sich 2005 mehrmals, 
um die technologischen, politischen und forschungspolitischen Voraussetzun- 
gen für die Entwicklung eines ehrgeizigen Programms der Förderung von 
Agrotreibstoffen zu eruieren. 2006 veröffentlichte sie ihre Empfehlungen in 
einem Bericht, der die „Vision“ von 25% Biotreibstoff für Europa bis zum 
Jahr 2030 postulierte (BIOCRAF 2006). 

Dieser (inzwischen in European Biofuels Technology Platform unbenannte) Ne- 
xus zwischen der Öl, Automobil- und Biotechnologieindustrie, Forschungsein- 
richtungen und Politik bildet nach Flitner und Görg (2008) einen „übergeordne- 
ten Knoten der Macht“, der gezielt in die Gestaltung der europäischen Klimapo- 
litik eingriff. So flossen die Empfehlungen von BIOCRAF - aber auch der von 
der EU eingerichteten Automobillobbygruppe CARS 21 Hıgh Level Group - di- 
rekt ın die von der Europäischen Kommission 2006 verabschiedete „EU Strategy 
for Biofuels“, die die Grundlage der heutigen Gesetzgebung lieferte (EU 2006). 
Das Interesse der Öl- und Automobilindustrie liegt auf der Hand: als Beimi- 
schung zu herkömmlichen Kraftstoffen lassen Agrotreibstoffe die bestehenden 
enormen Investitionen in Ölproduktion, Raffinerien, Autofabriken, Tankstellen 
usw. intakt und retten auf unbestimmte Zeıt Milliardengewinne, in dem sie mit 
dem Zusatz „erneuerbare Energien“ grün gewaschen werden. 

Dieses Interesse wird am Beispiel des finnischen Ölkonzern Neste Oil beson- 
ders deutlich, der in der European Biofuels Technology Platform Mitglied ist. 
Neste Oil propagiert seine eigene Agrodieselmarke „NExBTL“ als „saubersten 
und modernsten erneuerbaren Diesel“ und vermarktet sich damit als nachhal- 
tiges Unternehmen, auch wenn der Hauptteil seiner Gewinne aus Erdöl 
stammt. Der Ölkonzern investiert gerade massiv in zwei der weltweit größten 
Biodieselfabriken der Welt, in Singapur und in Rotterdam (jeweils 800.000 
Tonnen Produktionskapazität pro Jahr). Letzteres wird vom niederländischen 
Ministerium für Europäische Angelegenheiten als „bedeutsamer Beitrag zu Eu- 
ropas Kampf gegen den Klimawandel“ bezeichnet (Neste Oil 2009). 


Green New Palm Oil 


Doch der Rohstoff für Neste Oils „NExBTL“ stammt nicht aus Europa, sondern 
aus Südostasien. Die Agrodieselfabriken sollen maßgeblich durch Palmöl belie- 
fert werden. Zu diesem Zweck hat Neste Oil eine Vereinbarung mit einem der 
größten malaysischen Palmölkonzerne, IOI, getroffen, die die Versorgung der 
Anlagen mit Palmöl sicherstellen soll. Zentral für das Konzept, und insbesondere 
für die Vermarktung, ist die öffentliche Ankündigung, bis 2015 nur noch „zerti- 
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fiziert nachhaltiges“ Palmöl zu beziehen. Dieses Versprechen, wiederum, basiert 
auf dem Zertifizierungsprogramm des „Roundtable on Sustainable Palm Oil“ 
(RSPO) und auf dessen Vermarktung von nachhaltigem Palmöl. 

Der RSPO ist auf Druck von Umweltkampagnen in Europa entstanden, die 
den Endabnehmern von Palmölprodukten wegen der Vernichtung von Regen- 
wald in Südostasien mit Konsumboykott drohten. Initiiert wurde der Runde 
Tisch von den europäischen Konzernen Unilever, Migros und Sainsburys, die 
zusammen mit der Umweltorganisation Worldwide Fund for Nature (WWF) 
und der malaysischen Palmölindustrie (Malaysıan Palm Oil Association, 
MPOA; Golden Hope) 2002 damit begannen, Prinzipien und Kriterien für ei- 
ne „nachhaltige“ Produktion von Palmöl zu entwickeln. Inzwischen vereint 
der RSPO mit 70 der größten und wichtigsten Palmölproduzenten, 102 Palm- 
ölverarbeitern und -händlern, 40 Unternehmen der Lebensmittel- und Chemie- 
industrie, 24 Supermarktketten und Energieunternehmen (z.B. RWE) und 9 Ban- 
ken (z.B. WestLB) einen Großteil der Industrie sowie einige NGOs (WWF, Ox- 
fam, Conservation International). Er ist damit eine der erfolgreichsten „Stake- 
holder-Initiativen“ aller Zeiten und besitzt Vorbildfunktion für ähnliche Initiati- 
ven wie der Round Table on Responsible Soy und der Roundtable on Sustai- 
nable Biofuels. 

Der RSPO ist geradezu paradigmatisch für den grünen Kapitalismus. Als Pub- 
lic-Private-Partnership suggeriert er eine win-win Situation für alle „Stakehol- 
der,“ bei dem „People, Planet and Profit“ in Einklang gebracht werden. An- 
statt einer Regulation der Industrie durch staatliche Vorgaben werden beim 
Runden Tisch im Konsensverfahren Kriterien entwickelt, an denen sich die 
RSPO-Mitglieder orientieren sollen. Typischerweise behandeln diese Kriterien 
den Betriebsablauf einzelner Plantagen, so zum Beispiel ökologische Aspekte 
wie „zero-burning“ (die Neuanlage einer Plantage soll durch Mulchen und 
nicht durch Abbrennen des Holzmaterials vorbereitet werden), die Nichtum- 
wandlung von Primärwäldern („High Conservation Value Forest“) oder die in- 
tegrierte Schädlingsbekämpfung (symbolisiert durch die Schleiereule, die für 
die Rattenbekämpfung eingesetzt wird). Es sind aber auch eine Reihe von so- 
zialen Kriterien entwickelt worden, die das Organisationsrecht der Arbeiter 
festschreiben oder Landkonflikte vermeiden sollen (RSPO 2007). 

Das Paradigma vom „nachhaltigen Palmöl“ dient vor allem der weiteren Ex- 
pansion der Industrie und der Sicherung des europäischen Marktes. Auch 
wenn einzelne Konzerne des Nordens (wie Archer-Daniels-Midland) direkt 
und viele indirekt als Palmölhändler (Cargill), Abnehmer (Unilever, Neste Oil) 
oder Finanziers (Rabobank) beteiligt sind, wird die Industrie insgesamt von 
transnationalen Konzernen aus Malaysıa und Singapur und einigen Konglo- 
meraten aus Indonesien beherrscht. 

Zentraler Akteur dabei ist der „Palmöl-Industrielle--Komplex“ (Pye 2008) in 
Malaysia, der von einer engen Verflechtung zwischen Industrie und Politik ge- 
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kennzeichnet ist. Die erste Säule dieses Komplexes sind staatskapitalistische 
Unternehmen, deren Kapital aus staatlichen Investmentfonds stammt und die 
mit der herrschenden Partei UMNO eng verbunden sind. Die wichtigsten Ver- 
treter dieser Gruppe sind FELDA (die als Landreformbehörde begann und 
jetzt mit 360.000 ha kommerziellen Palmölplantagen als para-staatliches Un- 
ternehmen operiert), Kulim, Tradewinds, und Sime Darby, einer der zwei 
größten Palmölkonzerne der Welt. Die zweite Säule des Komplexes sind priva- 
te Konzerne, die transnational operieren. Paradebeispiel hierfür ist der Kon- 
zern Wilmar, der in seiner jetzigen Form auf einer Fusion zwischen der mäch- 
tigen Agrobusinessgruppe Kuok aus Malaysia, dem indonesischen Multimilli- 
onär Martua Sitoris und Archer-Daniels-Midland in 2007 zurückgeht. Das Un- 
ternehmen mit Sitz in Singapur kontrolliert mit 500.000 ha Plantagen, 33 Raf- 
finerien und einem ausgedehnten Vertriebsnetz etwa ein Viertel des weltweiten 
Handels mit Palmöl (Wilmar International 2008: 19). 

Die Konzerne im Palmöl-Industriellen Komplex sind weit mehr als Rohstoff 
lieferanten für den Norden. Sie beherrschen globale Wertschöpfungsketten, die 
von der kapitalintensiven Agrarindustrie der Plantagen über Palmölmühlen 
und Raffınerien bis zu Weiterverarbeitungsanlagen für die Öl- und Fettindust- 
rie, die Oleochemie (Chemie pflanzlicher und tierischer Öle) und die Kosme- 
tikindustrie reichen. So kaufte der Neste Oil Partner IOI 2001 Unilevers oleo- 
chemisches Unternehmen Loders Croklaan BV auf, Golden Hope (jetzt Sime 
Darby) übernahm Cognis Deutschland und wurde so „zu einer der größten 
oleochemischen Firmen der Welt“ (Golden Hope 2006) und 2007 hat das 
Staatsunternehmen FELDA das US-amerikanische Unternehmen Twin Rivers 
Technologies samt seiner Agrodieselfabriken aufgekauft (GRAIN 2007). 

Zum Komplex werden diese beiden Kapitalfraktionen aber erst durch eine 
Reihe von industriellen und politischen Institutionen, die als dritte Säule den 
Sektor mittels personeller Verflechtungen zu einem zweiten „übergeordneten 
Knoten der Macht“ werden lässt. Neben dem Ministerium für Plantagen- 
Industrien und Rohstoffe sind hier die Industrievereinigung Malaysian Palm 
Oil Association (MPOA), das Malaysian Palm Oil Board (MPOB), das Hun- 
derte von Wissenschaftlern in Forschung und Entwicklung beschäftigt, und 
das Malaysian Palm Oil Council (MPOC) zu nennen, das 1990 als Vermark- 
tungs- und Lobbyorganisation gegründet wurde. Vorsitzender des MPOC ist 
Lee Yeow Chor, Geschäftsführer von IOI. 

Über diese politischen Institutionen greift der Komplex gezielt in die Debatten 
um „nachhaltige Biotreibstoffe“ ein. In zahlreichen Konferenzen wird Palmöldie- 
sel als Zukunftslösung propagiert, was auch durch ein eigenes Beimischungspro- 
gramm unterstützt wird. Eine Delegation der Industrie, angeführt vom Planta- 
genminister Peter Chin, bereiste zuletzt Europa, um im Vorfeld der Renewable 
Energy Directive einen Ausschluss von Palmöldiesel für diesen Zukunftsmarkt zu 
verhindern (DtE 2007). Die beschlossene Gesetzgebung zeigt, dass diese Inter- 
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ventionen durchaus erfolgreich waren. Palmöl wird über die RSPO-Zertifizierung 
Zugang zum lukrativen, europäischen Agrotreibstoffmarkt finden. Nach Schät- 
zungen der malaysıschen Palmölindustrie könnte dadurch eine zusätzliche Nach- 
frage für Palmöl von insgesamt neun Millionen Tonnen entstehen, was immer- 
hin der Hälfte der heutigen Produktion Malaysias entspricht. Es sind diese Aus- 
sichten, die die heutige Fxpansion von Palmölplantagen antreiben, eine Expan- 
sion, dıe zwar von malaysischen Konzernen maßgeblich mitgestaltet wird, die 
aber vor allem in Indonesien stattfindet. 


Die Durchsetzung kapitalistischer Palmöl-Naturverhältnisse 


„Historisch epochemachend ın der Geschichte der ursprünglichen Akkumulation sind alle Um- 
wälzungen, die der sich bildenden Kapitalistenklasse als Hebel dienen; vor allem aber die Mo- 
mente, worin große Menschenmassen plötzlich und gewaltsam von ihren Subsistenzmitteln los- 
gerissen und als vogelfreie Proletarier auf den Arbeitsmarkt geschleudert werden. Die Expropria- 
tion des ländlichen Produzenten, des Bauern, von Grund und Boden, bildet die Grundlage des 
ganzen Prozesses“. Marx (1867: 744) 

Der erste Schritt in der Durchsetzung kapitalistischer Palmöl-Naturverhältnisse 
ist die private Aneignung von Land. Diese Aneignung setzt wiederum die Ent- 
eignung von Kleinbauern und Indigenen voraus, die teilweise freiwillig, teilwei- 
se gewaltsam und des Öfteren mit Betrug durchgeführt wird. Die Vorausset- 
zung hierfür ist die Klassifizierung der Waldgebiete als Staatseigentum, die in 
Indonesien auf die Domeinverklaring der niederländischen Kolonialherrschaft 
zurückgeht. Wird die anvisierte Landfläche zur Umwandlung freigegeben, 
kann die zuständige Instanz eine Lizenz erteilen, und kassiert dafür beim 
Palmölunternehmen beträchtliche offizielle und inoffizielle Zahlungen. 

Auf diesen Flächen auf Sumatra, Borneo, Sulawesi und West Papua leben aber 
Millionen von Kleinbauern, die zum Teil keine Landtitel besitzen, zum Teil als 
Indigene die Landnutzung mittels traditionellen Gewohnheitsrechts (adat) regu- 
lieren. Überall in Indonesien kombinieren unabhängige Bauern eine landwirt- 
schaftliche Produktion (Reis, Gemüse, Obst, Hühner) mit einer Waldnutzung, 
die sowohl der unmittelbaren Bedürfnisbefriedigung dient (Brennholz, Bauholz, 
Medizinpflanzen, Honig, Obst, Wurzeln, Insekten) als auch Waldprodukte für 
den Markt (Kautschuk, Kokosnüsse, Rattan, Kaffee, Zimt, Nelken, Harz) liefert 
(Orth 2007, Kleden u.a. 2009). Die „Ursurpation ihres Gemeindelandes“ (Marx 
1867: 746) ıst die Prämisse für eine industrielle Palmölproduktion. 

Oft wird die Ankunft eines Palmölkonzerns mit einer Werbeveranstaltung (ei- 
ner so genannten socıalisast) angekündigt, an der sich neben dem Unterneh- 
men auch lokale Politiker, Militärs und Polizei beteiligen, die Palmöl als große 
Entwicklungschance anpreisen. Die erfolgreichste Methode, die lokale Bevöl- 
kerung für die Plantage zu gewinnen, ist das Kern-Plasma-System. Um die 
zentrale Plantage des Unternehmens (der Kern) herum werden Kleinstflächen 
an die Bauern verteilt, die dann für die Firma selbstständig Palmöl produzie- 
ren (das Plasma). Der (New Green) Deal besteht darin, dass die lokalen Bauern 
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zwar ihr adat-Land abgeben, dafür aber private Landtitel (2 Hektar) zugespro- 
chen bekommen, die sie über die Jahre abbezahlen können und so gesichertes 
Figentum erhalten. Im Zweifelsfall bricht Staatsrecht das adat-Recht und wird 
gewaltsam durchgesetzt. In einer Auswertung der Jahre 1998-2002 sind bei 
Landkonflikten in Indonesien 12 Tote, über 400 Folterungen und 900 Verhaf- 
tungen dokumentiert worden. Die indonesische NGO Sawit Watch („Palmöl 
Watch“) zählte für das Jahr 2008 über 500 laufende Landkonflikte (Marti 
2008: 39-40). 

Die Bauern, die freiwillig beim Kern-Plasma-System mitmachen, erhoffen sich 
wegen den vergleichsweise hohen Palmölpreisen einen bescheidenen Wohl- 
stand. Doch das monatliche Nettoeinkommen ist mit ca. 50 US Dollar meist 
deutlich geringer als es die Anpreisungen des Unternehmens vermuten lassen 
und reicht kaum zum Überleben (Wakker 2005: 34). Die Kleinproduzenten 
begeben sich dabei in eine starke Abhängigkeit zum Mutterkonzern. Da die 
Palmölpflanzen erst nach drei bis fünf Jahren Früchte tragen, müssen sie sich 
erst einmal verschulden, um die Pflanzen bezahlen und die ersten Jahre Arbeit 
ohne Einkommen überleben zu können. Im Kern-Plasma-System sind sie zu- 
dem verpflichtet, ihre Früchte bei der Firma abzuliefern, was sie für 
Preisverhandlungen in eine schwache Position manövriert. Vom geringen Preis 
für die Fruchtstauden (um die 4 Cents pro Kilo) gehen 30% zur Schuldentil- 
gung direkt ab, und es kann Jahre dauern, bis die Kleinproduzenten wieder 
schuldenfrei sind (Colchester/Jiwan 2006: 8). Die ehemals unabhängigen 
Kleinbauern werden so zu Scheinselbstständigen, was den ersten Schritt der 
Proletarisierung der Landbevölkerung darstellt. 

Ein Ergebnis dieser Transformation ist der Verlust der Ernährungssouveränität. 
In einer detaillierten Untersuchung von drei indigenen Dörfern in Zentralka- 
limantan stellt Orth (2007) einen deutlichen Zusammenhang zwischen der 
Nähe zur Palmölplantage und der Abnahme von Ernährungssouveränität fest. 
Insbesondere verschlechtert sich der Zugang zu Land und zu Wald- und Was- 
serressourcen, was wiederum die eigene Ernährung mit einer Vielzahl von 
landwirtschaftlichen und forstlichen Produkten erschwert. Als Kleinproduzent 
produziert man im Wesentlichen nur noch Palmöl, das als Ware den Preis- 
schwankungen des Weltmarkts ausgesetzt ist. 

Die Verdrängung der Kleinbauern verstärkt das Arbeitslosenheer, das in Indone- 
sien mit 30 Millionen Menschen um die 10% der arbeitenden Bevölkerung 
ausmacht (Wakker 2005: 35). Auch wenn neue Jobs in den Plantagen geschaffen 
werden, ist deren Zahl weitaus kleiner, als die Zahl der Kleinbauern, die auf einer 
entsprechenden Fläche ihr Auskommen hätten. So reichten 2006 80.000 ha, um 
in dem Distrikt Sambas in Westkalimantan ca. 200.000 Kleinbauern ein Aus- 
kommen zu verschaffen, während im gleichen Distrikt die ca. 200.000 ha der 15 
größten Plantagen weniger als 2.000 Arbeitskräfte benötigten (Milieudefensie u.a. 
2007: 21-22). Es handelt sich hierbei um extrem prekarisierte Arbeit, die oft 
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temporär oder Teilzeitarbeit ist. So gibt Wilmar für ihre Plantagen in Sambas an, 
dass von ihren 1.200 Arbeitern nur 26% fest angestellt sind und der Rest tempo- 
rär eingestellt wird (z.B. für die Errichtung der Plantage) oder als Tagelöhner ar- 
beitet (Milieudefensie u.a. 2007: 94). Die Löhne schwanken um den Mindest- 
lohn, der selbst kaum zum Überleben reicht. Für 2002 gibt Siegmann (in Wak- 
ker 2005: 41) Löhne zwischen 265.000 und 462.000 Rupiah an (zu damalıgen 
Wechselkursen 25 - 45 Euro), für 2006 gibt Marti (2008: 79) an, dass 66% der 
Arbeiter unter 30 Euro im Monat verdienen. Die Löhne differenzieren sich auch 
entlang des Geschlechts, da Arbeiterinnen v.a. temporär für den Herbizideinsatz 
beschäftigt werden, und entsprechend weniger verdienen als die meist dauerhaft 
beschäftigten männlichen Erntearbeiter. 

Das Plantagenprekariat in Indonesien, das auf 1,5 Millionen geschätzt wird, weı- 
tet sich auch nach Malaysia aus: um die 90% der 500.000 Arbeiter dort sind in- 
donesische Migranten. Obgleich die Löhne dort deutlich höher sind als in In- 
donesien, sind sie trotzdem so gering, dass die Industrie Schwierigkeiten hat, lo- 
kale Arbeitskräfte zu finden (MPOA 2005). Die Prekarisierung wird dort über 
politische und sozial-psychologische Dimensionen verstärkt. Das 2002 novellier- 
te „Immigration Act“ Malaysias verkürzte die Aufenthaltsdauer für Arbeits- 
migrantInnen im Plantagensektor auf drei Jahre (mit zwei möglichen Verlänge- 
rungen um ein Jahr) und verbietet MigrantInnen ihre Familie mitzubringen und 
Malaysier zu heiraten. Sie müssen sich zudem jährlichen Gesundheitschecks un- 
terziehen und werden bei Schwangerschaft oder Krankheit (z.B. HIV) abgescho- 
ben (Chin 2003: 57). Das „Memorandum of Understanding“ zwischen Malaysia 
und Indonesien von 2004 erlaubt zudem, dass Arbeitgeber die Pässe der Migran- 
tInnen einbehalten (Lin 2006: 23). So sind die Plantagenarbeiter nicht nur weit- 
gehend rechtlos und vom Arbeitgeber abhängig, sie leiden auch unter Einsam- 
keit und Isolation. Die Kinder, die illegal mitkommen, haben nun das Problem, 
dass sie nicht mehr in malaysische Schulen gehen dürfen. 

Obwohl die Konzerne im RSPO sich mit Corporate Social Responsibility brüs- 
ten, beruht ihr Akkumulationsmodell maßgeblich auf den extrem niedrigen 
Löhnen auf ihren Plantagen, die über staatliche Regulierung und Repression auf- 
rechterhalten werden. Das Recht auf Organisation, das im Kriterium 6.6 festge- 
schrieben ist, wird indes nicht durchgesetzt. Das RSPO-Mitglied Musim Mas 
entließ nach einer Streikaktion der neu gegründeten Gewerkschaft 
KAHUTINDO im Jahr 2005 kurzerhand über 1.000 Arbeiter und ließ fünf An- 
führer verhaften. Musim Mas ist immer noch Mitglied beim „Runden Tisch.“ 


Umwandlung und Entfremdung von Natur 


In dieser ursprünglichen Akkumulation wird nicht nur die Ernährungssouve- 
ränität untergraben. Die gebrauchsorientierte Nutzung, die bei den animisti- 
schen? Indigenen mit einem spirituellem Verhältnis zum Land und zum Wald 


2 Beim Animismus glauben Menschen, dass Naturobjekte beseelt sind oder dass bestimmte 
Orte von Geistern bewohnt werden. In Indonesien werden solche Vorstellungen synkre- 
tistisch mit offiziell zugelassenen Religionen wie Christentum oder Islam verknüpft. 
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verknüpft ist, weicht einer Naturaneignung, die von kalter Berechnung getrie- 
ben wird und die in der Warenproduktion begründet ist. Auch die Kleinpro- 
duzenten verlieren das enge und oft emotionale Verhältnis zum Land, das sıe 
bebauen, da sie von nun an ein Rädchen in Produktionsabläufen sind, die sie 
selbst nicht kontrollieren. Diese Entfremdung vom früheren, eigenen Land 
drückt eine Kleinproduzentin so aus: „Es ist, als ob wir Geister auf unserem 
eigenem Land sind. Wir wurden so durchbohrt von den Stacheln der Olpal- 
me, dass wir fast tot sind, und spuken nun dort herum, wo früher unser eige- 
nes Land war“ (Colchester/Jiwan 2006: 1). Die Entfremdung des Menschen 
wird so zur Entfremdung der Natur (Foster 2000: 72-78). Die Palmölprodukti- 
on ist dabei eine spezifische Form der Naturaneignung, die ihre eigenen Cha- 
rakteristika aufweist. 

Als erstes ist die Plantage in eine Industrieproduktion eingebettet und Teil globa- 
ler Wertschöpfungsketten, die vom Palmölkeimling bis zu diversen Waren in den 
Supermärkten reichen. Die Palmölnaturverhältnisse werden vom konstanten Ka- 
pital ausgedehnter Industriekonglomerate definiert, die Plantagen, Baumschulen, 
Forschungseinrichtungen, Fuhrwerke (Lastwagen, schwere Landbearbeitungsma- 
schinen), Mühlen und Raffınerien, Agrodieselraffinerien, Oleochemische Werke, 
Öl-, Margarine. und Fettfabriken, Beladungsstationen, Frachter, Depots und 
Werbekampagnen umfasst. Die großen Palmölunternehmen verschmelzen dabei 
Finanz-, Industrie-, und Handelskapital, um ihre Imperien auszudehnen. 

Das Gewicht dieser „toten Arbeit“ drückt den Plantagen seinen Stempel auf. 
Dies kommt vornehmlich in Form der Monokultur zum Ausdruck, die durch 
Arbeits- und Kapitaleffhizienz vorgegeben wird. Anstelle einer gebrauchsorien- 
tierten Anwendung vielfältiger Landnutzungssysteme wird in der Monokultur 
die Natur der Produktion einer einzigen Ware untergeordnet. In Reih und 
Glied angeordnet, werden die Ölpalmen schon beim Wachsen der industriel- 
len Massenproduktion angepasst. Die Senkung der Stückkosten macht auch 
eine große Ausdehnung der Plantagen notwendig, die oft eine zusammenhän- 
gende Größe von 10.000 ha und mehr erreichen können. Zur Monokultur ge- 
hört auch der üppige Einsatz von Herbiziden und Pestiziden, u.a. auch das in 
Europa verbotene, vom Konzern Syngenta hergestellte Paraquat”. 

Die Hauptgebiete der Palmölexpansion gehören zum so genannten „biodiversity 
hotspot“ Sundaland, das 25.000 Pflanzenarten (60% endemisch, d.h. nur ın die- 
sem Gebiet vorkommend), 380 Säugetiere (45% endemisch), 769 Vogelarten 
(18% endemisch), 452 Reptilienarten (54% endemisch) und 352 Amphibienarten 
(80% endemisch) aufweist (Conservation International 2009). Neben 2.000 Or- 
chideenarten sind die bekanntesten Arten, die vom Aussterben bedroht sind, das 


3 Wegen vielen Vergiftungen von Palmölarbeiterinnen ist Paraquat seit 2005 ın Malaysia nicht 
mehr zugelassen, eine Entscheidung, die von der Paimölindustrie nach wie vor bekämpft 
wird (MPOA 2005: 19). In Indonesien wird das Herbizid immer noch eingesetzt. 
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Sumatra Nashorn und die Orang-Utan. Aus betriebswirtschaftlichen Gründen 
werden die Plantagen zunächst in den Ebenen angelegt - dort wo die Tieflandre- 
genwälder die größte Artenvielfalt der Region beherbergen. 

Anders als die Holzwirtschaft, die zwar zu einer Degradierung von Waldflä- 
chen führt (und oft die erste Erschließung für die Anlage von Holzplantagen 
darstellt), ist die Umwandlung von Regenwald in eine Palmölplantage eine 
nicht umkehrbare Vernichtung von Habitat. In einer vergleichenden Untersu- 
chung von Primärregenwald, degradierten Waldflächen und ausgereiften Kau- 
tschuk- und Palmölplantagen in Riau und Jambi (in Sumatra, eine der Haupt- 
gebiete der jüngsten Expansion) stellten Danielsen and Heegaard (1995) einen 
drastischen Rückgang von Vogel-, Affen-, und Fledermausarten in den Planta- 
gen fest, wobei die Spezialisten des Regenwaldes durch wenige Generalisten er- 
setzt wurden. Nach Wilcove (2008) führte die Umwandlung einer bereits de- 
gradierten Waldfläche auf Borneo zu einem Verlust von 73% der Vogelarten 
und 79% der Schmetterlingsarten. Die Biodiversitätskrise wird dadurch ver- 
stärkt, dass die letzten zusammenhängenden Tieflandregenwälder durch die 
Plantagen zerstückelt werden und nur noch Waldinseln zurückbleiben, die auf 
Dauer keine lebensfähigen Populationen tragen können (die so genannten „l- 
ving dead“ Sohdi u.a. 2004). 

Zusätzlich zur Biodiversitätskrise verstärken die neuen Plantagen die Klimakri- 
se. Nach der Erschließung und Umwandlung der Tieflandregenwälder findet 
die weitere Expansion vornehmlich auf Torf-Regenwäldern statt, die größere 
Investitionen für die Bodenbearbeitung erfordern. Torfwälder entstehen dann, 
wenn die hydrologischen Bedingungen dafür sorgen, dass organisches Material 
nicht aerob abgebaut wird, sondern als Torf abgelagert wird. Die Reaktion 
zwischen Sauerstoff und Kohlenstoff zu Kohlendioxid wird dadurch unter- 
bunden. Torfwälder sind daher Kohlenstoffspeicher, die bis zu zwölf Meter 
tief werden können. Hoijer u.a. (2006: 6) schätzen die noch bestehenden 
Torfwälder Südostasiens auf 27 Millionen Hektar (davon 83% in Indonesien) 
mit einer gespeicherten Kohlenstoffmenge von 42.000 Megatonnen. 

Um eine Plantage zu errichten, muss der Torf-Regenwald trockengelegt wer- 
den. Der Torfboden wird anschließend gemulcht oder abgebrannt (was die bil- 
ligste Variante darstellt). Das Abbrennen von Torfwäldern ist die Hauptursa- 
che für die Luftverschmutzung, die seit Mitte der 1990er Jahre regelmäßig Ma- 
laysia, Singapur, Südthailand und Indonesien heimsucht (als „Haze“ bekannt) 
und die immer wieder zu Tausenden von chronischen Atemerkrankungen in 
der Region führt (Glover/Jessup 1999). Beim Haze wird sehr sichtbar Kohlen- 
dioxid emittiert, doch auch die Entwässerung und das Mulchen des Torfbo- 
dens setzen den gespeicherten Kohlenstoff, wenn auch langsamer, frei. In einem 
einflussreichen Bericht von der NGO Wetlands International und der Universität 
Wageningen (Hojjer u.a. 2006) wird die jährlich durch Entwässerung und Brände 
freigesetzte Menge Kohlendioxid auf 2.000 Megatonnen geschätzt. Nach dieser 


Berechnung würde Indonesien in der internationalen Rangliste der Treibhaus- 
gasproduzenten nach den USA und China auf Platz drei rücken. 

Auch in dieser Naturumwandlung bilden RSPO-Mitglieder keine Ausnahme. 
Der Neste Oil Partner IOI z.B. expandiert auf Grund der erwarteten zusätzli- 
chen Agrotreibstoffnachfrage gerade ın Kalimantan: Das Unternehmen „hat 
über 150.000 Hektar neuer Konzessionen gekauft |...]. Indonesische NGOs be- 
richten, dass IOI in diesen Gebieten Regenwälder und Torfgebiete umwandeln 
und abbrennen und das Habitat von gefährdeten Orang-Utans zerstören“ 
(Ginting 2009). 


Auswirkungen der gegenwärtigen Krise 


Die Durchsetzung der Warenproduktion bedeutet auch, dass die Palmöl- 
Naturverhältnisse den Konjunkturen des Weltmarktes ausgesetzt sind. Die ak- 
tuelle Wirtschaftskrise wirkt sich über den allgemeinen Produktionsrückgang, 
Börsencrashs, den Absturz des Ölpreises und auch Spekulationsgeschäfte voll 
auf die Palmöl- und Agrotreibstoffproduktion aus - mit widersprüchlichen 
Konsequenzen. . 

Die vom Agrotreibstoffboom spekulativ verursachte Bonanzastimmung führte 
zunächst zu einem noch nie da gewesenen Preisanstieg für Rohpalmöl von 
360 Euro pro Tonne in Dezember 2006 auf 770 Euro im März 2008. Mit der 
Krise kam dann der Absturz. Innerhalb von fünf Monaten sackte der Preis um 
60% auf knapp über 300 Euro im Dezember 2008 ab. Da im Boom Milliar- 
den in neue Plantagen, Mühlen, Raffinerien und natürlich auch in Palmöldie- 
selfabriken investiert wurde, haben wir es nun mit einer klassischen Überpro- 
duktion zu tun, die in die Zukunft dadurch verlängert wird, dass die neuen 
Plantagen erst in einigen Jahren mit voller Kapazität produzieren werden. Die 
Preisaussichten für die nächsten zwei Jahre werden als stagnierend einge- 
schätzt, entsprechend schwanken die Futures für Palmöl um die 400 Euro. 

Der Preissturz führte einerseits zu einer allgemeinen Investittonszurückhaltung 
und einige größere Projekte sind zunächst auf Eis gelegt worden. Andererseits 
nutzen größere Konglomerate die Situation, um kleinere Plantagenunterneh- 
men aufzukaufen und gerade jetzt ihre Expansionspläne, die längerfristig ange- 
legt sind, umzusetzen. Zurzeit verhandelt beispielsweise das größte indonesi- 
sche Palmölunternehmen, Golden Agrı Resources, das zur Sinar Mas Gruppe 
gehört, über eine zusätzliche Kapitalisierung von bis zu 185 Millionen Euro, 
um 1,3 Millionen Hektar neuer Plantagen in Kalımantan und Papua etablieren 
zu können (siehe dazu die Kampagne auf regenwald.org). 

Unmittelbar von der Krise betroffen sind die Kleinproduzenten, an dıe das 
Preisrisiko direkt weitergegeben wird. In Indonesien sank der Abnahmepreis, 


4 Average Historical Spot Settlement Price for Crude Palm Oil on the Bursa Malaysıa Deriv- 
itives Exchange. http://www.palmoilhg.com/palm-oil-prices/ 
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den die Unternehmen an die Kleinproduzenten für die Palmölfrüchte zahlen, 
von 2.000 auf 200-300 Rupiah pro Kilo (das sind ein bis zwei Cent). Es fand 
also ein Rückgang des Verdienstes um 90% statt. Gerade die Bauern, die sich 
auf Grund der hohen Einkommenserwartungen für die Anlage von Palmöl- 
plantagen verschuldet haben, sind nun in großen Schwierigkeiten. Aus der 
Provinz Jambi wird berichtet, dass im Oktober 2008 140 Palmölbauern in die 
psychiatrische Klinik mit Depressionen eingeliefert wurden, weil sie ihre 
Schulden nicht mehr tilgen können (Yayasan SETARA Jambi u.a. 2008). Es 
kam schon zu größeren Protesten, bei denen die Provinzregierung aufgefordert 
wurde, die Preise zu stabilisieren. 

Wie die Krise sich genau auf das Plantagenprekariat auswirkt, ist noch nicht 
untersucht. Es gibt aber erste Anzeichen dafür, dass sich v.a. in Malaysia Ent- 
wicklungen wiederholen könnten, die nach der Asienkrise 1997 zu beobachten 
waren. Damals wurden MigrantInnen zu Sündenböcken abgestempelt und 
massenhaft ausgewiesen. Seit dem sind 2002 und 2005 zwei Such- und Aus- 
weisungsaktionen gegen „illegale“ MigrantInnen medienwirksam initiiert wor- 
den (Koniecny 2005, Lin 2006). Laut Angaben der indonesischen Regierung 
wurden in den letzten Wochen wieder bis zu 300-400 MigrantInnen täglich 
abgeschoben (Antara News 2009). 


Transnationale Gegenwehr 


Sowohl gegen die ursprüngliche Akkumulation als auch innerhalb der neuen 
Palmöl-Naturverhältnisse entwickelt sich lokaler Widerstand, der sich zuneh- 
mend national und transnational vernetzt. In Verbindung mit der Debatte um 
Agrotreibstoffe vereint das Thema Palmöl heute sehr unterschiedliche Akteure 
und Ebenen, die in ihrer politischen Mobilisierung über eine rein ökologische 
Thematik hinausgehen. 

Der Kampf von indigenen Gruppen um ihre Land- und Waldrechte und gegen 
die Expansion von Plantagen auf ihren Gebieten hat im Wesentlichen die gleiche 
Grunddynamik wie frühere Auseinandersetzungen um Abholzung und Plantagen 
für die Holzindustrie. Nach dem Sturz Suhartos 1998 haben sich verschiedene 
indigene Gruppen zur Allianz Indigener Völker Aliansi Masyarakat Adat Nusan- 
tara (AMAN) zusammengeschlossen, die sich heute klar gegen eine weitere Ex- 
pansıon von Palmölplantagen ausspricht. Die Allianz versucht zum Teil erfolg- 
reich, über indigene Traditionen und das Adat-Recht die Widerstandsfähigkeit 
und den Zusammenhalt in den lokalen indigenen Gemeinden zu stärken, 

In der Verknüpfung von ökologischen Fragen mit der Frage von Verfügungs- 
und Menschenrechten spielt das Indonesische Umweltforum Wahana Ling- 
kungan Hidup Indonesia (WALHI) eine entscheidende Rolle. WAHLIL ist un- 
ter der Diktatur Suhartos entstanden, als die Politisierung von Umweltthemen 
AktivistInnen in direkte Konfrontation mit den Konglomeraten um den Dik- 
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tator brachten. Als breites Netzwerk von lokalen Gruppen und NGOs ist es in 
der Auseinandersetzung um Palmöl an Fragen von Walderhaltung, lokale 
Rechte, Menschenrechte und Arbeitsbedingungen in den Plantagen aktiv. Als 
Mitglied von Friends of the Earth funktioniert es zudem als zentrales Schar- 
nier zwischen Kampagnen in Indonesien und Europa. 
Als dritter Akteur gegen die Expansion von Palmölplantagen agiert der Klein- 
bauernverband Federası Serikat Petani Indonesia (FSPI), der u.a. auch militan- 
te Aktionen wie Landbesetzungen durchführt. FSPI thematisiert in erster Linie 
die Frage der Landreform und kritisiert den Verlust von Ernährungssouveräni- 
tät durch die konzerndominierte industrielle Landwirtschaft. Auf internationa- 
ler Ebene wird dies durch La Via Campesina zum Ausdruck gebracht, die in 
Kampagnen gegen Agrotreibstoffe die Ernährungskrise mit der Klimakrise in 
Zusammenhang stellt (Via Campesina 2008). 
Zusätzlich zu den sozialen Bewegungen, die versuchen, die ursprüngliche Ak- 
kumulation aufzuhalten, entstehen auch neue Akteure innerhalb der neuen, 
widersprüchlichen Palmöl-Naturverhältnisse. Aus vielen lokalen Auseinander- 
setzungen mit den Palmölunternehmen ist 2006 die erste unabhängige Orga- 
nisation der Palmölbauern entstanden: die Serikat Petani Kepala Sawit (SPKS). 
Als Interessensverband versucht die SPKS in erster Linie, das Machtgefälle zu 
den Konzernen zu verkürzen und Verbesserungen im Lebensalltag ihrer Mit- 
glieder bezüglich Preise, Infrastruktur usw. durchzusetzen. Sie fordert aber 
ebenfalls einen Stopp weiterer Expansion neuer Plantagen (SPKS 2006). 
Auch das Managementregime auf den Plantagen bleibt nicht unwidersprochen. 
Ein Vertreter der Industrie, der sich ın alter Kolonialmanier über die Figenschaf- 
ten von ArbeiterInnen aus unterschiedlichen Ländern auslässt, beschwert sich 
insbesondere über die Indonesier, die, „in Gangs organisiert“, zu „anspruchsvoll“ 
seien und schnell die Arbeit niederlegen würden (Daud 2006: 46). Er beschreibt 
auch, dass die MigrantInnen die repressiven Bestimmungen, die den Status als 
MigrantInnen definieren, nicht einfach hinnehmen. So beschwert er sich in die- 
sem Zusammenhang über das „exzellente Kommunikations- und Bewegungs- 
netzwerk“ der indonesischen ArbeiterInnen, das sie nutzen, um unterzutauchen, 
ohne die staatlichen „Regeln und Bestimmungen zu beachten.“ 
PlantagenarbeiterInnen können auf eine militante Tradition von Kämpfen in 
der Kolonialzeit und in den 1960er und 1970er Jahren sowohl in Malaysia als 
auch ın Indonesien zurückblicken (Ramasamy 1994, Stoler 1995). Diese war 
aber durch die Vereinnahmung der National Union of Plantation Workers 
(NUPW) in Malaysia und durch die Zerschlagung der Arbeiterbewegung und 
Errichtung von Staatsgewerkschaften in Indonesien lange Zeit unterbrochen 
worden. So hat die NUPW sich bisher geweigert, die MigrantInnen, die inzwı- 
schen die Mehrzahl der ArbeiterInnen ausmachen, überhaupt zu organisieren. 
Erst in den letzten Jahren entstanden unabhängige Gewerkschaften in Indone- 
sien, die ın der Lage wären, kollektive Verhandlungen und Streiks zu organisie- 
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ren. Hier ist an erster Stelle die zur International Union of Foodworkers (IUF) 
gehörende Föderation Unabhängiger Arbeitergewerkschaften Federasi Serikat 
Perkerja Mandiri (FSPM) zu nennen, die jetzt auch anfängt, Arbeiter transna- 
tional ın Malaysia zu organisieren. 

Aus diesen sehr unterschiedlichen Akteuren ist bisher noch keine gemeinsame 
„Palmölbewegung“ entstanden. Zu unterschiedlich erscheinen zunächst einmal 
die Lebenslagen und Interessen, v.a. zwischen denjenigen, die sich gegen die 
Durchsetzung der Palmölverhältnisse wehren, und denjenigen, die in den Ver- 
hältnissen schon gefangen sind. So beschränkt sich die durchaus beträchtliche 
Vernetzung auf Kooperationen zwischen der „Umweltbewegung“, der Indige- 
nen und der Kleinbauern. Und dies bildet auch die Basis für die entstehenden 
transnationalen Kampagnenkoalitionen, die um die Frage von Palmöl und 
an zwischen Indonesien (und Südostasien) und Europa entste- 

en. 

Neben konsumkritischen Kampagnen von Umweltorganisationen wie Green- 
peace und Friends of the Earth, die direkt Palmölabnehmer und -finanziers 
wie Rabobank oder Unilever ins Visier nehmen, hat sich mit der Debatte um 
Agrotreibstoffe die transnationale Vernetzung deutlich erweitert. Bei der Kam- 
pagne um ein Moratorium für die Agrotreibstoffziele der EU engagierten sıch 
jenseits der NGO-Mitarbeiter Hunderte von lokalen Gruppen und Initiativen, 
von lokalen attac Gruppen über Bürgerinitiativen wie „Kein Strom aus Palm- 
öl“ in Saarlouis-Dillingen bis Nord-Süd-Solidaritätsgruppen. Die Zusammen- 
setzung der Akteure aus Indonesien, die Via Campesina und Indigene Grup- 
pen umfassen, sowie die Beteiligung von globalisierungskritischen Thinktanks 
wie Focus on the Global South, Corporate Europe Observatory oder GRAIN 
trugen ebenfalls dazu bei, dass zu dem Artenschutzdiskurs weitere Kritikpunk- 
te dazugekommen sind. So vereint die Positionierung gegen Agrotreibstoffe 
aus Palmöl Akteure, die für den Erhalt von Biodiversität und für Klimaschutz 
eintreten mit Akteuren, die sich für Klimagerechtigkeit, für Ernährungssouve- 
ränität und gegen eine neoliberal geprägte, kapitalistische Globalisierung enga- 
gieren. Sie trägt so zur Fusion zwischen der Ökologiebewegung und der globa- 
lisierungskritischen Bewegung beı. 


Schlussfolgerungen 


Die Kopplung der Nachhaltigkeitskriterien in der EU-Gesetzgebung mit den 
Prinzipien des Runden Tisches für Nachhaltiges Palmöl scheint zunächst eine 
ökologisch sinnvolle Entwicklung von „Biosprit“ zu ermöglichen. Doch eine 
genauere Betrachtung des RSPO und dem tatsächlichen Handeln seiner Mit- 
glieder entpuppt die „Stakeholderinitiative“ als Vermarktungsinstrument. Wie 
sonst bei der Entwicklung einer Marke hat das Markenimage wenig mit dem 
tatsächlichen Produkt zu tun. Obwohl die Prinzipien und Kriterien gar nicht 
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eingehalten werden müssen und es bei Nichteinhaltung keine Sanktionen gibt, 
wird alleine die Mitgliedschaft im RSPO schon als Beweis für die Produktion 
nachhaltigen Palmöls von den Unternehmen angeführt. Die RSPO- 
Zertifizierung, indes, kann eine Plantage eines Konzerns wie IOI als nachhaltig 
deklarieren, auch wenn das gleiche Unternehmen in seinen sonstigen Expansi- 
onsplänen gegen RSPO-Kriterien verstößt. 

Wie wir gesehen haben, ist es weniger die betriebliche Ebene, sondern die ge- 
samtgesellschaftliche Auswirkung der Palmölexpansion, die die multiple Krise 
des Kapitalismus verschärft. Die Veränderung der gesellschaftlichen Naturver- 
hältnisse führt zu einer Vielzahl von Konflikten und neuen, politischen Akteu- 
ren. Auch wenn es ihnen noch nicht gelungen ist, das Palmölentwicklungs- 
modell insgesamt in Frage zu stellen oder aufzuhalten, waren die vielen loka- 
len Kämpfe zum Teil schon erfolgreich, und konnten die Transaktionskosten 
zumindest erhöhen und die Expansion an verschiedenen Orten verlangsamen. 
Langfristig vielleicht noch wichtiger ist die erfolgreiche Entwicklung von 
Kampagnenkoalitionen mit europäischen Gruppen und NGOs, die das Para- 
digma von „nachhaltigen Biotreibstoffen“ als Lösung für die Klimakrise in der 
europäischen Öffentlichkeit in Frage stellen. 

Gerade die Auseinandersetzung mit dem RSPO hat hier zu einer Radikalisie- 
rung geführt, die die Legitimität dieses Paradebeispiels eines von Konzernen 
initiierten Runden Tisches in Frage stellt (siehe z.B. die Erklärung gegen das 
Grünwaschen der RSPO, Anon 2008). In ihrer vielschichtigen Zusammenstel- 
lung entsteht eine transnational vernetzte Bewegungsstruktur, die über ein Ar- 
tenschutzparadigma hinausgeht und die in ihrer Ablehnung von Agrotreibstof- 
fen eine viel grundsätzlichere Kritik der herrschenden Klimapolitik und des 
kapitalistischen Entwicklungsmodell entwickelt. 
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Neue Arbeitspolitik und politische Ökologie 
zusammen denken 
_809 Was lässt sich aus dem Exempel des alten HdA- 
& Programms heute lernen? 
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1. Schwierigkeiten einer neuen Politik der Arbeit 
Probeabo: 


, & : & ; Eine Politik der Arbeit versteht sich durchaus nicht von selbst (Wolf 2005, 
2 Monate für j 


5 259ff.). In Gesellschaften, in welchen die kapitalistische Produktionsweise 
herrscht, scheint es für sie gar keinen Raum zu geben. Auch die zunehmende 


= 


nur 10 Euro 


jendet arramakeih) Ref aber ne S Reflexivität moderner Gesellschaften schafft hier keine zusätzlichen Spielräu- 
en a = x me, sondern vervielfältigt cher die Widersprüche und Zwänge.! In einer Politik 
Feminismus, Wollgang zelnen ; der Arbeit geht es letztlich um die Bestimmung und Verteilung der gesell- 

Kapitalismus und die scmarsaeber F schaftlich notwendigen und gewünschten Arbeiten und um deren Verhältnis 

Bene a ee. zu freiwillig-schöpferischen Tätigkeiten - genau darum also, worüber unter der 

der Parlamente 8 Herrschaft dieser Produktionsweise die ‚unsichtbare Hand’ der kapitalistischen 

er a ie a le = Konkurrenz entscheidet. Daher geht es immer auch um einen gesellschaftspo- 

Be Herden ran S litischen ‚Bildungsprozess’, in dem die „Selbstveränderung“ immer wieder mit 


E der „Veränderung der Umstände“ Hand ın Hand gehen muss.’ Gerade in der 
gegenwärtigen Situation? ist Arbeitspolitik zugleich Gesellschaftspolitik. 


Wie bereits die Kämpfe für die Begrenzung des Normalarbeitstags gezeigt ha- 
ben (vgl. Wolf 2003), kann es historisch gelingen, der politischen Ökonomie 
des Kapitals eine widerständige politische Ökonomie der Lohnarbeit entgegen 
zu setzen. Auch dass seit dem späten zwanzigsten Jahrhundert die Arbeit in 
Menschen-Natur-Verhältnissen, sowie die Arbeit in Geschlechter- und Genera- 


1 Diese materielle Reflexivität wird im Gegensatz zu ihrer idealistischen Aufgipfelung durch 
Giddens und Beck zunehmend genauer greifbar mithilfe von Instrumenten aus der feministi- 
schen Ökonomiekritik (vgl. Biesecker/Hofmeister 2006). 

2 Dass dies nur so einfach klingt und doch so schwer zu machen ist, lässt sich schon daran er- 
ahnen, dass es der alte Friedrich Engels für ratsam hielt, diesen Gedanken wegzulassen, als er 
aus Marx’ Notizen „l. ad Feuerbach“ die berühmt gewordenen Feuerbach-Thesen redigierte 
(vgl. Wolf 2003a). 

3 Wir gehen von der Denkfigur „Epochenbruch“ aus, die sich auf die Gegenwart bezieht und 
nicht nur einen tiefgreifenden Umbruch unserer (europäischen) gesellschaftlichen Entwick- 
lung, ihrer Produktionsweisen, Handlungs- und Denkstrukturen beinhaltet, sondern einen 
Bruch ım Weltmaßstab darstellt (Wolf 2006). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 156, 39. ]g., 2009, Nr. 3, 459-474 


460 Frieder Otto Wolf, Pia Paust-Lassen, Gerd Peter 


tionenverhältnissen' unübersehbar zu Gegenständen gesellschaftspolitischer 
Auseinandersetzungen geworden sind,’ eröffnet Bündnis- und Handlungsmög- 
lichkeiten, die konkret zu (er)finden sind. Einsicht in die historische Komple- 
xität macht keineswegs politisches Handeln unmöglich, eröffnet vielmehr erst 
die Vielfalt seiner Möglichkeiten. Die Erinnerung an vergangene Erfahrungen 
kann dafür Gesichtspunkte an die Hand geben. 


2. Worum es heute geht 


Wenn wir die gegenwärtige historische Lage, wie etwa Dieter Sauer (2005) dies 
vorschlägt, als einen Übergang begreifen, dann können wir nicht nur die Mög- 
lichkeit einer Überwindung der kapitalistischen Produktionsweise ins Auge fas- 
sen, wıe Sauer dies tut, sondern müssen schon deswegen auch die erneute Mög- 
lichkeit einer ‚großen Transformation’ (Polanyi 1944, Lipietz 2000) untersuchen, 
weil ohne eine derartige Transformation der Übergang zu einer nicht mehr von 
der kapitalistischen Produktionsweise beherrschten Gesellschaftskonstellation 
kaum vorstellbar ıst - schon gar nicht angesichts der zu erwartenden Versuche 
der weltweit herrschenden Eliten, herrschaftlich strukturierte Alternativen zu cı- 
ner sich historisch in Katastrophen erschöpfenden kapitalistischen Produktions- 
weise zu finden. Angesichts der kommenden Bifurkationen (vgl. Wallerstein 
1998) bleibt es auch denkbar, dass zumindest in einer bestimmten Konstellation 
von ‚führenden’ Ländern ein weiteres Mal ein „Reformkapitalismus“ möglich 
wird - wenn auch vielleicht noch einmal als eine Übergangsform, welche die 
Durchsetzung weitergehender emanzipativer Alternativen erleichtert. Ausge- 
schlossen werden kann nur, dass cın bloßes transition management (vgl. Raskin 
2002 u. Kemp 2004) ausreichen wird, um real drohende Katastrophen noch ab- 
zuwenden: Es wird nicht länger so weitergehen wie bisher. 

In der bisher von uns (vgl. Scholz u.a. 2006) artikulierten strategischen Per- 
spektive einer ‚Arbeitspolitik von unten’ klafft ein konzeptionelles Loch zwi- 
schen der Einsicht in den Herrschaftscharakter der kapitalistischen Ausbeu- 
tung und den Bestrebungen zur Durchsetzung eindeutiger Verbesserungen der 
Arbeits- und Lebensbedingungen, bzw. zwischen der auch neokeynesianischen 
Orientierung auf die Fähigkeit der Staatsmacht zu einer ökonomischen Glo- 
balsteuerung (vgl. Hickel 2002, Zinn 2006) und alternativen Entwürfen einer 
Gesellschaftsveränderung ohne die Übernahme von Staatsmacht (Holloway 
2004) bzw. einer immer schon beginnenden Gesellschaft der freien Kooperati- 
on (Spehr 2003, Wolf 2003b). 


4 Den Ausgangspunkt bildete hier die Debatte um den Lohn für Hausarbeit (im Anschluss an 
dalla Costa, vgl. Knittler/Birkner 2006). 

5 Dies ist in der Entwicklung einer differenzierten Begrifflichkeit für das ‚Ganze der Arbeit’ 
(Biesecker 2004) bzw. einer Neubestimmung der ‚gesellschaftlichen Gesamtarbeit? (Möller 
1998, Becker-Schmidt 2007) theoretisch artikuliert worden. 
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Als Einstieg in eine neue Debatte soll hier auf die Arbeitspolitik der alten Bun- 
desrepublik zurückgegriffen werden - nicht als ein Modell für heutige Praxis, aber 
als ein zu analysierendes Exempel für kontingente Spielräume im Aufbau histori- 
scher Handlungsfähigkeit. Die Erfahrung des Humanisierungsprogramms (HdA) 
in den 1970er und 1980er Jahren war hierfür zentral. Dessen Verständnis ist bis- 
her sehr weitgehend dadurch blockiert worden, dass an diesem Beispiel immer 
wieder grundsätzliche Fragen linker Strategie überhaupt zu klären versucht wor- 
den sind - insbesondere das Verhältnis von ‚improvement’ (als Grundbegriff für 
eine Strategie konkreter Verbesserungen innerhalb der modernen bürgerlichen 
Gesellschaften), von ‚Reformen” im starken Sinne einer schrittweisen Transforma- 
tion kapitalistisch geprägter Strukturen, und ‚Revolution’ als ein definitives 
‚Durchbrechen’ der Herrschaft der kapitalistischen Produktionsweise zu klären 
versucht wurde. Genau derartige Klärungen sind an diesem Beispiel aber kaum 
zu erreichen - eben weil es aus einer historischen Situation stammt, in der sich 
derartige strategische Alternativen gar nicht wirklich gestellt haben (vgl. Peter 
1979). Stattdessen soll hier der Versuch unternommen werden, die bundesdeut- 
sche HdA-Politik als ein konkretes Beispiel einer Arbeitspolitik zu diskutieren, 
die sich derartig einfachen Kategorisierungen mit gewissem Erfolg zu entziehen 
versucht hat (vgl. Genstor, Naschold, Wolf 1982). 


3. Das HdA Programm als ein Exempel kontingenter Handlungsfähigkeit 
3.1 Was war das westdeutsche HdA-Programm wirklich? 


Das deutsche Programm Humanisierung des Arbeitslebens als ein staatliches 
Aktionsprogramm Forschung hat vor allem in den siebziger Jahren des vort- 
gen Jahrhunderts gezeigt, so die offizielle Lesart, wie ein definiertes Zusam- 
menwirken von Politik, Staatsverwaltung, gesellschaftlichen Gruppen und Wis- 
senschaften gelingen kann, „..damit die Arbeit menschlicher wird“ (Pöhler 
1979). Wenn vom Humanisierungsprogramm gesprochen wird, ist heute in 
der Regel der Teil des Regierungsprogramms gemeint, der ın Verantwortung 
des Bundesministers für Forschung und Technologie (BMFT) ab 1974 durch- 
geführt wurde. Dies liegt vor allem an der um ein vielfaches größeren finan- 
ziellen Ausstattung des BMFT-Programmteils gegenüber dem Teil des Ar- 
beitsministeriums.‘ 

Forschungsminister H. Matthöfer erkannte 1974 (wohl aufgrund seiner Erfah- 
rungen als ehemaliger Gewerkschaftssekretär der IG Metall) die politische Be- 
deutung der mit der Förderung betrieblicher Gestaltungsprojekte vollzogenen 
Grenzüberschreitungen durch den Staat: Betriebliche Modellprojekte griffen 


6 1980 standen jährlich ca. 90 Mio. DM des BMFT etwa 5 Mio. DM des Arbeitsministerrums 
(BMA) gegenüber.- Neben diesem quantitativen Aspekt ist jedoch noch der innovative Cha- 
rakter vor allem des BMFT-Programmteils zu nennen mit seinen zahlreichen betriebsprakti- 
schen Ansätzen. 
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direkt ın die Belange der Betriebs- und Tarifparteien ein. Mit der Programm- 
durchführung wurde deshalb ab Mitte 1975 ım Rahmen der damaligen 
DFVLR’ (!) ein Projektträger beauftragt, dessen Leitung ein im betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Feld erfahrener Industriesoziologe, Willi Pöhler, über- 
nahm. Damit wurde das Programm in einen Kontext gestellt, der über den ın 
der sozialliberalen Koalition vorgegebenen institutionell ministerialbürokratisch 
und strategisch wirtschaftskorporatistisch geprägten Rahmen hinausging (vgl. 
Pöhler 1978), womit eine erste Voraussetzung für eine später formulierte innova- 
tive Arbeitspolitik (vgl. Schumann 2003) geschaffen war. Als besonders weit rei- 
chend erwiesen sich die Formen der „innovatorischen“ Beteiligung der Beschäf- 
tigten, in denen faktisch auch bisher nicht vertretene Gruppen von Arbeitenden 
sich artikulieren (vgl. Fricke 1975) und zu ihren Interessenvertretungen, Betriebs- 
räten und Gewerkschaften, ein neues Verhältnis aufbauen konnten, 


3.2. Die Beteiligungsstruktur des HdA Programms war zukunftsweisend 


Das BMFT bediente sich bis dahin (1975) üblicherweise im Rahmen von 
Fachprogrammen sogenannter Sachverständigenkreise und Gutachterausschüs- 
se, die unter fachlichen Gesichtspunkten besetzt wurden, jedoch in erhebli- 
chem Maße von direkten oder indirekten Interessenvertretern (Lobbyisten) 
von großen Unternehmen, Fach-, Unternehmens- oder Arbeitgeberverbänden 
durchsetzt waren. Gewerkschaftsvertreter oder gar Betriebsräte aus den betrof- 
fenen Unternehmen waren in derartigen Gremien nur ganz vereinzelt vertre- 
ten, und wenn überhaupt, dann nur in solchen Ausschüssen übergeordneter 
Natur, in denen keine konkreten Förderempfehlungen abgegeben, also keine 
Gelder verteilt wurden. Seit 1975 wurde dagegen im Humanisierungspro- 
gramm eine gleichgewichtige Beteiligung der Arbeitnehmer und ihrer Interes- 
senvertretungen gesucht. 

Die auf dieser Grundlage 1976/77 über den programmbsegleitenden, drittelpa- 
rıtätisch (Wissenschaft, Arbeit, Kapital) besetzten Fachausschuss durchgesetz- 
ten Schritte, sind es wert, festgehalten zu werden (vgl. Pöhler/Peter 1982): 

- Es wird kein betriebliches Vorhaben bewilligt, dem nicht der zuständige Be- 
triebsrat schriftlich zugestimmt hat (entsprechend wurden Betriebe nicht betei- 
ligt, die keinen Betriebsrat hatten!); 

- es wird bei komplexen betrieblichen Vorhaben vertraglich festgelegt, dass 
sich Unternehmensleitung und Betriebsrat auf ein Verfahren gegenseitiger In- 
formation und der Beteiligung der Betriebsräte zu einigen haben; 

- im programmbegleitenden Fachausschuss sind die Gewerkschaften neben 
Arbeitgebern und Wissenschaftlern zu gleichen Teilen vertreten; 

- Gewerkschaftsvertreter sind gleichgewichtig mit Arbeitgebervertretern ın 
sämtlichen Sachverständigenkreisen („Gutachterausschüsse“) vertreten, in de- 


7 Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e.V., Köln-Porz/Wahn. 
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nen Neuanträge, Zwischenergebnisse und Abschlussergebnisse von Vorhaben 
begutachtet werden sollten; 

- Gewerkschaften und Betriebsräte werden an Fachkonferenzen zur Erschlie- 
ßung neuer Förderbereiche angemessen beteiligt; 

- bei komplexen Branchenprojekten in vorwiegend klein- und mittelbetriebli- 
chen Sektoren (sie bestehen aus mehreren aufeinander abgestimmten Betriebs-, 
Forschungs-, Technologieentwicklungs- und Umsetzungsprojekten) werden 
Koordinierungsausschüsse von den Tarifvertragsparteien gebildet (geschehen 
z.B. in der Bekleidungs-, Holz-, Gießereiindustrie, im Tischlerhandwerk und 
im Hotel- und Gaststättengewerbe); 

- es werden spezielle „trägerautonome Umsetzungsprojekte“ gefördert, die die 
Information, Schulung und Beratung z.B. von gewerkschaftlichen Funktionä- 
ren, Betriebsräten und Beschäftigten zum Ziel haben (hierüber wurde die 
HdA-Politik in den Hauptvorständen der wichtigsten Industriegewerkschaften 
verankert - z.B. im Hauptvorstand der IGM über mehrere Jahre mit 15 zusätz- 
lichen Personen); 

- es werden betriebliche Modellvorhaben zur Organisierung von Beteiligungs- 
prozessen in Anwendung und Weiterentwicklung der 88 90, 91 BetrVG geför- 
dert (deren Umsetzung allerdings bereits in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
schrittweise blockiert wurde). 

Über diese Beteiligungspraxis wurde es auch möglich, unterhalb des Levels der 
von der Ministerialverwaltung pluralistisch-korporatistisch formulierten HdA- 
Programmschrift ein spezifischeres, aktionsorientiertes Schwerpunktpapier ver- 
bindlich zu machen, das die folgenden politischen Orientierungen festhielt: Er- 
weiterung der Handlungs- und Dispositionsspielräume mit dem Ziel der Höher- 
qualifizierung, Beseitigung repetitiver, kurzzyklischer Teilarbeit, Abbau kombi- 
nierter Belastungen. Zugleich wurden Förderkriterien festgelegt, dıe u.a. verlang- 
ten, dass ein Vorhaben Modellcharakter für weitere Bereiche haben, neue Ni- 
veaustufen der Problemlösung darstellen und zugleich über interdisziplinäre For- 
schung eine möglichst ganzheitliche Betrachtungsweise verwirklichen sollte. 
Diese etwas ausführlicher dargestellten Elemente des HdA Programms müssen 
spezifischer erklärt werden als aus der Logik eines fordistischen Korporatismus. 
Aus der Kooperation sehr unterschiedlicher Institutionen haben sich damals 
neuartige Handlungskonstellationen ergeben, in denen gesellschaftspolitische 


8 Dies sei am Förderfeld der „Neuen Arbeitsstrukturen in der Produktion“ verdeutlicht: Es 
handelte sich zunächst um die von Unternehmen der Elektro- und Automobilindustrie initi- 
ierten betrieblichen Modellvorhaben zur Erweiterung der Arbeitsinhalte, die zur Erprobung 
neuer Formen der Arbeitsorganisation („Gruppenarbeit“), vor allem in der Montage führten. 
Dabei standen zunächst wirtschaftlich-technische Zielvorhaben der Unternehmen im Vor- 
dergrund, wie höhere Flexibilität und Erhöhung der Produktqualität, wobei Vorhaben, wie 
bei VW (Motorenmontage), schließlich weiter reichende Ziele der Arbeitsorganisation und 
Tarifgestaltung verfolgten (Ulich 1980). 
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Fragestellungen möglich wurden, die über diese Logik hinausgingen. Dabei bil- 
deten Einzelpersönlichkeiten wichtige Anlaufstellen und Knotenpunkte für wis- 
senschaftliche Problemwahrnehmung und praktische Initiativen. Hinsichtlich des 
zeitgenössischen Standes der Debatte bot sich auf der Seite der Sozialwissen- 
schaften ein widersprüchliches Bild (vgl. Pöhler 1979; Fricke/ Peter/Pöhler 1982; 
Pöhler/Peter 1982; Peter 2003) zwischen ablehnenden Positionen (oft aus einer 
übergreifenden marzistischen Sicht), ablehnenden MitmacherInnen (u.a. aus der 
Industriesoziologie), kritischen MitgestalterInnen und aktiv engagiert Prägenden’. 
Hinzu kamen noch politisch konservative und skeptische Arbeitswissenschaftler 
und Techniker, durchgehend ablehnend verhielt sich z.B. auch die DFG (vgl. 
Spitzley 1985) oder der VDMA als Maschinenbaulobby. 

In bestimmten, innovativen Bereichen der institutionalisierten Wissenschaft 
konnte sich gerade in der Auseinandersetzung mit dem HdA-Programm und den 
von ihm eröffneten Forschungsmöglichkeiten - u.a. der von Frieder Naschold 
geleitete Teil des WZB, die an Willi Pöhler orientierte Sozialforschungsstelle, das 
von Karl Krahn geleitete ISO Institut in Köln und die von Werner Fricke geleite- 
te arbeitssoziologische Forschungsabteilung der Friedrich-Ebert-Stiftung nahmen 
hier in unterschtedlichen Hinsichten führende Positionen ein - innerhalb der in- 
stitutionalisierten Wissenschaft ein integriertes Feld arbeitspolitischer Forschung 
entwickeln. Dieses Feld blieb zwar vielfach auf die angesichts der sich kumulie- 
renden Probleme des ‚Fordismus’ an ihre Grenzen stoßenden Sozialwıssenschaf- 
ten verwiesen, entfaltete jedoch zugleich ein integratives Problemverständnis, in 
dem sich seit langer Zeit zum ersten Mal wieder im Feld der institutionalisierten 
Wissenschaft die Politik der Lohnarbeit Geltung verschaffen konnte”, Alles in al- 
lem verdichtete sich im Wirkungsfeld des HdA-Programms gerade ım Bereich 
der wissenschaftlichen Forschung ein weiterhin interessenpolitisch umkämpftes 
Terrain, wie es sich in den sechziger Jahren über vielfache öffentliche Kontrover- 
sen und Kämpfe herausgebildet hatte. 


3.3 Die Gewerkschaften und das Thema der Qualität der Arbeit 


Die Gewerkschaften waren bei der HdA-Programmentwicklung und in der An- 
förderungsphase zunächst nicht systematisch beteiligt, obwohl z.B. die IG Me- 
tall mit ihren „Automationstagungen“ in den sechziger Jahren einen wesentli- 
chen konzeptionellen Vorlauf geleistet hatte (Friedrichs 1965). Die Einbezie- 
hung einzelner Personen aus den Gewerkschaften hatte zunächst eher Alibi- 
charakter. Auf der anderen Seite waren die Gewerkschaften aber auch auf die 


9 Zu den letzteren gehören u.a. C. v. Ferber, W. und E. Fricke; F. Naschold, E. Ulich, V. 
Volkholz, F. Weltz. 

10 Es wäre eine nähere Untersuchung wert, wie weit sich dieses wissenschaftliche Forschungs- 
feld als ein sozialdemokratisches Pendant zu den von der autonomia operaia in Italien und 
der autogestion in Frankreich induzierten wissenschaftlichen Debatten analysieren lässt, in 
deren Rahmen ebenfalls eine Politisierung der gesellschaftlichen Arbeit zentral wurde. 


Anforderungen, die eine intensive Beteiligung am Programm für sie damals 
bedeutet hätte, nicht vorbereitet. Zum einen scheinbar aus Kapazitätsgründen 
- weil bis heute eine Beteiligung an staatlicher Politik fast ausschließlich auf 
die Hauptverwaltungen des DGB und der Einzelgewerkschaften beschränkt wird. 
Überfordert fühlten sich die Gewerkschaften jedoch auch inhaltlich und strate- 
gisch: Sie waren konzeptionell nicht dazu in der Lage, das HdA-Programm als 
Experimentier- und Lernfeld für eigene Strategien zu nutzen, wie dies Arbeitgeber 
(z.B. Bosch, Siemens, VW) teilweise getan haben, sondern haben ganz traditio- 
nell „staatszentriert“ das HdA-Programm zunächst ‚technokratisch’ als ein staat- 
liches Steuerungs-Instrument zur unmittelbaren Beeinflussung der betrieblichen 
Wirklichkeit angesehen, das es (als Ersatz für fehlendes eigenes arbeitspolitisches 
Handeln an der Basis) zentral zu beeinflussen gelte. 

Mit der Herausbildung eines eigenen Förderbereiches ‚trägerautonomer Umset- 
zung’ wurde dann aber eine strategische Konzeption entwickelt, welche die ein- 
zelnen gesellschaftspolitischen Verbände (und damit auch die Gewerkschaften) 
auf ihre spezifischen Erfahrungen, Kompetenzen und Verantwortungen verwies. 
Mit einer größeren Zahl von programmbegleitenden HdA-Umsetzungsprojekten 
beim DGB und seinem Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI), 
sowie u.a. den Einzelgewerkschaften GTB (Textil-Bekleidung), GHK (Holz und 
Kunststoff), NGG (Nahrung Genuss- Gaststätten), IGCPK (Chemie-Papier- 
Keramik), IGM (Metall) - konnten die strategischen Diskussionen in den Ge- 
werkschaften und mit gewerkschaftsnahen Wissenschaften erheblich weiterentwi- 
ckelt werden. Insbesondere die spezifischen Handlungspotenziale von Beleg- 
schaften und Belegschaftsteilen jenseits der klassischen Gewerkschaftsadressaten, 
der deutschen, männlichen Facharbeiter in Großbetrieben, konnten in Beteili- 
gungs- und in Branchenprojekten zum ersten Mal in breitem Umfang für die 
Gewerkschaften erschlossen werden - sowie auch die spezifischen Handlungs- 
probleme von BetriebsrätInnen und gewerkschaftlichen AktivistInnen in unter- 
schiedlichen Organisationsbereichen. Die Entwicklung der entsprechenden ge- 
werkschaftlichen Organisierungsentwicklungs- und Qualifizierungsansätze hatte 
allerdings zur Grundlage, dass die entsprechenden Hauptvorstände von stabilen 
Ressourcenerwartungen durch staatliche Projektförderung ausgingen - was sich 
in der Folgezeit jedoch nicht mehr als realistisch erwies. 

Dennoch: In dieser Phase ist seinerzeit ein verzweigtes Kooperationsnetzwerk 
zwischen Gewerkschaftssekretären und arbeitsbezogenen WissenschaftlerInnen 
entstanden, das zusätzlich über Kooperationsstellen Wissenschaft-Arbeitswelt 
und Technologieberatungsstellen (TBS) lange Zeit eine international einmalige 
wissenschaftliche (interdisziplinäre) und praktische (fallbezogene)Kompetenz 
auch in einzelnen, speziellen Fragen der Arbeitspolitik aufbaute, die bis heute 
(nach-)wirkt, erst im Zeichen liberal-konservativer Entstaatlichung wieder 
schrittweise abgebaut wurde und heute nur noch in kaum mehr verstandenen 
Resten an Institutionen und Konzepten weiter existiert. 
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3.4 Warum die gegenwärtig geführte Debatte zum Stellenwert 
des bundesrepublikanischen HdA-Programms nicht ausreicht 


Gegenwärtig wird - nach einer längeren Phase des Schweigens - durchaus wieder 
über den Stellenwert des Humanisierungsprogrammes der siebziger Jahre des vo- 
rigen Jahrhunderts diskutiert. Allerdings geschieht dies zumeist in der paradox 
wirkenden Form einer illusionären Aktualisierung bzw. der desillusionierenden 
„Bestreitung“. So betont z.B. eine sozialdemokratische Position die Einrahmung 
des Humanisierungsprogrammes in die Formel Willy Brandts: „Mehr Demokra- 
tie wagen“ (so z.B. Fricke 2004). Beginnend mit der großen Koalition von 1966, 
richtig jedoch erst mit der sozialliberalen Koalition von 1969, machten sich vor 
allem ın den sozialdemokratischen Ressorts, ın der Arbeits- und Sozial- sowie in 
der Bildungs-, Forschungs- und Technologiepolitik, arbeitsorientierte Reformbe- 
mühungen breit. Die AfA'! spielte hierbei eine wichtige Rolle. Soziale Bewegun- 
gen, wie die Studentenbewegung, aber vor allem die Septemberstreiks ın der 
Montanwirtschaft, erzeugten vorlaufend den notwendigen Druck. Es lag nach 
Fricke (2007), neben dem Widerstand der Arbeitgeber, weitgehend an den zentra- 
listischen Gewerkschaften, dass die im Rahmen des HdA-Programmes angegan- 
genen Beteiligungs- und Mitbestimmungsprozesse nicht rechtzeitig zum Zuge 
kamen - bis es zu spät war, weil sich die gesellschaftspolitischen Verhältnisse zu 
ihren Ungunsten verändert hatten. 

Demgegenüber interpretiert Sauer (2007) aus einer linken, reformistische Illusio- 
nen der Sozialdemokratie kritisierenden Position heraus das HdA-Programm als 
einen letzten, vergeblichen Versuch des fordistischen Regimes, die für es konsti- 
tutiven korporatistischen Verhältnisse zu verlängern. Stattdessen sei es zu einer 
Folge von Krisen gekommen, die eine überzyklisch wachsende Massenarbeitslo- 
sigkeit hervorbrachten, so dass eine Situation der Vollbeschäftigung als wesentli- 
che Voraussetzung für einen korporatistischen HdA-Konsens (so schon Burkart 
Lutz Mitte der siebziger Jahre in der Friedrich Ebert Stiftung) nicht mehr gege- 
ben war. Entsprechend setzt Sauer (2008) auch nicht mehr auf eine Neuauflage 
des HdA-Programmes als nationalstaatliche Reformanstrengung zur Verbesserung 
der Akkumulationsbedingungen des nationalen Kapitals, sondern formuliert an- 
gesichts von Globalisierung, Entgrenzung, Subjektivierung und indirekter Steue- 
rung die Notwendigkeit einer eigensinnigen neuen Arbeitspolitik der Gewerk- 
schaften, so wie sie das Projekt Gute Arbeit der IG Metall herauszubilden be- 
ginnt (IG Metall 2007, Schröder/Urban 2009). 

Beide Positionen zur Interpretation des HdA-Programms, als demokratisches 
Reformprogramm im Rahmen einer sozialdemokratischen Demokratisierungs- 
strategie bzw. als letzter Versuch korporatistischen Arrangements durch das 
Kapital, stützen sich auf gute Argumente; beide Positionen vereinfachen je- 


11 Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD, Helmuth Rhode MdB aus Hanno- 
ver, zeitweise Bundesbildungsminister, war ihr Vorsitzender. 


doch das komplexe Bündel des wirklichen Projektes und seiner Umsetzung 
auf eine Weise, die es erschwert, aus diesem historischen Exempel überhaupt 
noch sinnvolle Lehren für eine zeitgenössische Orientierung zu ziehen. 
Demgegenüber ist hier zunächst an ganz anders gelagerte Erfahrungen mit 
dem HdA-Programm zu erinnern, die sich keineswegs in vergleichbarer Weise 
erledigt haben: 

- die Diskussionen über die wissenschaftlich-technische Revolution (z.B. Ky- 
bernetik, Produktivkrafttheorien, Richta-Gruppe in der CSSR u.a., Automati- 
onstagungen der IGM); 

- die Krise des Taylorısmus und die Human Factor Bewegung; 

- der nach den Septemberstreiks 1969 dynamisierte Komplex Arbeitswirtschaft 
und Ergonomie in der Montanmitbestimmung (Kohle und Stahl); 

- der arbeitspolitische Streit um Mitbestimmung am Arbeitsplatz und betriebs- 
naher Bildungsarbeit bzw. die hierfür herangezogene labour process debate”; 

- die gesellschaftspolitischen Konflikte zwischen SPD und SDS/Studentenbe- 
wegung/APO (vom Godesberger Programm bis zu den Notstandsgesetzen); 

- die von Jugendrebellion und Frauenbewegung der 1960er Jahre auf die Ta- 
gesordnung gesetzten neuen Probleme der Lebensweise, auf die Gewerkschaf- 
ten und Sozialdemokratie mit der Diskussion über die ‚Qualität des Lebens’ 
antworteten, ohne sie damit erledigen zu können; 

bis hin zu: 

- den Legitimationskrisen der kapitalistischen Welt aufgrund europäischer und 
internationaler Entwicklungen (Italien, Chile, Portugal, USA, Vietnamkrieg); 

- Entkolonualisierung, Entwicklungsdekade, OPEC, „Drittweltismus“: wach- 
sende Kritik aus dem Globalen Süden (vgl. Santos 2006). 

Diese vielfältigen Strömungen und Wirkungsketten verknoteten sich damals zu 
einem über Jahre öffentlich geführten gesellschaftspolitischem Diskurs, der die 
Grenzen des klassisch korporatistischen Politik-Modells und der ‚fordistischen’ 
Regulation zu überschreiten begann. Es war keineswegs so, dass die Kapitalsei- 
te durchgehend und uneingeschränkt für das HdA-Programm eintrat und sich 
von sich aus freiwillig beteiligte. Vielmehr war der „spontane“ Widerstand der 
Arbeitgeber groß und überhaupt nur aus den unterschiedlichsten Motiven 
einzelner sektoraler Konstellationen heraus zu brechen.' Insgesamt lag dem 


12 Dabei ging es um Betriebssyndikalismus, Arbeitermedizin, betriebsnahe Bildungsarbeit, Mit- 
bestimmung am Arbeitsplatz (vgl. Vilmar 1971, 1973; Burawoy 1979, 1983). 

13 Was auch nicht die durch die ‚paradoxe Wunscherfüllung’, welche ihnen dann die ‚neolibe- 
rale Konterrevolution’ angeboten hat (vgl. Wolf 1999) gelungen ist. 

14 In der Stahlindustrie kam es lediglich bei Hoesch in Dortmund zu weiterreichenden Grup- 
penarbeits- und Beteiligungsexperimenten (Heese 1994). Arbeitsdirektoren und Betriebsräte 
spielten hier eine große Rolle (vgl. Krahn/Peter/Skrotzki 1994), in der Automobilindustrie 
spielte VW auf Druck der IG Metall Vorreiter mit den berühmten Gruppenexperimenten in 
der Motorenmontage in Salzgitter, dabei kam es zu zahlreichen Konflikten (Ulich 2005, 660 
f£.); Ford, Opel und Mercedes beteiligten sich nicht, BMW relativ spät. 
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HdA-Programm also eine vielfältige, wenn auch im Resultat überwiegend kon- 
vergierende Mischung zugrunde, die eher durch gemeinsame Erfahrungshin- 
tergründe von Gruppen sowie durch die im Programm eröffneten Geld- und 
Feldzugänge als durch einen breiten korporatistischen Konsens zusammen- 
gehalten wurde.” 

Die gesellschaftspolitische Brisanz dieses damaligen ‚bunten Bündels’ lag auch 
im Falle des HdA-Programmes in seiner Generationen übergreifenden Verknüp- 
fung mit den beiden großen Konfliktszenarien, die sich Anfang und Ende der 
sechziger Jahre um den Sozialistischen Deutschen Studentenbund (SDS) zuspitz- 
ten. Am Anfang stand der Schritt der SPD zum Godesberger Programm und der 
damit verbundenen konflikthaften Trennung vom SDS - in der zweiten Hälfte 
der sechziger Jahre war es die Konfliktkumulation in West-Berlin und anderen 
Universitätsstädten, Vietnamkrieg und US-Imperialismus allgemein, 2. Juni 1967, 
auch schon die Große Koalition und die Notstandsgesetze als wesentlich stimu- 
lierende Ereignisse für eine außerparlamentarische Opposition (APO).' Erst in 
dieser historischen Verknüpfung erschließen sich im Rückblick - quer zu den 
damaligen Auseinandersetzungslinien - die auch in diesem Projekt versammelten 
Erfahrungen, Sachverstand, gemeinsamen Erlebnisräumen und Sphären affekti- 
ven Betroffenseins, die mit ereignisbezogenen Identitätsbildungen zur Vorausset- 
zung einer erfolgreichen arbeitspolitischen Wende zu werden begannen. 

Diese widersprüchlichen, überdeterminierten und in ihren konkreten Verläufen 
weitgehend kontingenten Prozesse besser zu begreifen, bereitet darauf vor, 
auch in der gegenwärtigen historischen Lage sensibel dafür zu werden, wie 
man handlungsfähige Konstellationen und Bündnis-Arrangements erreichen 
kann - und wie weitgehend es dann nur noch des bekannten „Funkens“ oder 
„Lropfens“, bedarf, um die zur Veränderung der gesellschaftspolitischen Kräf- 
tekonstellationen notwendigen sozialen Prozesse einzuleiten und nachhaltige 
Wirkungen zu erzielen, welche dann über die Grenzen staatlicher Regulations- 
tätigkeit hinausgehen. 


15 Wechseln wir zur Prozessbetrachtung, so ergibt sich ein ähnlich widersprüchliches Bild: 
Wichtige, dem HdA-Programm vorausgehende Aktivitäten für die sechziger Jahre waren die 
Automations-Tagungen der IG Metall (Abt. Automation, Günther Friedrichs) die (Wieder- 
/Um-) Gründung der industriesoziologischen Institute in Göttingen (SOFI/Bahrdt), Frank- 
furt (IfS/Brandt/Friedeburg), München (ISF/Lutz) und Dortmund (sfs/Pöhler); im Rahmen 
des RKW die Projektförderung (RKW 1970), in dessen Rahmen z.B. Kern/Schumanns viel- 
diskutierte Studie „Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein“ gefördert wurde, sowie die För- 
derung des Bundes über die „Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel“ mit ih- 
ren zahlreichen Veröffentlichungen. 

16 Maßgebliche Protagonisten des HdA- Programms waren entweder Akteure der ersten (z.B. 
Matthöfer, Pöhler, Schumann) oder der zweiten Konfliktbewegungen, die hierüber wesent- 
lich ihre Identität erlangt hatten und entsprechend handelten. Bei Matthöfer, dem wichtigen 
Minister der Anfangsphase, und Pöhler, dem ersten Leiter des Projektträgers, kommen noch 
biographische Übereinstimmungen hinzu (vgl. Fichter/Lönnendonker 2007, Peter/Wolf 
2008, 102). 
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Die damaligen Ansprüche auf Lebensqualität, wie sie einerseits von den Träge- 
ıInnen der Ware Arbeitskraft erhoben wurden, wo immer sie realistische Verwirk- 
lichungshoffnungen zu fassen begannen, und anderseits beginnende selbsttätige 
Inittative und Beteiligung von Belegschaften, Arbeitsgruppen und Individuen 
setzten einen gesellschaftlichen ‚Stimmungsumschwung’ voraus und leiteten 
zugleich insgesamt eine gesellschaftspolitische Verschiebung der Kräfteverhältnis- 
se ein. Auch wenn diese dann später von der neoliberalen Deregulierungswelle 
wieder zunichte gemacht worden ist, ist die sozialwissenschaftliche Thematisie- 
rung derartiger Initiativen selbst ein Moment zu ihrer reflexiven Stärkung gewe- 
sen (vgl. Volkholz 1993). In diesem Sinne kann heute durchaus von einer Erneu- 
erung der Politik des Humanisierungsprogrammes geredet werden, insbesondere 
in Gestalt einer eigenständigen gewerkschaftlichen Politik der ‚guten Arbeit’ und 
der ‚innovativen Arbeitsgestaltung’. Dass diese dann auch noch die nötigen 
Formen einer staatlich geförderten wissenschaftlichen Begleitung durchsetzt, ist 
ein nicht unwichtiges aber doch untergeordnetes Moment.’ 


A. Was können wir aus der bunten Vielfalt der zum 
HdA Programm verknoteten Hauptströmungen 
heute für eine neue Politik der Arbeit lernen? 


Eine neue Politik der Arbeit (vgl. zur gegenwärtigen Debatte www.forum-neue- 
politik-der-arbeit.de) kann aus diesem Bündel von Erfahrungen mindestens in 
zweierlei Hinsichten lernen: Zum einen lassen sich die damals herausgearbeite- 
ten Strukturprobleme einer Politik der Arbeit (auch in ihrer Reflektion durch 
die ihrerseits umkämpften einschlägigen Wissenschaften) vergegenwärtigen und 
auf dieser Grundlage ist zu prüfen, wie diese heute in praktische Initiativen 
übersetzt werden können, durch die insbesondere die eigenständige Hand- 
lungsfähigkeit der abhängig Arbeitenden (in Gewerkschaften und betrieblicher 
Interessenvertretung) perspektivisch wieder gestärkt werden kann; zum anderen 
bieten sie eine Folie, um (in Abgrenzung von der damals thematisierten for- 
distischen Konstellation) die für die heutigen Handlungsbedingungen spezi- 
fisch neuen Entwicklungen und Probleme deutlicher zu profilieren." 


17 Zwar waren die politischen Kräfteverhältnisse für die Einlösung weitgehender Humanisierungs- 
forderungen unter der Regierung Kohl nicht gerade günstig, die Tatsachen jedoch, dass es das 
Humanisierungsprogramm, wenn auch mit eingeschränktem Anspruch, noch bis weit in die 
achtziger Jahre gab, dass Nachfolgeprogramme, wie ‚Arbeit und Technik’, ‚Dienstleistung 2000’ 
oder ‚Innovative Arbeitsgestaltung’ in seiner Tradition aufgelegt wurden, dass es auf Länderebe- 
ne zu Nachfolgeversuchen kam, wie das ‚Programm Sozialverträgliche Technikgestaltung 
(SOTECH) in NRW (Bräunling/Peter 1986) und ähnliche Versuche in Bremen (Fri- 
cke/Krahn/Peter 1985), Niedersachsen und Sachsen zeigen auch seine Stärke (Oehlke 2004). 

18 Das Verdienst der einschlägigen Beiträge Dieter Sauers (2005) liegt in dieser Hinsicht vor al- 
lem darin, den Bezug auf die immer wieder neu durchzusetzende Herrschaft der kapitalisti- 
schen Produktionsweise deutlich herzustellen. Andre Gorz’ (2003) auf Deutsch nur wenig 
früher erschienener Diskussionsbeitrag betont dabei vor allem die Dimensionen außerhalb 
der unmittelbar vom Kapital ausgebeuteten Lohnarbeit. 
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Das schließt die Herausforderung mit ein, den vor allem in den 1990er Jahren 
verbreiteten vielfältigen Illusionen konkret entgegen zu treten, mit der wachsen- 
den ökonomischen Bedeutung von Dienstleistungen und virtuellen Produkten 
auf der Grundlage der neuen Informations- und Kommunikationstechnologie in 
Verbindung mit einer geradezu sprunghaften Erhöhung der Produktivität der 
Transportarbeit vollziehe sich eine technologisch bestimmte Befreiung einer ver- 
allgemeinerten ‚Marktwirtschaft” von der Herrschaft des Kapitals - konkretisiert 
zu der Erwartung, dass die New Economy endlich den kapitalistischen Krisen- 
zyklus hinter sich lassen würde (Brenner 2003). 

Die Entwicklung menschengerechter Arbeitsgestaltung ist im Zuge der neolibera- 
len Auflösung der nachwirkenden fordistischen Regulationsformen nicht nur in 
eine Krise geraten, sondern droht durch konkurrenzbestimmte Herrschaftsfor- 
men einer individualisierenden Subjektivierung der Arbeit abgelöst zu werden 
(Peters/Sauer 2006; Geoig/Peter 2007), in denen die traditionellen Möglichkeiten 
solidarischen Gegenhandelns zunehmend blockiert oder unwirksam gemacht 
werden. Diese neuen Formen einer ‚Despotie des Kapitals’ (Marx) zu überwin- 
den, bedeutet vielfache Anstrengungen zu unternehmen, deren Notwendigkeit 
noch nicht bereits deren Erfolg garantiert.'” Dabei stehen Prozesse der Prekarisie- 
rung, Subjektivierung, Marktsteuerung und gleichzeitigen Re-Standardisierung 
von Lohnarbeit sowie die informationstechnologische Durchdringung der Wert- 
schöpfungsprozesse zunächst ım Vordergrund der arbeitspolitischen Debatte 
(Kratzer u.a. 2008). Gleichzeitig treten Fragen des emanzipatorischen Potentials 
der „entsubjektivierenden Subjektivierung“ (Matuschek u.a. 2008) hinzu. In Be- 
zug auf beide Prozesse kann heute wieder an die in den vom HdA-Programm 
ermöglichten Erfahrungen angeknüpft werden, um sie wissenschaftspolitisch und 
arbeitspolitisch weiterzuentwickeln (Wagner 2008), um das zu zeigen, was geht 
und wie es geht. Das gilt insbesondere für die Dringlichkeit einer Überwindung 
des innerwissenschaftlichen Systems von Unzuständigkeiten in Bezug auf Wirk- 
lichkeit und Politik der gesellschaftlichen Arbeit, wie es bis heute etwa die ar- 
beitsbezogene Stressforschung erschwert, sowie eine aktive Einbeziehung der 
unmittelbaren TrägerInnen der gesellschaftlichen Gesamtarbeit in den Prozess 
von Problemfindung, Erprobung von Lösungen wie der breiten Umsetzung von 
Ergebnissen, was auch in der gewerkschaftlichen Praxis bisher außen vor bzw. 
bestenfalls randständig geblieben ist. 

Die komplexe Krise der Gegenwart setzt aber auch weitergehendere 
Anforderungen auf die Tagesordnung, die in den alten HdA-Debatten nicht 
präsent waren. 


19 Erste Versuche der Wiederbelebung solidarischen Gegenhandelns im Hinblick auf die Ar- 
beitsbedingungen waren in dem Projekt „Gute Arbeit“ der IG Metall zu sehen (Pickshaus 
2007 ), das inzwischen auch zu einer neuen Aktivität der Bundesregierung und der EU wer- 
den soll, um das bundesdeutsche INQA-Programm (INQA Sonderheft ARBEIT 3/2004) mit 
seiner doch geringen Ausstrahlungskraft abzulösen (vgl. Schweres 2008). 


- Das Ganze der Arbeit erkennen: Der Stellenwert von Arbeit als zentraler Zu- 
gang für die Diskussion gesellschaftspolitischer Veränderungen ist in der deut- 
schen Gesellschaft und in den europäischen Gesellschaften nach wir vor um- 
stritten. So versucht gegenwärtig die Kampagne um „Freiheit statt Vollbeschäf- 
tigung“, der öffentlichen Wahrnehmung eine weitgehende Entkoppelung von 
Arbeit und Grundeinkommen plausibel zu machen. Angesichts langjähriger 
Massenarbeitslosigkeit und zunehmender Disziplinarmaßnahmen des Sozial- 
staates wird eine zivilgesellschaftlich orientierte Freiheitsdiskussion entfacht, 
die Freiheit weitgehend jenseits der Arbeitssphäre ansiedelt.”° Dem ist in Aus- 
einandersetzung mit Habermas’ Umarbeitung des Hegelschen Arbeitsbegriff 
ein positiver Begriff der gesellschaftlichen Arbeit entgegenzusetzen, ın der sich 
Menschen schöpferisch verwirklichen können: Arbeit als dialektischer Repro- 
duktionszusammenhang mit den zentralen Kategorien der Leistung und der 
Anerkennung. Bei diesem erneuerten Arbeitsbegriff handelt es sich nicht nur 
um Lohnarbeit, sondern um „das Ganze der Arbeit“ (Biesecker 2004). 

- Die Dimensionen von politischer Ökologie und Gender-Politik einbeziehen: 
Die Biosphäre wird von der herrschenden Ökonomie einerseits als Quelle, aus 
der sie sich versorgt (natürliche Ressourcen), und andererseits als Senke benutzt, 
in die hinein sie sich entsorgt (Abfälle aller Art). Dabei ist der ökonomischen 
Verwertungslogik noch immer nicht wirklich bewusst, dass die der „industriellen 
Ökonomie eigene Entsorgungslogik die Versorgungsansprüche desselben öko- 
nomischen Systems konterkarieren könnte“ (Hofmeister 1999, 75). Dieser „Riss 
zwischen Produktions- und Reproduktionssphäre“ ergibt sich, weil sich die „In- 
novationsfähigkeiten und die Innovationsgeschwindigkeit des ökonomisch- 
technischen ‚Produktionssystems’ von den Bedingungen und Zeiten der physi- 
schen Reproduktion losgerissen“ haben (Hofmeister, ebd.). Erst eine bewusst po- 
litische Ökologie (vgl. Lipietz 2000, Paust-Lassen/Wolf 2001), welche die histori- 
schen Gestaltungsalternativen der Menschen mit einbezieht, kann Fragen aufwer- 
fen wie ‚welche Art von Natur oder sozialem (Zusammen)Leben wollen wir?’ und 
dadurch neue Entscheidungen”! über die Art und den Umfang von Produkten 
und (Re)Produktionsmustern herbeiführen. Dabei ist auch das soziale Ge- 
schlecht systematisch mit einzubeziehen, so dass die Versorgungswirtschaft als 
Gegenstand ökonomischer Untersuchungen im Sinne einer „Lebensweltökono- 


20 Hierüber wird auch ein Theorieprozess zu einem gewissen Abschluss geführt, der im Wesent- 
lichen in der Trennung von Arbeit und Interaktion durch Jürgen Habermas in den sechziger 
Jahren eingeleitet worden ist. Seine Schule (im weitesten Sinne) ist deshalb nicht überra- 
schend in der Freiheit-statt-Arbeit-Debatte für ein bedingungsloses Grundeinkommen privi- 
legiert vertreten (z.B. Offe, Neuendorft, auch Oevermann) (vgl. Peter/Wolf 2008, 110ff., 
Neuendorff u. a. 2009 und www.forum-neue-politik.der-arbeit.de). 

21 Die partizipative Demokratie ist die Grundlage, von der aus die Menschen über die Rich- 
tung ihrer jeweiligen spezifischen aber auch der allgemeinen Entwicklung der Menschheit 
entscheiden. Dass das alles nicht ohne Technik und nicht ohne die Wissenschaft über tech- 
nische Entwicklungen (technologische Innovationen) zu machen sein wird, ist offensichtlich. 
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mie“(vgl. Jochimsen/Knobloch 2006, 10) sichtbar wird. Das gilt nicht weniger 
für die Frage, was am ‚Ende’ wieder in den ökologischen ‚Haushalt der irdischen 
Biosphäre zurückgeführt werden soll - und was eben nicht. 

Auf der Grundlage einer derartigen kritischen Erneuerung der einschlägigen Wis- 
senschaften kann eine Politik der Arbeit heute grundlegend neu konzipiert wer- 
den. Eine kritische Wissenschaft, die sich auf das „Handgemenge“ konkreter Un- 
tersuchungen einlässt, ist nicht nur von den WissenschaftlerInnen zu erkämpfen. 
Das wird vielmehr eine erste Aufgabe aller im neu aufzubauenden arbeitspoliti- 
schen Kommunikationsraum zwischen Wissenschaften und Gewerkschaften sein 
(vgl. Scholz/Peter 2008, Martens 2007, Scholz u.a. 2006). Erst durch eine ent- 
sprechende Umwälzung von wissenschaftlichen Untersuchungen und gesell- 
schaftlichen Diskursen können tragfähige Orientierungen gewonnen werden für 
ein neues gesellschaftspolitisches Bündnis - mitgetragen von bisherigen gewerk- 
schaftlichen Handlungskernen und gewerkschaftsnahen ExpertInnen, die neue 
Forderungen aus sozialen Bewegungen mit gewerkschaftlichen Anforderungen an 
‚gute Arbeit’ verbinden. Ein derartiges Bündnis wäre dann auch dazu in der La- 
ge, staatliche Handlungsstrategien und -programme für sich zu nutzen, sie einzu- 
fordern und sie in ihrer Umsetzung weitertreibend zu begleiten. 
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Ulrich Brand 


Schillernd und technokratisch 
Grüner New Deal als magic bullet in der Krise 
des neoliberal-imperialen Kapitalismus?* 


Josef Moe Hierlmeier zum 50. Geburtstag in politischer 
Verbundenheit und Freundschaft gewidmet. 


Die Entwicklungsforscherin Jessica Vıivi- 
an kritisierte vor einigen Jahren entwick- 
lungspolitische Bestrebungen dafür, dass 
sie meist auf der Suche nach der magic 
bullet, einem Allheilmittel, seien. Die Su- 
che nach dem einen richtigen Hebel zur 
Bekämpfung von Hunger und Armut ın 
der Welt, so Vivian, seı eher hinderlich 
bei der Suche nach angemessenen Politi- 
ken. 

Eine solche Suche scheint es derzeit auch 
zu geben angesichts der tiefgreifenden 
und multiplen Krise. Denn diese umfasst 
nicht nur die Finanzmärkte und den Be- 
reich wirtschaftlicher Produktion und 
Konsumption, es handelt sich auch um 
eine Krise des Energiesystems, der Nah- 
rungsmittelproduktion sowie der Re- 
produktion natürlicher Lebensgrundlagen 
durch den Klimawandel oder die Erosion 
biologischer Vielfalt. Hier setzt die Dis- 
kussion um einen Grünen New Deal an 
und das alleine ist verdienstvoll. Die jah- 
relange Deregulierungs- und Liberalisie- 
rungspolitik wird scharf kritisiert und ein 
sozial-ökologisches Investitionsprogramm 
gefordert (Bündnis 90/Die Grünen 2008, 
European Green Party 2008). Die Debat- 
te wird seit 2007 von der Green New 
Deal Group der den Grünen nahestehen- 
den New Economics Foundation voran- 
getrieben (Green New Deal Group 2008). 
Auf internationaler Ebene hat das Um- 


* Für Hinweise danke ich Thomas König, 
Hendrik Sander, Maren Schlierkamp, Guido 
Speckmann, Markus Wissen und den Mitdis- 
kutantlInnen beim Wiener politischen Salon. 


weltprogramm der UNO (UNEP 2009) 
die Diskussion aufgenommen und auch 
in der Obama-Regierung scheint es Kräf- 
te zu geben, die strategiefähig sind. Par- 
teipolitisch wird das Konzept in Westeu- 
ropa von den Grünen vorangetrieben. 
Dennoch gibt es große Differenzen: Die 
New Economics Foundation ist eher 
keynesianisch ausgerichtet, während 
UNEP für eine Fortsetzung neoliberaler 
Politiken plädiert. 

Der Begriff des Grünen New Deal 
(GND) ist auf eine problematische Art 
suggestiv (gegen politische Suggestion ist 
an sich nichts einzuwenden): Er verweist 
mit romantischem Unterton auf die Pha- 
se eines mehr oder weniger dynamischen 
und Verteilung ermöglichenden Kapita- 
lismus. Er war und ist also ein Projekt, 
um das Wirtschaftswachstum wieder „an- 
zukurbeln“. Es bleibt ausgeblendet, dass es 
sich dabei eben nicht nur um erfolgrei- 
che staatliche Wirtschaftspolitik handel- 
te, sondern dass diese eingebettet war in 
eine Kräftekonstellation mit relativ star- 
ken Gewerkschaften und in die weltpoli- 
tische Konstellation einer Systemalterna- 
tive (wie immer man deren alternativen 
Charakter aus heutiger Sicht einschätzen 
mag). Das zwang die Eliten zu Zugeständ- 
nissen. Beides gibt es heute nicht, die 
Formen der Krisenregulierung werden 
bislang „von oben“ durchgesetzt (Stei- 
nert 2009, Brand 2009). Und: Der histo- 
rische New Deal war ein imperiales, um 
eine weiße, männliche Mittelklasse und 
auf Naturausbeutung herum organisiertes 
Projekt. 
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Christine Bauhardt 


Ressourcenpolitik und Geschlechtergerechtigkeit 
Probleme lokaler und globaler Governance 
am Beispiel Wasser 


Das Thema dieses Beitrags steht im Kontext meiner Forschungen zum Zu- 
sammenhang von nachhaltiger Entwicklung und Geschlechterverhältnissen in 
einer globalen Perspektive. Als Politikwissenschaftlerin interessieren mich da- 
bei insbesondere Fragen nach der politischen Gestaltung von gesellschaftli- 
chen Prozessen. Mit dem Konzept der Ressourcenpolitik fasse ich den Zugang 
zu Ressourcen, die Nutzung von Ressourcen und die politische Gestaltung des 
Umgangs mit Ressourcen. Ausgangspunkt meines Beitrages ist die These, dass 
die aktuelle Umwelt- und Klimadebatte maßgeblich zur Verfestigung von öko- 
nomischer und sozialer Ungleichheit in den Geschlechterverhältnissen beiträgt 
und dass hegemoniale Konzepte zur Integration einer Gender-Perspektive 
nicht dazu geeignet sind, diese Ungleichheiten aufzulösen, sondern sie eher 
noch verstärken. Am Beispiel des Wasserressourcenmanagements werde ich 
dies konkret verdeutlichen. Die Frage, die sich daran anschließt, ist die nach 
einer herrschaftskritischen und geschlechtergerechten Ressourcenpolitik. Ich 
werde diese im Rückgriff auf ein feministisches Nachhaltigkeitsverständnis im 
Sinne von Sustainable Livelihood entwickeln. 


1. Von CO>-Äquivalenten und einer neuen Mondmission 


Die Umweltthematik hat in der jüngsten Vergangenheit eine verstärkte politi- 
sche und publizistische Aufmerksamkeit erfahren. Unter dem Stichwort „Kli- 
mawandel“ haben umweltbezogene Themen neuen Aufwind bekommen. Al- 
lerdings muss man fragen, ob es tatsächlich diejenigen Themen sind, die die 
Umwelt- und Nachhaltigkeitsforschung seit Jahren vom wissenschaftlichen 
und politischen Mainstream quasi unbeachtet bearbeitet, die nun im Zentrum 
der Debatte stehen. Oder wurde mit dem Stichwort „Klimawandel“ möglı- 
cherweise eine Chiffre gefunden, um diese hoch konfliktgeladenen und unpo- 
pulären Themenfelder elegant zu umgehen? Zunächst einige Stichworte zu den 
Themen, die in der Klimadebatte Konjunktur haben: 
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1.1 Treibhausgase und Klimaerwärmung 


Die Debatte um den Klimawandel wird vor allem mit der Forderung verbun- 
den, den Ausstoß des Treibhausgases CO, zu reduzieren, damit die globale 
Erwärmung unterhalb von 2° Celsius im Verhältnis zum vorindustriellen Ni- 
veau bleibt. Zum Vergleich: Heute liegen die Durchschnittstemperaturen etwa 
0,8°C über denen der vorindustriellen Zeit (Meinshausen 2008: 19). Eine Rei- 
he von internationalen Abkommen regelt diese Begrenzung der Emissionen. 
Die wichtigsten sind die Klimarahmenkonvention, die beim UN-Gipfel für 
Umwelt und Entwicklung in Rıo de Janeiro 1992 verhandelt wurde, und das 
zugehörige Kyoto-Protokoll, das 1997 beschlossen wurde, 2005 in Kraft trat 
und 2012 auslaufen wird. 

Um die 2°-Grenze der Erderwärmung nicht zu überschreiten, müssen die CO 
Emissionen im Bereich von 400ppm CO>-Äquivalent pro Kopf oder darunter 
stabilisiert werden. Das bedeutet, dass die weltweiten Emissionen bis 2050 um 
50% gesenkt werden müssen und der globale Pro-Kopf-Ausstoß an Treibhaus- 
gasen um 70% zu reduzieren ist (ebd.). Der derzeitige globale Durchschnitts- 
wert der Pro-Kopf-Emissionen von 5,6 t COz-Äquivalent müsste dafür auf et- 
wa 1,1 bis 1,4 t CO,-Äquivalent pro Kopf gesenkt werden (Höhne 2008). 

Die Autoren solcher Berechnungen erkennen mehr oder weniger explizit an, dass 
diese gesetzten Werte nicht so absolut sind wie sie erscheinen. Die beiden hier 
genannten Autoren zum Beispiel schwanken bei der Bewertung von Reduktı- 
onszielen: Während Meinshausen das Niveau von 400ppm COz-Äquivalent 
oder darunter ansetzt, damit die 2°C-Grenze gehalten werden kann, hält Höh- 
ne 450ppm für eine „relativ strikte langfristige Zielsetzung“ (Höhne 2008: 35). 

In neuere Berechnungsmodelle wird ebenfalls mit einbezogen, dass der globale 
Durchschnittswert an Pro-Kopf-Emissionen über die realen Emissionen und 
damit den Energieverbrauch im globalen Norden sowie in den Schwellenlän- 
dern und in den am wenigsten industnalisierten Ländern des Südens wenig Re- 
levantes aussagt. Immerhin eignet sich gut ein Viertel der Weltbevölkerung et- 
wa drei Viertel der globalen Ressourcen an. Darüber hinaus weisen die Pro- 
Kopf-Verbräuche enorme Diskrepanzen auf zwischen den Wohlstandskonsu- 
menten des Nordens und zunehmend auch der Industrieländer des Südens 
und den Armen in den jeweiligen Ländern und weltweit (Santarıus 2008). 
Auch die 2°C-Grenze ım Vergleich zum vorindustriellen Niveau ist keine ab- 
solute und natürliche, sondern eine normative Setzung, auf die sich die Staa- 
ten der multilateralen Klimapolitik in den Verhandlungen seit den neunziger 
Jahren geeinigt haben (AG Soziale Ökologie/BUKO 2008). 

Insgesamt sind diese Zahlenspiele der Tatsache geschuldet, dass die Diskussion 
um Klimawandel und Erderwärmung von naturwissenschaftlichen Zugängen 
und Methoden dominiert wırd. Die Zahlen suggerieren einerseits wissenschaft- 
liche Objektivität, andererseits geben sie immer wieder Anlass zu neuen Be- 


rechnungen, aktualisierten Daten oder kontroversen Einschätzungen: Wie viel 
CO,-Äquivalent muss nun genau reduziert werden und bis wann? Diese tech- 
nokratische Orientierung dient einer wissenschaftlichen Gemeinschaft zur Le- 
gitimationsbeschaffung ihrer selbst und ihrer Forschungsinfrastrukturen, um 
eine hegemoniale Perspektive, einen „grünen Imperialismus“ (Brü 
Bistuer/Aguera Cabo 2004: 212), aufrecht zu erhalten. Irmgard Schultz hat 
schon 1996 in einem pointierten Aufsatz „Die Liebe der Männer zu nachhal- 
tigen Zahlen“ kritisiert (Schultz 1996). Die vorgebliche Objektivität der Zah- 
len erscheint als absolut und unhinterfragbar, sie unterstellt Berechenbarkeit ın 
einem äußerst komplexen Denk- und Handlungszusammenhang - denn es 
geht ja um nicht weniger als um das globale Ganze. 


1.2 Handlungsdruck für die Zukunft des Planeten 


Schaut man sich die einschlägigen Publikationen an und hört die entspre- 
chenden politischen Verlautbarungen, dann dominiert dort die Rhetorik des 
sofortigen Handlungsdrucks. Formulierungen wie „Die Menschheit befindet 
sich an einem Scheideweg“ (Ott 2008: 9) suggerieren den akut bevorstehenden 
Weltuntergang hinter der nächsten Weggabelung. Um ihn zu verhindern wird 
ein „weltweiter Apollo-Plan“ gefordert, also ein dem Weltraumprogramm der 
NASA zur Eroberung des Mondes vergleichbarer finanzieller und intellektuel- 
ler Kraftakt. „Das klingt pathetisch, aber wir sind wahrlich in einer Situation, 
in der wir uns solchen [sic] Pathos leisten müssen“, so wird Hans Joachim 
Schellnhuber, Leiter des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung und wis- 
senschaftlicher Chefberater der Bundesregierung in Fragen des Klimawandels 
und der internationalen Klimapolitik, im Tagesspiegel vom Oktober 2007 zi- 
tiert. 

Können diese mit Weltuntergangsstimmung unterlegten Bedrohungsszenarien 
tatsächlich politische Handlungsfähigkeit erzeugen? Oder führen sie nicht eher 
zu Fatalismus bei denjenigen politischen und sozialen Akteuren, die zur Re- 
duktion von Treibhausgasen ihre Entscheidungen, seien es nun Investitions- 
entscheidungen oder alltägliche Verhaltensentscheidungen, tatsächlich dras- 
tisch verändern müssten? Die regelmäßige Wiederholung des bevorstehenden 
Weltenendes, das bereits vom Club of Rom Anfang der siebziger Jahren prog- 
nostiziert wurde, wirkt ähnlich abstrakt wie die Zahlenspiele der naturwissen- 
schaftlichen Klimaforschung. Seit dem Erscheinen der „Grenzen des Wachs- 
tums“ (Meadows/Meadows 1972) haben sich Indien, China und Brasilien ın 
damals unvorstellbarer Weise industrialisiert und sind zu globalen Wirtschafts- 
akteuren aufgestiegen, die den Industrieländern des Nordens in ihrem aktuel- 
len Emissionsausstoß in nichts nachstehen. Ganz fatalistisch könnte man ein 
Liedchen anstimmen: Davon ging die Welt nicht unter... 

Der Abstraktionsgrad auf der Maßstabsebene des Globus einerseits und die 
konkreten Entscheidungen und kleinmaßstäblichen Handlungen ım Alltag 
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andererseits reproduzieren die Geschlechterhierarchie, nach der das Große und 
Allgemeine symbolische Männlichkeit impliziert und das Kleine, Konkrete 
und Alltägliche symbolische Weiblichkeit. Dies wird im globalen Umweltdis- 
kurs durchaus auch bildlich und real fassbar. Fotos von Frauen, die in über- 
fluteten Regionen knietief im Wasser stehen oder in Dürregebieten Wasserkü- 
bel über weite Strecken auf dem Kopf transportieren, sind Ikonen zur Bebilde- 
rung der Katastrophe geworden. Auch der aktuelle Weltentwicklungsbericht 
der Weltbank beginnt mit einer solchen Ikone, wenn es dort im ersten Ab- 
schnitt heißt: „An African woman bent under the sun, weeding sorghum in an 
arıd field with a hoe, a child strapped on her back - a vivid image of rural 
poverty. For her large family and millions like her, the meagre bounty of sub- 
sistence farming is the only chance to survive“ (Weltbank 2007: 1). 

Und in der Tat sind es Frauen gerade in den am wenigsten industrialisierten 
Ländern, die von den Folgen der globalen Erwärmung am stärksten betroffen 
sind (vgl. z.B. Masika 2002). In landwirtschaftlich geprägten Ökonomien sind 
immer häufiger wiederkehrende Dürren oder Überflutungen besonders drama- 
tisch, und in vielen Weltregionen hängen die Existenzbedingungen der Ar- 
mutsbevölkerung von der Überlebensökonomie der Frauen ab. Allerdings be- 
dienen die Ikonen der weiblichen Armut mehr das Stereotyp der „Unterent- 
wicklung“ als dass eine Geschlechterperspektive in die Politikgestaltung im 
globalen Maßstab eingezogen würde. Es steht zu befürchten, dass dazu auf. 
grund des drohenden Weltuntergangs keine Zeit mehr bleibt. 


1.3 Naturwissenschaftlich-technische Innovationen 


Um die drohende Klimakatastrophe abzuwenden, suchen vor allem die E- 
nergiekonzerne wie BP, Vattenfall und RWE, aber auch die erdölexportie- 
renden Länder der OPEC nach technischen Lösungen, um CO, sowohl bei 
der Förderung z.B. von Öl und Erdgas als auch bei der Erzeugung von Koh- 
lestrom zu reduzieren. Dazu wird an Technologien zur CO>-Abscheidung 
und -speicherung, dem sog. CCS (Carbon Capture and Storage), gearbeitet. 
Die Grundidee dabei ist, das CO,, das beispielsweise bei der Förderung von 
Erdgas frei wird, nicht in die Erdatmosphäre zu entlassen, sondern in geologi- 
schen Formationen wie entleerten Öl- und Gasfeldern oder in den Ozeanen zu 
speichern. Auch Ölfelder, in denen noch Öl gefördert wird, können damit 
besser ausgebeutet werden (vgl. Supersberger u.a. 2008). Relevant ist diese 
Technologie vor allem für die Entwicklung Chinas, dessen Energiebedarf wei- 
terhin drastisch steigt, wenn die chinesische Wirtschaft auch zukünftig um 
jährlich 6 Prozent wächst. Aber auch andere Staaten wie Indien, Japan, Austra- 
lien und die USA erhoffen sich von dieser Technologie eine Reduzierung ihrer 
Treibhausgasemissionen. Auch die EU fördert CCS als ein Instrument neben 
anderen im Kampf gegen den Klimawandel (vgl. ebd.). Erwartet wird davon, 
dass auch langfristig weiterhin Kohle zur Energiegewinnung eingesetzt werden 
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kann, sei es in Kohlekraftwerken oder um Erdöl für den Transportsektor 
durch Kohleverflüssigung zu ersetzen. 

Bezogen auf die Entwicklung neuer Technologien ist natürlich auch eine alte 
Technologie plötzlich wieder auf dem diskursiven Vormarsch, die Atomener- 
gie. Ich werde hier nicht weiter auf Einzelheiten eingehen, aber dies scheint 
mir nur konsequent und in der Logik des technokratischen Ansatzes zu liegen, 
der vor allem in COs-Äquivalenten und CO>-Minderungszielen denkt. Da 
wird auf einmal eine menschen- und umweltfeindliche Technologie zu einer 
klimafreundlichen Technologie erhoben, weil sie kein CO, emittiert. In eine 
vergleichbare Richtung geht die agrarwirtschaftliche Produktion von Treibstof- 
fen als Ersatz für fossile Brennstoffe. 

Von kritischen WissenschaftlerInnen und Umwelt-NGOs werden diese natur- 
wissenschaftlich-technischen Ansätze ähnlich wie der Emissionshandel als Ret- 
tungsversuche des globalen Kapitalismus interpretiert (vgl. Altvater 2008, AG 
Soziale Ökologie/BUKO 2008). Diese Kritik braucht eine notwendige Ergän- 
zung: Nicht nur das Kapital-, auch das Geschlechterverhältnis reproduziert 
sich in diesen technokratischen Visionen. Sie bauen auf einem von alltäglı- 
chen und konkreten Praxen abstrahierenden und von diesen völlig losgelösten 
Machbarkeitswahn auf, der die Phantasien des 18. Jahrhunderts von Analyse, 
Beherrschung und Unterwerfung der Natur auf eine neue globale Stufe hebt. 
Das aufgeklärte männliche Subjekt macht sich von neuem die Erde untertan. 


1.4 Zwischenfazit / 


Um nicht falsch verstanden zu werden: Ich möchte nicht in Frage stellen, dass 
die natürlichen Lebensgrundlagen in unverantwortlicher Weise überausgebeu- 
tet und im Weltmaßstab zerstört werden. Die Umweltkrise ist eine globale 
Krise, und das Mensch-Natur-Verhältnis ist zutiefst gestört, was dramatische 
Konsequenzen besonders für diejenigen Menschen hat, deren Existenz in ho- 
hem Maße von den natürlichen Lebensbedingungen abhängt. Die Abstraktion 
der Zahlen bezogen auf CO7-Reduktionsziele sind jedoch weit entfernt von 
den konkreten Lebensbedingungen der Menschen in Zeit und Raum. Wer 
kann sich schon etwas unter 400ppm CO>-Äquivalent vorstellen? Diese Abs- 
traktion impliziert einen Herrschaftsgestus und bestätigt das Machtgefälle zwi- 
schen verschiedenen Wissenssystemen und realen Handlungspraxen. 

Der aktuelle Klimadiskurs hat möglicherweise eine neue Dimension im Ver- 
gleich zu früheren Bedrohungsszenarien, weil er den Blick darauf zu lenken 
versucht, dass nicht nur die gern zitierten Ärmsten der Armen die fatalen 
Konsequenzen der Erderwärmung zu tragen haben. Die zunehmenden klima- 
tisch bedingten Wetterunsicherheiten im globalen Norden, die sich in häufiger 
auftretenden Hurrikans, unerwarteten Überschwemmungen oder trockenen 
und heißen Sommern äußern, werden als direkt erfahrbare Auswirkungen da- 
für angeführt, dass auch „wir“ und besonders „unser“ Wohlstand und „unsere“ 
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sicher geglaubten Lebensgrundlagen im Kern bedroht sind. Die Katastrophe 
findet auch vor „unserer“ Haustüre statt und nicht irgendwo weit weg ın 
Bangladesch oder in Mexiko. 

Dennoch bleibt die Frage, ob abstrakte Untergangsszenarien zum Handeln a- 
nimieren, wenn die seit Jahren angekündigte Katastrophe schon recht lange 
auf sich warten lässt. Der diskursiv erzeugte Handlungsdruck, jetzt und sofort 
die Welt retten zu müssen, läuft ins Leere, wenn politische Perspektiven durch 
Naturbeherrschungsphantasien oder durch neue Mondmissionen ersetzt wer- 
den. Männliches Pathos auf der einen Seite und weibliches Elend auf der an- 
deren eignen sich nicht dazu, politische Gestaltungsmöglichkeiten zu entwi- 
ckeln. 


2. Ressourcenmanagement global und lokal 


Im globalen Diskurs zu Umwelt und Entwicklung ist das Konzept des integ- 
rierten Ressourcenmanagements weit verbreitet. Ich möchte dieses Konzept im 
Folgenden am Beispiel der Ressource Wasser illustrieren. Wasser ist deshalb 
ein gut geeigneter Fall, weil hier bereits seit einigen Jahren sowohl theoretisch 
als auch in der praktischen Entwicklungszusammenarbeit eine Gender- 
Perspektive eingenommen wird. Wasser ıst ein komplexes Thema, das ver- 
schiedene Ebenen umfasst, die darauf verweisen, dass Wasser ein vermittelndes 
Element ım gesellschaftlichen Naturverhältnis ist. Es geht dabei um die All- 
tagsebene derjenigen Menschen, die mit dem Wasser arbeiten, deren Lebens- 
grundlagen von der Verfügbarkeit von Wasser direkt abhängig sınd, die Ebene 
der Machtverhältnisse zwischen globaler Umweltpolitik und lokalen Ressour- 
cenkonflikten, Wasser als hochgradig gegenderte soziale und kulturelle Praxis, 
Wasser als ökonomisches Gut und Handelsware. Und natürlich Wasser, das 
mittels gigantischer Staudämme Energie liefern und landwirtschaftliche Pro- 
duktion ermöglichen bzw. verbessern soll. Wasser ist ein Thema der globalen 
Umwelt- und Ressourcenpolitik, das im Klimadiskurs mit seiner Konzentrati- 
on auf Kohlenstoff in seinen unterschiedlichen Aggregatzuständen völlig aus- 
geblendet wird, obwohl (oder vielleicht weil?) sich hier die ganze Verquickung 
von Konflikten, Praxen, Interessen und die Schwierigkeit einer von konkreten 
Lebensvollzügen abstrahierenden Perspektive zeigt. 

Zum anderen dient mir dieser Abschnitt zur Erläuterung einer weiteren Kritik 
an Debattenbeiträgen zur Klimaforschung und Klimapolitik, die auf die Un- 
gleichheiten im Geschlechterverhältnis verweisen, ohne zu explizieren, was 
damit eigentlich gemeint ist und welche Konsequenzen daraus abzuleiten wä- 
ren. Was heißt es konkret, wenn von den „Ungleichheiten und strukturellen 
Asymmetrien ım Verhältnis (...) zwischen den Geschlechtern“ (Dietz/Brunnen- 
gräber 2008: 401) im Kontext der globalen Klimapolitik die Rede ist? Wie sind 
diese „genderspezifischen Ungleichheiten“ (ebd.: 402) konzipiert? Wenn es 
sich dabei nicht um eine rhetorische Floskel handeln soll, muss hier mehr a- 


nalytische Arbeit geleistet werden als die unendliche Wiederholung der Klage, 
dass Frauen aus allen möglichen Entscheidungsprozessen ausgeschlossen seien 
(ebd.: 406). Was ist das anderes als die Reproduktion des Klischees von der 
„armen, benachteiligten und politisch irrelevanten Frau“? Geschlechtergerech- 
tigkeit spielte keine Rolle im NAPA-Prozess (National Action Plan for Adapta- 
tion) in Tansanıa (ebd.: 414)? Sie spielt genauso wenig eine Rolle im Fazit des 
zitierten Aufsatzes zu den „Blindstellen der internationalen Klimapolitik“ 
(ebd.: 419). 

Das Handlungs- und Politikfeld Wasser ist im hier diskutierten Zusammen- 
hang auch deshalb besonders relevant, da Wasser als Quelle zur Energiegewin- 
nung seit vielen Jahren immens bedeutsam ist - man denke nur an die Groß- 
staudämme in Indien und China, die für die Bewässerungslandwirtschaft, aber 
allem voran für die Stromerzeugung dieser neuen Wirtschaftsgroßmächte zent- 
tal waren. Wasserkraft ist eine für den CO>-Ausstoß nicht relevante Energie- 
quelle, ihr Ausbau wird zum Beispiel von der Türkei massiv voran getrieben, 
ohne Rücksicht auf soziale, ökologische und kulturelle Verluste. Ich möchte 
das am Beispiel des Südostanatolien-Projekts (GAP) verdeutlichen. Dieses inf- 
rastrukturelle Großprojekt wird vom türkischen Staat als Vorzeigemodell für 
Nachhaltige Entwicklung propagiert - und, damit nicht genug, als Emanzipa- 
tionsprojekt für Frauen (Unver/Gupta 2003). So preisen diese beiden Autoren 
und Projektverantwortlichen das hoch umstrittene und von der ansässigen 
kurdischen Bevölkerung massiv kritisierte Staudammprojekt (vgl. z.B. WEED 
2006) als Maßnahme zur angemessenen Nutzung und Erhaltung der Wasser- 
und Landressourcen sowie der Biodiversität der Region (Unver/Gupta 2003: 
232) und - wie könnte es anders sein - als „Motor für Nachhaltige Entwick- 
lung“ (ebd.: 240). 

Aber auch die Frauen und ihre „Entwicklung“ kommen nicht zu kurz, so ver- 
sichern die Projektverantwortlichen. Denn die sogenannten CATOM, Mehr- 
zweckzentren für die lokalen Gemeinschaften, stellen Räume bereit „for social 
change for gender-balanced development“ (ebd.: 250). Frauen können sich 
dort in Hygiene-, Kindererziehungs- und Ernährungsfragen fortbilden, Kurse in 
Existenzgründung belegen und lernen, wie sie sich für die Community nütz- 
lich machen können. Sozialer Wandel für eine geschlechtergerechte Entwick- 
lung? Diese Frage hat Leila M. Harris (2006) in der Region empirisch unter- 
sucht. Ich komme später auf die Ergebnisse ihrer Untersuchung zurück. Vorab 
sei gesagt, dass die Ebene des globalen Ressourcenmanagements durch den 
Staat und seine Infrastrukturpolitik und die Ebene der lokalen Lebensverhält- 
nisse in keiner Weise miteinander vermittelt sind. Die Staudammpolitik ın 
Südostanatolien hat die Ungleichheit im Zugang zu Wasser und in der Nut- 
zung von Wasser dramatisch verschärft, Verteilungskonflikte zwischen Landbe- 
sitzern und Landlosen zugespitzt und die sozialen und ökonomischen Hierar- 
chien zwischen Männern und Frauen verstärkt. 
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2.1 Wasserpolitik und Governance 


Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat die Jahre 2005 bis 2015 
zur Internationalen Aktionsdekade „Wasser - Quelle des Lebens“ erklärt und 
formuliert, gleich zu Beginn an prominenter Stelle der Deklaration, den Be- 
schluss, „dass die Ziele der Dekade darın bestehen, wasserbezogene Fragen auf 
allen Ebenen sowie die Umsetzung wasserbezogener Programme und Projekte 
stärker ins Blickfeld zu rücken und gleichzeitig danach zu streben, die Teilha- 
be und Mitwirkung von Frauen an wasserbezogenen Entwicklungsanstrengun- 
gen zu gewährleisten“ (UN-Resöolution A/RES/58/217, Hervorhebung von 
mir). Damit sollen u.a. die wasserbezogenen Ziele der Agenda 21 sowie der 
Millenniums-Erklärung! verwirklicht werden. 

Es stellt keine neue Entwicklung dar, die besondere Rolle der Frauen beim 
schonenden Umgang mit der Ressource Wasser im politischen Diskurs her- 
vorzuheben. Bereits 1992 wurden bei der Dubliner Umwelt- und Wasserkonfe- 
renz der Vereinten Nationen die vier Dubliner Prinzipien? beschlossen. Eines 
dieser Prinzipien lautet: „Frauen spielen eine zentrale Rolle bei der Wasserver- 
sorgung, dem Wassermanagement und dem Wasserschutz“ (zit. nach Bennett 
2005: 1). Die Berücksichtigung dieses Prinzips auf lokaler Ebene jedoch, so 
kritisieren feministische Wissenschaftlerinnen wie Vivienne Bennett und 
Margreet Zwarteveen (2005), sei unzureichend oder unbefriedigend. Insbeson- 
dere die geschlechtsdifferenzierenden Erfahrungen und das geschlechtsspezifi- 
sche Wissen über haushalts- und landwirtschaftsbezogenes Wassermanagement 
würden auf der konkreten Projektebene zu wenig berücksichtigt. 

Aufgrund der geschlechtlichen Arbeits- und Zuständigkeitsverteilung setzten 
Frauen und Männer unterschiedliche Prioritäten beispielsweise bei der Frage 
des Zugangs zu Wasser, berichtet Bennett (2005) von einer Befragung im 
Rahmen eines landwirtschaftlichen Bewässerungsprojektes in Ecuador. Frauen 
erwarteten eine konstante zeitliche Verfügbarkeit des Wassers im Tagesverlauf 
und eine räumliche Verfügbarkeit durch kleinteilige Erschließung über zu den 
Häusern führende Kanäle. Intendierter Nebeneffekt zur Bewässerung der Fel- 
der war dabei, den Bedürfnissen der Nahrungsversorgung und Hygiene nach- 
kommen zu können und lange Wege zu einem Trinkwasserbrunnen zu ver- 


il Zwei der Millenniums-Ziele sind in diesem Kontext zu nennen: Ziel 3 - Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter, Ziel 7 - Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit, u.a. 
Zugang zu sauberem Trinkwasser. Ziel ist hier, den Anteil der Menschen ohne Zugang zu si- 
cherer Wasser- und Sanitärversorgung bis 2015 zu halbieren. Selbst wenn diese Zielvorgabe 
erreicht würde, was derzeit kaum wahrscheinlich ist, dann wären 2015 immer noch 800 Mio. 
Menschen ohne ausreichenden Zugang zu Wasser und 1,8 Mrd. Menschen ohne Sanitärver- 
sorgung (UNDP 2006: 71). 

2 Die „Dubliner Prinzipien“ beziehen sich auf 1. Ressourcenschutz und Nachhaltigkeit, 2. Par- 
tizipation von Nutzern, Planern und Entscheidern, 3. die besondere Rolle der Frauen, 4. den 
ökonomischen Wert des Wassers und seine Bedeutung als ökonomisches Gut. 
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meiden. Männer hingegen optierten für ein Rotationsprinzip, bei dem sie 
nicht regelmäßig jeden Tag Zugang zu Wasser hatten, aber eine hohen Durch- 
fluss, sobald sie an der Reihe waren, dıe Felder zu bewässern. Beide, Männer 
wie Frauen, hatten zwingende Gründe für ihre jeweiligen Prioritäten, und nur 
die Berücksichtigung beider Perspektiven führten zu einem effektiven Bewässe- 
rungssystem, so Bennett. 

An diesem Beispiel wird auch deutlich, dass die geläufige Trennung der Sphä- 
ren zwischen reproduktiven und produktiven Tätigkeiten und der Zuweisung 
entlang der Geschlechterlinie der Alltagspraxis der Menschen nicht gerecht 
wird. Während die Männer sich in dem genannten Fall ausschließlich für die 
Bewässerung der Felder zuständig zeigten, verweisen die Nutzungsbedürfnisse 
der Frauen auf die beiden Sphären von landwirtschaftlicher Produktion und 
sozialer Reproduktion. Der politische Diskurs und die planerische Praxis ver- 
orten jedoch die Frauen ausschließlich im haushaltsbezogenen Bereich von 
Nahrungs- und Gesundheitsversorgung. Gegenderte Bedürfnisse im Hinblick 
auf Nutzung von und Zugang zu Wasser werden dabei als die besonderen Be- 
dürfnisse von Frauen in der Sphäre des sogenannten Privaten und des Kon- 
sums und nicht auf der Ebene des ökonomisch Produktiven angesiedelt. 

Diese Sichtweise entspricht keiner Realität, weder bezogen auf historische 
noch auf aktuelle Praxen. Ben Page (2005) verweist am Beispiel Kameruns dar- 
auf, dass die Frauen in der vorkolonialen Zeit keinesfalls lediglich Wassernut- 
zerinnen und -konsumentinnen waren, sondern aktive Produzentinnen eines 
komplexen Systems aus Wasserinfrastruktur, Wasserinstitutionen und Wasser- 
politiken (Page 2005). Unter der britischen Kolonialherrschaft wurde den 
Frauen dann eine ambivalente Rolle zugewiesen. Als Mütter und Versorgerin- 
nen wurden sie einerseits als quasi passive Konsumentinnen von Wasser im 
Haushalt gesehen, andererseits diente diese Zuschreibung von Wasser zur 
Frauenangelegenheit als zentrale Argumentationsfigur für den Bau von Was- 
server- und -entsorgungssystemen, um den Lebensstandard der häuslichen 
Gemeinschaft und dadurch der Gesellschaft insgesamt zu heben. In Planung 
und Bau der Infrastruktur wurden Frauen dann aber durchaus einbezogen. 
Page kommt zu dem Schluss: 

„Ihe close association between women, water and domesticity was firmly established in the 
minds of colonial officials. Water was seen largely as a woman’s thing and women played a vital 
part, not only in the ideological justification for particular forms of investment, but also in the 


implementation process. In this respect water supplies during the colonial period were produced 
both for and by women“ (ebd.: 62). 


Auch für die aktuelle Situation trifft die permanent wiederholte Trennung von 
produktiven Bedürfnissen, insbesondere im landwirtschaftlichen Sektor, und 
Konsum im Haushalt für Versorgung und Hygiene und damit auch die Bestä- 
tigung der Machthierarchien im Geschlechterverhältnis de facto nicht zu. Die 
Migration der Männer in die Städte hat in vielen peripheren Gegenden dazu 
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geführt, dass Frauen die ökonomischen und sozialen Beziehungen in vielen 
agrarischen Räumen dominieren. In Lateinamerika haben schätzungsweise ein 
Viertel der ländlichen Haushalte weibliche Haushaltsvorstände (Zwaarteveen/ 
Bennett 2005: 19), in Subsahara-Afrika sind es noch entschieden mehr, in Ke- 
nia zum Beispiel lagen in den achtziger Jahren die Zahlen zwischen 30 und 40 
Prozent (Nelson 1992). Dabei handelt es sich häufig um kleine Subsistenz- 
betriebe, und die weiblichen Haushaltsvorstände sind dies eher aus Armut 
denn aus weiblicher Emanzipation. Je geringer die Betriebsgröße und der Grad 
der Einbindung in Vermarktungsprozesse, desto bedeutsamer der Frauenanteil 
in der Landwirtschaft (Zwaarteveen/Bennett 2005: 20). 

Die Aufspaltung von Nutzung/Konsum und Verfügbarkeit/Produktion ist a- 
ber nicht nur aus weiblicher, sondern auch aus männlicher Sicht gegendert. 
Leila M. Harris (2006) beschreibt, wie die verbesserten Bewässerungsmöglich- 
keiten in Südostanatolien durch das bereits angesprochene GAP-Projekt, des- 
sen politisches Ziel „Armutsbekämpfung und Entwicklung“ heißt, die öko- 
nomischen Gräben zwischen Landbesitzern und Landlosen, zwischen ethni- 
schen Gruppen und zwischen Männern und Frauen vertieft. 

Die durch die Bewässerung möglich gewordene Transformation der Sub- 
sistenzlandwirtschaft zu weltmarktorientierter Produktion von Baumwolle hat 
dazu geführt, dass der ökonomische und soziale Status von Männern sich ins- 
gesamt erheblich erhöht hat, während die Arbeit der Frauen unsichtbar ge- 
macht und zu reproduktiver bzw. einfacher Zuarbeit erklärt wurde. Ihre öko- 
nomische Aktivität als Subsistenzproduzentinnen wurde aufgrund der größe- 
ren Verfügbarkeit von Geld durch Kauf ersetzt und ihr Beitrag zur Ökonomie 
des Haushalts durch als Zuarbeit deklarierte Aktivitäten in der Baumwollernte 
ökonomisch unsichtbar: 

„With irrigation, and the predominance of cotton, many women no longer engage in the types 
of direct subsistence they might have previously. (...) [In the past, women used to process their 
own bulgur and flour, make yogurt, or make beds from sheep’s wool. Now many of these items 
are purchased in the city, including flour to produce traditional village bread. So, for some, it 
may appear that women are in fact working much less to meet family needs. (...) With these sorts 
of changes women’s direct contributions to the household are being replaced with less prestig- 
ious, indirect contributions to the household economy through participation in cash-crop pro- 
duction, such as cotton harvesting“ (Harris 2006: 200). 

Gleichzeitig wird durch die Bewässerung männliche Aktivität zur eigentlich 
wichtigen Arbeit aufgewertet. Mit der Einführung der Baumwollproduktion 
sind eine ganze Reihe von neuen Tätigkeiten entstanden, die dann ausschließ- 
lich von Männern ausgeführt wurden: Männer sind diejenigen, die die Bewäs- 
serung organisieren, die die Traktoren fahren, die die Pestizide aufbringen, 
während Frauen (und Kinder) als unentgeltliche Hilfskräfte bei der Ernte der 
Baumwolle eingesetzt werden. So ist eine unüberwindbare Trennungslinie zwi- 
schen männlicher und weiblicher Arbeit entstanden, deren ökonomische Be- 
deutung darin liegt, dass die unbezahlte Arbeit der Frauen die Baumwollpreise 


niedrig hält. Harrıs bewertet die unbezahlte, als Zuarbeit deklarierte Arbeit der 
Frauen als Schattensubvention für Baumwolle, von der sowohl Plantagen- 
eigentümer als auch der türkische Staat als Hauptabnehmer der Baumwolle 
profitieren (ebd.: 198). 

Dass die Frauenarbeit zur Hilfsarbeit während der Ernte deklariert wird, hat 
somit ökonomisch höchst bedeutsame Konsequenzen. Aber warum die starke 
Betonung der äußerst wichtigen Rolle der Bewässerung und ihre eindeutige I- 
dentifikation als männlich? Tatsächlich erleichtern die technischen Vorausset- 
zungen, die mit dem Bau des Staudammes und der Bewässerungsinfrastruktur 
einhergingen, die Bewässerung. Auch Zwarteveen und Bennett (2005) be- 
schreiben die Tätigkeit des Bewässerns für Lateinamerika als ausschließlich 
männliche Angelegenheit. Sie sprechen von Bewässerung als „männlicher I- 
dentität und Kultur“ (ebd.: 24). Bewässerung wird mit physischer Stärke und 
technischem Geschick gleichgesetzt, in manchen Ländern der Andenregion 
ebenso wie in bestimmten Regionen Indiens (vgl. Joshi/Fawcett 2005) werden 
Frauen aufgrund von kulturellen und sozialen Normen als unrein deklariert 
und vom Zugang zu Wasser ferngehalten. 

Die Eindeutigkeit, mit der Bewässerung mit Männlichkeit assoziiert wird, hat 
nach Einschätzung der genannten Autorinnen seinen Grund in der Stabilisie- 
rung des Machtgefälles zwischen Männern und Frauen, denn dadurch werden 
Ausbildungsmaßnahmen und Managementfunktionen Männern vorbehalten 
und Frauen aus wichtigen politischen Entscheidungsgremien herausgehalten: 
„In rural areas, irrigators’ organizations are among the most visible and strong community or- 
ganizations and provide an important channel for information and resources to and from the 
community. Leadership positions in water-user associations are often important political posı- 
tions, offering opportunities for expanding political relations and social standing at regional and 
state levels“ (Zwarteveen/Bennett 2005: 24). 

Die Kontrolle über das Wasser geht einher mit der Einbindung in Beziehungs- 
und Informationsnetzwerke der Wasserorganisationen. Mit der Assoziation 
von Bewässerung mit Männlichkeit bleiben diese Beziehungs- und Informati- 
onsnetzwerke eine ausschließlich männliche Angelegenheit mit exklusivem 
Machtanspruch. 


2.2 Zwischenfazit Il 


Ich fasse kurz zusammen, was mit diesen Beispielen erläutert werden soll. Zu- 
nächst ist da die globale Ebene des Ressourcenmanagements, das darauf ba- 
siert, dass effizientes Ressourcenmanagement auf die Partizipation der Men- 
schen vor Ort angewiesen ist. Besonders abgehoben wird dabei auf die Integ- 
ration der Frauen in Maßnahmen des Ressourcenschutzes unter Hinweis auf 
ihre zentrale Rolle für den schonenden Umgang mit der knappen Ressource 
Wasser. 
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Gleichzeitig werden Bewässerungsprojekte wie im hier genannten Beispiel des 
Südostanatolienprojekts in großem Maßstab geplant, um Prozesse von Ar- 
mutsbekämpfung und sog. „Entwicklung“ voranzutreiben, die auf Weltmarkt- 
integration der Landwirtschaft oder auf massive Energiegewinnung abzielen. 
Selbstverständlich werden diese Projekte als nachhaltig und bald wohl auch - 
man kann es kaum erwarten - als klimafreundlich bezeichnet. Im Zusammen- 
spiel zwischen mächtigen ökonomischen Akteuren aus dem globalen Norden 
und vorwiegend staatlichen Akteuren des Südens erfolgen dabei tiefe Eingriffe 
in die Lebensgrundlagen der lokalen Bevölkerung. Der Subsistenzlandwirt- 
schaft, die für Frauen eine existenzielle ökonomische und soziale Bedeutung 
hat, wird der Boden entzogen. Ihnen wird die Rolle der ökonomisch irrelevan- 
ten Konsumentinnen zugewiesen, aus ihren Tätigkeiten wird das Produktive 
heraus definiert und in der Sphäre des Reproduktiven, der „Zu“arbeit zur „er- 
gentlichen“ Arbeit verortet. Anstelle ihrer aktiven Beteiligung an der Ressour- 
cennutzung und am Ressourcenschutz in der agrarischen Subsistenz sollen sie 
im Dorfgemeinschaftshaus Kurse über soziale Nützlichkeit belegen. 

Als „eigentliche“ Arbeit gilt männliche Arbeit. Bewässerung wird zur männli- 
chen Arbeit, weil sie für Frauen unzugänglich gehalten wird: Physische Stärke 
und technische Kompetenz wird Männern zugeschrieben, selbst dann, wenn 
der tatsächlich damit verbundene Aufwand geringer als vor der Bewässe- 
rungsmaßnahme ist. Die Trennung zwischen produktiver Arbeit und repro- 
duktiver Zuarbeit stabilisiert das Machtgefälle zwischen Männern und Frauen 
im lokalen Wasserressourcenmanagement und konterkariert die global pro- 
klamierte „Teilhabe und Mitwirkung von Frauen an wasserbezogenen Entwick- 
lungsanstrengungen“ (s.o.). Im Gegenteil: Dadurch werden Frauen effektiv aus 
Informations- und Machtnetzwerken ausgeschlossen. 


3. Ansätze zu politischen Gestaltungsmöglichkeiten 
aus einer feministischen Gender-Perspektive 


Diese Trennung und Hierarchisierung der Tätigkeiten und Zuständigkeitsbe- 
reiche berührt aber nicht nur die Ressource Wasser. Sie betrifft den Umgang 
mit der natürlichen Umwelt insgesamt. Das Problem der globalen Umwelt- 
und Klimapolitik ist jedoch, dass sie genau diese komplizierten lokalen Ver- 
hältnisse nicht sieht, obwohl internationale feministische NGOs diese Prob- 
lematik seit langem thematisieren. Hier ist die Frage danach, wie Ressourcen- 
schutz und Armutsbekämpfung miteinander verknüpft werden können, mit 
dem Leitbild von Sustainable Livelihood aufgegriffen worden. Das Konzept 
Sustainability hat dabei so gut wie nichts mit dem inzwischen völlig verwässer- 
ten Begriff der Nachhaltigkeit zu tun, wie ihn mächtige Interessengruppen von 
der Autoindustrie über die Versicherungsbranche bis zum Nachhaltigkeitsrat 
der deutschen Bundesregierung vertreten. 
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Das Leitbild von Sustainable Livelihood beinhaltet eine Abkehr vom domı- 
nanten westlichen Konzept der „Entwicklung“, ein Modell, das als Grundlage 
der globalen Umweltzerstörung abgelehnt wird (vgl. Braidotti u.a. 1994; Wich- 
terich 2004). Erstmals formuliert wurde die Women’s Action Agenda 21 in 
Vorbereitung auf den Weltgipfel für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janei- 
ro 1992 und aktualisiert für das 10-Jahres-Follow-Up in Johannesburg. Auch 
wenn die Bilanz hinsichtlich der Fortschritte einer globalen Umwelt- und 
Entwicklungspolitik sowohl 2002 als auch heute ernüchternd ausfällt - im- 
merhin darin stimmen internationale Frauen-Umweltbewegungen und Klima- 
forscher überein -, so sind doch die Forderungen nach wie vor hochgradig re- 
levant (vgl. WEDO 2002). 

Sie beziehen sich auf ein Leben in Frieden als Voraussetzung für nachhaltige 
Lebensweisen und verweisen auf die Verschwendung von menschlichen, natür- 
lichen und ökonomischen Ressourcen für militärische Zwecke. Kritisiert wird 
das neoliberale ökonomische System mit seinen negativen Konsequenzen auf 
Produktions- und Konsummuster und seinem enormen Ressourcenverbrauch 
ebenso wie die Abwälzung der Kosten der Globalisierung auf die von Frauen 
gewährleistete soziale Reproduktion. Die zentralen Beiträge von Frauen zum 
Umgang mit und zum Schutz von natürlichen Ressourcen, ihr Wissen und ih- 
re Kompetenzen würden entweder nicht akzeptiert oder lediglich vernutzt, 
ohne dass sich die Lebensbedingungen der Frauen verbesserten. Eine zentrale 
Rolle spielen dabei Eigentums- und Erbrechte für Frauen, die Voraussetzungen 
für den Zugang zu Land und damit auch zu Wasser sind. Außerdem wird mit 
dem Verweis auf mangelnde „environmental security“ darauf abgezielt, dass ın 
vielen Regionen der Welt schon heute und nicht erst mit dem Überschreiten 
einer fiktiven 2° Celsius-Grenze Menschen gesundheitlichen Belastungen aus- 
gesetzt sind, die direkt von schlechten Umweltbedingungen ausgehen, seien 
dies giftige Substanzen, verseuchtes Wasser oder Strahlung. Auf Frauen und 
Männer wirkten diese Belastungen unterschiedlich. Schließlich seien Formen 
einer Governance für Nachhaltige Entwicklung zu finden, die allen Menschen 
Partizipation auf allen Ebenen von politischen Entscheidungen ermöglichen 
soll. Die Konzentration globaler Macht in den Händen von Wenigen, über- 
wiegend Männern in den industrialisierten Ländern müsse durch Gleichheit, 
Transparenz und Inklusion ersetzt werden. 

Hier setzt mein Verständnis von Ressourcenpolitik an. Mit dem Konzept der 
Ressourcenpolitik fasse ich den Zugang zu Ressourcen, die Nutzung von Res- 
sourcen und die politische Gestaltung des Umgangs mit Ressourcen. Dieses 
Konzept ist in meinem Verständnis weitaus umfassender als das gängige Res- 
sourcenmanagement. Der Management-Begriff setzt zu kleinteilig an, es geht 
dabei nur noch um das Verarbeiten der Folgewirkungen von Entscheidungen, 
die längst anderweitig, von anderen Instanzen und Akteuren, getroffen wur- 
den. Am Beispiel der Staudammprojekte wird dies überdeutlich: Die Einfüh- 
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rung der Bewässerungslandwirtschaft zur Produktion von Cash-Crops für den 
Weltmarkt ist aus einer Management-Perspektive kein Thema. Das Ressour- 
cenmanagement setzt erst an, nachdem der Staudamm längst steht. In welcher 
Form und mit welchen Ziel sollen dabei Frauen „an wasserbezogenen Ent- 
wicklungsanstrengungen teilhaben und mitwirken“? 

Entsprechend fragt Ressourcenpolitik viel grundsätzlicher nach den globalen 
und lokalen Machtverhältnissen, die den Umgang mit natürlichen Ressourcen 
bestimmen. Dabei kommt auch die Art und Weise in den Blick, wie die Um- 
weltkrise überhaupt thematisiert. wird. Wird die Problembeschreibung domi- 
niert von einem von lokalen Verhältnissen abstrahierenden Blick oder werden 
Lösungen auf der Basis lokaler Problem- und Wissenskonstellationen zu fin- 
den versucht? Dazu gilt es, viele bereits getroffene Entscheidungen ım globa- 
len Maßstab im Kern in Frage zu stellen. Das gilt für das Verhältnis von 
Marktliberalisierung auf der einen Seite und Subventionierung von Produkti- 
onsweisen und Technologien auf der anderen, das gilt auch für die Entscher- 
dungen pro und contra Kommodifizierung von Gemeingütern, das gilt für 
großtechnische Anlagen und Verfahren. 

Sustainable Livelihood kann als Leitbild einer so verstandenen Ressourcenpolt- 
tik angesehen werden, weıl es alle diese globalen Perspektiven beinhaltet und 
die darin eingeschriebenen Macht- und Herrschaftsverhältnisse thematisiert. 
Geschlechterverhältnisse lassen sich dann nicht mehr auf einen Status reduzie- 
ren, in dem Frauen als zur Passivität und zum Leiden verurteilte Opfer der 
Umweltkrise gelten, während Männer wichtige Forschungen betreiben und re- 
levante Entscheidungen treffen. Gleichzeitig ıst das Konzept radikal lokal, in- 
dem es auf die Sicherung der Lebensgrundlagen auf der Basis der ökonomi- 
schen, sozialen und natürlichen Bedingungen in konkreten und spezifischen 
Kontexten abzielt. Zwischen dieser Vision und der Debatte um den Klima- 
wandel liegen weit mehr als die 384.000 Kilometer der Apollo-Mission. 
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Ulrich Brand 


Schillernd und technokratisch 
Grüner New Deal als magic bullet in der Krise 
des neoliberal-imperialen Kapitalismus?* 


Josef Moe Hierlmeier zum 50. Geburtstag in politischer 
Verbundenheit und Freundschaft gewidmet. 


Die Entwicklungsforscherin Jessica Vıivi- 
an kritisierte vor einigen Jahren entwick- 
lungspolitische Bestrebungen dafür, dass 
sie meist auf der Suche nach der magic 
bullet, einem Allheilmittel, seien. Die Su- 
che nach dem einen richtigen Hebel zur 
Bekämpfung von Hunger und Armut ın 
der Welt, so Vivian, seı eher hinderlich 
bei der Suche nach angemessenen Politi- 
ken. 

Eine solche Suche scheint es derzeit auch 
zu geben angesichts der tiefgreifenden 
und multiplen Krise. Denn diese umfasst 
nicht nur die Finanzmärkte und den Be- 
reich wirtschaftlicher Produktion und 
Konsumption, es handelt sich auch um 
eine Krise des Energiesystems, der Nah- 
rungsmittelproduktion sowie der Re- 
produktion natürlicher Lebensgrundlagen 
durch den Klimawandel oder die Erosion 
biologischer Vielfalt. Hier setzt die Dis- 
kussion um einen Grünen New Deal an 
und das alleine ist verdienstvoll. Die jah- 
relange Deregulierungs- und Liberalisie- 
rungspolitik wird scharf kritisiert und ein 
sozial-ökologisches Investitionsprogramm 
gefordert (Bündnis 90/Die Grünen 2008, 
European Green Party 2008). Die Debat- 
te wird seit 2007 von der Green New 
Deal Group der den Grünen nahestehen- 
den New Economics Foundation voran- 
getrieben (Green New Deal Group 2008). 
Auf internationaler Ebene hat das Um- 


* Für Hinweise danke ich Thomas König, 
Hendrik Sander, Maren Schlierkamp, Guido 
Speckmann, Markus Wissen und den Mitdis- 
kutantlInnen beim Wiener politischen Salon. 


weltprogramm der UNO (UNEP 2009) 
die Diskussion aufgenommen und auch 
in der Obama-Regierung scheint es Kräf- 
te zu geben, die strategiefähig sind. Par- 
teipolitisch wird das Konzept in Westeu- 
ropa von den Grünen vorangetrieben. 
Dennoch gibt es große Differenzen: Die 
New Economics Foundation ist eher 
keynesianisch ausgerichtet, während 
UNEP für eine Fortsetzung neoliberaler 
Politiken plädiert. 

Der Begriff des Grünen New Deal 
(GND) ist auf eine problematische Art 
suggestiv (gegen politische Suggestion ist 
an sich nichts einzuwenden): Er verweist 
mit romantischem Unterton auf die Pha- 
se eines mehr oder weniger dynamischen 
und Verteilung ermöglichenden Kapita- 
lismus. Er war und ist also ein Projekt, 
um das Wirtschaftswachstum wieder „an- 
zukurbeln“. Es bleibt ausgeblendet, dass es 
sich dabei eben nicht nur um erfolgrei- 
che staatliche Wirtschaftspolitik handel- 
te, sondern dass diese eingebettet war in 
eine Kräftekonstellation mit relativ star- 
ken Gewerkschaften und in die weltpoli- 
tische Konstellation einer Systemalterna- 
tive (wie immer man deren alternativen 
Charakter aus heutiger Sicht einschätzen 
mag). Das zwang die Eliten zu Zugeständ- 
nissen. Beides gibt es heute nicht, die 
Formen der Krisenregulierung werden 
bislang „von oben“ durchgesetzt (Stei- 
nert 2009, Brand 2009). Und: Der histo- 
rische New Deal war ein imperiales, um 
eine weiße, männliche Mittelklasse und 
auf Naturausbeutung herum organisiertes 
Projekt. 
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Zunächst möchte ich an ein paar Sach- 
verhalte erinnern, um die möglichen Wir- 
kungen eines solchen Projektes einschät- 
zen zu können. Denn, so meine These, 
mit der starken Ausrichtung des GND an 
ökologischer Modernisierung kommt es 
auch schnell an seine Grenzen. Es kann 
ein Startpunkt sein, doch diese Grenzen 
müssen reflektiert und politisch verscho- 
ben werden. Das geschieht derzeit nicht. 
Was sind also wichtige Rahmenbedingun- 
gen neben der bereits erwähnten neolibe- 
ralen Globalisierung? Das Projekt der ka- 
pitalistischen Moderne ist ein Projekt der 
Naturbeherrschung, das tief in die gesell- 
schaftlichen Institutionen, Lebens- und 
Denkweisen eingelassen ist, das den All- 
tagsverstand genauso prägt wie die Wis- 
senschaft und Technologieentwicklung. 
Dessen Probleme wurden erstmals in den 
1970er Jahren von Intellektuellen, aufge- 
klärten Medien und Staatsbeamten sowie 
von sozialen Bewegungen breit politi- 
siert. Es gab bereits vorher auf lokaler 
Ebene ımmer wieder Konflikte um die 
dominanten Formen der Naturaneignung, 
aber als international relevantes Problem 
wird erst seit den 1970er Jahren von einer 
„Ökologischen Krise“ gesprochen. Die fällt 
nicht zufällig mit der Krise des Fordis- 
mus, also der Konstellation des Nach- 
kriegskapitaliimus zusammen, denn Kri- 
tik am „Fortschritt“, die damit einherge- 
hende Zerstörung der Natur und die 
Wirtschaftskrise gingen Hand in Hand. 
Es handelte sich nicht um eine Krise ob- 
jektiver Übernutzung oder gar um ein 
Problem der Überbevölkerung (obwohl 
die Metapher der „Bevölkerungsbombe“ 
von Paul Ehrlich stark war), sondern es 
war eine Krise der gesellschaftlichen For- 
men der Naturaneignung, der herrschen- 
den politischen und ökonomischen Insti- 
tutionen, der Vorstellungen von Fort- 
schritt und einem guten Leben. 

Das ist für heute nicht unerheblich: 
Denn auch die aktuelle Wirtschaftskrise 
artikuliert sich mit der ökologischen und 
der Energiekrise und auch heute drückt 
sich in der „ökologischen Krise“ eine 
Krise (neoliberaler) Naturaneignung aus. 
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Es handelt sich trotz der Ungleichzeitig- 
keiten - die ökologische Krise ist auch 
eine des fossilistischen Industrialismus - 
um Krisen der neoliberalen und imperia- 
len Globalisierung. 

In den 1980er und 1990er Jahren war die 
dominante Form der Bearbeitung der öko- 
logischen Krise jene der ökologischen Mo- 
dernisierung: Technologische Innovatio- 
nen, Effizienz-„Revolutionen“, der Auf- 
bau einiger politischer Institutionen wie 
Umweltministerien oder auf internationa- 
ler Ebene die beiden Rio-Konventionen 
zu Klima und biologischer Vielfalt. Im 
Zuge des neoliberalen Zeitgeistes (der 
Markt soll es richten) setzten sich auch 
in der Umweltpolitik Marktinstrumente 
und die damit verbundenen Interessen 
durch: Emissionshandel in der Klimapo- 
litik (vgl. den Beitrag von Achim Brun- 
nengräber in diesem Heft und Brunnen- 
gräber et al. 2008), Agrar- und Pharma- 
konzerne gaben den Ton in der Biodi- 
versitäts-Politik an (Görg 2003). Das an- 
fangs schillernde Leitbild war jenes der 
„nachhaltigen Entwicklung“. Vieles wur- 
de jedoch damit nicht infrage gestellt: 
Eben die Neoliberalisierung der Gesell- 
schaft, die imperialen Nord-Süd-Verhält- 
nisse, die Vorstellung, dass die bestehen- 
den politischen Institutionen auch wirk- 
lich die Probleme lösen können. Eine Art 
technik- und steuerungsoptimistisches 
„globales Umweltmanagements“ (Görg/ 
Brand 2002) setzte sich durch. Wenn nur 
die richtigen politischen Rahmenbedin- 
gungen und Anreize geschaffen werden, 
so die Annahme, dann lassen sich die 
Probleme lösen und ein sozial-ökologi- 
scher Umbau vorantreiben. 


Grüner New Deal auf der Höhe 
der Zeit? 


Eine der interessantesten Entwicklungen 
der letzten Jahre besteht darin, dass in 
der wissenschaftlichen und politischen Dis- 
kussion der Steuerungsoptimismus nach- 
haltiger Entwicklung infrage gestellt wur- 
de. Die „Implementierung“ effektiver Um- 
weltpolitik funktioniert nicht (MEA 2005, 
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Park et al. 2008, Kütting/Lipschutz 2009). 
Im progressiven politischen Spektrum war 
das bereits länger betont worden und da- 
hinter sollten wir nicht zurück: Der „Rıo- 
Typus“ von Politik eines globalen Um- 
weltmanagements ist nicht nur ineffektiv, 
sondern er dient der Aufrechterhaltung 
eines ungerechten, auf Naturzerstörung 
basierenden Entwicklungsmodells. Das 
wird immer deutlicher und entsprechend 
erleben wir nicht nur in der Wıirtschafts- 
und Finanzpolitik, sondern in vielen Be- 
reichen und eben auch in der Umweltpo- 
litik heftige Auseinandersetzungen um 
„postneoliberale“ Strategien (Brand/Sekler 
2009; womit nicht das Ende des Neolibe- 
ralismus proklamiert wird). Es gibt um- 
weltpolitische Strategien des neoliberalen 
„business-as-usual“, einer zunehmend ge- 
waltförmigen Aneignung der Natur, ın 
vielen Ländern des globalen Südens do- 
minieren Strategien des „new develop- 
mentalism“ einer vom Staat forcierten 
Inwertsetzung der Natur für den Welt- 
markt auf Teufel komm raus (über Erdöl, 
Erdgas, Agrartreibstoffe u.a.) oder eman- 
zipatorische Strategien. 

Die Strategie des Grünen New Deal ist 
Teil dieser „postneoliberalen“ Auseinan- 
dersetzungen. Hier wird vorgeschlagen, 
dass mit technologischen Innovationen, 
einem geeigneten Ordnungsrahmen und 
Umverteilungspolitiken eine „grüne sozi- 
ale Marktwirtschaft“ verwirklicht werden 
könnte. Der trügerische Technik- und 
Steuerungsoptimismus der Konzepte 
nachhaltiger Entwicklung wird neu ver- 
packt: Die „Zivilgesellschaft“ wird in die 
Rolle des „Treibers und Wächters“ ge- 
bannt. Gestaltung kommt vom Staat und 
den politischen Parteien. Die eigentli- 
chen Innovationen gehen vom „Markt“ 
aus, der eben nur den richtigen Ord- 
nungsrahmen benötigt. Kein Gedanke 
wird daran verschwendet, dass es sich 
auch bei Markt und Staat nicht um 
neutrale Institutionen handelt - der 
Markt zur vermeintlich effektiven Alloka- 
tion von Ressourcen, der Staat offenbar 
zur Schaffung verbindlicher Regeln und 
zur Lösung von Kollektivproblemen -, 
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sondern um soziale Herrschaftsverhält- 
nisse. Das ist ja nicht nur die Erfahrung 
von Lohnabhängigen ohne gewerkschaft- 
lichen Schutz auf flexibilisierten Ar- 
beitsmärkten oder gegenüber den Gän- 
gelungen des Sozialstaats. Märkte sind 
herrschaftliche soziale Verhältnisse, die 
über klassenförmige, geschlechtsspezifi- 
sche, ethnische, regionale wie internatio- 
nale Ungleichheitsstrukturen die Lebens- 
chancen von Menschen mitbestimmen. 
Es handelt sich um meist über Geld ge- 
steuerte komplexe Mechanismen und 
Kräfteverhältnisse. Auch der Staat ist 
keineswegs neutral, sondern ein Terrain 
asymmetrischer sozialer Auseinanderset- 
zungen zwischen unterschiedlichen Kräf- 
ten sowie ein herrschaftliches Verhältnis, 
das zuvorderst die bestehenden kapitalis- 
tischen, rassistischen, patriarchalen und 
internationalen Verhältnisse absichert. Das 
zeigt sich insbesondere in der aktuellen 
Krise (Brand 2009). 

Wie gesagt, hier sollen die Vorschläge für 
einen sozial-ökologischen Umbau nicht 
per se mit dem überheblichen Duktus 
kritisiert werden, es sei „eh alles Kapita- 
lismus“ (so der Vorwurf von Giegold 2009 
gegenüber kapitaliısmuskritischen Kräften). 
Vielmehr geht es darum, radıkale Reform- 
politik zu betreiben, wofür aber auch In- 
stitutionen und Machtverhältnisse ver- 
ändert werden müssen. Hier bietet die 
aktuelle Krise Anknüpfungspunkte - trotz 
der Schwäche linker Kräfte (Scharenberg 
2009, Steinert 2009) - und die dürfen nicht 
verschenkt werden. Man hat beim GND 
jedoch den Eindruck, dass die ökonomi- 
schen und politischen Eliten nicht ver- 
schreckt werden sollen. Dann droht der 
Ansatz aber ein liberales Modernisie- 
rungsprojekt zu sein, statt den sozial- 
ökologischen Umbau voranzutreiben, der 
sich natürlich mit den herrschenden Kräf- 
ten anlegen muss. Es gibt im Projekt des 
GND progressive Elemente, die zu ver- 
puffen drohen, da die kapitalistischen ge- 
sellschaftlichen Formen der Naturaneig- 
nung ausgeblendet bleiben. 

Das sah vor 20 Jahren noch anders aus. 
Auch damals gab es eine Diskussion um 
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einen Grünen New Deal in Teilen der 
Grünen und der Sozialdemokratie (Brüg- 
gen 1991). Doch im Unterschied zu heu- 
te waren die damaligen Vorschläge deut- 
lich wachstumskritisch und sie versuch- 
ten, ein breites gesellschaftliches Bündnis 
zu schaffen. Mittels progressiver Arbeits- 
zeitpolitik etwa sollten nicht nur die auf- 
geklärten Mittelschichten, sondern auch 
die Gewerkschaften, die Intellektuellen 
und die Landbevölkerung überzeugt 
werden. 


Imperiale Lebensweise 


Diese historischen Ansätze wie auch die 
politische Ökonomie der jüngsten neoli- 
beral-imperialen Transformationsprozesse 
sowie der aktuellen Krisen spielen in den 
Vorschlägen zum GND keine Rolle. 
Letztere sind aber entscheidend, wenn 
die Spielräume für Veränderungen einge- 
schätzt werden sollen. Das grundlegende 
Merkmal der aktuellen Restrukturierun- 
gen ist, dass ın der gesamten Gesellschaft 
die grundlegenden Orientierungen wie 
Wettbewerbs- und Effizienzorientierung 
im internationalen Konkurrenzkampf nicht 
in Frage gestellt werden. In gewisser Wei- 
se haben diese sich konsensual, das heißt 
im Sinne kollektiver Praxen, durchgesetzt, 
sind „Allgemeininteresse” geworden. Ein 
wichtiger Aspekt neben der Macht trans- 
nationaler Unternehmen, ihrer Verbände 
und Think-Tanks sowie der zunehmend 
wettbewerbsstaatlichen Politik ist die Zu- 
stimmung zum postfordistisch-neolibera- 
len Gesellschaftsumbau und entsprechend 
die Verstetigung und Erneuerung dessen, 
was ich als imperiale Lebensweise be- 
zeichne. Der Zugriff auf die Ressourcen 
und Arbeitsleistungen in anderen Län- 
dern über den Weltmarkt wird zu einer 
Stabilitätsreserve ın Zeiten, in denen in- 
nergesellschaftlich die Polarisierung zu- 
nimmt. Die von den Neoliberalen pro- 
klamierte „produktive Revolution“ stellt 
sich nicht nur über Flexibilisierung und 
die Ausdehnung der Arbeitszeit im Inne- 
ren her, sondern auch über einen inten- 
siveren Zugriff auf den asymmetrischen 
Weltmarkt; beim Tausch von Gütern und 


Dienstleistungen verschwinden scheinbar 
die realen ökologischen und sozialen Pro- 
duktionsbedingungen. 

Der Begriff der imperialen Lebensweise 
ist nicht moralisch gemeint und intendiert 
nicht, Veränderungsmöglichkeiten nur auf 
der Konsumseite anzusiedeln. Viele Kon- 
sumnormen, vor allem die hochtechno- 
logischen, sind meist von den Menschen 
gewollt, doch sie hängen eng mit den 
Produktionsnormen zusammen, die herr- 
schaftlich und vom Profit getrieben ge- 
setzt werden. Die Produktionsnormen wie- 
derum hängen an Arbeitsverhältnissen, 
die für immer mehr Menschen unatt- 
raktiv und unsicher sind und eher dem 
Überleben als dem Leben dienen. Hier 
könnte eine Diskussion um radikale Ar- 
beitszeitverkürzung - die derzeit offenbar 
noch nicht einmal die Gewerkschaften 
führen wollen - die Diskussion öffnen. 
Und dennoch scheint mir der Hinweis 
auf die tiefe Verankerung und Gewollt- 
heit oder zumindest passive Hinnahme 
und Alternativlosigkeit der bestehenden 
Lebensweise ein Sachverhalt, der bei tief- 
greifenden sozial-ökologischen Transfor- 
mationen berücksichtigt werden muss. 
Insofern ist die imperiale Lebensweise auch 
ökonomisch funktional: Relativ bessere 
Lebenschancen in einem Land oder einer 
Region gegenüber anderen Ländern oder 
Regionen zu erhalten oder zu erreichen, 
wird zum zentralen Kriterium gesellschaftli- 
cher Örientierungen (auch rassistische 
oder patriarchale Verhältnisse werden zu- 
nehmend damit verknüpft). Weit weniger 
geht es um die Lebenschancen einer Klasse 
oder sozialen Gruppe. Die tief veranker- 
ten ÖOrientierungen der Effizienz und 
Konkurrenz(-fähigkeit) werden auch in der 
aktuellen Krise nicht infrage gestellt. Die 
herrschenden oder gar hegemonialen (al- 
so auf Konsens basierenden) Praxen und 
Denkweisen sind nicht nur durch den 
(internationalisierten) Staat und Unterneh- 
men abgesichert, sondern auch „zivilge- 
sellschaftlich“. Das übergehen die Vor- 
schläge für einen Grünen New Deal. 
Nehmen wir das Beispiel der Nahrungs- 
mittelkrise, die im Frühjahr 2008 durch 
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die hohen Preise Aufsehen erregte, wobei 
die Vermutung durchaus berechtigt schien, 
dass die hohen Preise auf Spekulationen 
basierten (Wahl 2009, Frank 2009 mit 
unterschiedlichen Einschätzungen). Das 
sich aus den Immobilienmärkten zurück- 
ziehende Kapital war auf der Suche nach 
neuen Anlagemöglichkeiten. Es ist aber 
mehr: Billige und das ganze Jahr über 
verfügbare Lebensmittel sind das Kern- 
element der neoliberalen und imperialen 
Globalisierung der Landwirtschaft, die 
sich zwar teilweise in Öko-Nischen aus- 
differenziert, insgesamt aber eher indust- 
rialisiert und technologieintensiver wird, un- 
ter der Kontrolle mächtiger Unterneh- 
men steht, deren Macht politisch über 
Organisationen wie die WTO abgesichert 
ist. Die Nahrungsmittel sollen am Ende 
der Produktionskette zu Dumpingpreisen 
in den Supermärkten verkaufbar sein. Die 
direkten ProduzentInnen werden immer 
stärker davon abhängig. 


Konflikte um grundlegende 
Alternativen 


Ein Grüner New Deal müsste - um beim 
Beispiel der Nahrungsmittelproduktion 
zu bleiben - zunächst die bestehenden 
politischen Regulierungen und Techno- 
logien in den Blick und davon ausge- 
hend bestehende Alternativen zur Kennt- 
nis nehmen oder neue Alternativen for- 
mulieren. Es würde auch deutlich wer- 
den, dass es erst in zweiter Linie um ei- 
nen staatlichen und internationalen Ord- 
nungsrahmen geht (und zwar um einen 
grundlegend anderen als den bestehen- 
den), sondern um sehr grundlegende Neu- 
Orientierungen. Diese werden vor allem 
von der globalen Bewegung für Ernäh- 
rungssouveränität, organisiert etwa ım Netz- 
werk von Via Campesina, vorgeschlagen 
und entwickelt. Hier handelt es sich 
nicht um romantische und rückwärtsge- 
wandte Bewegungen, sondern um Akteu- 
re auf der Höhe der Zeit, die die „Agrar- 
frage“ vor dem Hintergrund aktueller 
Entwicklungen reformulieren, um den 
KleinbäuerIlnnen und den Gesellschaften 
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insgesamt ein Überleben zu sichern. Nicht 
der herrschende Produktivismus der glo- 
balisierten Landwirtschaft löst die Prob- 
leme, sondern die praktische Kritik daran 
(McMichael 2008, Eberhard 2008). 

Ralf Fücks argumentiert prominent, dass 
es zu einem GND keine Alternative gebe, 
um das ökologische Desaster abzuwen- 
den (2009, vgl. auch Giegold 2009). Das 
kennen wir: There is no alternative wurde 
uns von neoliberaler Seite dreißig Jahre 
lang erzählt. Sollen wir darauf nun wie- 
der hineinfallen unter dem angeblichen 
Druck von Krisen und Gefahren (bei den 
Neoliberalen waren und sind es Effizienz 
und Weltmarktfähigkeit) uns hinter ei 
nem Projekt versammeln, das sehr tech- 
nokratisch und staatstragend daher- 
kommt? 

Die strukturierende Kraft der gegenwärti- 
gen Krisenpolitiken geht von der Suche 
des Kapitals nach produktiven Anlage- 
möglichkeiten bzw. von Politiken einer 
kontrollierten Kapitalentwertung aus. 
Der Konsens der wirtschaftlichen und 
politischen Eliten besteht darin, dass ihre 
während der neoliberalen Phase gestärkte 
Machtposition nicht infrage gestellt wer- 
den darf. Wenn der GND so ausbuchs- 
tabiert wird wie derzeit, dann trägt er zur 
Aufrechterhaltung bestehender, auf Spal- 
tung und Ungerechtigkeit basierender 
Machtverhältnisse bei und setzt den au- 
toritären Tendenzen nichts entgegen 
(Passadakis/Müller 2009). Diese Konstel- 
lation gilt es bei der Suche nach Alterna- 
tiven zu berücksichtigen. Mit einer Re- 
Regulierung der (internationalen wie na- 
tionalen) Finanzmärkte und einer Ret- 
tung der „eigenen“ Industrie - in der 
Hoffnung, nach der Krise gestärkt dazu- 
stehen - ist es nicht getan. 

Um keine Missverständnisse aufkommen 
zu lassen: Wir benötigen dringend Stra- 
tegien und umfassende Projekte für eine 
tiefgreifende Gesellschaftstransformation. 
Dafür sind Vorschläge für eine andere 
Bildungs-, Infrastruktur und Wissen- 
schaftspolitik wie auch die strikte Regu- 
lierung der Finanzmärkte notwendig 
(Bündnis90/Die Grünen 2008). Doch 
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diese konkreten Vorschläge müssen die 
komplexen herrschaftlichen sozialen und 
sozial-ökologischen Verhältnisse in den 
Blick nehmen und verändern. Der Grüne 
New Deal ist bislang eine Versöhnungs- 
formel, da er grundlegende Änderungen 
postuliert, ohne die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse angreifen zu wollen 
und ohne die imperiale Lebensweise ıin- 
frage zu stellen. Es sollen vielmehr Ak- 
kumulations- und Konsenspotenziale, er- 
schlossen werden (Candeias/Kuhn 2008, 
allgemeiner Brand/Görg 2008). 

Staats- und Technikoptimismus reichen 
nicht aus. Viel stärker sollte auf die vielen 
Erfahrungen rekurriert werden, die es 
gibt. Vor allem aber sollte weniger kon- 
fliktscheu in der Debatte deutlich ge- 
macht werden, wer eigentlich von den 
aktuellen Verhältnissen profitiert. Das 
sind vor allem die politischen und öko- 
nomischen Eliten, aber auch große Teile 
der globalen Mittelschicht (und dazu ge- 
hören hierzulande sehr viele). Die muss 
mit guten Beispielen, möglichen Lern- 
prozessen und Alternativen (z.B. massi- 
ven Ausbau des öffentlichen Verkehrs), 
mit Regeln und Verboten überzeugt wer- 
den. Ansonsten bleibt der Grüne New 
Deal das imperiale Modell einer ver- 
meintlich aufgeklärten nordwestlichen 
Mittelklasse - auch wenn innergesell- 
schaftlich und in EU-Europa die Vertei- 
lungsfrage und entwicklungspolitische 
Fragen aufgegriffen werden (vgl. Europe- 
an Green Party 2008, deren Position 
breiter und fortschrittlicher ist als die der 
deutschen Bündnis90/Die Grünen). 

Eine Chance kritischer Diskussion besteht 
darin, Nord-Süd-Fragen wieder in den Blick 
zu bekommen. Arme Bevölkerungsgrup- 
pen leiden am stärksten unter ökologi- 
scher Degradation. Viele aktuelle Ausein- 
andersetzungen in Gesellschaften des 
globalen Südens gehen um den Zugang 
zu Ressourcen und die Kontrolle über sie 
und das könnte hierzulande aufgenom- 
men und unterstützt werden. Es ist ja 
ein Unterschied, ob hohe Öl- und Gas- 
preise einer schmalen Elite zugute 
kommen oder breiten Bevölkerungs- 


schichten und ob es nur um den Verkauf 
der Ressourcen geht oder auch um einen 
Umbau der Ressourcenbasis (wie etwa in 
der neuen Verfassung Ecuadors festge- 
schrieben). 

Unklar ist derzeit noch, inwieweit die 
Krise politischer Repräsentation - völlig 
vernachlässigt in den aktuellen Diskussi- 
onen - progressiv genutzt werden kann. 
Dass mit den bestehenden politischen 
Institutionen die vielfältige Krise bearbei- 
tet werden kann, entspricht cher dem 
Selbstbild der Eliten als den Erfahrungen 
und dem Alltagsverstand der Menschen. 
Bislang scheinen in Europa eher die 
rechten politischen Kräfte davon zu pro- 
fitieren, was auch damit zusammenhängt, 
dass es im progressiven Spektrum kaum 
zu einer Staats- und Institutionskritik 
kommt (Brand 2009). 

Die Diskussion um einen Grünen New 
Deal sollte weiter geführt werden, aber 
auf deutlich staats- und herrschaftskriti- 
scheren Grundlagen und jene (durchaus 
ambivalenten) Erfahrungen berücksichti- 
gend, die in den letzten Jahren im Kon- 
text der globalisierungskritischen Bewe- 
gungen gemacht wurden. Insofern wäre 
der technokratischen GND-Variante eine 
emanzipatorische gegenüber zu stellen, 
bei der die demokratische Gestaltung der 
Naturverhältnisse im Zentrum steht. Der 
Begriff der notwendigen und herrschaft- 
lich aufgezwungenen „transnationalen 
sozial-ökologischen Kontoversen“ (Con- 
ca 2008) könnte zusammen mit dem Be- 
griff der „ökologischen Gerechtigkeit“ 
(Kaiser/Wullweber 2007, aus feministi- 
scher Perspektive Sallch 2009) orientie- 
rend wirken. Dann geht es um Fragen 
des Eigentums und der Wachstumskritik, 
um emanzipatorische Formen der Pro- 
duktion und gesellschaftlicher Arbeitstei- 
lung, um die Zurückdrängung der Kon- 
kurrenzverhältnisse und andere gesell- 
schaftliche Kräfteverhältnisse, um die Be- 
rücksichtigung mannigfaltiger Erfahrun- 
gen, notwendige sozia-ökologischen 
Konflikte um (Umwelt-JGerechtigkeit 
hinsichtlich ganz anderer gesellschaftli- 
cher Formen der Naturaneignung. 
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Gewerkschaften in China und den USA 
an einem Wendepunkt der globalen 
neoliberalen Ökonomie 


Das Ende der Ära von US-Präsident George W. Bush fällt zusammen mit einer 
historischen Verschiebung der Arbeitsbeziehungen in China und den USA - 
ein Wandel, der nichts mit der Politik des US-Präsidenten zu tun hat und der 
wohl unbeeinflusst davon bleiben wird, dass Barack Obama zum Nachfolger 
von Georg W. Bush gewählt wurde. Die dynamischen Faktoren sind vielmehr 
die Entwicklung der Marktkräfte in China und die Reaktion der chinesischen 
Arbeitnehmervertretungen, die Reformen vorantreiben, die potenziell die Welt 
verändern und eine Verbindung zu den Arbeiterbewegungen des Westens her- 
stellen könnten. In den noch sehr zögerlichen Schritten, mit denen bestimmte 
US-Gewerkschaften derzeit eine Verbindung zum chinesischen Gewerkschafts- 
bund All China Federation of Trade Unions (ACFTU) suchen, kann man eher 
Vorboten grundlegender Veränderungen in China sehen als ein Indiz für eine 
aufstrebende internationale Gewerkschaftssolidarität. Nichtsdestotrotz sind sie 
ein bedeutender Bezugspunkt. 

In den vergangenen 60 Jahren trennte die Ideologie des Kalten Kriegs die Ge- 
werkschaftsorganisationen in den USA und in China. Bis heute hat es hier 
kaum Fortschritte gegeben, trotz umfassender und wichtiger Veränderungen 
wie der Einführung von Kapitalmärkten in China, der Verlagerung bedeuten- 
der Produktionskapazitäten aus den USA nach China, der Verflechtung der 
Ökonomien beider Länder durch Handel, Diplomatie, Finanzen oder durch 
kommerzielle und kulturelle Beziehungen. Bis zu einem gewissen Grad trifft 
dies auch für die europäischen Gewerkschaften zu. Nun aber nähert sich diese 
Ära der Isolation ihrem Ende, trotz des in den USA noch immer bestehenden 
antikommunistischen Widerstands. 

Im Folgenden soll kurz auf die entscheidenden Perioden der Entwicklung so- 
wohl der chinesischen wie der US-amerikanischen Gewerkschaften in den letz- 
ten 50 Jahren eingegangen werden, wobei viele, häufig unbeachtet gebliebene 
Parallelen zum Vorschein kommen werden. Man wird sehen, dass das globale 
Regime des Neoliberalismus durch die systematische Verschlechterung der Ar- 
beitsbedingungen die Gewerkschaftsbewegungen in beiden Ländern in eine 
Krise gestürzt hat. Während das Kapital seit fast 30 Jahren seine Profite so- 
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wohl in einem weitgehend unregulierten Umfeld (China) wie auch in einem 
deregulierten Umfeld (USA) akkumuliert, blieb die Antwort der Arbeitnehmer- 
seite schwach. Versuche zur Konstruktion einer Gegenmacht, die der Hege- 
monie des Kapitals etwas entgegensetzen kann, finden sich überraschenderwei- 
se innerhalb Chinas - wohingegen Amerikas Arbeiter zunehmend ungeschützt 
und machtlos sind. So wird die chinesische Arbeitsgesetzgebung zum Beispiel 
systematisch gestärkt, Lohn- und Sozialleistungen steigen an, während sie in 
den westlichen Industrieländern eher stagnieren oder abgebaut werden. 

Zwar ist die ACFTU durch verschiedene Entwicklungen unter Druck geraten - 
umfangreiche Missachtung der Arbeitsstandards, spontaner Widerstand von 
Wanderarbeitern, soziale Unruhen, die gähnende Kluft bei den Einkommen 
wie auch die zunehmenden Forderungen seitens der Zentralregierung, in all 
diesen Entwicklungen eine stärkere Vermittlerrolle einzunehmen; dennoch 
schlüpft der Gewerkschaftsbund langsam in eine neue Rolle innerhalb der 
chinesischen Gesellschaft. Damit entstehen für die Gewerkschaften in anderen 
Ländern neue Möglichkeiten des Engagements. Insbesondere in Deutschland 
und in den USA finden sich hierfür ermutigende Signale. 

Eine entscheidende Frage ist dabei, wie das transnationale Kapital auf eine 
chinesische Arbeiterklasse reagieren wird, die über ein gestärktes Klassenbe- 
wusstsein, verbesserte Arbeitsgesetze und Gewerkschaften verfügt, die zuneh- 
mend versucht, ihre Aufgabe der Verteidigung der Arbeiter und Arbeiterinnen 
auszufüllen. An dieser Stelle wird das Potenzial einer internationalen Solidari- 
tät von westlichen und chinesischen Gewerkschaftern immer wichtiger. 


Von der Nachkriegsära zum Neoliberalismus 


Gegründet wurde der chinesische Gewerkschaftsbund ACETU 1952, als das 
neue China seine Industrialisierung unter dem System der Planwirtschaft be- 
gann. Die große Mehrheit der Bevölkerung bestand damals aus Kleinbauern, 
und die erste Aufgabe der Gewerkschaft bestand daher in der Mobilisierung 
einer relativ kleinen, aber wachsenden Industriearbeiterschaft im Interesse der 
ökonomischen Bedürfnisse des Landes. Wie zuvor schon in der Sowjetunion 
und in Osteuropa und später auch in Kuba und Vietnam wurde die Gewerk- 
schaft als eine Abteilung der Regierung organisiert und von der Kommunisti- 
schen Partei kontrolliert. Angesichts der Abwesenheit von privatem Kapital 
galt es als überflüssig, eine unabhängige Institution zu schaffen, die in den Be- 
trieben und gegen die Betriebsführungen die Interessen der Arbeiter vertrat. 
Somit bestand die Aufgabe der ACFTU in einer Art allgemeiner Fürsorge und 
ideologischer Schulung. Für die Menschen in den chinesischen Städten folgte 
eine Periode relativer Stabilität, charakterisiert durch niedrige, aber stabile 
Löhne, faktisch kostenlosen Zugang zu Gesundheitsleistungen und Bildung, 
stark subventionierten Wohnungen und Nahrungsmitteln und garantierten 
Renten. Selbstverständlich blieb der Lebensstandard bescheiden, viele Kon- 
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sumgüter waren häufig nicht erhältlich, und das Leben jedes einzelnen geriet 

periodisch in Turbulenzen im Zuge chaotischer politischer und ökonomischer 

Kampagnen wıe dem „Großen Sprung nach vorn“ (1958) oder der Kulturrevo- 

lution (1966-76). 

In den USA wiederum markierte 1952 das Jahr mit dem größten Anteil an 

gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmern - fast 30 Prozent, so viel wie nie 

zuvor in der US-amerikanischen Geschichte. In der Periode nach dem Zweiten 

Weltkrieg erlebte die Industrie einen Boom, Unternehmen arbeiteten sehr ren- 

tabel. Die Gewerkschaften waren stark und relativ kämpferisch, Streiks waren 

häufig und die Lohnverhandlungen aggressiv. In wichtigen Branchen wie der 

Stahl-, Auto- und Textilindustrie, dem Transportwesen und dem Bergbau ent- 

standen starke, landesweite Gewerkschaften, und auch die Angestellten des öf- 
fentlichen Sektors begannen, sich in großer Zahl zu organisieren. Als der Kalte 

Krieg an Intensität zunahm, schlossen die US-Gewerkschaften und das mit neuer 
Energie geladene US-Kapital einen explizit antikommunistischen Pakt. Die Ge 
werkschaften wurden von kommunistischen, sozialistischen und linken Arbeiter- 
führern gesäubert, die Gewerkschaftsbewegung gab ihre eigenen politischen Ziele 
auf, und in den Basisbranchen wurde den Beschäftigten ein stabiles Modell kol- 
lektiver Tarifaushandlungen garantiert - mit stetig steigenden Löhnen, sicheren 
Sozialleistungen und einer bemerkenswerten Arbeitsplatzsicherheit. 

Doch Mitte der siebziger Jahre begann die Herausbildung der modernen glo- 
balen Ökonomie. Das bedeutete, dass das verarbeitende Gewerbe in den USA 
aus den Hochlohnregionen - insbesondere aus dem gewerkschaftlich stark or- 
ganisierten Norden - ın Niedriglohnregionen im Süden des Landes abwander- 
te. Dort führten die rassistische Ausgrenzung von Afro-Amerikanern und Zu- 
wanderern aus Lateinamerika sowie ihr Ausschluss aus gewerkschaftlichen 
Kampagnen zu einer grundlegenden Schwächung der Arbeiterschaft. Die Kapı- 
talisten bemerkten schnell, dass sie durch eine Verlagerung der Produktion 
nach Mexiko oder in andere arme lateinamerikanische Staaten ihre Lohnkos- 
ten noch weiter senken konnten. Und schließlich wanderte die Industrie nach 
Asıen ab, vor allem nach China, wo die Löhne am niedrigsten waren, das Ar- 
beitskräfteangebot unerschöpflich und wo die Bedingungen für die ökonomi- 
sche Entwicklung in den vergangenen zwanzig Jahren äußerst einladend waren. 
Dies ist die zentrale Dynamik, der Motor der Globalisierung - Kapital, das auf 
der Suche nach billiger Arbeit über den ganzen Globus wandert. 


Das neoliberale Regime in China und den USA 


Natürlich sind Kapital und Investitionen schon immer über den Globus ge- 
wandert - in den frühen Tagen der klassischen Imperien ebenso wie ım Kolo- 
nialısmus, im merkantilen Kapitalismus, im westlichen Industriekapitalismus 
und im Imperialismus. Die jüngste Phase, der Neoliberalismus, startete in den 
späten siebziger Jahren und hat verschiedene Schlüsselmerkmale: 
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- Das schnelle Einreißen nationaler Handelsschranken, vor allem durch die 
Welthandelsorganisation WTO und verschiedene Freihandelsabkommen. 

- Der Rückzug des Staates von seinen gesellschaftlichen Funktionen. Dieses 
Phänomen sehen wir in der ganzen Welt - in Nordamerika, Europa, Asien 
und auch in China. Der Staat vermindert sein Engagement bei der Bereitstel- 
lung von Bildung, Gesundheitsdienstleistungen, Umweltschutz, sozialer Si- 
cherheit. Rund um den Globus erodieren ehemals öffentlich bereitgestellte So- 
zialleistungen wie Renten-, Arbeitslosen- oder Krankenversicherung. 

- Die Umverteilung der Einkommen von unten nach oben, eine wachsende 
Einkommenskluft und eine extreme soziale Differenzierung. Dieser Trend fin- 
det sich derzeit sowohl in den Industrie- wie auch in den Entwicklungslän- 
dern. Am schwächsten ausgeprägt ist er in den nordeuropäischen Ländern. 

- Die abnehmende Fähigkeit der Arbeitnehmer sich zu schützen und im Ver- 
hältnis zu Wachstum und wirtschaftlicher Entwicklung angemessene Löhne 
und Sozialleistungen zu erhalten. 


Ende der siebziger Jahre sahen sich die US-Arbeitnehmer einem systemati- 
schen Angriff des Kapitals ausgesetzt, der durch eine beschleunigte Deregulie- 
rung innerhalb der öffentlichen Institutionen auf jeder Ebene unterstützt wur- 
de. Dieser Angriff beschränkte sich nicht auf Löhne und Zusatzleistungen, 
sondern zielte auf das Zentrum des Arbeitsverhältnisses selbst. Es ist unnötig, 
hier noch einmal die massiven Jobverluste im Zuge der Deindustrialisierung 
aufzulisten, die von einem (oftmals betrügerischen) Verlust von Renten- und 
Krankenversicherungsansprüchen begleitet wurden. Sowohl in den USA wie 
auch ın der EU ist eine schrumpfende gewerkschaftlich organisierte Arbeit- 
nehmerschaft mit unablässigen Forderungen nach Zugeständnissen in Tarif- 
verhandlungen konfrontiert, was zur Stagnation der Löhne, zu vielfach gestaf- 
felten Lohnstrukturen und zur umfassenden Senkung von Sozialleistungen 
führte. Darüberhinaus wurden die Arbeitsbedingungen in Richtung erhöhter 
„Flexibilität“ geändert, d.h. einer alleinigen Kontrolle durch die Arbeitgeber. 
Doch vielleicht noch unheilvoller und bedeutsamer für die Schwächung der 
Arbeiterklasse sowohl in ökonomischer als auch in politischer Hinsicht ist die 
Fragmentierung und Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse selber. Das explosi- 
ve Wachstum von Teilzeit-, Gelegenheits- oder Saisonarbeit, von informeller, 
illegaler und atomisierter Arbeit macht die Beschäftigten verletzlicher und un- 
terminiert die notwendigen Bedingungen für kollektives Handeln. 

Die meisten US-Gewerkschaften kapitulierten kampflos oder verloren den 
Kampf gegen die von ihnen verlangten ökonomischen Zugeständnisse,; und 
den Kampf gegen die Auflösung ihrer Basis nahmen sie häufig gar nicht erst 
auf. Nur einige wenige Gewerkschaften - insbesondere die Dienstleistungsge- 
werkschaft SEIU (Service Employees International Union) - investierten ihre 
Ressourcen in die Organisation der neuen Arbeiterschaft (Migranten, Niedrig- 


entlohnte) und fanden kreative Wege, um Druck auf große Unternehmen im 
Nahrungsmittel-, Bau- oder Gesundheits-Sektor auszuüben. Doch insgesamt 
setzte sich der Rückgang des Anteils der gewerkschaftlich Organisierten an al- 
len Arbeitnehmern fort. Die Unfähigkeit der organisierten Arbeitnehmer, die 
Arbeits- und Entlohnungsstandards in ihren Sektoren zu erhalten, führte un- 
ausweichlich zu einer Erosion dieser Standards in allen Sektoren. 

Um nur ein Beispiel zu nennen: der Median-Stundenlohn der US-amerikani- 
schen Arbeiter ist inflationsbereinigt seit 2003 um zwei Prozent gesunken. 
Dieser Rückgang ist nach Meinung von Ökonomen bemerkenswert, da die 
Produktivität - also das Output pro Arbeitsstunde - im selben Zeitraum stetig 
gestiegen ist. Im Resultat ist der Anteil der Löhne und Gehälter am Bruttoin- 
landsprodukt (BIP) auf den niedrigsten Stand seit Erhebung der Daten im Jahr 
1947 gefallen. Dagegen ist der Anteil der Unternehmensgewinne auf den 
höchsten Stand seit den sechziger Jahren geklettert. 

Mit Blick auf einen jüngst von der Chinesischen Akademie für Gesellschafts- 
wissenschaften erstellten Bericht zur Wettbewerbsfähigkeit chinesischer Unter- 
nehmen kann man damit beginnen, Parallelen zwischen den Arbeitsbedingun- 
gen von chinesischen und US-amerikanischen Arbeitern während der vergan- 
genen 30 Jahre des Neoliberalismus zu ziehen. Laut diesem Bericht ist zwischen 
1990 und 2005 der Beitrag der Löhne zum BIP von 53 auf 41 Prozent gefallen - 
ein Rückgang von 12 Prozentpunkten - während die Gewinne in die Höhe ge- 
schossen sind. Derselbe Bericht stellt heraus, dass während der vergangenen 12 
Jahre die Monatslöhne von Wanderarbeitern im Perlflussdelta lediglich um 68 
Yuan zugelegt haben - abzüglich der Inflationsrate ergibt sich sogar ein Lohnver- 
lust. Und dies, obwohl die Arbeit immer produktiver, der Arbeitstag verlängert 
und die Arbeitsintensität mittels neuer Technologien gesteigert wurde. 
Stagnierende Lohnniveaus bei gleichzeitig zunehmender Produktivität kenn- 
zeichnen also die generelle Lage sowohl in China wie in den USA. Wirft man 
einen genaueren Blick auf spezifische Segmente der Arbeitnehmerschaft, so 
lassen sich weitere Parallelen ziehen. 

Im China der achtziger und neunziger Jahre ermöglichten umfangreiche Dere- 
gulierungsmaßnahmen und ökonomische Anreizmechanismen die Privatısie- 
rung vieler produktiver Einheiten, die zuvor als staatseigene Unternehmen von 
der Regierung kontrolliert worden waren. Laut Schätzungen wurden etwa 90 
Millionen Arbeiter in diesem Sektor kurzerhand entlassen, die große Mehrheit 
von ihnen verlor nicht nur ihren Job, sondern auch ıhre Sozialleistungen, 
Krankenversicherung oder Wohnungssubventionen. Zu jung (und nun zu 
arm), um in Rente zu gehen, blieb vielen dieser Industriearbeiter nichts weiter 
übrig, als um wesentlich schlechter bezahlte Arbeit zu betteln. Gegen diesen 
Verlust von Einkommen flammten organisierte und milıtante Proteste auf, 
ebenso wie gegen den Abbau sozialistischer Arbeitsnormen, die ın den voran- 
gegangenen 30 Jahren für Arbeitnehmer ın Staatsbetrieben gegolten hatten. 
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Diese Proteste sind vergleichbar - sowohl in ihrer Wildheit wie in ihrer Ver- 
geblichkeit - mit dem sporadischen Widerstand, der in denselben 20 Jahren in 
den industriellen Kernregionen der USA gegen Zugeständnisse und Jobverluste 
geleistet wurde. (Tatsächlich wird in beiden Ländern derselbe Ausdruck - 
„Rostgürtel“ - für das verwendet, was blieb, nachdem sich privates und öffent- 
liches Kapital aus den industrialisterten Regionen zurückgezogen und eine so- 
ziale und ökologische Wüste hinterlassen hatten.) Weder in China, noch in 
den USA waren die Gewerkschaften ın der Lage, ihre Mitglieder gegen die 
Verheerungen des globalen Kapitals zu verteidigen - nicht zu reden von den 
breiten Schichten unorganisierter Arbeiter. 

Ähnlichkeiten in den Lebens- und Arbeitsbedingungen weisen auch die Wan- 
derarbeiter auf, ausländische in den USA, inländische in China: Informalität 
der Arbeitsbeziehungen; Abhängigkeit von teilweise mit kriminellen Methoden 
vorgehenden Rekrutierungsbüros im Sold der Unternehmen; exzessive Über- 
stunden; nicht ausgezahlte Löhne; Versäumnisse bei der Zahlung versproche- 
ner (oder rechtlich garantierter) Leistungen wie Arbeitslosen-, Unfall- oder 
Krankenversicherung; keine Arbeitsplatzsicherheit, Arbeitnehmerrechte oder 
rechtlich einklagbare Verträge; Drohungen, Strafen, einseitige Entlassungen 
und gelegentlicher Einsatz von Schlägern zur Aufrechterhaltung der Disziplin; 
Gefahr der „Deportation“ (in China haben die meisten Wanderarbeiter in den 
Städten, in denen sie arbeiten, nur einen provisorischen Aufenthaltsstatus); 
und ein Mangel an Repräsentation - oder effektiver Repräsentation - durch 
eine Gewerkschaft. Die Zahl der chinesischen Wanderarbeiter in dieser Kate- 
gorie dürfte bis zu 200 Millionen betragen. 

Auch beı den etwas höher qualifizierten Angestellten zeigen sich Parallelen in 
beiden Ländern: beschleunigte Rationalisierung, zunehmendes Subunterneh- 
mertum, Atomisierung, Entprofessionalisierung und die Elıminierung von Ar- 
beitsplatzsicherheit. In beiden Ländern haben die Staatsangestellten noch den 
besten Schutz gegen diese Verschlechterungen, doch die unaufhaltsame Priva- 
tisierung in all ihren Formen fordert in beiden Ländern auch von Beschäftig- 
ten dieser Kategorie ihren Preis. 

Diese Entwicklungen, die durch die neoliberale Dynamik unablässig vorange- 
trieben werden und dabei die Identität und die Handlungsmöglichkeiten der 
Arbeiter und Arbeiterinnen auf vielen Ebenen neu bestimmen - ähneln sich 
auf bemerkenswerte Weise. Wir haben es mit einer „Eine-Welt-Ökonomie“ zu 
tun, die sich über die Unterschiedlichkeit der politischen Systeme hinwegsetzt. 


Der Hegemonie des global agierenden Kapitals begegnen 


Wie die Geschichte zeigt, bringt das Kapital seine eigenen kolossalen Krisen 
hervor. Allerdings wird die Entwicklung nach der Krise auf verschiedenste 
Weise durch die Rolle des Staates und die organisierte Macht der arbeitenden 
Klasse mitbestimmt. Die Krise des US-amerikanischen Finanzsystems ist von 
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vielen linken Kritikern vorhergesehen worden, doch ihre Nachwirkungen dürf- 

ten - angesichts der Schwäche des Staates, der Gewerkschaften und der Zivil- 

gesellschaft nach 30 Jahren neoliberaler Dekonstruktion - für Arbeiter, Rent- 

ner, Studenten und alle Bürger der Mittelschicht eher unangenehm ausfallen. 

In keinem Industrie- oder Entwicklungsland des Westens sind Umrisse eines 

von der Bevölkerung ausgehenden Widerstandes zu erkennen, der kraftvoll ge- 
nug wäre, um die Ökonomie wieder auf den Pfad zu mehr sozialer Gerechtig- 
keit zu bringen. Eine Ausnahme bilden hier lediglich die lateinamerikanischen 
Länder wie Venezuela, Bolivien, Argentinien oder Uruguay, die politisch deut- 
lich nach links gerückt sind. 

Innerhalb des eng gesteckten Rahmens dieses Artikels möchte ich nun unter- 
suchen, ob und unter welchen Bedingungen die chinesische Arbeiterbewegung 
über die Fähigkeit verfügt, zu einem Bollwerk gegen das global agierende Ka- 
pital zu werden. Dabei muss man vom Offensichtlichen ausgehen, dass die 
ACETU institutionell nicht in der Lage ist, diese Aufgabe zu übernehmen. 
Nachdem die Gewerkschaft 30 Jahren lang in der Planwirtschaft das an Ar- 
beitseinheiten gekoppelte Wohlfahrtssystem verwaltet und in den 30 Folgejah- 
ren friedlich die Kommodiftzierung der Arbeit im Rahmen einer deregulierten 
Vermarktlichung geleitet hat, sind ihre Werte, Ziele und Arbeitsweisen nicht 
für den intensiver werdenden Kampf gegen die Kapitalistenklasse geeignet. Ein 
jüngeres Zitat des Gewerkschaftsführers Wang Ying im Christian Science Mo- 
nitor fasst die offizielle Sichtweise zusammen: „Unser Ziel ist es, eine Win- 
Win-Situation für Unternehmen und Arbeiter zu garantieren. Wir koordinieren 
die Arbeitsbeziehungen, wir kämpfen nicht gegen das Management.“ (CSM 
28.9.2008). Für diese harmonische, nicht-gegnerische Haltung der ACFTU 
existieren umfangreiche Belege. Daher sind die meisten ausländischen 
Beobachter davon überzeugt, dass das westliche Modell industrieller 
Beziehungen mit kollektiven Aushandlungen, formalisierten Verträgen und 
einer unabhängigen Selbstverwaltung der Arbeitnehmer innerhalb einer 
Gewerkschaft in China weder erkennbar noch möglıch ist. 

Doch die Frage, die größere Aufmerksamkeit verdient, scheint folgende zu 
sein: Existieren irgendwelche substanziellen Anzeichen oder Trends, die auf 
eine andere Zukunft der ACFTU hinweisen? Wenn ja, wäre dies nicht das Ter- 
rain, auf dem sich Chinas Reformer und ihre Verbündeten ın internationalen 
Gewerkschaften begegnen sollten? Im Folgenden will ich diese Trends kurz 
untersuchen und damit helfen, eine solche gemeinsame Plattform zu schaffen. 


Gesetze, ihre Grenzen und ihre „Lizenz” 


Über den Trend zu einer Stärkung der Arbeitsgesetze in China ist in den ver- 
gangenen Jahren viel geschrieben worden. Zumindest kann man in diesem 
Trend eine deutliche Reaktion auf die zunehmenden internen Widersprüche ın 
China schen, wo die Vermarktlichung eine wachsende Ungleichheit produ- 
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ziert. Das Gesetz wird als eine erste Bekundung der politischen Linie in China 
genutzt, und daher zeigte die zügige Verabschiedung des Arbeitsvertragsgeset- 
zes, des Streitschlichtungs- und Schiedsgesetzes und des Anti-Diskriminie- 
rungsgesetzes eine deutliche Entschlossenheit der Regierung, die Beziehungen 
auf dem Arbeitsmarkt zu institutionalisieren. 

Doch ebenso bedeutsam wie die Gesetze selbst ist das Umfeld, in dem diese 
Gesetze - vor allem das Arbeitsvertragsgesetz - debattiert und beschlossen 
wurden: Im Fall des Arbeitsvertragsgesetzes wurde der Entwurf schnell öffent- 
lich gemacht und führte innerhalb des ersten Monats zu 200.000 Reaktionen, 
die meisten von Arbeitern, die die Notwendigkeit eines stärkeren Schutzes un- 
terstrichen. Es folgte eine breite öffentliche Debatte zwischen den Vertretern 
von US- und EU-Handelskammern (die damit drohten, eine Verabschiedung 
des Gesetzes würde Auslandskapital aus China vertreiben) auf der einen Seite 
und den Unterstützern des Gesetzes in Gewerkschaft und Regierung auf der 
anderen Seite. Als das Gesetz am 1. Januar 2008 ın Kraft trat, war bei den Ver- 
tretern von Kapital, Arbeit und Regierung ein stärkeres Bewusstsein bezüglich 
ihrer jeweiligen Rechte und Eigeninteressen geschaffen worden: Krasse Beispie- 
le von Unternehmen, die versuchten, das Gesetz zu umgehen, füllten die Me- 
dienberichte, was die Regierung (häufig aufgrund der Aktivitäten von Gewerk- 
schaften oder Arbeitsämtern) zu Interventionen veranlasste. Es gab zahlreiche 
organisierte Versuche von Arbeitern, von ihren Unternehmen schriftliche Ver- 
träge zu erhalten oder Verträge, die den neuen Bestimmungen entsprachen 
(häufig wurden diese Versuche zwar nicht öffentlich, jedoch unter Wanderar- 
beitern diskutiert). Zentren zur Arbeitsrechtsberatung (mehrere Tausend wur- 
den von der ACFTU finanziert) begannen, eine zunehmende Zahl von Anträ- 
gen und Klagen von Arbeitern zu bearbeiten. 

Es ıst bekannt, dass in China Gesetze nur eine beschränkte Geltung besitzen. 
Die regulatorische Infrastruktur und die Möglichkeiten zur Durchsetzung von 
Gesetzen sind außerordentlich rudimentär. Dies gilt insbesondere im Fall der 
Arbeitsgesetze. Dennoch möchte ich einen Einwand gegen den gängigen Dis- 
kurs erheben, der das Arbeitsgesetz aufgrund seiner mangelnden Durchsetzung 
als faktisch bedeutungslos abtut. Vielmehr scheint den drei zentralen Akteuren 
der industriellen Arbeitsbeziehungen - den Gewerkschaften, dem Kapital und 
dem Staat - im Prozess der Verrechtlichung der Arbeit eine umfangreiche „Li- 
zenz“ zur Interessenvertretung eingeräumt worden zu sein. Diese Lizenz kann 
als eine Erlaubnis gesehen werden, außerhalb der bislang akzeptierten Rollen 
(Arbeiter machtlos, Kapital bestimmend, Staat wohlwollend) tätig zu werden. 
Die Parteien dürfen nun also damit beginnen, ihre separaten, gegensätzlichen 
und legitimen Eigeninteressen anzuerkennen, wobei jede Partei einen gewissen 
Zugang zu Rechtsmitteln hat. 

Die Verrechtlichung der Arbeitsbeziehungen hat das interessante Phänomen 
von Arbeitern hervorgebracht, die sich autodidaktisch das neue Recht zu eı- 


gen machen und es für andere durchzusetzen versuchen. In China werden sıe 
als „Bürgerbeauftragte“ bezeichnet, ihr historisches Vorbild sind die „shop- 
floor-lawyers“, die Arbeiteranwälte, in den USA. Sie reichen Klagen im Namen 
von Wanderarbeitern ein, wobei sie meistens gegen unzureichende Unfall- 
kompensationen, nicht ausbezahlte Löhne oder fehlerhafte Kündigungen an- 
gehen. Als nicht offiziell zugelassene, nicht lizensierte Fachleute verlangen die 
Bürgerbeauftragten für ihre Dienste keine Bezahlung im Voraus von ihren 
Klienten. Stattdessen erhalten sie einen Anteil am erreichten Ergebnis. Auf- 
grund ihres Klassenhintergrundes und ihrer eigenen Erfahrungen als Arbeiter 
repräsentieren sie ein völlig neues Element ın dem sich entwickelnden Rechts- 
system. Häufig sind sie aggressiv und sehr effektiv dabei, Verbindungen zu 
Wanderarbeitern herzustellen. Sie arbeiten direkt und unbürokratisch in ihrer 
Anwaltschaft und fordern die Autoritäten recht selbstbewusst heraus. Daher 
gelten sie zuweilen sowohl bei Arbeitgebern als auch bei Vertretern des Staates 
als Aufrührer und als potenziell gefährlich. Einige Gesetze haben ihren rechtli- 
chen Spielraum nun deutlich eingeschränkt. In einem extremen Fall im ver- 
gangenen November verlor ein prominenter Arbeiter-Organisator in Shenzen 
sogar fast ein Bein bei einer Messerattacke. Der Attentäter war von den Mana- 
gern einer Industriezone gedungen worden, in welcher der Angegriffene tätig 
war; dieser hatte Hunderte von Klagen auf Lohnnachzahlung für Wanderarbei- 
ter eingereicht. 

Da sich Arbeiter in China einen regulären Anwalt meistens nicht leisten kön- 
nen, führt das wachsende Bedürfnis nach einer Durchsetzung des Rechts zur 
Entstehung dieser neuen Gruppe von Arbeiteranwälten. Dies ist ein hart um- 
kämpftes Terrain, das zumindest teilweise durch die schnelle Ausdehnung der 
Arbeitsrechtsprechung geschaffen worden ist. Der Grad an informeller Freı- 
heit, den die Bürgerbeauftragten durch eine Kombination aus sozialen Kämp- 
fen und Verhandlungen um einen Platz innerhalb des formalen Rechtssystems 
erreichen können, könnte in Zukunft zunehmen, was tiefgreifende Folgen hät- 
te. Angesichts der starken korporatistischen Tendenzen in China ist es jedoch 
auch möglich, dass die Bürgerbeauftragten entweder durch den Markt oder 
durch die Regierung absorbiert werden. Oder sie werden schlicht unterdrückt. 

Sollte die Durchsetzung der Gesetze von unten eine Priorität für Chinas Regie- 
rung bekommen, so wäre dafür eine umfangreiche Mobilisierung von Ressour- 
cen nötig - insbesondere für die Ausbildung, die Entsendung und die Ermächti- 
gung sowohl von Gewerkschaftskadern wie von Vertretern der Arbeitsverwaltung, 
damit diese die Arbeitsgesetze kennen und anzuwenden lernen. Vielleicht werden 
diese Ressourcen niemals aufgebracht und selbst wenn, könnten sie unzurei- 
chend sein, um den bestehenden Gesetzen auch effektiv Geltung zu verschaffen. 
Doch jeder ernsthafte Versuch in dieser Richtung würde dabeı helfen, den Kon- 
text der Industriebeziehungen neu zu gestalten - ein Kontext, in dem die Exis- 
tenz separater Interessen von Arbeit, Kapital und Staat anerkannt werden. Damit 
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wäre zumindest die Vermarktlichung der Arbeitsbeziehungen explizit anerkannt. 
Dies wäre ein notwendiger Schritt, um die Arbeitnehmer in die Lage zu verset- 
zen, für ıhre eigenen Werte und Rechte zu streiten. 


Organisation einer „Gewerkschaftsbewegung” mit der Gewerkschaft 


Die Schlüsselfrage ist nun, ob die ACFTU die Aufgabe übernehmen kann, die 
Arbeiter in China im Rahmen einer Marktwirtschaft (oder einer Teil- 
Marktwirtschaft) zu vertreten und zu verteidigen? Bei der Beantwortung dieser 
Frage gehe ich von der Annahme aus, dass die ACFTU die einzige und exklu- 
sive Gewerkschaft in China bleiben wird. Diese Annahme wird sowohl von 
den Unterstützern wie von Kritikern der ACFTU geteilt. Diese Gewerkschaft 
ist ein Teil der Regierungsbürokratie unter der Kontrolle der Kommunisti- 
schen Partei. An diesen strukturellen Bedingungen wird sich in abschbarer Zeit 
nichts ändern; sie machen es für westliche Beobachter ungewöhnlich schwie- 
rıg, diese Gewerkschaft zu verstehen. 

Mit dem Bezug auf die Organisation einer Gewerkschaftsbewegung „inner- 
halb“ der ACFTU soll das Potenzial für Reformen - sowohl in den Grundsät- 
zen wie in den Praktiken - untersucht werden, das zu einer stärkeren Unter- 
stützung der Arbeitnehmer bei der Verteidigung ihrer Rechte und Interessen 
führen könnte. Die ACTFU ist die größte Gewerkschaft der Welt. Nach eige- 
nen Angaben hat sie über 213 Millionen Mitglieder. Allerdings ist das westli- 
che Konzept von Mitgliedschaft hier kaum anwendbar. Viele Mitglieder, viel- 
leicht sogar die Mehrheit, ist sich ihrer Mitgliedschaft gar nicht bewusst. Dies 
liegt zum einen daran, dass die Mitgliedsbeiträge - ein Zwangsbeitrag von 2 
Prozent des Lohns - direkt vom Arbeitgeber an die Gewerkschaft überwiesen 
werden. Zum anderen ist die Gewerkschaft am Arbeitsplatz im Allgemeinen 
unsichtbar. Dies trifft am stärksten für die Arbeitnehmer in Privatunterneh- 
men zu, am wenigsten jedoch für Arbeiter in Staatsbetrieben. 

Aufgrund des sozialistischen Erbes sind auf Unternehmensebene viele Gewerk- 
schaftskader selbst Manager. Aufgrund des neoliberalen Erbes sind auf Be- 
zirksebene viele Gewerkschaftskader selber Investoren oder sie profitieren von 
der Rentabilität der Unternehmen. Beide Phänomene unterminieren die Mög- 
lichkeiten der Gewerkschaft, im Konflikt mit dem Management die Interessen 
der Arbeiter unabhängig zu vertreten, weswegen viele Beschäftigte sich auch 
nicht viel von ihrer Gewerkschaft erwarten. 

Eine rühmliche Ausnahme bildet hier der Erfolg der Gewerkschaften bei der Fin- 
treibung von ausstehenden Lohnzahlungen für Bauarbeiter - ein bekanntes und 
hartnäckiges Problem in diesem Sektor. Seit dem Jahr 2003 haben Regierungsbe- 
hörden auf allen Ebenen 43 Milliarden RMB (6 Milliarden US-Dollar) für Bau- 
arbeiter eingetrieben, vor allem für Wanderarbeiter. Es ist allgemein anerkannt, 
dass für solche Siege über strukturell widerspenstige Arbeitgeber besonders einfluss- 
reiche und durch die Regierung unterstützte Beziehungen nötig sind. 


Dies illustriert die andere Seite der chinesischen Gewerkschaft - nämlich, dass 
sie als „sehr stark an der Spitze“ gilt, was ihren großen politischen Einfluss 
und ihre Integration in die Führung von Staat und Partei widerspiegelt. Insbe- 
sondere die Reform der Arbeitsgesetzgebung in den vergangenen vier oder fünf 
Jahren war zumindest teilweise das Verdienst des starken Lobbying der ACFTU 
und hat ihren Ruf als politisch kompetente Institution gestärkt. In dem von 
der Partei hartnäckig beschworenen Konzept einer „harmonischen Gesellschaft“ - 
dem Kennzeichen von Präsident Hu Jintaos Regierung - ist der Gewerkschaft 
die Aufgabe zugewiesen, die Bedürfnisse von Arbeit und Kapital auszubalan- 
cieren und zudem - obwohl bislang eher rhetorisch - das öffentliche Bewusst- 
sein als notwendigen Teil einer sozialen Transformation umzuformen. 


Druck von innen und von außen 


Vor diesem Hintergrund ist es hilfreich, die verschiedenen und konfligieren- 
den Seiten zu identifizieren, von denen Druck auf die ACFTU ausgeübt wird 
und anschließend zu überlegen, ın welche Richtung die Reaktionen auf diesen 
Druck führen können - in Richtung Reform oder in Richtung Reaktion. Die 
Gewerkschaft ist derzeit von verschiedenen Seiten unter Druck. Dazu gehören: 
- die weit verbreitete Verletzung von Arbeitsgesetzen und -regularien durch die 
Arbeitgeber, inklusive des beständigen Problems nicht ausbezahlter Löhne, ex- 
zessiver Überstunden, harter Disziplin und Verstößen gegen Gesundheits- und 
Sicherheitsbestimmungen; 

- verbreitete soziale Unruhen, bei denen jedes Jahr viele Millionen Wanderarbei- 
ter zehntausende von wilden Streiks und Protesten organisieren; 

- der bereits erwähnte Druck zur Durchsetzung der Gesetze, vor allem durch 
die Ansprüche der Arbeitsverwaltung und der Gerichte; 

- die ökonomischen Forderungen der Arbeiter, deren Löhne stagnieren und 
die mit (inzwischen jedoch etwas nachlassender) Inflation, steigenden Lebens- 
haltungs- und besonders Lebensmittelkosten zu kämpfen haben; 

- ein sich schnell ausbreitender Diskurs über soziale Ungleichheit, Einkom- 
mensunterschiede, das exzessive Wachstum privaten Reichtums und über die 
Notwendigkeit sozialpolitischer Eingriffe; 

- die Drohung, dass bei schnell steigenden Löhnen weniger ausländisches Ka- 
pital investiert wird; 

- die schweren Probleme von Arbeitern, die aus der Flexibilität des Kapitals 
resultieren, inklusive Privatisierung, Verlagerung und Subunternehmertum; 

- der Gegendruck gegen die Ansprüche von Arbeitern, die von Gewerkschafts- 
funktionären, Parteikadern oder anderen Regierungsbeamten auf regionaler 
Ebene ausgeübt werden, die ein finanzielles Interesse am Schutz der privaten 
Investitionen haben; 

- die expliziten Forderungen anderer Staaten, ausländischer Gewerkschaften, 
internationaler Gewerkschaftsbünde, von Konsumentenvertretern und interna- 
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tionalen Menschenrechtsorganisationen nach einer konsequenteren Durchset- 
zung der Rechte der chinesischen Arbeiter; 

- das Eigeninteresse der Gewerkschaft, ihren Mitgliedern mehr Aufmerksam- 
keit zu schenken, da sie andernfalls ihre Massenbasis verlieren und irrelevant 
werden könnte; 

- das politische Eigeninteresse von Partei- und Regierungsführern an sozialer 
Stabilität und an einem Ausschluss von unabhängigen Organisationsversuchen 
auf politischer oder Gewerkschaftsebene; 

- und schließlich das ernsthafte Engagement für die Rechte und Interessen der 
Arbeiterklasse, das zumindest von einigen Menschen in Gewerkschaft, Partei, 
Regierung oder in der Gesellschaft geteilt wird - und das derzeit kaum einen 
echten oder effektiven Weg der Betätigung findet. 


Behandeln wir zunächst die offensichtlichste Form der Reaktion auf diese 
Hlerausforderungen, die regressive Reaktion: Im Jahr 2005 begann die chinesi- 
sche Politik damit, die Freiräume von NGOs der Arbeiter und Arbeiterinnen 
bei der Basisarbeit deutlich einzuschränken. Entstanden waren diese Gruppen 
vor allem im Perlflussdelta Mitte der neunziger Jahre. Sie waren stets sehr klein 
und nur von marginaler Bedeutung gewesen, konnten ihre Arbeit aber relativ 
offen durchführen. Unterstützt wurden sie vor allem von Gewerkschaftsaktivis- 
ten aus Hongkong, Geld floss ihnen aber auch durch eine Reihe ausländischer 
Stiftungen zu, die es sich zum Ziel gesetzt hatten, in China eine Zivilgesell- 
schaft zu entwickeln. Die NGOs boten eine ganze Palette von Hilfsdiensten 
an - von der Weiterbildung für Rechtsberater bis zur Organisation von Schlaf- 
sälen in Sweatshop-Fabrikzonen. Im laufenden Jahrzehnt entwickelten diese 
Gruppen formale Sponsorenbeziehungen mit den zuständigen Regierungsbe- 
hörden - wie Gewerkschaft, Betriebshospitäler, Frauen- oder Jugendorganisati- 
onen, vor allem auf Bezirksebene - und erhielten die Erlaubnis, ihre Pro- 
gramme innerhalb bestimmter Grenzen durchzuführen. Unter Präsident Hu 
Jintao jedoch kam es zu einer politischen Kehrtwende, die häufig auf die 
Furcht des Präsidenten vor der Welle der „bunten Revolutionen“ zurückge- 
führt wurde, die von Osteuropa langsam auf China überschwappte. Für die 
NGOs bedeutete dies neue Restriktionen bei ihrer Unterstützung und Finan- 
zierung durch ausländische Quellen. Zudem wurde jegliche Unterstützung 
durch die Gewerkschaften zurückgezogen. Viele dieser Gruppen schrumpften 
daraufhin, gaben auf, änderten ihr Programm oder setzten ihre Arbeit auf in- 
formeller Ebene fort. Dies enttäuschte die Erwartungen vieler westlicher Beob- 
achter, die darauf gesetzt hatten, dass aus den NGOs eine unabhängige Orga- 
nisationsform vor allem für die Wanderarbeiter in den Sweatshops entstehen 
könnte. 
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Das Wal-Mart-Moment 


Doch gleichzeitig öffneten sich neue Räume: Berühmt wurde die Forderung 
der Regierung an die ACFTU die Beschäftigten des US-Einzelhandelskonzerns 
Wal-Mart zu organisieren. Wal-Mart ist durch seine erpresserische Preissetzung 
gegenüber Lieferanten, seinen zerstörerischen Einfluss auf den lokalen Einzel- 
handel, seine Gesetzesverletzungen und seine stark antigewerkschaftlichen Ein- 
stellung ein prominentes Symbol des Neoliberalismus. Im Jahr 2006 startete 
unter großer Anteilnahme des In- und Auslands eine Kampagne, an deren En- 
de schließlich alle der mehr als 100 Wal-Mart-Filtalen in China gewerkschaft- 
lich organisiert waren. 

Es folgte eine für ausländische Beobachter verwirrende Abfolge von ermutr- 
genden und entmutigenden Anzeichen dafür, was diese Organisierung tatsäch- 
lich bedeutet. Auf symbolischer Ebene repräsentiert er den Aufstieg organisier- 
ter Kräfte (Regierung und Gewerkschaft), die den führenden transnationalen 
Ausbeuter unter die nationalen Ziele zwingen. Doch was waren diese Ziele, 
und passten sie überhaupt zu den Zielen der Arbeiter? Ein Fünf-Punkte-Plan 
der ACFTU zur gewerkschaftlichen Organisation von Wal-Mart aus dem Jahr 
2006 legt sowohl ein neues Engagement für die Bottom-up-Organisation nahe 
(d.h. man wendet sich an die Arbeiter und Arbeiterinnen, nicht an die Bosse), 
wıe auch eine stärkere Orientierung an der Durchsetzung von Arbeiterinteres- 
sen gegen die Interessen des Kapitals. Diese fünf Punkte waren: 

1. Alle Wal-Mart-Arbeiter zum Eintritt in die Gewerkschaft mobilisieren. 

2. Öffentliche Kampagnen in den Massenmedien, im Fernsehen wie auch die 
Verteilung von Handzetteln oder Pamphleten. 

3. Erhöhung des materiellen und personellen Einsatzes für die gewerkschaftli- 
che Organisierung. 

4. Die geltenden Gesetze müssen befolgt werden. Das Management kann die 
Beschäftigten nicht vom Gewerkschaftsbeitritt abhalten, derartige Beschrän- 
kungen sind illegal. 

5, Mehr Einsatz für Beschäftigte, die vom Management unangemessen bestraft 
und behandelt worden sind. Erhöhung niedriger Löhne, Verbesserung der Ar- 
beitsbedingungen. 


Tatsächlich wurden die Wal-Mart-Filialen, die die ACFTU als erste ins Visier 
nahm, mit Mobilisierungstechniken organisiert, die westliche Gewerkschafter 
zwar wieder erkennen dürften, die in China jedoch hochgradig ungewöhnlich 
und neuartig sind: Treffen mit den Arbeitern außerhalb des Betriebs, Schulung 
und Ermunterung, Unterzeichnung von Petitionen, Übergabe der Gewerk- 
schaftsforderungen an das Management, geheime Wahlen. Die Chance, das 
dies eine Wende zu einer „Organisierung von unten“ signalisieren könnte, 
schrumpfte jedoch deutlich, als das Konzernmanagement von Wal-Mart und 
die ACFTU eine nationale Einigung erzielten, durch Verwaltungsakte eine ge- 
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werkschaftliche Repräsentation in allen verbleibenden Filialen einzuführen. 

Bei der anschließenden Wahl von Gewerkschaftskomitees, in den Verhandlun- 
gen über die ersten Verträge, im Gerangel um Arbeitsplatzprobleme und wäh- 
rend der Etablierung einer eigenen Identität für die Wal-Mart-Gewerkschaften 
gab es Momente, in denen die Beschäftigten sich mehr Raum verschaffen 
konnten oder in denen einige Gewerkschaftsvertreter sich auf die Seite der Ar- 
beiter schlugen und so den Status der Arbeiter als Gegenpol zum Manage- 
ment stärkten. Doch jeder dieser Momente musste hart erkämpft werden. Es 
bleibt der allgemeine Eindruck, dass weiterhin ein „paper-unionism“ vor- 
herrscht, in dem die Bezirksvertreter der Gewerkschaft und das lokale Mana- 
gement die Macht haben, gemeinsam oder einander beratend die Bestrebun- 
gen der Arbeiter einzuhegen. 


Neue Räume 


Die neuen Trends scheinen den Willen der ACFTU zu signalisieren, sich der 
Hegemonie des Kapitals entgegenzustellen und seine Macht zu begrenzen. Zur 
Einordnung dieser Trends müssen westliche Beobachter vielleicht versuchen, 
die Welt mit chinesischen Augen zu sehen. 

Die lautstarke Ankündigung der ACFTU vom Juni 2008 zum Beispiel, sie 
würde innerhalb von 100 Tagen 80 Prozent der 10.000 Fortune-500- 
Unternehmen gewerkschaftlich organisieren, wäre nach westlichen Methoden 
und Standards der Organisierung als unmöglich abgetan worden. Die chinesi- 
sche Methode dagegen - bei der ein Gewerkschaftsfunktionär sich direkt beim 
Management eine offizielle Zustimmung einholt - macht es möglich, gleich- 
zeitig eine hohe gewerkschaftliche Effizienz wie auch die Unterordnung des 
Auslandskapitals unter chinesische Autorität zu beanspruchen. In den meisten 
Fällen wäre damit die Vorgabe ausreichend erfüllt, der westliche Beobachter 
bliebe jedoch enttäuscht. 

Mancherorts lässt sich jedoch beobachten, dass diese Organisationsmethode 
als ein Ausgangspunkt für einschneidendere Reformen dient. Hervorzuheben 
sind hier die Initiativen des Verbandes der Gewerkschaften in Guangzhou, de- 
ren Vorsitzender Chen Weiguang auf einer Gewerkschaftsversammlung am 15. 
Juli mahnte „Wir haben dem BIP die Interessen und sogar die Rechte der Ar- 
beiter geopfert. Dies kann nicht so weitergehen!“ und anschließend die Bil- 
dung einer hundertköpfigen Gruppe verkündete, die die Aufgabe der gewerk- 
schaftlichen Organisation der Fortune-500-Konzerne übernehmen sollte. Mit un- 
gewöhnlicher Offenheit gab Chen zu: „Mir ist klar geworden, dass die Gewerk- 
schaft in der Vergangenheit viel Zeit mit dem Versuch verschwendet hat, mit den 
Bossen dieser Hardliner-Konzerne eine Übereinkunft zu finden und dass dieser 
Top-Down-Ansatz der Organisierung nicht zum Ziel führt.“ Nun aber, sagte 
er, werde es einen großen Ruck geben, um die Gewerkschaften in diesen Un- 
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ternehmen zu verankern und zwar mittels einer neuen Strategie: nicht mehr „die 
Bosse überzeugen“, sondern „die Arbeiter mobilisieren“. Er betonte: „Gewerk- 
schaften gehören den Arbeitern, daher spielt es grundsätzlich keine Rolle, ob 
die Bosse zustimmen oder nicht.“ (www.cIntranslations.org/article/33/the-chinese- 
trade-unions-big-rush-to-set-up-unions-in-fortune-500-companies). 

Auf der anderen Seite steht die Frage nach der Rolle - der sich wandelnden 
Rolle - von Managern, die als Gewerkschaftsfunktionäre fungieren. Wie bereits 
erwähnt, wurden bei der Bildung der chinesischen Gewerkschaften in der sozi- 
alistischen Ära alle Arbeitnehmer ohne Unterschiede in einen Topf geworfen - 
von der Putzfrau bis zum Vorstandsvorsitzenden. Da in dem Kampf um die 
Verteilung der Überschüsse keine Fronten zwischen Arbeit und Privatkapital 
gezogen wurden, wurde der Gegensatz zwischen Managern und Beschäftigten 
eingeebnet. Mehr noch: Einen mächtigen Manager als Vorsitzenden der Be- 
triebsgewerkschaft zu haben, war für Arbeiter sogar nützlich, denn der Mana- 
ger konnte mit seinem Einfluss wichtige Ressourcen sichern. Sogar heute 
noch, nach 25 Jahren Privatisierung und der damit einhergehenden Abwertung 
des Arbeiterstatus gegenüber dem Management, ist man sich der Probleme 
dieses Arrangements nur teilweise bewusst. Noch immer ist es üblich, dass Ar- 
beiter es verteidigen. Von daher ist es doppelt bedeutsam, dass die ACFTU 
am 1. Januar 2008 neue landesweite Regeln erlassen hat (gefolgt von den 
bahnbrechenden regionalen Regulationen, die am 1. Mai 2008 in Guangzhou 
verkündet wurden), gemäß denen es insbesondere den Managern und Perso- 
nalvorständen untersagt ist, sich um Posten als Gewerkschaftsvorsitzende oder 
-vizevorsitzende zu bewerben. (Dies ist doppelt bedeutsam, da man hierin er 
ne vorbereitende Maßnahme erkennen kann, mit der ein struktureller Antago- 
nismus etabliert wird - ein Antagonismus, der noch immer nicht von allen 
Arbeitern und Arbeiterinnen empfunden und dessen Etablierung noch immer 
nicht allgemein eingefordert wird.) 

Die Wahl von Gewerkschaftsfunktionären in China ist noch immer alles ande- 
re als demokratisch - im westlichen Verständnis des Wortes. Eine Kandidaten- 
liste wird von einem Wahlvorbereitungskomitee erstellt, in dem auch Manager 
sitzen oder sogar dominieren. Diese Liste muss dann von einem höherrangi- 
gen Gewerkschaftskomitee abgesegnet werden. Hierbei handelt es sich um eine 
Vorsichtsmaßnahme, die die hierarchische Kontrolle der Gewerkschaft gewähr- 
leisten und die heute vielleicht auch eine Dominanz des Managements ver- 
hindern soll. Wahlberechtigt ist nicht die Gesamtheit aller Arbeitnehmer, son- 
dern lediglich eine Auswahl von repräsentativen Wahlmännern. Aus westlicher 
Sicht sind dies verschiedenartige und widersprüchliche Mechanismen, doch 
passen sie zu dem Trend in Richtung einer Differenzierung der Interessen in- 
nerhalb eines noch immer autoritären Rahmens der Arbeitsbeziehungen. 

Auf der Agenda der ACFTU finden sich auch kollektive Vertragsverhandlun- 
gen als eine sich entwickelnde Ebene zur Etablierung eines autonomeren, inte- 
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ressenbasierten Verhältnisses. Es existiert in China eine breite und facetten- 
reiche Historie von Aushandlungsprozessen (allgemein bekannt als „kollektive 
Konsultationen“), mit großen Unterschieden zwischen den einzelnen Sekto- 
ren, Regionen und Eigentumsformen. Dennoch standen diese Verhandlungen 
in den vergangenen 30 Jahren fast ausschließlich im Dienst der Steigerung des 
Bruttoinlandsprodukts oder der Profite, was zu einer stetigen Verschlechterung 
von Löhnen und Arbeitsbedingungen führte. Unter dem Druck der oben ge- 
nannten Entwicklungen beginnt sich dies nun zu ändern. Als zum Beispiel der 
Gewerkschaftsverband von Shenzen (Shenzen wurde in den achtziger Jahren von 
der Regierung Deng Xiao Pings eingerichtet, sie war die erste Sonderwirtschafts- 
zone und hat damit eine besondere Bedeutung) die neuen Arbeitsvorschriften 
am 1. August 2008 einführte, wurde das Ziel ausgegeben, eine „verantwortungs- 
volle, machtvolle und kampfbereite Gewerkschaft“ zu schaffen, die die Rechte der 
‚Arbeiter verteidigen kann (www.minesandcommunities.org/article.php?a =8781). 


Vorsichtige Öffnung in Richtung ausländischer Gewerkschaften 


Chinas jahrhundertealte Fähigkeit, den Zugang von Ausländern zu seinem na- 
tionalen Leben fein abzustimmen, ıst gut bekannt. Die Zwillingstalente von 
Exklusion und Inkorporation von Ausländern und ausländischen Ideen sind 
in der Entwicklung der Nicht-Markt-Sphäre, nennen wir sie Zivilgesellschaft, in 
den vergangenen 30 Jahren besonders deutlich geworden. Im sensiblen Bereich 
der Arbeitsbeziehungen ist mit großer Vorsicht vorgegangen worden. Daher 
verdient ein „Forum zu Globalisierung und Gewerkschaften“ Aufmerksamkeit, 
das im Januar 2008 ın Peking veranstaltet wurde. 

Die eigene Berichterstattung der ACFTU über das Ereignis unterstrich zu- 
nächst eher formelhaft die Notwendigkeit einer stabilen globalen Wirtschafts- 
entwicklung. Dann aber wurden die Äußerungen von Präsident Hu Jintao fol- 
gendermaßen kommentiert: „Hu Jintao betonte, dass in der heutigen Welt die 
Rechte und Interessen der breiten Masse der Arbeiter verschiedener Länder 
immer enger miteinander verknüpft sind und von uns allen studiert und gesi- 
chert werden müssen. Gewerkschaften verschiedener Länder sollten ihren Dia- 
log weiter stärken, sich gleichberechtigt austauschen, nach Gemeinsamkeiten 
suchen und ihre Differenzen zurückstellen, sie sollten vereint die internationa- 
len Gewerkschaftsbeziehungen auf der Basis gegenseitigen Respekts, Koopera- 
tion, Demokratie und Harmonie fördern und entwickeln, die Interessen und 
Rechte der breiten Masse der Arbeiter unterschiedlicher Länder ernsthaft 
schützen und einen kraftvollen Beitrag zur Erhaltung des Weltfriedens und zur 
Förderung der allgemeinen Entwicklung leisten.“ (www.acftu.org.cn/template/ 
10002/file.jsp?cid=47 &aid=398). 

Die internen Vorbereitungsarbeiten machen in China deutliche Fortschritte, wo- 
bei große Anstrengungen auf die wissenschaftliche Untersuchung ausländischer 


Modelle industrieller Arbeitsbeziehungen, kollektiver Verhandlungssysteme, ge- 
werkschaftlicher Wahlen und Finanzierungsmechanismen verwandt werden. Ge- 
werkschaftsdelegationen sind regelmäßig in Asien unterwegs, reisen nach Europa 
und zunehmend nach Nordamerika; und Gewerkschaften auf Stadt-, Provinz- 
oder landesweiter Ebene empfangen auch ausländische Delegationen. 

Der Widerstand gegen eine Zusammenarbeit mit der ACFTU bei Gewerk- 
schaften aus den USA oder der EU hat noch nicht ausreichend nachgelassen, 
trotz all der Belege eines ausufernden und von gewerkschaftlichem Widerstand 
ungebremsten Freibeutertums der Unternehmen. Die wichtigste Ausnahme in 
den USA bildet der Vorstoß von Andy Stern, Präsident der Dienstleistungsge- 
werkschaft SEIU (Service Employees International Union). Stern rief vor kur- 
zem den Verband Change to Win ins Leben, ein Produkt der von Stern ge- 
führten Abspaltung vom Gewerkschaftsdachverband AFL-CIO im Jahr 2005. 
Verschiedene hochrangige Treffen von Führern der ACFTU und des Verban- 
des Change to Win haben bereits stattgefunden, auch James Hoffa Jr., Präsi- 
dent der International Brotherhood of Teamsters, nahm daran teil. Dieser 
Kontakt führte, wenn auch auf langwierige, zähe Weise, zur Unterzeichnung 
eines formalen Protokolls, das die Tür zu einem regulären Austausch öffnet. 
Dies mag zwar ein bemerkenswerter Wandel in einer langen Geschichte gegen- 
seitiger Isolation sein. Doch kann man darın noch kein Anzeichen einer „in- 
ternationalen Gewerkschaftssolidarität“ sehen, die durch die Zusicherung ge- 
genseitiger Hilfe und Unterstützung im Angesicht gemeinsamer Herausforde- 
rungen charakterisiert wäre. Es ist recht schwierig vorherzusagen, ob diese 
Entwicklung zur Bildung eines globalen Gewerkschaftsnetzwerks führt, das 
über nennenswerte Kraft und Fähigkeiten verfügt - insbesondere, da beide Sei- 
ten durch rigide bürokratische und politische Bedenken eingeengt werden. Selbst 
Treffen auf einer niederen Ebene, wo sich verschiedene Experten zuweilen in- 
formell austauschen, mögen in konkreten Aspekten sehr ermutigend sein, doch 
bleiben sie zögerlich und schwächlich angesichts der großen Aufgaben. 

Doch es bleiben eine Reihe von unterschwelligen Strömungen, die zu der 
Hoffnung Anlass geben, dass manche Entwicklungen schneller stattfinden 
werden als gedacht: 

- das Ende der Bush-Ara und die Möglichkeit einer stärker internationalistisch 
ausgerichteten US-Außenpolitik, die auch der Zivilgesellschaft neue Wege zur 
Zusammenarbeit bieten könnte; 

- die Finanzkrise, die Zweifel gegenüber der bislang hegemonialen Vorstellung 
von Deregulierung als leitendem Prinzip der globalen Ökonomie sät; 

- die unverminderte Zunahme von sozialer und ökonomischer Ungleichheit 
in den meisten Industrie- und Entwicklungsländern; 

- die unendlich langsamen aber deutlichen Fortschritte der chinesischen Re- 
gierung und der ACFTU in Richtung einer Differenzierung der verschiedenen 
Lager innerhalb der industriellen Arbeitsbeziehungen in China. 
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Zum letzten Punkt: Westliche Gewerkschafter müssen diese beginnende Aner- 
kennung unterschiedlicher Interessen von Arbeit und Kapital in China will- 
kommen heißen, ebenso wie die entstehenden Institutionen zur Stärkung von 
Autonomie und Einfluss, die die Kosten dieser Interessen berechnen. Wenn 
dieser Trend reift, wird eine Plattform vorstellbar, von der aus Brücken zur in- 
ternationalen Gewerkschaftskooperation geschlagen werden können. 

Aus dem Amerikanischen übersetzt von Stephan Kaufmann 
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Kristina Dietz, Markus Wissen: Marxism and „natural limits“. A critical discussion of 
eco-Marxist approaches to the ecological crisis. In the face of climate change and peak oil, 
a concept of “natural limits” to societal development seems to be necessary for an appropriate 
understanding of the ecological crisis. Eco-Marzist approaches, like the ones of James 
O’Connor, Elmar Altvater and Ted Benton, have significantly contributed to develop such a 
concept. Particularly, they have contributed to dissolving respective discussions from their Mal- 
thusian roots and to defining natural limits as related to the capitalist mode of production. 
However, the eco-Marzist focus on the structural contradictions of capitalism affects its ability to 
understand the variety of societal relationships with nature which is possible within capitalism, 
and thus the modes through which the ecological contradictions of capitalism may be regulated. 
Furthermore, it neglects the various forms of the production of nature which do not necessary 
lead to natural limits but are nevertheless an issue of socio-ecological power and domination. In 
order to grasp the ecological crisis in a more comprehensive manner the eco-Marxist view thus 
has to be complemented by other approaches like critical political ecology and the concept of 
societal relationships with nature. 


Erik Swyngedouw: Trouble with Nature: “Ecology as the New Opium for the Masses”. 
In The notion of "nature" constitutes an empty signifier, which is colonized and filled with 
meaning by scientists, experts and policy-makers, and through a variety of techno-administrative 
procedures. This is a gesture par excellence of de-politicization, of placing "nature" outside the 
field of public dispute, contestation, and disagreement. In order to find a democratic and so- 
cially inclusive response to the current "environmental crisis", we need to abandon the concept 
of "nature". Instead, we need to re-conceputalize "nature" as a socio-environmental process, and 
reclaim democratic public spaces, which allow us to discuss the conditions for more egalitarian 
socio-ecological arrangements. 


Christine Bauhardt: Resource Politics and Gender Equity - Questions of local and 
global governance. Resource politics means the access to resources, the use of resources and 
the governance of resources. The current debate on climate change contributes to the ongoing 
social and economic injustice within gender relations. The article asks for non-hegemonic ap- 
proaches to resource politics striving for gender equity and suggests a feminist understanding of 
sustainable livelihood as an adequate concept. 


Achim Brunnengräber: Carbon Trading as a Non-Solution to Climate Change. Climate 
change is a profound crisis of society and of the capitalist mode of production. Nevertheless, 
hegemonic forms of the regulation of the crisis emerge which correspond to neoliberal political 
concepts. Primarily economic and ‘flexible’ instruments, such as Emission Trading (ET), the 
Clean Development Mechanism (CDM) and Joint Implementation (JI) are to counteract the 
trend. In climate policy these mechanisms are the result of diplomatic negotiations, technical- 
control optimism and a political-economic strategy which follows a ‘win-win’ logic. The mecha- 
nisms are constructed in a ‘flexible’ form, so that within the framework of a skilful CO2 book- 
keeping balance-sheet the reductions appear to take place, when in absolute terms no reduction 
at all has in fact occurred. 


Lutz Mez, Mycle Schneider: A Nuclear Power Renaissance? Maybe not. The international 
nuclear lobby is constantly talking about a nuclear renaissance. But nuclear power is rather in 
the dusk than in the dawn. Missing industrial capacities, skyrocketing costs for raw materials and 
new nuclear power plants, the dramatic skilled worker/manager shortage and a sceptical financtal 
sector are the main problems of nuclear industry. And nuclear technology as saviour against 
global warming is no good either. 


